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Geschaftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung sichern, dass die
Peter Felser von dem Beauftragten der Bundesregierung fiir
(AfD) Kultur und Medien Wolfram Weimer angekiindig-

ten Pldne zur Ausweitung der Aufsichtskompe-
tenzen der Landesmedienanstalten auf Plattfor-
men wie YouTube und andere digitale Angebote
nicht dazu fithren, dass Landesmedienanstalten —
wie aktuell im Fall der Aufforderung der Landes-
anstalt fiir Medien Nordrhein-Westfalen an den
Podcaster Benjamin Berndt, sdmtliche bereits ver-
Offentlichten Folgen seines Formats ,,ungeskrip-
tet nachtréglich auf Einhaltung der sogenannten
journalistischen Sorgfaltspflicht zu {iberpriifen —
einen staatlichen Eingriff in die Presse- und Mei-
nungsfreiheit nach Artikel 5 des Grundgesetzes
darstellen, und welche Schlussfolgerungen zieht
die Bundesregierung aus diesem konkreten Fall
fiir die weitere Ausgestaltung ihrer eigenen Regu-
lierungsvorhaben im Bereich digitaler Medien?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 9. Juli 2026

Laufende Verfahren oder Hinweisschreiben der unabhéngigen Landes-
medienanstalten kommentiert die Bundesregierung nicht.

2. Abgeordneter Welche Schlussfolgerungen zieht Bundeskanzler
Sebastian Maack  Friedrich Merz ggf. aus der Tatsache, dass er mit
(AfD) 16 Prozent noch niedrigere Zustimmungswerte

aufweist als der damalige Bundeskanzler Olaf
Scholz mit 19 Prozent im Januar 2024, als
Friedrich Merz schrieb ,,wenn ein Bundeskanzler
mit einer so niedrigen Zustimmungsrate keinerlei
Anzeichen gibt, an seiner Kommunikation, seiner
Politik, seinem Fiihrungsstil etwas zu é&ndern,
dann lasst er die Bevolkerung allein mit allen Pro-
blemen. Das ist einfach respektlos* (www.infrates
t-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/ard-de
utschlandtrend/2024/januar/; www.infratest-dima
p.de/umfragen-analysen/bundesweit/ard-deutschla
ndtrend/2026/juni/; https://x.com/ FriedrichMerz/
status/1746846540285538308)?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister vom 6. Juli 2026

Bundeskanzler Friedrich Merz hat die Zukunftsfestigkeit unseres Landes
im Blick und konzentriert sich daher auf die Umsetzung der dafiir not-
wendigen Reformen.


https://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/ard-deutschlandtrend/2024/januar/
https://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/ard-deutschlandtrend/2026/juni/
https://www.x.com/_FriedrichMerz/status/1746846540285538308
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3. Abgeordneter Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
Maximilian Kneller rung die Gesamtkosten fiir die Anfertigung des
(AfD) »Kanzlerportrits der Altkanzlerin Dr. Angela

Merkel einschlieSlich des Kiinstlerhonorars und
aller damit verbundenen weiteren Kosten, wie der
Prisentationsveranstaltung und anderer Kosten
(bitte alle in dem Zusammenhang angefallene
Kosten nach einzelnen Kostenarten aufschliis-
seln)?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister vom 10. Juli 2026

Dem Bundeskanzleramt liegen keine Informationen zu den entstandenen
Kosten fiir das Kanzlerportrait der Bundeskanzlerin a. D. Dr. Angela
Merkel vor.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

4. Abgeordneter Fir welche Projekte wurden die bisher von
Rainer Galla Deutschland von der EU aus der Aufbau- und Re-
(AfD) silienzfazilitit als Teil des Aufbauprogramms

NextGeneration EU abgerufenen rund 24,3 Mrd.
Euro im Rahmen des Deutschen Aufbau- und Re-
silienzplans (DARP) eingesetzt, und in welche
Projekte sollen die fiir Deutschland noch verblei-
benden rund 6 Mrd. Euro, die bis Ende 2026 ab-
gerufen werden miissen, flieBen (bitte ausfiihren;
www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pr
essemitteilungen/Finanzpolitik/2026/05/2026-05-
05-aufbau-und-resilienzfazilitaet.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 8. Juli 2026

Die europdische Aufbau- und Resilienzfazilitit (ARF) ist ein leistungs-
basiertes Instrument, d. h. alle Projekte sind bereits im DARP festgelegt
und werden seit 2021 mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt umgesetzt.
Die Auszahlung der ARF-Mittel durch die EU-Kommission erfolgt tran-
chenweise bei erfolgreichem Nachweis iiber die Umsetzung der fiir jede
Tranche vereinbarten Meilensteine und Ziele. Die so aus der ARF abge-
rufenen Mittel flieBen vollumfianglich in den Bundeshaushalt Epl 60.

Die Verteilung der fiir jede MaBnahme festgelegten Meilensteine und
Ziele auf die insgesamt fiinf Auszahlungstranchen ist dem Annex des
Ratsdurchfithrungsbeschlusses zu entnehmen. Die aktuelle Fassung des
Ratsdurchfithrungsbeschlusses ist zu IThrer Information in der Anlage
beigefiigt; relevant sind hier insbesondere die Seiten 65 bis 74.!

' Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/7052 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.


https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2026/05/2026-05-05-aufbau-und-resilienzfazilitaet.html
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5. Abgeordneter Wie hoch waren nach der Kenntnis der Bundes-
Rainer Galla regierung in den Jahren 2017 bis 2025 die gesam-
(AfD) ten staatlichen Einnahmeausfille (egal ob auf

Ebene des Bundes, der Lander bzw. der Kommu-
nen) aufgrund von Steuervergiinstigungen fiir
Korperschaften, die gemeinniitzige Zwecke (§ 52
Abgabenordnung — AO), mildtitige Zwecke (§ 53
AO) bzw. kirchliche Zwecke (§ 53 AO) verfolgen
(bitte aufschliisseln nach Jahren und Grund der
Steuervergiinstigung im Sinne der Abgabenord-
nung)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 8. Juli 2026

Zu den staatlichen Einnahmeaustfillen aufgrund von Steuervergiinstigun-
gen fiir Korperschaften nach §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung liegen
der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

6. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung den
Kay Gottschalk Schaden der aufgedeckten Betrugsfille im Zu-
(AfD) sammenhang mit inldndischen Kindergeldzahlun-

gen an Auslidnder, beispielsweise an Ukrainer
(https://journalistenwatch.com/2026/06/26/razzia-
in-ukrainer-fluechtlingshaus-gewerbsmaessiger-ki
ndergeldbetrug-an-der-tagesordnung/), bezie-
hungsweise Zahlungen an im Ausland lebende

Kinder seit 2015?
7. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung die im
Kay Gottschalk Zusammenhang mit den Kindergeld-Betrugsfillen
(AfD) zuriickgeholten Gelder (bitte nach den 14 haufigs-

ten Nationalitdten aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 6. Juli 2026

Die Fragen 6 und 7 werden gemeinsam beantwortet.

In jedem Einzelfall, den die Familienkasse iiberpriift und feststellt, dass
die Voraussetzungen fiir den Bezug von Kindergeld nicht oder nicht
mehr vorliegen, werden Riickforderungsverfahren eingeleitet.

Eine Statistik iiber die im Einzelfall vorliegenden konkreten Griinde fiir
die Riickforderung von Kindergeld existiert nicht. Es erfolgt auch keine
differenzierte Erfassung der zuriickgeforderten Kindergeldbetrdge nach
der Staatsangehorigkeit des Anspruchsberechtigten oder nach dem
Wohnsitzstaat der Kinder.

Bei den Riickzahlungen an die Familienkassen wird nicht gesondert er-
fasst, welche Tilgungen sich auf Betrugsfille beziehen.


https://www.journalistenwatch.com/2026/06/26/razzia-in-ukrainer-fluechtlingshaus-gewerbsmaessiger-kindergeldbetrug-an-der-tagesordnung/

Drucksache 21/7052 —4 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

8. Abgeordneter Warum sieht der aktuelle Gesetzentwurf der Bun-
Dr. Moritz desregierung zum antraglosen Kindergeld (Bun-
Heuberger destagsdrucksache 21/5874) nicht vor, dass die
(BUNDNIS 90/ Mutter automatisch als Berechtigte fiir das Kin-

DIE GRUNEN) dergeld angesehen wird, wie auch von den Sach-
verstindigen in der Offentlichen Anhérung ange-
regt wurde (www.bundestag.de/ausschuesse/a07
finanzen/wp21 a07 Anhoerungen/1183612-118
3612), und hat sich die Bundesregierung eine
eigene Auffassung zu der Problematik, dass an-
sonsten manche Viter als Empfinger von Kinder-
geld ausgewihlt wiirden, die zum Beispiel auf-
grund von Sorgerechtsstreitigkeiten nicht mit dem
Kind leben oder sich finanziell an der Erziehung
beteiligen, gebildet, und wenn ja, zu welchem Er-
gebnis kommt sie dabei?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung ist sich mit den Koalitionsfraktionen in der Ziel-
setzung einig, dass bei der Gewidhrung von Kindergeld im Zweifel die
Mutter zu begilinstigen ist (vgl. Bundestagsdrucksache 21/5874). Es wur-
de sich gegen die Aufnahme einer entsprechenden gesetzlichen Rege-
lung entschieden, weil diese mit Nachteilen fiir die Einfiihrung des an-
tragslosen Kindergeldes verbunden wire. Die Familienkasse soll insbe-
sondere eine Berechtigtenauswahl vermeiden, die sich fiir Frauen in Kri-
sensituationen nachteilig auswirken wiirde. Die Familienkasse soll
hierflir auch auf aktuelle Meldedaten zuriickgreifen, die z. B. auf eine
Trennung der Familie schlie3en lassen.

Durch das antragslose Kindergeld bleibt das so genannte ,,Obhutsprin-
zip“ des § 64 Absatzes 2 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes unbe-
riihrt, so dass auch weiterhin das Kindergeld vorrangig an die Person ge-
zahlt wird, die das Kind in den eigenen Haushalt aufgenommen hat (vgl.
Bundestagsdrucksache 21/5874).

9. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Berechnungen dazu
Dr. Moritz vor, wie viele Geburtsfille pro Jahr — auf Grund-
Heuberger lage der aktuellen Datenbestdnde zum Kindergeld
(BUNDNIS 90/ der Familienkassen der Bundesagentur fiir Arbeit
DIE GRUNEN) — in den zuriickliegenden fiinf Jahren von einem

antragslosen Kindergeldverfahren hétten profitie-
ren koénnen, wie im aktuellen Gesetzentwurf der
Bundesregierung  auf = Bundestagsdrucksache
21/5874 vorgesehen (bitte sowohl absolut als
auch als prozentualer Anteil aller jéahrlichen Neu-
falle angeben), und wenn ja, mit welchem Ergeb-
nis, und wie viele werden es laut Prognosen der
Bundesregierung nach Abschluss beider Ausbau-
stufen sein?


https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07_finanzen/wp21_a07_Anhoerungen/1183612-1183612

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -5- Drucksache 21/7052

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Michael Schrodi
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung schitzt die jéhrliche Fallzahl auf rund 306.800
(vgl. Bundestagsdrucksache 21/5874). Datengrundlage waren die Daten
des Statistischen Bundesamts (www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaf
t-Umwelt/Bevoelkerung/Geburten/Tabellen/geburtenfolge zeitreih
e.html). Die tatsdchliche Hohe wird jedoch davon abhingen, wie viele
Biirgerinnen und Biirger bereits vor der Geburt eines Kindes freiwillig
ihre Kontoverbindung an das Bundeszentralamt fiir Steuern mitgeteilt
haben.

Da das antragslose Kindergeld technisch auf den vorausgefiillten Kin-
dergeldantrigen aufsetzt, die erst seit Anfang 2024 angeboten werden,
ist eine Antwort auf die Frage, wie viele Familien in der Vergangenheit
erreichbar gewesen wiren, nicht moglich.

10. Abgeordneter Welche Mehr- oder Mindereinnahmen wurden
Leif-Erik Holm nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Um-
(AfD) satzsteuer und der Energiesteuer auf Kraftstoffe

seit Mai 2026 im Vergleich zu den Vorjahresmo-
naten erzielt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium der Finanzen berichtet monatlich {iber die Ent-
wicklung der Steuereinnahmen im Rahmen des Monatsberichts. Ausfiih-
rungen zu den Steuereinnahmen im Mai 2026 finden sich hier: www.bun
desfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/06/Inhalte/Kapi
tel-3-Wirtschafts-und-Finanzlage/3-2-steuereinnahmen-mai-2026.html.

Ausfiihrungen zum Einfluss der gestiegenen Kraftstoffpreise auf das
Steueraufkommen und die Verfiigbarkeit von entsprechenden Daten sind
im Artikel des Monatsberichts April 2026 im Fokusthema zu finden:
www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/04/In
halte/Kapitel-3-Wirtschafts-und-Finanzlage/3-2-steuereinnahmen-maer

z-2026.html

11. Abgeordnete Wie viele Sozialwohnungen sind auf ehemaligen
Caren Lay bundeseigenen Flidchen in den vergangenen zehn
(Die Linke) Jahren gebaut worden, und wie viele davon befin-

den sich auf sogenannten Konversionsfldchen
(bitte Konversionsflichen separat auffithren und
jeweils nach Jahren aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 8. Juli 2026

Allgemein werden Angaben zu Sozialwohnungen auf ehemaligen Lie-
genschaften der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) nicht


https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Geburten/Tabellen/geburtenfolge_zeitreihe.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/06/Inhalte/Kapitel-3-Wirtschafts-und-Finanzlage/3-2-steuereinnahmen-mai-2026.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/Ausgabe/2026/04/Inhalte/Kapitel-3-Wirtschafts-und-Finanzlage/3-2-steuereinnahmen-maerz-2026.html
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gesondert erfasst. Daher konnen lhre Fragen in der geforderten Detail-
tiefe nicht beantwortet werden.

Soweit es sich um Liegenschaften handelt, fiir die die BImA beim Ver-
kauf Verbilligungen fiir die Schaffung von sozialem Wohnraum gewahrt
hat, wurden in den vergangenen zehn Jahren insgesamt 3160 Sozialwoh-
nungen auf diesen Flachen gebaut Eine Aufschliisselung nach Jahren ist
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Jahr Anzahl
2016 17
2017 61
2018 0
2019 80
2020 151
2021 190
2022 145
2023 653
2024 669
2025 651
2026 543
Gesamt: 3.160

Von den 3.160 insgesamt gebauten Sozialwohnungen entfallen 2745 So-
zialwohnungen auf Konversionsflichen. Eine ndhere Aufstellung der
Konversionsfldachen ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Jahr der . . . Anz_ahl
. Bezeichnung der Konversionsliegenschaft Sozial-
Fertigstellung
wohnungen

2016 Hameln, Beethovenstr. 1, 3, 5; ehem. Wohnsiedlung der britischen 17
Streitkrafte

2017 Hameln, Beethovenstr. 1, 3, 5; ehem. Wohnsiedlung der britischen 1
Streitkrafte

2017 Herford, Birkenstr. 1-19, ehem. Wohnsiedlung 60

2019 Kempten (Allgéu), ehem. Fachsanitétszentrum 42

2019 Wiesbaden, ehem. Kastel-Housing, Teilfliche I, Wohnsiedlung der 28
US-Streitkrafte

2020 Schwabisch Gmiind, ehem. Kreiswehrersatzamt 38

2020 Regensburg, ehem. Bajuwarenkaserne 88

2021 Konstanz, Gottfried-Keller-Str. 9, 11 27

2021 Villingen-Schwenningen, Freiburger Strafe 28-36, Wohnsiedlung 30

2021 Regensburg, ehem. Bajuwarenkaserne (nachtragliche Verbilligung) 95

2022 Wiesbaden, ehem. Kastel-Housing, Teilfliche II, Wohnsiedlung der 28
US-Streitkrafte

2022 Breisach, Isenbergstralie 20-22, Wohngebiude 16

2022 Breisach, Isenbergstralie 14 -16, Wohngebaude 12

2022 Ludwigsburg, ehem. Jagerhofkaserne 65

2022 Wiesbaden, ehem. Kastel-Housing, Teilfliche II, Wohnsiedlung der 5
US-Streitkrifte (nachtrégliche Verbilligung)

2022 Detmold, Teilfliche ehem. Hobart-Kaserne 14

2023 Wiesbaden, ehemals American-Arms-Hotel der US-Streitkréfte 111

2023 Wiesbaden, ehem. Kastel-Housing, Teilfliche II, Wohnsiedlung der 9
US-Streitkrafte

2023 Aschaffenburg, ehemalige Travis-Park, Baufelder 4 und 21 86

2023 Hamm, Briandstromstrafle 17 a—h 20

2023 Miinster, Oxord-Kaserne 104
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Jahr der . . . Anz.ahl
Fertiostellun Bezeichnung der Konversionsliegenschaft Sozial-
gstellung
wohnungen
2023 Miinster, York-Kaserne 284
2023 Troisdorf, Lohmarer Strale, Nachverdichtungsflichen 11
2024 Ulm, ehem. Hindenburgkaserne 96
2024 Trier, ehem. franzosische Wohnsiedlung Belvedere 50
2024 Hamm, echem. Newcastle-Kaserne 53
2024 Bielefeld, Wohnsiedlung Sperberstrafle 36
2024 York-Kaserne, Miinster 192
2025 Darmstadt, Cambrai-Fritsch-Kaserne & Jefferson-Wohnsiedlung 504
2025 Detmold, Siegfriedstrale 81a-85d 19
2025 Miinster, Oxford-Kaserne (nachtragliche Verbilligung) 81
2025 Miinster, York-Kaserne (nachtriagliche Verbilligung) 19
2026 Heidelberg, ehem. US-Hospital 120
2026 GielBen, Teilfliche des ehem. Pendelton Areals (Motorpool-Gelénde) 107
2026 Paderborn, ehem. Alanbrooke-Kaserne 277
Gesamt 2.745

12. Abgeordnete Wie viele Sozialwohnungen, und wie viele nicht
Caren Lay mit sozialem Mietpreis gebundene Wohnungen
(Die Linke) sind auf ehemaligen bundeseigenen Flichen in

den vergangenen zehn Jahren gebaut worden
(bitte jeweils nach Jahren aufschliisseln und auch
das prozentuale Verhéltnis angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 8. Juli 2026

Uber die in der Antwort zu Frage 11 enthaltenen Angaben hinaus ver-
fligt die Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben {iber keine Angaben zu
gebauten Wohnungen ohne soziale Mietpreisbindung auf den von ihr
verduBerten Liegenschaften.

13. Abgeordneter Welche allgemeinen Schlussfolgerungen hat die
Sascha Lensing Bundesregierung seit der Beantwortung auf den
(AfD) Bundestagsdrucksachen 21/4372 und 21/5804 aus

neueren internationalen Veroffentlichungen und
Erkenntnissen zum Themenkomplex Jeffrey Ep-
stein flir die Tatigkeit deutscher Finanzaufsichts-
und Geldwischebehdrden gezogen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 9. Juli 2026

Die Bundesregierung verfolgt weiterhin die Entwicklungen und Ver-
offentlichungen im Zusammenhang mit dem Thema aufmerksam. Die
zustandigen Bundesbehdrden priifen im Rahmen ihrer gesetzlichen Zu-
stindigkeiten und Befugnisse etwaige relevante Deutschlandbeziige und
stehen hierzu, soweit angezeigt, mit anderen Behorden im Austausch.
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Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht hat im Rahmen
ihrer gesetzlichen Aufgaben im Bereich der Bankenaufsicht und der Pré-
vention von Geldwésche infolge konkreter Anlédsse zwei Auskunfts- und
Vorlageersuchen gestellt, aus denen sich jedoch gegenwirtig kein weite-
rer aufsichtlicher Handlungsbedarf ergeben hat. Im Ubrigen wird auf die
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke ,,Kenntnisse der Bundesregierung iiber das Epstein-Netzwerk und
Konsequenzen fiir die deutsche Sicherheits- und Finanzaufsicht (Die
Bundesregierung verfolgt weiterhin die Entwicklungen und Veréffent-
lichungen im Zusammenhang mit dem Thema aufmerksam. Die zustén-
digen Bundesbehdrden priifen im Rahmen ihrer gesetzlichen Zusténdig-
keiten und Befugnisse etwaige relevante Deutschlandbeziige und stehen
hierzu, soweit angezeigt, mit anderen Behorden im Austausch.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht hat im Rahmen
ihrer gesetzlichen Aufgaben im Bereich der Bankenaufsicht und der Pra-
vention von Geldwische infolge konkreter Anldsse zwei Auskunfts- und
Vorlageersuchen gestellt, aus denen sich jedoch gegenwirtig kein weite-
rer aufsichtlicher Handlungsbedarf ergeben hat. Im Ubrigen wird auf die
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke ,,Kenntnisse der Bundesregierung iiber das Epstein-Netzwerk und
Konsequenzen fiir die deutsche Sicherheits- und Finanzaufsicht” auf
Bundestagsdrucksache 21/5804 sowie auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Schriftliche Frage 9 des Abgeordneten Max Lucks Bundes-
tagsdrucksache 21/4372 hingewiesen, jeweils einschlieBlich der einge-
stuften und in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hin-
terlegen Antwortteile.

In Bezug auf die Financial Intelligence Unit wird auf die Antwort der
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 37 des Abgeordneten Sascha
Lensing auf Bundestagsdrucksache 21/5661 sowie auf die Antwort der
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 10 des Abgeordneten Hauke
Finger auf Bundestagsdrucksache 21/6244 verwiesen, einschlieBlich des
eingestuften und in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages
hinterlegen Antwortteils.
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14. Abgeordneter Welche Steuermehr- bzw. -mindereinnahmen er-
Sascha Miiller wartet die Bundesregierung durch den von der
(BUNDNIS 90/ Rentenkommission gemachten Vorschlag zur Ab-

15.

DIE GRUNEN) schaffung von Minijobs (vgl. www.bmas.de/DE/S
oziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2
025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-
2026.html, Empfehlung 26) - aufgrund der da-
durch entfallenden aktuell zu entrichtenden Pau-
schalsteuer in Hohe von 2 Prozent auf des gezahl-
te Entgelt und statt dessen regelhafter Besteue-
rung im Rahmen der Lohnsteuer als auch
aufgrund der dann dem Arbeitnehmer zuzurechn-
enden Sozialbeitrage und deren steuermindernden
Geltendmachung bei der zu entrichtenden Ein-
kommensteuer — und erwigt die Bundesregierung
in geeigneter Weise sicherzustellen, dass der
Lohnnebenkosten-Vorteil auf Arbeitgeberseite in
dann lohnsteuer- und sozialabgabenpflichtigen
Beschiftigungsverhiltnissen gegeniiber Minijobs
in Hohe von etwa 10 Prozent an die Beschéftigten
in laufenden Beschiftigungsverhéltnissen weiter-
zugeben ist?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Schrodi
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor, da keine entsprechenden Berechnungen durchgefiihrt worden
sind.

Im Ubrigen kann die Bundesregierung der konkreten Ausgestaltung der
gesetzgeberischen Umsetzung der Empfehlungen der Alterssicherungs-
kommission nicht vorgreifen.

Abgeordneter Hat die Bundesregierung bereits gepriift, welche
Sascha Miiller jéhrlichen fiskalischen Mehr- bzw. Mindereinnah-
(BUNDNIS 90/ men sich bei Einfilhrung der Arbeitstagepauscha-
DIE GRUNEN) le, wie sie die vom Bundesministerium der Finan-

zen eingesetzte Expertenkommission ,,Biirgernahe
Einkommensteuer in ihrem Bericht vom 12. Juli
2024 vorgeschlagen hat (vgl. www.bundesfinanz
ministerium.de/Content/DE/Downloads/Steuern/E
xpertenkommissionen/erklaerung-buergernahe-ei
nkommensteuer.pdf? blob=publicationFile
&v=3), von 6 Euro bzw. 8 Euro pro Arbeitstag
unter gleichzeitiger Ersetzung von Entfernungs-
pauschale, Homeoffice-Pauschale und Abzugs-
moglichkeiten fiir das héusliche Arbeitszimmer
sowie einer Erhohung des Arbeitnehmer-Pausch-
betrags auf 1.500 Euro, ergeben, und wenn ja, mit
welchem Ergebnis?


https://www.bmas.de/DE/Soziales/Rente-und-Altersvorsorge/Rentenreform-2025/Rentenkommission-2026/rentenkommission-2026.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Steuern/Expertenkommissionen/erklaerung-buergernahe-einkommensteuer.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Michael Schrodi
vom 10. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Berechnungen vor.

16. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Sascha Miiller zu moglichen Ausweichreaktionen auf Bier und
(BUNDNIS 90/ Wein infolge der im Diskussionsentwurf der Bun-
DIE GRUNEN) desregierung vorgesehenen 20-prozentigen Erho-

hung der Alkoholsteuer auf Spirituosen vor (bitte
Preis- und Kreuzpreiselastizitidten angeben), und
welche Griinde sprechen aus ihrer Sicht gegen
eine getrinkeiibergreifende Reform der Alkohol-

steuer?
17. Abgeordneter Aus welchen Griinden sieht der Diskussionsent-
Sascha Miiller wurf des Bundesministeriums der Finanzen ledig-
(BUNDNIS 90/ lich eine Erhohung der Alkoholsteuer um 20 Pro-

DIE GRUNEN) zent vor, obwohl die FinanzKommission Gesund-
heit eine Erh6hung um 40 Prozent im ersten Jahr
vorgeschlagen hat, und plant die Bundesregierung
— wie von der GKV-Finanzkommission empfoh-
len — weitere Anpassungsschritte in den Folgejah-
ren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 10. Juli 2026

Die Fragen 16 und 17 werden gemeinsam beantwortet.

Die Bundesregierung hat sich zur Konsolidierung des Bundeshaushalts
entschlossen, zum 1. Januar 2027 die Steuersidtze des Alkoholsteuerge-
setzes, des Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetzes und des
Alkopopsteuergesetzes im Zuge des Haushaltsbegleitgesetzes 2027 um
20 Prozent zu erhohen. Weitere Anpassungsschritte sind nicht beschlos-

sen.

18. Abgeordneter Welche weiteren Kiirzungen bei der Finanzierung
David Schliesing von Entwicklungszusammenarbeit und humaniti-
(Die Linke) rer Hilfe (Official Development Assistance,

ODA) plant die Bundesregierung flir den Haus-
halt 2027 (bitte die betroffenen Programme und
den jeweiligen Kiirzungsumfang insbesondere
unter Beriicksichtigung des Etats des Beauftrag-
ten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
angeben), nachdem es bereits einen nach meiner
Auffassung massiven Einbruch bei den ODA-Mit-
teln von 0,68 Prozent des deutschen Bruttonatio-
naleinkommens im Jahr 2024 auf 0,56 Prozent im
vergangenen Jahr gegeben hat, und mit welchen
konkreten Auswirkungen, beispielsweise auf
Standorte, Strukturen, Personalstellen, Angebot,
Programm etc., rechnet die Bundesregierung?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 8. Juli 2026

In dem am 6. Juli 2026 von der Bundesregierung beschlossenen Regie-
rungsentwurf des Bundes-haushalts 2027 sind rd. 18,1 Mrd. Euro fiir
ODA-Ausgaben eingeplant. Mit den vorgesehenen Mitteln wird
Deutschland in absoluten Werten voraussichtlich auch 2027 unter den
groBten Gebernationen sein. Das Bundesministerium fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung bleibt auf dem Niveau der bisherigen
Finanzplanung. Die im Koalitionsvertrag vorgesehene angemessene Ab-
senkung der ODA-Quote wird aus Griinden der Gleichbehandlung

in allen weiteren Einzelpldnen, die ODA-anrechenbare Ausgaben leis-
ten, nachvollzogen. Im Fokus steht ein effizienter Mitteleinsatz durch
die Ressorts im Rahmen der letztlich vom Haushaltsgesetzgeber bereit-
gestellten Mittel.

Der Regierungsentwurf wird dem Deutschen Bundestag im August 2026
zugeleitet werden.

19. Abgeordneter Wie ist der Zeitplan der Bundesregierung zur Ein-
Thomas Stephan filhrung der Steuerfreiheit von Uberstundenzu-
(AfD) schldgen gemil des Koalitionsvertrages zwischen

CDU, CSU und SPD (Kapitel III: Wirtschaft, Ar-
beit und Innovation)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiars Michael Schrodi
vom 6. Juli 2026

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht steuerliche
MaBnahmen zur Stirkung von Arbeitsanreizen vor. Darunter die Steuer-
freiheit fiir Uberstundenzuschlige. Die Bundesregierung wird sich bei
der Umsetzung der MaBnahme entsprechend den Vorgaben des Koali-
tionsvertrages eng mit den Sozialpartnern abstimmen. Einen konkreten
Zeitplan gibt es nicht.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern

20. Abgeordneter Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung,
Dr. Michael Arndt angesichts der fehlenden Positionierung der In-
(Die Linke) nenministerkonferenz vom 17. bis 19. Juni 2026,

bei der Anpassung des Sprengstoffrechts in Bezug
auf Silvesterfeuerwerk, und welche Mdglichkei-
ten sieht sie, eine fiir den Jahreswechsel
2026/2027 wirksame Regelung — beispielsweise
fiir eine Offnungsklausel — vorzubereiten, die bei
der Innenministerkonferenz im Dezember final
abgestimmt werden kann?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die Gesprache zwischen Bund und Léndern dauern an. Insofern kdnnen
keine konkreten zeitlichen Aussagen getroffen werden.

21. Abgeordneter Wie viele Bundespolizisten und Mitarbeiter der
Dr. Dietmar Deutschen Bahn AG (inklusive externer Dienst-
Bartsch leister) wurden im ersten Halbjahr 2026 nach
(Die Linke) Kenntnis der Bundesregierung im Dienst Opfer

einer Straftat (bitte nach den drei haufigsten Straf-
taten aufschliisseln und Daten fiir Juni bitte nach-
reichen, falls noch nicht (vollstidndig) verfiigbar)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die Datengrundlage zur Beantwortung der vorliegenden Schriftliche
Frage bildet die Polizeiliche Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES).
Fiir den Monat Juni 2026 liegen derzeit noch keine qualitdtsgesicherten
Daten vor, insofern erfolgt eine Darstellung der ersten fiinf Monate des
Jahr 2026.

Eine Differenzierung, ob die Straftat gegen Mitarbeiter der Deutschen
Bahn AG wihrend ihres Dienstes begangen wurde, ist aufgrund der Da-
tenlage nicht moglich. Bei Straftaten zum Nachteil von Mitarbeitern der
Deutschen Bahn AG erfolgt in Bezug auf den jeweiligen Geschéadigten
keine gesonderte Erfassung, ob es sich um einen Angehdorigen eines ex-
ternen Dienstleisters handelt.

Die statistischen Daten im Sinne der Fragestellung aus dem bundespoli-
zeilichen Aufgabenbereich sind der nachfolgenden Ubersicht zu entneh-

men.

Zeitraum Jan. bis Mai 2026
Anzahl geschiidigter Bundespolizisten 4.672
davon bei:
Widerstandshandlungen (§ 113 StGB) 3.734
Tétlichen Angriffen (§ 114 StGB) 1.427
Bedrohungen (§ 241 StGB) 875
Anzahl geschiidigter Mitarbeiter der DB AG 1.630
davon bei:
Korperverletzungen (§ 223 StGB) 662
Bedrohungen (§ 241 StGB) 661
Gefahrliche Korperverletzungen (§ 224 StGB) 175

Aufgrund von Tatmehrheiten und gemeinsamen Begehungsformen kann
die Summe der Straftaten von der Anzahl der Geschadigten abweichen.

Die statistischen Daten der PES konnen sich aufgrund von Nacherfas-
sungen oder notwendigen MaBinahmen zur Qualititssicherung auch zu-
kiinftig noch geringfiigig dndern.
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22. Abgeordneter Wie lautet der aktuelle Sachstand bei der Finan-
Leon Eckert zierung und Umsetzung von Pflegeunterstiit-
(BUNDNIS 90/ zungskriften im Rahmen des Haushaltstitels
DIE GRUNEN) »Ausbildung der Bevolkerung in Selbsthilfemal3-

nahmen* (Einzelplan 06, Kapitel 0628, Titel 684
04) im Bundeshaushalt 2026?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die Forderung der Pflegeunterstiitzungskriften (PUK) zielt auf der
Grundlage des § 24 des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes
(ZSKG) und den Rahmenrichtlinien fir die Gesamtverteidigung
(RRGV) darauf ab, die Selbsthilfefdhigkeit und Resilienz der Bevolke-
rung im Zivilschutz und Katastrophenfall zu stérken. Dies soll durch die
Qualifizierung von PUK erreicht werden, die in der Lage sind, Pflege-
und Gesundheitsleistungen im Zivilschutz und Katastrophenfall zu er-
bringen. Zudem soll die Stirkung des Ehrenamtes als tragende Séule des
Bevolkerungsschutzes gemél § 20 ZSKG erreicht werden. Derzeit wird
eine Forderrichtlinie iiber die Gewédhrung von Zuwendungen zur Ausbil-
dung von Pflegeunterstiitzungskriften erarbeitet. Das Forderprogramm
soll eine Laufzeit vom 1. Januar 2027 bis zum 31. Dezember 2031 ha-

ben.

23. Abgeordneter Plant die Bundesregierung auf Basis des jiingsten
Mirze Edis Gutachtens der Gesellschaft fiir Freiheitsrechte,
(Die Linke) wonach die AfD verfassungswidrig ist, Mafinah-

men zu ergreifen, und wenn ja, welche, und er-
wigt sie die Einleitung eines Priifverfahrens zu
einem moglichen spiteren Verbotsantrag beim
Bundesverfassungsgericht, um die Biirger*innen
vor politischen Akteuren, die laut Gutachten die
Menschenwiirde vieler bedrohen, zu schiitzen
(siche https://correctiv.org/aktuelles/debatte-um-a
fd-verbot/2026/06/25/afd-verbot-gutachten-faq/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Das Gutachten der Gesellschaft fiir Freiheitsrechte wird derzeit vom
Bundesamt fiir Verfassungsschutz darauf gepriift, ob und inwiefern es
Belege zu der Frage enthilt, ob die AfD eine gesichert extremistische
Bestrebung ist.


https://www.correctiv.org/aktuelles/debatte-um-afd-verbot/2026/06/25/afd-verbot-gutachten-faq/
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24. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Erkenntnisse dariiber, ob
Rainer Galla als gemeinniitzig im Sinne der Abgabenordnung
(AfD) anerkannte Organisationen die Proteste gegen den

fir das erste Juliwochenende 2026 geplanten
Bundesparteitag der AfD mit dem Ziel einer Ver-
hinderung des Parteitags mittelbar oder unmittel-
bar unterstiitzen, und wenn ja, welche (www.md
r.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/erfu
rt/demo-widersetzen-,versammlungsverbot-afd-pa
rteitag-100.html; bitte ausfiihren und die nach der
Einschéitzung Bundesregierung 25 bedeutsamsten
Organisationen benennen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 9. Juli 2026

Die Bundesregierung verfiigt tiber keine Erkenntnisse im Sinne der Fra-
gestellung. Ergénzend verweist die Bundesregierung auf ihre Antworten
im Rahmen der beiden Kleinen Anfragen der Fraktion der AfD auf die
Bundestagsdrucksachen 21/6756 und 21/6792.

25. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dariiber
Kathrin Gebel vor, ob es wihrend oder im Anschluss an sportli-
(Die Linke) che GroBereignisse (insbesondere FuBball-Welt-

und Europameisterschaften), an gesetzlichen Fei-
ertagen sowie in den Schulferienzeiten zu einem
statistisch signifikanten Anstieg der polizeilich er-
fassten Fille hduslicher Gewalt in Deutschland
kommt, und wenn ja, welche konkreten Mafinah-
men plant die Bundesregierung, um einem sol-
chen ereignisbezogenen Anstieg priventiv entge-
genzuwirken (bitte Gesamtzahlen fiir die letzten
zwei Jahre nach Bundesldndern aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu einem statistisch sig-
nifikanten Anstieg von polizeilich erfassten Fillen hduslicher Gewalt in
Deutschland im zeitlichen Zusammenhang mit sportlichen GroBereignis-
sen, gesetzlichen Feiertagen oder Schulferienzeiten vor.


https://www.mdr.de/nachrichten/thueringen/mitte-thueringen/erfurt/demo-widersetzen-,versammlungsverbot-afd-parteitag-100.html
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26. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung den sprunghaf-
Kathrin Gebel ten Anstieg von Totungsdelikten zum Nachteil
(Die Linke) von Frauen auf 545 Fille im Jahr 2025 (Mord ge-

maB § 211 des Strafgesetzbuchs (StGB), Tot-
schlag gemal §§ 212 und 213 StGB, Korperver-
letzung mit Todesfolge sowie Brandstiftung mit
Todesfolge), nachdem sich die Fallzahlen in den
acht vorangegangenen Jahren zwischen 275 und
384 bewegt hatten, und wie erklért sie, dass diese
Delikte laut Polizeilicher Kriminalstatistik 2025
erstmals iiberwiegend auBerhalb von Partner-
schaften sowie Familien- und Angehorigenbezie-
hungen begangen wurden (Quelle: PKS 2017-
2025, T92-Opfer-Titer-Beziehung)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Die genannte Zahl von 545 Fillen von Toétungsdelikten zum Nachteil
von Frauen ist nicht korrekt. Die Tabelle T92 der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik (PKS) weist die Opfer von Straftaten aus, nicht die Zahl der
Félle. In der PKS konnen zudem zu einem Fall mehrere Opfer erfasst
werden.

Die Zahl 545 bezieht sich auf die Summe der weiblichen Opfer im Be-
richtsjahr 2025 zu vollendeten Féllen folgender Straftatenschliissel:

010000 Mord § 211 Strafgesetzbuch (StGB)

020010 Totschlag § 212 StGB

020020 Minder schwerer Totschlag § 213 StGB

221000 Korperverletzung mit Todesfolge §§ 227, 231 StGB
641040 Brandstiftung mit Todesfolge.

Die von der Fragestellerin genannte Spannbreite von 275 bis 384 bezieht
sich ebenfalls auf die Summe der weiblichen Opfer vollendeter Fille fiir
die fiinf genannten Straftatenschliissel in den vorangegangenen acht Be-
richtsjahren (2017 bis 2024).

Der Anstieg der Zahl der weiblichen Opfer zu vollendeten Fillen der
0. g. Straftaten im Berichtsjahr 2025 im Vergleich zu den Vorjahren lésst
sich auf die Erfassung des Anschlags auf den Magdeburger Weihnachts-
markt am 20. Dezember 2024 in der PKS 2025 zuriickfithren. Bei der
PKS handelt es sich um eine polizeiliche Ausgangsstatistik. Das bedeu-
tet, dass in ihr nur die der Polizei bekannt gewordenen und durch sie
endbearbeiteten Straftaten bei Abgabe an die Staatsanwaltschaft erfasst
werden. Félle und die zum Fall erfassten Opfer gehen somit nicht mit
dem Tatdatum, sondern mit dem Berichtsdatum in die PKS ein.

Der Anschlag in Magdeburg wird deshalb als Fall in der PKS 2025 aus-
gewiesen. Zu diesem als vollendeter sonstiger Mord (PKS-Schliis-
sel 010079) erfassten Fall wurden 186 weibliche Opfer erfasst. Hinsicht-
lich der Opfererfassung in der PKS ist zu beachten, dass bei vollendeten
Fiéllen, zu denen mehrere Opfer erfasst wurden, nur bei mindestens
einem Opfer der Fall vollendet sein muss. Wurden beispielsweise zu
einem vollendeten Mordfall drei Opfer erfasst, so ist mindestens ein Op-
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fer durch diese Tat zu Tode gekommen, bei den anderen zwei Opfern
muss die Tat nicht zwingend vollendet sein.

Seit dem Berichtsjahr 2024 kann iiber den zu den Opfern erfassten Ver-
letzungsgrad in der PKS allerdings differenziert werden, wie viele Opfer
bei vollendeten Totungsdelikten tatsdchlich zu Tode gekommen sind. Im
Fall des Magdeburger Weihnachtsmarkts wurden fiinf weibliche Opfer
todlich verletzt, 72 wurden schwer und 109 leicht verletzt.

Aus dem genannten Fall resultiert auch die im Vergleich zu den Vorjah-
ren zu beobachtende Zunahme der Opfer bei vollendeten Féllen der o. g.
Straftatenschliissel, die in keiner familidren oder partnerschaftlichen Be-
ziehung zu den Tatverdichtigen standen. Alle 186 weiblichen Opfer des
Falls in Magdeburg wurden mit der Opfer-Tatverddchtigen-Beziehung
»Keine Beziehung® in der PKS erfasst.

27. Abgeordneter Welche Fallzahlen zu laufenden Ermittlungsver-
Mirco Hanker fahren, ausermittelten Sachverhalten, bzw. daraus
(AfD) bereits anhingigen Strafverfahren im Anwen-

dungsbereich der Straftatbestinde von sexueller
Gewalt oder weiterer Delikte in tatbestidndlichen
Zusammenhingen mit Sexualdelikten, wie Betdu-
bungsmittelmissbrauch, Menschenhandel, bzw.
weiterer Gewaltdelikte mit Motiven zur sexuellen
Ausbeutung zum Nachteil minderjéhriger Gescha-
digter, (z. B. gruppenbasierte Taten, medial um-
gangssprachlich sog. ,,Grooming-Gang‘-Delikte)
liegen der Bundesregierung basierend auf den be-
zogenen Daten der Ermittlungsbehdrden fiir die
Jahre 2025 und 2026 vor, und zu welchem Zeit-
punkt werden MafBnahmen im Handlungsbereich
des Bundeskriminalamtes fiir die Erweiterung des
Lagebildes auf Bundesebene zu den Delikten im
Sinne der Fragestellung geplant (bitte die Gesamt-
Fallzahlen nach Ermittlungsverfahren und bereits
anhédngigen Anklageverfahren gliedern)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Das Bundeskriminalamt (BKA) verdffentlicht regelmifig Bundeslage-
bilder, Lagebilder und Jahresberichte sowie anlassbezogene Berichte zu
unterschiedlichen Deliktsbereichen (abrufbar unter: www.bka.de/DE/Ak
tuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/lagebilder nod
e.html). Die Bundeslagebilder enthalten die jeweiligen Fallzahlen und
beschreiben die aktuellen Erkenntnisse und Entwicklungen in den jewei-
ligen Phédnomenbereichen in Deutschland im Sinne des Strafgesetz-
buchs. Das BKA priift gemeinsam mit den Léndern, der Bundespolizei
und dem Zollkriminalamt fortlaufend die Lagebetrachtungen auf Anpas-
sungsbedarfe und nimmt bei Bedarf entsprechende Weiterentwicklungen
VOr.

Zudem enthélt die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) die der Polizei
bekannt gewordenen rechtswidrigen Straftaten einschlieBlich der mit
Strafe bedrohten Versuche, die Anzahl der ermittelten Tatverddchtigen
und eine Reihe weiterer Angaben zu Fillen, Opfern oder Tatverdichti-


https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/lagebilder_node.html
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gen (abrufbar unter: www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/Statistiken
Lagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks node.html). Diese ermdg-
licht auch nach verschiedenen Parametern zu filtern. Das in der Frage
genannte Phdnomen sogenannter ,,Grooming-Gang“-Delikte wird im
Rahmen der PKS hingegen nicht erfasst.

Es wird darauf hingewiesen, dass die PKS als Jahresstatistik angelegt

1st.

28. Abgeordneter Wie viele Personen wurden an den landseitigen
Jochen Haug deutschen Grenzen im Zeitraum 1. bis 31. Mai
(AfD) 2026 zuriickgewiesen (bitte nach Nachbarland

aufschliisseln, in das die Zuriickweisung erfolg-
te)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die nachstehenden statistischen Daten beruhen auf der Polizeilichen
Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES). Die Daten der PES konnen
sich aufgrund von Nacherfassungen oder MaBlnahmen zur Qualitéitssi-
cherung auch zukiinftig geringfiigig dndern.

Die Bundespolizei ordnete an allen landseitigen deutschen Grenzen im
Zeitraum 1. Mai 2026 bis 31. Mai 2026 insgesamt 2.212 Zurilickweisun-
gen an.

Die erbetenen statistischen Daten kdnnen im Sinne der Fragestellung der
nachstehenden Tabelle enthnommen werden.

Zuriickweisungen an den Landgrenzen Mai 2026
Osterreich 445
Belgien 82
Schweiz 422
Tschechien 160
Déanemark 28
Frankreich 511
Luxemburg 82
Niederlande 161
Polen 321
Gesamt 2.212

29. Abgeordneter Wie vielen Personen wurden an den landseitigen
Jochen Haug deutschen Grenzen im Zeitraum 1. bis 30. April
(AfD) 2026 zur Stellung eines Asylantrags die Einreise

gestattet, obwohl sie nicht iiber Papiere verfiigten,
die zur Einreise nach Deutschland berechtigten
(bitte nach Nachbarland aufschliisseln, aus denen
die Einreise erfolgte)?


https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die nachstehenden statistischen Daten beruhen auf der Polizeilichen
Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES). Die Daten der PES kdnnen
sich aufgrund von Nacherfassungen oder MaBinahmen zur Qualititssi-
cherung auch zukiinftig geringfiigig dndern.

Die Bundespolizei leitete nach einem gegeniiber ihr gedulerten Asylge-
such im Zeitraum 1. April 2026 bis 30. April 2026 insgesamt 70 Perso-
nen an die zustindigen Behorden weiter.

Die erbetenen statistischen Daten kénnen im Sinne der Fragestellung der
nachstehenden Tabelle entnommen werden.

Weiterleitung an Bundesamt fiir Migration
und Fliichtlinge und Ausldanderbehérden
nach Asylgesuch ggii. Bundespolizei
nach unerlaubter Einreise
April 2026
Landgrenze zu Anzahl Personen

Belgien 11

Déanemark 2

Frankreich 13

Niederlande 1

Polen 4

Schweiz 25

Tschechien 6

Osterreich 8

Gesamt 70
30. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung inzwischen — vgl. hier-
Martin Hess zu die bisherige Verneinung in ihrer Antwort zu
(AfD) Frage 10 der Kleinen Anfrage der Fraktion der

AfD auf Bundestagsdrucksache 21/5964 — Anzei-
chen dafiir, dass es sich bei Angriffen auf die AfD
als grofite Oppositionspartei, ihre Mitglieder so-
wie ihre potenziellen Wéhler um systematische
und organisierte Formen der Einschiichterung
oder Bedrohung durch bestimmte Organisationen
bzw. Szenen handelt, und wie begriindet sie ihre
Auffassung (www.tichyseinblick.de/meinungen/a
ntifa-sachsen-anhalt-landtag-erfurt-afd-parteitag/;
https://de.indymedia.org/node/746158 mit Ergin-
zungsaufruf ,,Pfefferspray*; https://de.indymedia.
org/node/747229 zur internationalen Vernetzung
und Einladung antifaschistischer Gruppen aus
Italien, Frankreich und der Schweiz nach Erfurt)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Die Konfrontation mit dem politischen Gegner (insbesondere der AfD)
stellt grundsdtzlich eine Konstante im linken und linksextremistischen
Aktionsspektrum und ein identitdtsstiftendes Agitationsfeld dar. In der


https://www.tichyseinblick.de/meinungen/antifa-sachsen-anhalt-landtag-erfurt-afd-parteitag/
https://www.de.indymedia.org/node/746158
https://www.de.indymedia.org/node/747229
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gewaltorientierten linksextremistischen Szene herrscht vor diesem Hin-
tergrund ein weitgehender Konsens iiber die Notwendigkeit, u. a. auch
mit allen Mitteln gegen die AfD vorzugehen.

Dennoch liegen der Bundesregierung weiterhin keine Erkenntnisse vor,
die auf eine systematisch geplante Einschiichterung oder Bedrohung von
Mitgliedern oder potenziellen Wahlern der AfD schlieBen lassen. Inso-
weit wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Frage 10 der Klei-
nen Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 21/5964

verwiesen.

31. Abgeordnete Welche konkreten Voraussetzungen miissen nach
Chantal Kopf Auffassung der Bundesregierung erfiillt sein, da-
(BUNDNIS 90/ mit die derzeitigen Kontrollen an den deutschen
DIE GRUNEN) Binnengrenzen beendet werden konnen, und an-

hand welcher Kriterien und Datengrundlagen
wird sie nach Inkrafttreten des Gemeinsamen
Europédischen Asylsystems (GEAS) priifen, ob
diese Voraussetzungen vorliegen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Das Bundesministerium des Innern (BMI) betrachtet fortlaufend das un-
erlaubte Migrationsgeschehen auf den Routen irreguldrer Migration, die
Lage an den Schengen-AuBlengrenzen und innerhalb des Schengenraums
sowie die Situation an den deutschen Binnengrenzen in Deutschland.
Ziel des BMI ist, das irreguldre Migrationsgeschehen nachhaltig einzu-
ddmmen und zu verhindern sowie die Schleusungskriminalitit entschie-
den zu bekdmpfen. Dabei beabsichtigt das BMI, die voriibergehend wie-
dereingefiihrten Binnengrenzkontrollen an den deutschen landseitigen
Grenzen so lange aufrechtzuerhalten, wie dies erforderlich ist. In diesem
Zusammenhang wird auch der Umsetzung des Gemeinsamen Europi-
ischen Asylsystems eine wesentliche Bedeutung beigemessen. Derzeit
liegen noch keine ausreichenden Erfahrungswerte vor, die eine Bewer-
tung im Sinne der Fragestellung ermoglichen.

32. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Sascha Lensing dariiber vor, ob deutsche Sicherheits- oder Straf-
(AfD) verfolgungsbehdrden seit dem 1. Juni 2026 im

Zusammenhang mit den sogenannten ,,Epstein-Fi-
les* von ausldndischen Behdrden um Unterstiit-
zung, Informationsiibermittlung oder Rechtshilfe
ersucht wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 3 der Kleinen
Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 21/4639 ver-
wiesen.
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33. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Sascha Lensing dariiber vor, in welchem Umfang organisierte Ta-
(AfD) tergruppierungen aus den Staaten des westlichen

Balkans derzeit an der Einfuhr, dem GrofBhandel
oder der Logistik von Kokain nach Deutschland
beteiligt sind, und welche Entwicklungen wurden
hierbei seit dem Jahr 2024 festgestellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Organisierte Tatergruppierungen des westlichen Balkans sind nach Fest-
stellungen der deutschen Sicherheitsbehdrden sowie von Europol an
einem Grofiteil der Kokaineinfuhren nach Europa beteiligt. Die Beteili-
gung an den Kokaintransporten umfasst dabei die Bestellung von Koka-
in in den Produktionsldndern Siidamerikas, den Transport mittels Luft-
und Seefracht nach Europa, die Zwischenlagerung in verschiedenen
europdischen Staaten sowie die anschlieBende Weiterverteilung an Ab-
nehmerstrukturen in den Mitgliedstaaten der Europdischen Union, unter
anderem durch den Einsatz speziell priparierter Schmuggelfahrzeuge.
Die hierbei seit 2024 festgestellten Entwicklungen zeichnen sich insbe-
sondere in Form von Anpassungen hinsichtlich der Nutzung kryptierter
Kommunikationsmittel fiir Tatabsprachen aus.

34. Abgeordneter Aus welchen Griinden ist der derzeit benutzte
Markus Matzerath Name ,,Maja“ des Linksextremisten Simeon T.,
(AfD) der wegen Beihilfe zur versuchten lebensbedroh-

enden Korperverletzung und Mitgliedschaft in
einer kriminellen Vereinigung in Ungarn zu einer
Freiheitsstrafe von acht Jahren verurteilt wurde
(derzeit nicht rechtskréftig), im Verfassungs-
schutzbericht 2025 (S. 182) in Anfithrungszeichen
(als ,,Maja“) gesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Die linksextremistische Person Maja T., ehemals Simeon T., wird in der
linksextremistischen Szene ,,Maja*“ genannt, dies wird im Verfassungs-
schutzbericht 2024 und 2025 entsprechend beriicksichtigt.

35. Abgeordneter Aus welchem Grund wurde im Verfassungs-
Markus Matzerath schutzbericht 2025 im Abschnitt zum Phédnomen-
(AfD) bereich Linksextremismus der Begriff ,,Men-

schenwiirde® kein einziges Mal erwihnt und auch
inhaltlich nicht konkret unter diesen Begriff sub-
sumiert?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 8. Juli 2026

Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV) sammelt im Rahmen sei-
nes gesetzlichen Auftrags Informationen und wertet diese aus. In Aus-
fiihrung dieses gesetzlichen Auftrags beobachtet das BfV Bestrebungen
gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung i. S. v. § 3 Absatz 1
des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG). Wie auch auf
Seite 16 des Verfassungsschutzberichts 2025 erldutert umfasst die frei-
heitliche demokratische Grundordnung verschiedene Werte. Diese un-
entbehrlichen Werte werden in einer Reihe von Vorschriften des Grund-
gesetzes (GG) konkretisiert. Dazu zdhlen der Schutz der Menschenwiir-
de gem. Artikel 1 Absatz 1 GG, sowie das Demokratie- und das Rechts-
staatsprinzip gemal Artikel 20 GG.

Linksextremisten wollen die bestehende Staats- und Gesellschaftsord-
nung und damit die freiheitliche demokratische Grundordnung beseiti-
gen. An deren Stelle soll ein kommunistisches System beziehungsweise
eine ,,herrschaftsfreie, anarchistische Gesellschaft treten.

Insoweit handelt es sich regelméBig um Bestrebungen im Sinne des § 4
Absatz 1 lit. ¢ BVerfSchG. Die Bestrebungen von linksextremistischen
Akteuren richtet sich damit also grundsitzlich gegen den Rechtsstaat
und das Demokratieprinzip.

36. Abgeordneter Hat sich das Bundesamt fiir Verfassungsschutz
Markus Matzerath vor dem Hintergrund seiner Warnungen vor ,,Des-
(AfD) information und anderen Formen der Informati-

onsmanipulation fremder Staaten* (Verfassungs-
schutzbericht 2025, S.361) mit den Vorwiirfen
von Mark Zuckerberg gegeniiber der damaligen
US-Regierung unter dem Préisidenten Joe Biden
auseinandergesetzt, hinsichtlich der Behauptung,
dass Facebook ,,von der Biden-Regierung massiv
unter Druck gesetzt worden® sei, Inhalte iiber das
Coronavirus zu loschen, wobei es vor allem um
humorvolle oder wahrheitsgemife Aussagen iiber
den COVID-Impfstoff gegangen sei (Zuckerberg:
»oie haben uns im Grunde gedringt und gesagt:
Alles, was besagt, dass Impfstoffe Nebenwirkun-
gen haben konnten, miisst ihr 16schen.*, www.srf.
ch/news/international/zensur-bei-facebook-zucker
berg-kritisiert-biden-regierung-scharf-1), und
wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 9. Juli 2026

Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV) hat sich mit den in der Fra-
gestellung in Bezug genommenen Aussagen von Mark Zuckerberg auf-
grund fehlender Zustdndigkeit nicht auseinandergesetzt. Aufgabe des
BfV ist die Sammlung und Auswertung von Informationen zu sicher-
heitsgefdhrdenden oder geheimdienstlichen Tétigkeiten bzw. Bestrebun-
gen gegen Schutzgiiter des § 3 Absatz 1 des Gesetzes iiber die Zusam-
menarbeit des Bundes und der Lénder in Angelegenheiten des Verfas-
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sungsschutzes und iiber das Bundesamt fiir Verfassungsschutz. Bei dem
in der Fragestellung geschilderten Sachverhalt handelt es sich nicht um
eine derartige Tatigkeit bzw. Bestrebung.

37. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung oder dem Bundesamt
Markus Matzerath fiir Verfassungsschutz FErkenntnisse zu Links-
(AfD) extremisten in Sicherheitsbehérden oder Bundes-

behorden vor, und wenn ja, um welche Zahl von
Personen handelt es sich?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV) sammelt im Rahmen sei-
nes gesetzlichen Auftrags Informationen und wertet diese aus. In Aus-
filhrung dieses gesetzlichen Auftrags beobachtet das BfV Bestrebungen
gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung i. S. v. § 3 Absatz 1
des Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG). Linksextremisten
wollen die bestehende Staats- und Gesellschaftsordnung und damit die
freiheitliche demokratische Grundordnung beseitigen. An deren Stelle
soll ein kommunistisches System beziehungsweise eine ,herrschafts-
freie®, anarchistische Gesellschaft treten. Insoweit handelt es sich regel-
méfBig um Bestrebungen im Sinne des § 4 Absatz 1 lit. ¢ BVerfSchG.
Die Bestrebung von linksextremistischen Akteuren richtet sich damit
also grundsétzlich gegen die innere Verfassung und Ordnung. Folglich
agitieren linksextremistische Akteure primir gegen den Rechtsstaat.

Zu einer oben genannten Bestrebung konnen auch Einzelpersonen zéh-
len die in Sicherheitsbehdrden oder Bundesbehdrden tétig sind. Nach
aktuellem Erkenntnisstand ist eine niedrige einstellige Personenanzahl
bekannt.

Nach sorgfiltiger Abwiagung ist die Bundesregierung zu der Auffassung
gelangt, dass eine dariiberhinausgehende Beantwortung der Fragestel-
lung trotz der grundsétzlichen Pflicht, Informationsanspriiche des Deut-
schen Bundestages zu erfiillen, zum Schutz der Grundrechte Dritter un-
terbleiben muss. Die geringe Fallzahl konnte zu abschlieend bestimm-
ten Einzelpersonen fiihren und kénnte Riickschliisse auf ebendiese zu-
lassen und in der Folge zum Nachteil, insbesondere einer Gefdhrdung
des Rechts auf Leben und korperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes — GG) sowie des allgemeinen Person-
lichkeitsrechts (Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1
GG) der betroffenen. Personen, filhren. Eine entsprechende Auskunft
wire dadurch mit einer Offenbarung von Informationen verbunden, die
einen erheblichen Eingriff in das Grundrecht natiirlicher Personen auf
informationelle Selbstbestimmung bedeuten wiirde. Der Beantwortung
der Frage steht daher das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
(Artikel 2 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG) entgegen,
das im Ergebnis einer sorgfiltigen Giiterabwigung dem parlamentari-
schen Informationsanspruch vergehen muss. Eine andere Beurteilung er-
gibt sich auch nicht daraus, dass hier Personen von 6ffentlichem Interes-
se betroffen sind.

Nach Abwigung der verfassungsrechtlich garantierten Informations-
rechte des Deutschen Bundestages und seiner Abgeordneten mit den ne-
gativen Folgen fiir die Personen kommt auch eine eingestufte Beantwor-
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tung nicht in Betracht. Auch, wenn die angefragten Informationen hier-
durch nur einem kleineren Personenkreis bekannt wiirden, wire der Ein-
griff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen
dennoch nicht minder gewichtig, weil Bewertungen zu personlichen Le-
benssachverhalten dann unter Ausschluss sogar der Kenntnisnahme des
Betroffenen in der Geheimschutzstelle des Bundestages einsehbar wi-
ren. Hierdurch wére das Recht des Betroffenen, iiber die Preisgabe und
Verwendung seiner personenbezogenen Daten selbst zu entscheiden, so
empfindlich beriihrt, dass ausnahmsweise das parlamentarische Frage-
recht insgesamt zuriickstehen muss.

Zudem konnten die moglichen Riickschliisse in nicht unerheblichem
MaBe die Zustindigkeit der Landesbehorden fiir Verfassungsschutz
(LfV) tangieren und somit einen nicht statthaften Eingriff in das foderale

Gefiige darstellen.

38. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung vor dem Hinter-
Dr. Konstantin grund, dass es in der Antwort der Bundesregie-
von Notz rung zu Frage26 in der Kleinen Anfragen

(BUNDNIS 90/ der Bundestagsfraktion von BUNDNIS 90/

DIE GRUNEN) DIE GRUNEN zur Hafenstrategie der Bundes-
regierung auf Bundestagsdrucksache 21/5172 vor
Kurzem von Seiten der Bundesregierung auf die
Frage, ob die Bundesregierung plane, ein Seesi-
cherheitsgesetz vorzulegen, um Zustindigkeiten
und Befugnisse von Polizeien und Marine auch
im Fall hybrider Angriffe auf See eindeutiger zu
regeln, noch hie3, die Bundesregierung beabsich-
tige nicht, ein solches Seesicherheitsgesetz vorzu-
legen, da Zustindigkeiten und Befugnisse von
Bundespolizei und Bundeswehr auf See bereits
durch die geltenden Gesetze geregelt seien, wo-
hingegen im kiirzlich im Deutschen Bundestag
verabschiedeten Antrag der Fraktionen von
CDU/CSU und SPD auf Bundestagsdrucksache
21/5478 unter Punkt 11 die Bundesregierung auf-
gefordert wird, ,,[...] die Zustindigkeiten, Kompe-
tenzen und Verantwortlichkeiten und wo moglich
Arbeitsabldufe der mit maritimer Sicherheit be-
fassten Behorden klar in einem Seesicherheitsge-
setz zu prézisieren und so ein abgestimmtes Vor-
gehen im Sinne einer integrierten maritimen Si-
cherheit zu ermdglichen, nunmehr einen Entwurf
fiir ein solches Gesetz vorlegen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 9. Juli 2026

Die aktuelle Gesetzessystematik bietet stets die Moglichkeit zu lagean-
gepasstem Handeln der zustindigen Behorden. Der Antrag der Fraktio-
nen von CDU/CSU und SPD in Bundestagsdrucksache 21/5478 unter-
liegt im Gesamten der weiteren Befassung durch die Bundesregierung.
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39. Abgeordnete Wie viele Angriffe hat es in den Jahren 1998 —
Kerstin Przygodda 2025 nach Kenntnis der Bundesregierung in
(AfD) Deutschland gegeben, in denen Kinder bzw.

Jugendliche mit dem Tatwerkzeug Messer durch
einen anderen Menschen verletzt (www.sueddeuts
che.de/bildung/unter-jugendlichen-streit-nach-sch
ulschluss-mit-messer-drei-verletzte-dpa.urn-news
ml-dpa-com-20090101-260702-930-321427) oder
getdtet worden sind (bitte jeweils nach Kalender-
jahr angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) zu dem Phé&nomen
Messerangriff liegen seit dem Berichtsjahr 2024 vor. Die Phanomener-
fassung erfolgt zum Fall. Zu einem Fall konnen in der PKS nicht nur
mehrere Tatverdédchtige, sondern auch mehrere Opfer erfasst werden.

Uber den Verletzungsgrad, der zu den einzelnen Opfern erfasst wird,
kann zwar bestimmt werden, ob und wenn ja wie viele Opfer in wel-
chem Grad verletzt wurden, eine exakte Verkniipfung des zum Fall er-
fassten Phinomens Messerangriff (Messer angewendet oder mit Messer
gedroht) mit einzelnen Opfern und den zu ihnen erfassten Verletzungsgr-
aden kann auf der Datengrundlage der PKS allerdings nicht hergestellt
werden. Die Verletzung kann auch von anderen in der PKS nicht erfass-
ten zusitzlichen Tatmitteln verursacht worden sein.

Es kann somit nicht ausgewiesen werden, in wie vielen Féllen Kinder
bzw. Jugendliche durch einen anderen Menschen mit dem Tatwerkzeug
Messer verletzt oder getdtet wurden.

40. Abgeordnete Ist der Bundesregierung das Rechtsgutachten der
Jamila Schifer Gesellschaft fiir Freiheitsrechte (GFF) zur Verfas-
(BUNDNIS 90/ sungskonformitit der AfD bekannt, und wenn ja,

DIE GRUNEN) welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung aus dem Gutachten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Das Gutachten der Gesellschaft fiir Freiheitsrechte zu der Frage der Ver-
fassungswidrigkeit der Partei ,,Alternative fiir Deutschland* nach Arti-
kel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes ist der Bundesregierung bekannt.
Derzeit priift das Bundesamt fiir Verfassungsschutz das Gutachten der
Gesellschaft fiir Freiheitsrechte darauthin, ob und inwiefern es Belege
zu der Frage enthilt, ob die AfD eine gesichert extremistische Bestre-
bung ist.
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41. Abgeordneter Wie reagiert die Bundesregierung, insbesondere
Bernd Schattner thre Sicherheitsbehérden, auf Demonstrations-
(AfD) und Blockadeaufrufe, mit denen ein nach Partei-

engesetz verpflichtend durchzufiihrender Partei-
tag der AfD am 4. und 5. Juli 2026 verhindert
werden soll, und sieht sie darin einen Angriff auf
die freiheitliche demokratische Grundordnung
(vgl. https://taz.de/Blockaden-und-Demonstration
en/!6191617/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Die Gefahrenabwehr sowie insgesamt die Wahrung der 6ffentlichen Si-
cherheit und Ordnung einschlieBlich der Verfolgung etwaiger Straftaten,
u. a. auch im Zusammenhang mit Versammlungen, sowie die vorgreifli-
chen Bewertungen liegen nach der grundgesetzlichen Kompetenzord-
nung in der origindren Zustandigkeit der Lander. In diesem Rahmen ge-
gebenenfalls notwendige Vollzugsentscheidungen sind unter Beachtung
und Abwigung aller widerstreitenden, auch verfassungsrechtlichen Be-
lange zu treffen.

42. Abgeordneter Wie viele Personen wurden seit dem Amtsantritt
Raimond Scheirich des Bundesministers des Innern, Alexander
(AfD) Dobrindt, der angekiindigt hat, eine ,,Migrations-

wende® umzusetzen, im Zeitraum von Mai 2025
bis Juni 2026 tatsdchlich zuriickgefiihrt, und wie
verteilen sich diese Riickfithrungen auf Abschie-
bungen, Dublin-Uberstellungen und freiwillige
Ausreisen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 8. Juli 2026

Im Zeitraum Mai 2025 bis einschlieBlich Mai 2026 wurden insgesamt
22.682 Personen abgeschoben. Angaben fiir den Monat Juni 2026 liegen
noch nicht vor.

Darunter waren 4.624 Dublin-Uberstellungen.

Dariiber hinaus sind 19.399 Personen iiber das Bund-Lander-Programm
»Reintegration and Emigration Programme for Asylum-Seekers in Ger-
many* und ,,Govern-ment Assisted Repatriation Programme® (REAG/
GARP) gefordert freiwillig ausgereist. Neben den REAG/GARP-gefor-
derten freiwilligen Ausreisen erfolgen auch iiber Landerprogramme ge-
forderte freiwillige Ausreisen. Hinzu kommt noch eine Vielzahl von
freiwilligen Ausreisen ohne Férderung.
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43. Abgeordneter Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
Stefan Schroder regierung aus Offentlich angekiindigten Aktionen,
(AfD) die darauf gerichtet sind, simtliche Zufahrtswege

zur Messe Erfurt am 4. und 5. Juli 2026 zu blo-
ckieren und die Durchfithrung des Bundespartei-
tags einer zugelassenen Partei zu verhindern be-
ziiglich Parteienfreiheit, Versammlungsfreiheit
und Rechtsstaatsprinzip, und welche Kenntnisse
hat sie iiber mogliche Straftaten oder Geféhrdun-
gen im Vorfeld dieser Aktionen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Die Gefahrenabwehr sowie insgesamt die Wahrung der 6ffentlichen Si-
cherheit und Ordnung einschlieBlich der Verfolgung etwaiger Straftaten,
u.a. auch im Zusammenhang mit Versammlungen liegen nach der
grundgesetzlichen Kompetenzordnung grundsitzlich in der origindren
Zusténdigkeit der Lénder. In diesem Rahmen gegebenenfalls notwendi-
ge Vollzugsentscheidungen sind unter Beachtung und Abwigung aller
widerstreitenden, auch verfassungsrechtlichen Belange zu treffen.

Der fiir den 4. und 5. Juli 2026 terminierte Bundesparteitag der AfD
wird in Erfurt/Thiiringen stattfinden und féllt damit in die Zusténdigkeit
des Landes Thiiringen.

Auch wenn das Risikomanagement von Grof3veranstaltungen mit einem
landeriibergreifenden Versammlungsbezug anhand etablierter Bund-Lén-
der-Kooperationsstrukturen (z. B. durch Gefahrdungsprognosen, Lage-
bilderstellungen, Amtshilfe) erfolgt, bleiben die Gefahrenabwehr sowie
insgesamt die Wahrung der offentlichen Sicherheit und Ordnung in der
originiren Zustindigkeit der Lander. In diesem Rahmen ist die Verfol-
gung strafbarer Handlungen am Veranstaltungsort, u. a. gegeniiber Poli-
zeikriften, Parteitagsdelegierten oder Medienvertretern den zustindigen
Polizei- und Strafverfolgungsbehérden des Landes Thiiringen zuzuord-
nen.

Politisch motivierte Straftaten, die im Zusammenhang mit dem Parteitag
festgestellt wiirden, sind Gegenstand des Kriminalpolizeilichen Melde-
dienstes in Féllen Politisch motivierter Kriminalitit (KPMD-PMK).

44. Abgeordneter Verfiigt die Bundesregierung iiber eine ressort-
Stefan Schroder tbergreifende Prifliste, Handreichung oder sons-
(AfD) tige Ubersicht beziiglich Maflnahmen nach Arti-

kel 37 des Grundgesetzes?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Daniela Ludwig
vom 8. Juli 2026

Der Bundeszwang nach Artikel 37 Absatz 1 des Grundgesetz (GG) wur-
de bisher noch nicht angewandt. Die Anwendung des Bundeszwangs un-
terliegt strengen Anforderungen, die sich bereits aus dem GG ergeben.
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45. Abgeordneter Welche konkreten Mallnahmen hat die Bundes-
Stefan Seidler regierung seit der Ostseesturmflut im Oktober
(fraktionslos) 2023 ergriffen, um die grenziiberschreitende Zu-

sammenarbeit im Bereich der Katastrophenwar-
nung mit Danemark, insbesondere mit dem déani-
schen Wetterdienst (DMI), im Hinblick auf die
gemeinsame Erstellung von meteorologischen
Vorhersagen, Warnsystemen sowie abgestimmte
Kommunikationsprozesse auszubauen, und wie
bewertet die Bundesregierung den aktuellen Stand
als Grundlage fiir die Berichts- und Warnpraxis in
der Grenzregion?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 7. Juli 2026

Um eine einheitliche und effiziente Warnung der Bevdlkerung {iber
nationale Grenzen hinweg sicherzustellen, setzt das Bundesamt fiir Be-
volkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) auf einen Warnmel-
dungsaustausch in Echtzeit. Hierzu wurde die sogenannte ,,MoWaS Da-
tenschleuse” entwickelt. Diese dient als technische Schnittstelle zwi-
schen den nationalen Warnsystemen und ermoglicht in Gefahrenlagen
den unmittelbaren Austausch von Warnmeldungen in Grenzregionen.
Derzeit befindet sich das BBK im engen Austausch mit der Danish
Emergency Management Agency (DEMA). Im letzten Jahr ist es dem
BBK gelungen, das von der DEMA betriebene nationale ddnische Warn-
system DK-Sirenen an das deutsche MoWaS anzuschliefen. Warnmel-
dungen aus Ddnemark konnen nun direkt in MoWaS empfangen und
dort weiterverarbeitet werden. Aktuell lduft noch eine Testphase, bevor
diese Funktion den deutschen Grenzregionen zur Verfligung gestellt
wird.

Soweit der ddnische Wetterdienst (DMI) Warnmeldungen iiber DK-Sire-
nen versendet, konnen diese auch iiber MoWaS empfangen werden. Die
Zusammenarbeit beruht auf dem etablierten europdischen Katastrophen-
hilfemechanismus UCPM sowie in der Funktion als DEU NCP an der
im Bedarfsfall DNK Anfragen eingehen bzw. vice versa.

Nach der Ostseesturmflut hat das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) ebenfalls seine Kommunikationsprozesse verbes-
sert. Zum Beispiel zeigen die Informationen zu den Wasserstdnden der
einzelnen Ostseepegel nun auch eine Abschitzung der Unsicherheiten.
Mit dem DMI steht das BSH fortlaufend im Austausch. Um eine trans-
parente grenziiberschreitende Kommunikation aufzubauen, werden am
BSH nun die eigenen Modellvorhersagen zusammen mit der Vorhersage
der dénischen Behdrde DMI dargestellt. Warnungen werden untereinan-
der ausgetauscht. Bei Warnlagen liegen den Diensthabenden auch die
Vorhersagen der ddnischen Behorde FCOO vor.
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46. Abgeordneter Welche Maflnahmen ergreift die Bundesregierung
Tobias Teich zur Vorbereitung der Umsetzung der neuen EU-
(AfD) Riickfithrungsverordnung hinsichtlich der Ein-

richtung oder Nutzung sogenannter ,Return
Hubs* in Drittstaaten, und fiihrt die Bundesregie-
rung derzeit Gesprache mit Drittstaaten iiber die
Einrichtung oder Nutzung solcher Riickfithrungs-
zentren, und wenn ja, mit welchen Staaten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 10. Juli 2026

Die Bundesregierung strebt gemeinsam mit weiteren européischen Mit-
gliedstaaten die Einrichtung von sogenannten Return Hubs in Drittstaa-
ten an und tauscht sich mit diesen Mitgliedstaaten in einer Arbeitsgrup-
pe zu den notwendigen VorbereitungsmaBBnahmen aus. Es werden auch
erste Gesprache mit moglichen Partnerstaaten gefiihrt. Aufgrund der im
Sinne einer vertrauensvollen Zusammenarbeit gebotenen Vertraulichkeit
kdnnen mdogliche Partnerstaaten nicht vorab benannt werden.

47. Abgeordnete Aus welchen Griinden beabsichtigt die Bundes-
Donata regierung eine Novellierung der Verschluss-
Vogtschmidt sachenanweisung (vgl. Antwort der Bundesregie-
(Die Linke) rung zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Bundestags-
drucksache 21/4814), und ist es Gegenstand oder
Teil der Regelungsziele, eine restriktivere Einstu-
fung von Dokumenten als Verschlusssache vor-
nehmen zu konnen als bislang?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 9. Juli 2026

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum materiellen Geheimschutz
(Verschlusssachenanweisung — VSA) wurde zuletzt 2018 grundlegend
iiberarbeitet. Sie bedarf einer Anpassung an neue Entwicklungen wie
zum Beispiel die Digitalisierung. Aufgrund der laufenden Ressort-
abstimmung kann die Bundesregierung zu Regelungszielen oder -gegen-
stinden noch keine Auskunft geben.

48. Abgeordneter Welche Informationen sind iiber die Herkunft der
Jorg Zirwes arabisch sprechenden Minner bekannt, die im
(AfD) Mai in einem Regionalzug auf der Moselstrecke

in der Ndhe von Cochem einen Bahnbediensteten
angegriffen und verletzt haben, und welche Infor-
mationen gibt es zu mdglichen Vorstrafen und
Aufenthaltsstatus?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Angaben zu Ermittlungserkenntnissen in Strafverfahren obliegen grund-
sitzlich der sachleitenden Staatsanwaltschaft. In der vorliegenden Frage
wird auf die Staatsanwaltschaft Koblenz verwiesen.

49. Abgeordneter Welche bundesweiten Lagebilder bzw. Koordinie-
Ulrich von Zons rungsformate unter Beteiligung von Bundesbehor-
(AfD) den beziehen sich auf Organisierte Kriminalitit

mit dem Schwerpunkt Nordrhein-Westfalen (z. B.
Rhein-Ruhr), und welche priorisierten Mafinah-
men (Ermittlungsunterstiitzung, Geldwésche-
bekdmpfung, Vermdgensabschopfung, etc.) wur-
den 2024 und 2025 umgesetzt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 6. Juli 2026

Es gibt keine bundesweiten Lagebilder und bundesweiten Koordinie-
rungsformate unter Beteiligung von Bundesbehdrden, die sich auf Orga-
nisierte Kriminalitdt mit dem Schwerpunkt Nordrhein-Westfalen bezie-
hen, und daher auch keine priorisierten MaBinahmen im Sinne der Frage-

stellung.

50. Abgeordneter Welche Hauptgriinde werden von Bundesseite als
Ulrich von Zons Abschiebungshindernisse dokumentiert (z. B. feh-
(AfD) lende Reisedokumente, Flug-/Transporthindernis-

se, Gerichtsentscheidungen, Gesundheitsgriinde),
und wie hdufig traten diese Griinde 2019-2025 je-
weils auf?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 7. Juli 2026

Fiir den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes und damit auch fiir Abschie-
bungen sind die Lander zustindig. Der Bund unterstiitzt die Lander im
Rahmen des Riickfithrungsprozesses unter anderem durch die Bundes-
polizei beispielsweise bei dem Transport oder der Begleitung von riick-
zufiihrenden Personen.

Der Bundesregierung liegen daher zu den in der Fragestellung erbetenen
Informationen nur belastbare Angaben vor, soweit diese einen Bezug zur
Bundespolizei aufweisen.

Im Hinblick hierauf wird auf die Antworten der Bundesregierung zu den
Kleinen Anfragen der Fraktion DIE LINKE. fiir das Jahr 2019 auf die
Bundestagsdrucksache 19/18201, Antwort zu Frage 14, fiir das Jahr
2020 auf die Bundestagsdrucksache 19/27007, Antwort zu Frage 14, fiir
das Jahr 2021 auf die Bundestagsdrucksache 20/890, Antwort zu
Frage 16 und fiir das Jahr 2022 auf die Bundestagsdrucksache 20/5795,
Antwort zu Frage 15 verwiesen.
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Zudem wird auf die Antworten der Bundesregierung zu den Kleinen An-
fragen der Gruppe Die Linke fiir das Jahr 2023 auf die Bundestags-
drucksache 20/11471, Antwort zu Frage 14 und fiir das Jahr 2024 auf
die Bundestagsdrucksache 20/14946, Antwort zu Frage 14 verwiesen.

Des Weiteren wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke fiir das Jahr 2025 auf die Bundestags-
drucksache 21/4103, Antwort zu Frage 14 verwiesen.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

51. Abgeordnete Wie positioniert sich die Bundesregierung zu den
Luise Amtsberg von Frankreich und Italien angekiindigten Plénen
(BUNDNIS 90/ zur Schaffung einer Nachfolgemission der

DIE GRUNEN) UNIFIL-Mission im Libanon nach Auslaufen ih-
res Mandats im Dezember 2026, und welche kon-
kreten Planungen verfolgt sie hinsichtlich einer
moglichen deutschen Beteiligung an einer solchen
Mission?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 7. Juli 2026

Derzeit werden sowohl im Rahmen der Vereinten Nationen als auch der
Europdischen Union mogliche Formate zur Fortsetzung der Unterstiit-
zung flir die libanesische Regierung nach Auslaufen des Mandats von
UNIFIL diskutiert. Die Bundesregierung bringt sich aktiv in diese Dis-
kussionen ein und steht mit ihren europdischen Partnern dazu in engem
Austausch.

Eine konkrete deutsche Beteiligung an einer moglichen VN- oder EU-
Mission kann erst dann gepriift werden, wenn das Aufgabenspektrum
und der Umfang einer solchen Mission feststehen.

Ziel der Bundesregierung bleibt es, die libanesischen Streitkréfte zu stir-
ken, um eine nachhaltige Stabilisierung des Libanon zu unterstiitzen.
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52. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung meine Rechtsauffas-
Luise Amtsberg sung, dass die Einfuhr von Waren in die Europa-
(BUNDNIS 90/ ische Union, die ihren Ursprung in den von Israel
DIE GRUNEN) besetzten paléstinensischen Gebieten haben, ge-

maB des Gutachtens des Internationalen Gerichts-
hofs zu den rechtlichen Folgen von Israels Besat-
zungspolitik vom 19. Juli 2024 (www.icj-cij.org/s
ites/default/files/case-related/186/186-20240719-a
dv-01-00-en.pdf) rechtswidrig ist, und wenn ja,
inwiefern unterstiitzt die Bundesregierung den
Vorsto3 von Schweden und Frankreich auf EU-
Ebene zur Einddmmung von Importen aus illega-
len israelischen Siedlungen in besetzten palésti-
nensischen Gebieten (https://de.euronews.com/m
y-europe/2026/05/26/franzosischer-handelsstaatss
ekretar-beschrankungen-fur-siedlungswaren-sind-
normal-nicht-ag)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung respektiert das Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs zu den rechtlichen Folgen von Israels Besatzungspolitik vom
19. Juli 2024 und handelt im Einklang mit den dort festgestellten volker-
rechtlichen Verpflichtungen. Dazu gehdrt auch, dass Deutschland in sei-
nen Handlungen zwischen dem Hoheitsgebiet des Staates Israels und
den seit 1967 besetzten Gebieten unterscheidet. So unterliegen Sied-
lungsprodukte bei Einfuhr in die EU einer Kennzeichnungspflicht und
geniefen, anders als Produkte aus dem israelischen Hoheitsgebiet, nicht
die Zollpréferenzen des EU-ISR Assoziierungsabkommens.

Zu dariiberhinausgehenden Handelsbeschrankungen gegen Siedlungs-
produkte findet aktuell eine Diskussion auf EU-Ebene statt.

53. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung eigene Erkenntnisse,
Deborah Diiring die iiber die Presseberichterstattung hinausgehen,
(BUNDNIS 90/ tiber die jlingsten repressiven MaBlnahmen der

DIE GRUNEN) kongolesischen Sicherheitskrifte gegeniiber der
Opposition (www.hrw.org/news/2026/05/12/dr-co
ngo-increasing-repression-of-critical-expression)
und Protestierenden, die gegen die Ankiindigung
von Président Félix Tshisekedi, eine Verfassungs-
anderung zur Ermoglichung eines dritten Mandats
voranzutreiben, demonstrierten (www.aljazeer
a.com/news/2026/6/12/violence-breaks-out-at-dr
c-rally-against-presidential-term-limit-change),
vor, und wenn ja, welche, und erwégt die Bundes-
regierung ggf. diplomatische Schritte als Reaktion
auf diese Entwicklungen, und wenn ja, welche?


https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/186/186-20240719-adv-01-00-en.pdf
https://www.de.euronews.com/my-europe/2026/05/26/franzosischer-handelsstaatssekretar-beschrankungen-fur-siedlungswaren-sind-normal-nicht-ag
https://www.hrw.org/news/2026/05/12/dr-congo-increasing-repression-of-critical-expression
https://www.aljazeera.com/news/2026/6/12/violence-breaks-out-at-drc-rally-against-presidential-term-limit-change
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung hat die Berichterstattung zur Kenntnis genommen.
Nach Kenntnis der deutschen Botschaft in Kinshasa wurden im Kontext
der Demonstrationen 39 Personen verletzt, eine Person wurde getotet.

Das Vorgehen gegen Opposition und Protestierende in der Demokrati-
schen Republik Kongo ist Ausdruck eines sich insbesondere seit 2024
zunehmend verengenden zivilgesellschaftlichen Handlungsspielraums,
was die Bundesregierung in bilateralen Gesprachen mit der kongolesi-
schen Regierung wiederholt thematisiert.

Die Bundesregierung steht dariiber hinaus in engem Austausch mit den
europdischen Partnern und stimmt gemeinsame Positionierungen im EU-

Kreis ab.

54. Abgeordnete Thematisiert die Bundesregierung gegeniiber
Deborah Diiring ihren indischen Partnern die Auswirkungen der
(BUNDNIS 90/ von der Regierung des indischen Premierminis-

DIE GRUNEN) ters Narendra Modi am 22. Juni 2026 angekiin-
digten Anderungen am Gesetz zur Regulierung
auslandischer Zuwendungen (Foreign Contributi-
on Regulation Act — FCRA), mit denen die Vor-
schriften fiir den Erhalt ausléndischer Zuwendun-
gen weiter verschérft werden sollen, und waren
diese Anderungen auch Gegenstand des EU-
Indien-Menschenrechtsdialogs am 24. Juni 2026
(Quellen: www.vaticannews.va/de/welt/news/202
6-06/indien-ngo-regierung-gesetz-kirche-caritas-h
ilfe-arme-bischoefe.html; www.eeas.europa.eu/de
legations/india/12th-eu-india-human-rights-dialog
ue en)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung sind die jliingsten Entwicklungen mit Blick auf die
von der indischen Regierung am 22. Juni 2026 angekiindigten Anderun-
gen am Gesetz zur Regulierung ausldndischer Zuwendungen (Foreign
Contribution Regulation Act — FCRA) bekannt und sie beobachtet diese
mit Sorge.

Die Bundesregierung spricht die Thematik regelmifig in internationalen
Foren sowie in bilateralen Gespridchen gegeniiber den indischen Part-
nern an, bringt Bedenken zum Ausdruck und wirbt fiir Erleichterungen
fiir zivilgesellschaftliche Akteure. Die Bundesregierung stimmt sich
dazu auch im Kreis der EU-Mitgliedstaaten ab und steht mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren in Kontakt.

Die jiingst diskutierten Verschirfungen waren auch Gegenstand des Dia-
logs der Europdischen Union und Indien zu Menschenrechten am 24. Ju-
ni 2026.


https://www.vaticannews.va/de/welt/news/2026-06/indien-ngo-regierung-gesetz-kirche-caritas-hilfe-arme-bischoefe.html
https://www.eeas.europa.eu/delegations/india/12th-eu-india-human-rights-dialogue_en
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55. Abgeordnete Welche Gespriche fiihrt die Bundesregierung mit
Deborah Diiring den europdischen und US-amerikanischen Part-
(BUNDNIS 90/ nern, um sich wie der amerikanische Président

DIE GRUNEN) Donald Trump auf dem G7-Gipfel verkiindet hat,
gemeinsam verstiarkt fiir einen Frieden in der
Ukraine einzusetzen, und welche MalBnahmen
plant die Bundesregierung, um den wirtschaftli-
chen Druck auf Russland zu erhéhen, wie bei-
spielsweise die russische Schattenflotte zu be-
kdmpfen (Quelle: www.zdtheute.de/politik/auslan
d/evian-g7-trump-merz-gipfel-erklaerung-10
0.htm1)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung setzt sich intensiv filir einen gerechten und dauer-
haften Frieden in der Ukraine und einen sofortigen Waffenstillstand ein.
Hierzu steht die Bundesregierung in stindigem engem Austausch mit
ihren internationalen Partnern — sowohl bilateral als auch im Rahmen
internationaler Organisationen und multilateraler Foren, vor allem in den
Vereinten Nationen (VN), der Européischen Union (EU), der NATO und
den G7.

Wihrend sich die Ukraine bereits mehrfach zu einem umfassenden und
sofortigen Waffenstillstand und Friedensverhandlungen bereiterklért hat,
setzt Russland seine brutalen Angriffe tiglich fort und beharrt weiter auf
seinen Maximalpositionen. Dies zeigt, dass Russland bislang nicht zu
ernsthaften Verhandlungen bereit ist. Die Bundesregierung wird daher
die Ukraine auch weiterhin politisch, finanziell, humanitir, zivil und mi-
litdrisch unterstiitzen, solange es notig ist.

Die Bundesregierung begriif3t, dass sich die G7 im Rahmen ihres Gipfels
dazu bekannt haben, den Druck auf Russland weiter zu erh6hen. Dazu
gehort die weitere Verschérfung der Sanktionen, einschlieBlich gegen
den russischen Ol- und Gassektor.

Vor diesem Hintergrund setzt sich die Bundesregierung fiir die schnelle
Verabschiedung eines starken 21. Sanktionspakets der EU ein, inklusive
MaBnahmen zur Stirkung der Energiesanktionen, gegen den russischen
Finanzsektor sowie die Schattenflotte und ihr Okosystem.

56. Abgeordnete Wie viele nationale Visa zur Aufnahme eines
Mandy Eifling Freiwilligendienstes (Freiwilliges Soziales Jahr,
(Die Linke) Freiwilliges Okologisches Jahr und Bundesfrei-

willigendienst, § 19¢ Absatz 1 des Aufenthaltsge-
setzes (AufenthG) i. V.m. § 14 Absatz 1 Num-
mer 1 der Beschiftigungsverordnung sowie § 19¢
AufenthG) haben die deutschen Auslandsvertre-
tungen nach Kenntnis der Bundesregierung in den
Jahren 2018 bis 2025 jeweils erteilt?


https://www.zdfheute.de/politik/ausland/evian-g7-trump-merz-gipfel-erklaerung-100.html
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 6. Juli 2026

Gesonderte Zahlen fiir Visa zur Aufnahme eines Freiwilligendienstes
liegen erst seit 2019 vor. Im Zeitraum 2019 bis 2025 wurden danach ins-
gesamt 19.940 nationale Visa zur Aufnahme eines Freiwilligendienstes
erteilt. Die jahrliche Verteilung kann der nachfolgenden Tabelle entnom-
men werden:

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
2.527 1.577 2.528 2.948 3.636 3.480 3.244

57. Abgeordneter Welche Unterstiitzungsangebote wurden durch
Vinzenz Glaser deutsche Akteure (z.B. die Bundesregierung,
(Die Linke) deutsche staatliche Stellen und deutsche Hilfsor-

ganisationen) nach den Erdbeben in Venezuela
unterbreitet (bitte z. B. die bereitgestellten bezie-
hungsweise zugesagten finanziellen Mittel, Sach-
leistungen, Hilfsgiiter, technischen Unterstiit-
zungsleistungen sowie die Entsendung von Ret-
tungs- und Katastrophenschutzkréften einzeln
aufschliisseln), und liegen der Bundesregierung
Erkenntnisse dariiber vor, ob deutsche Rettungs-,
Hilfs- oder Katastrophenschutzkrifte bei ihrer Ar-
beit (z. B. bei der Einreise, der Aufnahme ihrer
Tatigkeit vor Ort oder der Verteilung von Hilfsgii-
tern) durch venezolanische Behorden behindert
oder in ihrer Téatigkeit eingeschriankt wurden, falls
ja, welche Mallnahmen leitet die Bundesregierung
hieraus ab (s. z. B.: www.washingtonpost.com/wo
rld/2026/07/01/after-quakes-trap-venezuelans-gov
ernment-blocks-rescuers-aid/ und www.samariter
bund.net/nationale-internationale-projekte/katastr
ophenhilfe/aktuelles/details/medizinischer-hilfsei
nsatz-fuer-venezuela-mit-samariterbund-beteiligu
ng-muss-abgebrochen-werden-17434/)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 9. Juli 2026

Am 25. Juni2026 erreichte die Bundesregierung ein offizielles Hilfeleis-
tungsersuchen Venezuelas iiber das europdische Katastrophenschutzver-
fahren (UCPM). Daraufhin hat die Bundesregierung unverziiglich Hilfe
geleistet.

Uber die Internationale Katastrophenhilfe iibernimmt die Bundesregie-
rung die Einsatzfinanzierung von folgenden Urban Search and Rescue
(USAR) Teams und Emergency Medical Teams (EMTs):

Rettungsteam Typ Einsatzzeitraum
Schnell-Einsatz-Einheit Bergung Ausland (SEEBA) Medium USAR Team 26.06.26 bis 03.07.26
des Technischen Hilfswerks (THW)
@fire Light USAR Team 26.06.26 bis 01.07.26
Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) EMT Typ 1 30.06.26 (andauernd)



https://www.washingtonpost.com/world/2026/07/01/after-quakes-trap-venezuelans-government-blocks-rescuers-aid/
https://www.samariterbund.net/nationale-internationale-projekte/katastrophenhilfe/aktuelles/details/medizinischer-hilfseinsatz-fuer-venezuela-mit-samariterbund-beteiligung-muss-abgebrochen-werden-17434/
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Uber die Bundeswehr stellt die Bundesregierung bis zu fiinf Luftfahr-
zeuge A 400M fiir die Lufttransportunterstiitzung fiir Rettungskrifte und
Hilfsgiiter sowie ein Luftfahrzeug fiir den Transport von Patientinnen
und Patienten im Bedarfsfall bereit.

In Folge der multiplen Erdbeben in Venezuela stellt die Bundesregierung
zusétzlich 5,5 Mio. Euro humanitére Hilfe zur Verfiigung: 4,5 Mio. fiir
den Venezuela Humanitarian Fund des Amts der Vereinten Nationen fiir
die Koordinierung humanitdrer Angelegenheiten (UN OCHA), sowie je
500.000 Euro fiir Caritas und Diakonie.

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis von vorsitzlicher Behinderung
oder Einschrinkung der Arbeit deutscher Rettungs-, Hilfs- oder Kata-
strophenschutzkrifte durch die venezolanischen Behorden. Einsdtze von
Urban Search and Rescue (USAR) Teams und Emergency Medical
Teams (EMTs) folgen festgelegten Abldufen. Ein Einsatz ist erst nach
Akzeptanz durch den Empféangerstaat moglich. Dadurch soll Bedarfsde-
ckung sichergestellt werden.

58. Abgeordnete Welche Schritte unternehmen der Bundesminister
Katrin Goring- des Auswirtigen, Dr. Johann Wadephul, sowie die
Eckardt deutsche Bundesregierung um Entschidigungs-

(BUNDNIS 90/ zahlungen an die verbliebenen polnischen Opfer
DIE GRUNEN) der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft auf
den Weg zu bringen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 10. Juli 2026

Deutschland steht zu seiner historischen Verantwortung. Die Versoh-
nung und Verstindigung mit Polen haben fiir die Bundesregierung
hochste Prioritdt. Aus dieser historischen Verantwortung erwéchst zu-
gleich eine besondere Verpflichtung gegeniiber den Menschen, die unter
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in Polen gelitten haben.

Hinsichtlich etwaiger Zahlungen an verbliebene polnische Opfer ist
noch keine Entscheidung getroffen worden.

59. Abgeordneter Welche konkreten Maflnahmen plant oder verfolgt
Julian Joswig die Bundesregierung zur Umsetzung der unter
(BUNDNIS 90/ Ziffer 17 des Protokolls des 3. Treffens der Bina-
DIE GRUNEN) tionalen Kommission Deutschland-Mexiko ver-

einbarten vertieften Zusammenarbeit im Bereich
der inneren und internationalen Sicherheit, und
findet hierbei auch eine Zusammenarbeit deut-
scher und mexikanischer Sicherheitsbehérden im
Zusammenhang mit der derzeit laufenden FIFA-
FuBball-Weltmeisterschaft 2026 statt?
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung hat am 1. Juli das Kernpunktepapier ,,Ressortiiber-
greifendes Engagement der Bundesregierung zur Bekdmpfung von Or-
ganisierter Kriminalitit in Lateinamerika, der Karibik und Deutschland*
verabschiedet. Das Papier bildet auch die Grundlage fiir eine Stirkung
der beim dritten Treffen der Binationalen Kommission Deutschland-Me-
xiko im Beisein von Bundesau3enminister, Johann Wadephul, und dem
mexikanischen Aullenminister, Roberto Velasco, vereinbarten vertieften
Zusammenarbeit mit Mexiko im Bereich der inneren und internationalen
Sicherheit.

Uberdies wird im Rahmen des Gisteprogramms der Bundesrepublik
Deutschland noch in diesem Jahr eine hochrangige Delegation aus Me-
xiko zu Sicherheitsthemen eingeladen. Die Reise zum Thema ,,Vertie-
fung der Zusammenarbeit in Fragen der inneren und dufleren Sicherheit*
soll nach jetzigem Planungsstand im September 2026 stattfinden.

Da die deutsche Fufiballnationalmannschaft ihre Spiele ausschlieBlich in
den Vereinigten Staaten von Amerika sowie in Kanada ausgetragen hat
und mexikanische Spielorte nicht beriihrt waren, erfolgte keine operative
Zusammenarbeit deutscher und mexikanischer Behdrden im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Turnier.

60. Abgeordneter Unterstiitzt die Bundesregierung die Forderung
Dr. Michael des estnischen Verteidigungsministers Hanno
Kaufmann Pevkur, dass die ukrainische Regierung iiber die
(AfD) Verwendung des neuen EU-Kredits in Hohe von

90 Mrd. Euro ,selbstverstindlich Rechenschaft
ablegen muss* (https://de.euronews.com/my-euro
pe/2026/05/13/ukraine-rechenschaft-eu-kredit-abl
egen-estland), und hat sie bereits eine eigene Be-
wertung dariiber vorgenommen, wie sie die Ge-
fahr einer nicht ordnungsgemifien Verwendung
von Teilen der Kreditmittel angesichts der in
jlngster Zeit gegen den ukrainischen Prisidenten
Wolodymyr Selenskyj und sein engeres Umfeld
erhobenen Korruptionsvorwiirfe einschitzt (www.
tagesspiegel.de/internationales/luxusvillen-und-dr
ohnendeals-steckt-selenskyj-tiefer-im-korruptions
sumpf-als-bisher-gedacht-15572149 .html), und
wenn ja, mit welchem Ergebnis?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 9. Juli 2026

Die Bundesregierung unterstiitzt gemeinsam mit Partnern die Ukraine in
ihrem Verteidigungskampf gegen den voélkerrechtswidrigen Angriffs-
krieg Russlands politisch, finanziell, humanitér, zivil und militérisch, so-
lange es noétig ist. Daher hat die Bundesregierung ebenfalls die Einrich-
tung des EU-Darlehens fiir die Ukraine befiirwortet, um dazu beizutra-
gen, die ukrainischen Bedarfe in den Jahren 2026 und 2027 zu decken.
Zwei Dirittel des EU-Darlehens werden dabei unmittelbar fiir die Be-


https://www.de.euronews.com/my-europe/2026/05/13/ukraine-rechenschaft-eu-kredit-ablegen-estland
https://www.tagesspiegel.de/internationales/luxusvillen-und-drohnendeals-steckt-selenskyj-tiefer-im-korruptionssumpf-als-bisher-gedacht-15572149.html
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schaffung von Riistungsgiitern v.a. aus europdischer bzw. ukrainischer
Produktion eingesetzt.

Die Kontrollmechanismen zum Schutz der finanziellen Interessen der
EU sind angelehnt an die Mechanismen vorheriger EU-Unterstiitzungs-
instrumente wie z. B. die Ukraine-Fazilitit. Es wird auf die Antwort der
Bundesregierung vom 27. Januar 2026 auf Frage 9 der Kleinen Anfrage
der AfD-Fraktion auf Bundestagsdrucksache 21/3848 verwiesen. Das
EU-Darlehen ist zudem an die Umsetzung von zusitzlichen Reformen
zur weiteren Stirkung der Rechtsstaatlichkeit und zur Korruptionsbe-
kampfung gebunden.

Die Unabhingigkeit und Leistungsfahigkeit der Antikorruptionsinstituti-
onen, insbesondere das Nationale Antikorruptionsbiiro (NABU) sowie
die Spezialisierte Anti-Korruptionsstaatsanwaltschaft (SAPO), sind eine
zentrale Errungenschaft des Reformkurses der Ukraine und zugleich von
entscheidender Bedeutung fiir das leistungsbasierte Voranschreiten der
Ukraine im EU-Beitrittsprozess. Hierfiir setzt sich die Bundesregierung,
in enger Abstimmung mit ihren Partnern, weiterhin gegentiiber der ukrai-
nischen Regierung ein.

61. Abgeordneter Hat sich das Auswiértige Amt bereits eine Auffas-
Stefan Keuter sung erarbeitet, in welchen Haushaltstiteln die
(AfD) drei Prozent Einsparvorgabe des Bundesministers

der Finanzen Lars Klingbeil fiir den Etat 2028
umgesetzt werden soll (wenn ja, bitte die Haus-
haltstitel auffithren, vgl. www.n-tv.de/politik/Beri
cht-Klingbeil-fordert-drei-Prozent-Ersparnis-von-
allen-Ministerien-id31027395.html)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 9. Juli 2026

Die Bundesregierung hat am 6. Juli 2026 den Regierungsentwurf fiir den
Bundeshaushalt 2027 und den Finanzplan bis 2030 beschlossen. Das
Aufstellungsverfahren fiir den Bundeshaushalt 2028 beginnt Anfang

2027.

62. Abgeordneter Gibt es durch Bundesmittel unterstiitze Projekte
Andreas Mayer in Sierra Leona, und wenn ja, in welcher Hohe
(AfD) (bitte hierbei auch die entsprechenden Haushalts-

titel angeben), und zu welchen Zwecken (www.fa
z.net/aktuell/politik/ausland/niederlande-gegen-ge
ld-fuer-sierra-leone-wegen-drogenboss-accg-2008
86433.html)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 7. Juli 2026

Die nachfolgenden Angaben zu Projekten der Bundesregierung in Sierra
Leone beruhen auf den derzeit verfiigbaren Informationen zu aktuell lau-
fenden EinzelmaBnahmen bzw. Vorhaben.


https://www.n-tv.de/politik/Bericht-Klingbeil-fordert-drei-Prozent-Ersparnis-von-allen-Ministerien-id31027395.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/niederlande-gegen-geld-fuer-sierra-leone-wegen-drogenboss-accg-200886433.html
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Das Auswirtige Amt fordert aus dem Haushaltstitel ,,Krisenpravention,
Stabilisierung und Friedensforderung® (0501 - 687 34) das iiberregiona-
le Projekt ,,African Union Border Program, Phase V* zur rechtlichen
und physischen Festlegung von Grenzverldufen, grenziiberschreitender
Kooperation und Institutionenstirkung sowie Kapazititsaufbau. Im
Haushaltsjahr 2026 sind fiir Sierra Leone 52.100 Euro eingeplant, davon
sind 28.000 Euro bereits verausgabt.

Das Bundesministerium fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt ver-
ausgabt flir Sierra Leone aus dem Haushaltstitel 3004/68530 insgesamt
830.000 Euro fiir das Netzwerk STAIRS im Rahmen der Research Net-
works for Health Innovation in Sub-Saharan Africa (RHISSA) mit der
Laufzeit 1. August 2023 bis 31. Juli 2028. Ergénzende Informationen
konnen auf der Webseite des gesamten Netzwerks abgerufen werden
(www stairssepsis.conm/).

Informationen zu Projekten des Bundesministeriums fiir Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit in Sierra Leone kénnen
auf der Website zur Internationalen Klimaschutz Initiative abgerufen
werden (www.international-climate-initiative.com/projekte-suchen/#/).

Das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung unterstiitzt Projekte der bilateralen staatlichen Zusammen-
arbeit in den Bereichen Gesundheit und Nachhaltige Wirtschaftsent-
wicklung, Ausbildung und Beschéftigung, regionale und globale Vorha-
ben mit Landerkomponenten in Sierra Leone sowie Projekte der Zivil-
gesellschaft, Kirchen und der kommunalen Zusammenarbeit. Detaillierte
Informationen zu den laufenden Projekten und Programmen in Sierra
Leone - auch zu deren finanziellem Volumen — kénnen im Transparenz-
portal des BMZ abgerufen werden (www.transparenzportal.bund.de/
de/).

Die Bundesregierung entscheidet iiber Projektférderungen nach Mal-
gabe von § 7 der Bundeshaushaltsordnung (BHO). Die darin enthaltenen
Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verpflichten die
Bundesregierung Projektpartner eingehend auf bestehende Verfahrens-
abldufe, Strukturen, Regelungen und Standards sowie die Beachtung der
umfassenden Vorgaben des Zuwendungsrechts zu priifen.

63. Abgeordnete Wann wird die Bundesregierung den Vierten
Cansu Ozdemir Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
(Die Linke) Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit sowie den

Umsetzungsbericht zum Dritten Nationalen Ak-
tionsplan verdffentlichen, der bereits Ende 2024
ausgelaufen ist, und welche Griinde sind fiir die
bisherige Verzogerung bei der Neuaufsetzung und
der Evaluierung mafigeblich?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit den vierten Nationalen Aktions-
plan zur Umsetzung der Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit. Dies
gilt auch fiir den Bericht iiber die Umsetzung des dritten Nationalen Ak-
tionsplans. Ein konkretes Datum fiir eine Veroffentlichung kann zum jet-
zigen Zeitpunkt nicht genannt werden.


https://www.stairssepsis.com/
https://www.international-climate-initiative.com/projekte-suchen/%23/
https://www.transparenzportal.bund.de/de/
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64. Abgeordneter Welche Schliisse zieht die Bundesregierung mit
Soren Pellmann Blick auf einen EU-Beitritt der Ukraine aus der
(Die Linke) zunehmenden Einbeziehung Stepan Banderas und

der Ukrainischen Aufstédndischen Armee (UPA) in
die politische Traditionslinie der Ukraine (www.p
olskieradio.pl/400/7986/Artykul/3702431,polen-st
eht-im-kampf-um-historische-wahrheit-allein)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung setzt sich fiir eine unabhingige und transparente
wissenschaftliche Erforschung und Aufarbeitung der Geschichte ein. Sie
verurteilt jede Form von Rechtsextremismus, Antisemitismus, Antiziga-
nismus oder andere Formen von Rassismus und tritt entsprechenden Au-
Berungen oder Verhaltensweisen ausnahmslos und nachdriicklich ent-
gegen. Mit der Ukraine steht die Bundesregierung zu diesen Themen in
einem engen und vertrauensvollen Austausch.

65. Abgeordnete Ist es der Bundesregierung ein Anliegen zu iiber-
Lea Reisner priifen, ob die von ihr zu rund einem Drittel finan-
(Die Linke) zierten und von TKMS gefertigten Korvetten fiir

Israel (https://elnet-deutschland.de/wp-content/upl
0ads/2026/06/ESDI-Policy-Briefing-Maritime-Se
curity.pdf) nicht nur zur Uberwachung der &kono-
mischen Wirtschaftszone, sondern auch vor Kiis-
ten von EU-Landern eingesetzt werden, etwa zum
aus meiner Sicht volkerrechtswidrigen Abfangen
der jlingsten Gaza-Flotilla auch mit deutschen
Teilnehmenden (www.instagram.com/reel/DYed
OBS8TFAp), und falls ja, was ist ihr hierzu be-
kannt geworden?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 6. Juli 2026

Zu einem moglichen, in der Fragestellung angenommenen Einsatz hat
die Bundesregierung keine Hinweise. Im Ubrigen wird auf die Antwort
der Bundesregierung vom 14. Dezember 2017 auf Frage 14 der Kleinen
Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/278

verwiesen.

66. Abgeordnete Fand nach Kenntnis der Bundesregierung die an-
Lea Reisner gekiindigte Sitzung der SAR Contact Group am
(Die Linke) 4. Juni 2026 in Zypern statt (https://ec.europa.eu/t

ransparency/expert-groups-register/core/api/front/
document/123086/download), und falls nicht, aus
welchen Griinden wurde diese abgesagt oder ver-
schoben?


https://www.polskieradio.pl/400/7986/Artykul/3702431,polen-steht-im-kampf-um-historische-wahrheit-allein
https://www.elnet-deutschland.de/wp-content/uploads/2026/06/ESDI-Policy-Briefing-Maritime-Security.pdf
https://www.instagram.com/reel/DYedOB8TFAp
https://www.ec.europa.eu/transparency/expert-groups-register/core/api/front/document/123086/download
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67. Abgeordnete Mit welchem Inhalt bzw. Fokus hat die Bundes-
Lea Reisner regierung im Rahmen der SAR Contact Group die
(Die Linke) wiederholten bewaftneten Angriffe auf deutsch

beflaggte Seenotrettungsschiffe der ,Justice
Fleet* (https://sos-humanity.org/presse/libysche-
milizen-beschiessen-justice-fleet) im schriftlichen
Austausch (oder auch miindlich) angesprochen,
und welche Verabredungen oder Beschliisse soll-
ten aus ihrer Sicht in diesem EU-Rahmen zur Ver-
folgung fritherer und Verhinderung zukiinftiger
Schusswaffeneinsétze durch libysche Milizen ge-
troffen werden?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 6. Juli 2026

Die Fragen 66 und 67 werden gemeinsam beantwortet.

Die Sitzung der SAR Contact Group fand am 18. Mai 2026 auf Einla-
dung der EU-Kommission und der zyprischen Ratsprisidentschaft in
Larnaka statt. Die in der Regel jdhrlichen Treffen dienen dem Informa-
tionsaustausch iiber die Seenotrettungslage entlang wichtiger Migrati-
onsrouten; es werden in diesem Rahmen keine Verabredungen oder Be-
schliisse im Sinne der Fragestellung getroffen.

Die Bundesregierung informierte iiber die am 6. Mai 2026 vom Bundes-
ministerium des Innern im Benehmen mit dem Bundesministerium fiir
Verkehr vorgenommene Ausweitung der SOLAS-Gefahrenstufe 2 fiir
Schiffe unter deutscher Flagge auf die libysche Ausschlieliche Wirt-
schaftszone und Such- und Rettungszone.

68. Abgeordnete Welche Konsequenzen entspringen nach Kenntnis
Zada Salihovié der Bundesregierung aus dem kiirzlich zwischen
(Die Linke) Polen und Deutschland geschlossene Verteidi-

gungsabkommen (www.auswaertiges-amt.de/de/n
ewsroom/2775338-2775338) gerade fiir die an
Polen angrenzenden ostdeutschen Bundesldander
(bitte auf die Aspekte Aus- und Neubau von
Infrastruktur, geplante gemeinsame Forschungs-
projekte und steigende Anzahl von Truppentrans-
porten durch hiufigere gemeinsame Ubungen ein-
gehen)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 7. Juli 2026

Das am 17. Juni 2026 zwischen Deutschland und Polen geschlossene
Verteidigungsabkommen bildet die Grundlage fiir eine weitere Stirkung
und Vertiefung unserer militirischen Zusammenarbeit. Deutschland und
Polen wollen kiinftig enger in der Fihigkeitsentwicklung Zusammen-
arbeiten und die Kooperation ihrer Verteidigungsindustrien fordern. Das
Abkommen sieht gemeinsame Ausbildungs- und Ubungsformate vor. Es
ist noch nicht absehbar, ob dies auch Standorte der Bundeswehr in ost-
deutschen Bundesldandern betreffen wird.


https://www.sos-humanity.org/presse/libysche-milizen-beschiessen-justice-fleet
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/2775338-2775338
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Ein weiterer Schwerpunkt ist das Bekenntnis zu einem koordinierten
Vorgehen beim Ausbau des NATO-Pipelinesystems sowie die Forderung
der dafiir notwendigen Infrastruktur.

Deutschland und Polen wollen auflerdem im Krisenmanagement sowie
bei der Abwehr hybrider Bedrohungen enger Zusammenarbeiten. Ergén-
zend sollen strukturierte Austauschformate zwischen den Verteidigungs-
ministerien zu allen relevanten verteidigungspolitischen Fragen etabliert
werden.

Vor diesem Hintergrund kann das Abkommen als Ausgangspunkt fiir
weitere Kooperationsmoglichkeiten dienen.

69. Abgeordneter Treffen Medienberichte zu, wonach das Pro-
David Schliesing gramm ,,Goethe-Institut im Exil“, das von Okto-
(Die Linke) ber 2022 bis Anfang 2026 gefliichteten und ge-

fahrdeten Kiinstler*innen aus Krisengebieten
einen sicheren Ort zum Austausch und eine Biih-
ne bot sowie als wichtiger Resonanzraum fiir die
Diaspora und vernetzte Kulturschaffende diente,
aufgrund einer ,,emotionalisierte[n] Nahost-The-
matik und der Sorge vor ,Protestaktionen und
negativer Presse™ sowie einer ,,anhaltende[n] Ne-
gativkommunikation bis in den Sommer hinein,
die auch die 75-Jahr-Feier beeintrachtigen konn-
te* (Stiddeutsche Zeitung vom 23. Juni 2026), im
Februar 2026 mit sofortiger Wirkung eingestellt
wurde oder gab es andere bzw. weitere Griinde,
und existieren seitens der Bundesregierung Pléne,
das Programm neu aufzulegen, und wenn ja, wie
sehen diese Plane konkret aus, und wenn nein,
warum nicht?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 8. Juli 2026

Der Vorstand des Goethe-Instituts hat im Februar entschieden, die ge-
samte Programmreihe ,,Goethe-Institut im Exil“ einzustellen. Konkrete
Plane zur Neuvauflegung des Programms hat das Goethe-Institut nicht.
Im Nachgang zur Einstellung hat der Generalsekretir des Goethe-Insti-
tuts in einem Schreiben an das Priasidium erldutert, dass die Unterstiit-
zung exilierter Kiinstlerinnen und Kiinstler auch in Zukunft ein wesent-
licher Bestandteil der Tétigkeit des Goethe-Instituts bleibe.
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70. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Stand beim Aufbau der Agen-
David Schliesing tur fiir Internationale Museumskooperation, die
(Die Linke) am 4. Oktober 2023 von der Bundesregierung als

gemeinniitzige GmbH im Besitz des Bundes ge-
griindet wurde, um den Austausch deutscher Mu-
seen mit Partner*innen weltweit zu stirken
(welche Kooperationen existieren bereits und
welche Projekte, Dialogformate, Workshops und
Konferenzen wurden mit jeweils welchem Mittel-
einsatz durchgefiihrt), und wie sicht der weitere
Zeitplan konkret aus?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 8. Juli 2026

Der Aufbau der Agentur ist inzwischen weitgehend abgeschlossen.

Die Agentur verfiigt liber kein eigenes Auslandsnetzwerk, sondern stiitzt
sich auf die bestehenden Netzwerke der deutschen Auslandsvertretungen
und der Mittlerorganisationen, insbesondere des Goethe-Institutes. Ein
beratender internationaler Beirat wird aktuell eingerichtet.

Der Aufgabenfokus liegt auf der Unterstiitzung deutscher Museen bei
der Aufnahme internationaler Kooperationen, priméir durch Beratungs-
leistungen und Delegationsreiseangebote sowie spezifische Einzelforde-
rungen. Das Portfolio der Agentur umfasst aktuell folgende Dienstleis-
tungen:

1. Beratungen und Dienstleistungen

1.1 — Delegationsreisen ca. 117.000 Euro
1.2 — Andere ca. 15.000 Euro

2. Forderungen

2.1 — Temporire Stellen zur Férderung int. Kooperationen in ca. 455.000 Euro
deutschen Museen

2.2 — Forderung von Kooperationsformaten ca. 200.000 Euro
2.3 — Prisentation deutscher Sammlungen im Ausland Die erste Forderrunde ist derzeit in

der Ausschreibung

Kiinftig soll die Agentur auch dazu beitragen, deutsche Museen bei der
Riickgabe von Artefakten aus kolonialen Kontexten zu unterstiitzen.

71. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die kiinftigen
Tobias Teich Beziehungen zu Kolumbien nach der Wahl eines
(AfD) rechten Présidenten, und beabsichtigt sie vor dem

Hintergrund der sogenannten Brandmauerhaltung
der sie tragenden Parteien gegeniiber rechten poli-
tischen Kriften im Inland Anderungen in der poli-
tischen, wirtschaftlichen oder entwicklungspoliti-
schen Zusammenarbeit mit Kolumbien?
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 6. Juli 2026

Kolumbien ist fiir Deutschland ein wichtiger Partner und Schliisselstaat
in der Region. Die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und
Kolumbien sind gut und eng, sie wurden iiber Jahrzehnte mit verschie-
denen Regierungen unterschiedlicher politischer Parteien aufgebaut. Der
enge und umfangreiche Austausch zu verschiedenen Themen wird auch
mit der kiinftigen kolumbianischen Regierung fortgesetzt werden.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

72. Abgeordneter Wie viele Fliige fiihrte die Flugbereitschaft des
Dr. Dietmar Bundesministeriums der Verteidigung im Regie-
Bartsch rungs- und Parlamentsflugbetrieb fiir Mitglieder
(Die Linke) der Bundesregierung (Bundeskanzler sowie Bun-

desministerinnen und Bundesminister) im ersten
Halbjahr 2026 insgesamt durch (Zahlen fiir Juni
bitte nachreichen, falls noch nicht vorliegend und
bitte neben der Gesamtanzahl der Fliige auch die
Gesamtanzahl der Bereitstellungsfliige auflisten),
und wie verteilt sich die Gesamtzahl der Fliige auf
die Mitglieder der Bundesregierung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sebastian
Hartmann
vom 7. Juli 2026

Fiir Schriftliche Fragen ist nach der Geschiftsordnung des Deutschen
Bundestages eine Antwortfrist von einer Woche vorgesehen. Der Ant-
wortumfang bei Schriftlichen Fragen ist daher auf vorhandene oder in
dieser Frist ermittelbare Informationen beschrénkt.

Die hier notwendige héndische bzw. digitale Auswertung und Aufberei-
tung der eingepflegten bis zu mehreren hundert Datensétze durch Perso-
nal der Flugbereitschaft BMVg iiberschreitet grundsitzlich den Zeit-
raum, der im Rahmen der Bearbeitung einer Schriftlichen Frage zur Ver-
fiigung steht.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 43 auf
Bundestagsdrucksache 21/3685 verwiesen.
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73. Abgeordneter Plant die Bundesregierung die Beschaffung von
Dr. Janosch Drohnensystemen des US-amerikanischen Unter-
Dahmen nehmens Swift Beat LLC, welches sich mehrheit-
(BUNDNIS 90/ lich im Besitz des ehemaligen CEO von Google

DIE GRUNEN) Eric Schmidt befindet, und hat der ehemalige
Chef des Bundeskanzleramtes Wolfgang Schmidt
seit dem Ende seiner Amtszeit am 6. Mai 2025 zu
Mitgliedern der Bundesregierung oder Bundesbe-
horden in diesem Zusammenhang Kontakt aufge-
nommen (bitte aufgeschliisselt nach Datum und
Form der Kontaktaufnahme; www.manager-maga
zin.de/unternehmen/tech/ruestungs-start-up-ex-ka
nzleramtsminister-beraet-us-drohnenfirma-von-e
x-google-ceo-a-1af47d11-750a-4d43-9891-7c053
6b1b948)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sebastian
Hartmann
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung plant derzeit keine Beschaffung von Drohnensys-
temen des US-amerikanischen Unternehmens Swift Beat LLC.

Kontakte im Sinne der Fragestellung haben nicht stattgefunden.

74. Abgeordneter Wie viele Vorhaltevertrdge im Sinne vertraglicher
Jan Ralf Nolte Vereinbarungen zur Sicherstellung abrufbereiter
(AfD) Produktions-, Logistik- oder Dienstleistungskapa-

zitdten fiir den Spannungs- und Verteidigungsfall
hat die Bundesregierung derzeit mit Unternehmen
der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie sowie
weiteren zivilen Unternehmen geschlossen (bitte
nach Anzahl und jeweiligem Leistungsbereich
aufschliisseln), und welche konkreten Planungen
verfolgt die Bundesregierung, um den Bestand
solcher Vorhaltevertrdge in den kommenden Jah-
ren auszuweiten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Dr. Nils Schmid
vom 6. Juli 2026

Im Sinne der Fragestellung bestehen acht Vertrdge zur Vorhaltung von
Logistik- und Dienstleistungskapazititen. Zur Sicherstellung von Pro-
duktionskapazititen werden diverse Vertragsgestaltungen genutzt.

Dariiber hinaus ist beabsichtigt, in den kommenden Jahren logistische
Fahigkeiten fiir die Drehscheibe Deutschland sowie zur Unterstiitzung
eigener Kréfte vertraglich abzusichern.


https://www.manager-magazin.de/unternehmen/tech/ruestungs-start-up-ex-kanzleramtsminister-beraet-us-drohnenfirma-von-ex-google-ceo-a-1af47d11-750a-4d43-9891-7c0536b1b948
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75. Abgeordnete Welche Kenntnis besitzt die Bundesregierung
Cansu Ozdemir iiber Anzahl, Art und Lage von Seeminen, die
(Die Linke) Iran innerhalb der letzten Monate in der Strale

von Hormus eingesetzt hat, und welche konkreten
Voraussetzungen miissen erfiillt sein, damit die
Bundesregierung dem Deutschen Bundestag ein
mogliches Mandat zur Befassung vorlegt (www.z
dfheute.de/politik/ausland/merz-bundeswehr-eins
atz-hormus-bundestag-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Sebastian
Hartmann
vom 8. Juli 2026

Zur genauen Anzahl, Art und Lage aller durch Iran verlegter Seeminen
liegen der Bundesregierung keine Detailinformationen vor. Unabhéngig
davon wirkt sich die alleinige Moglichkeit einer Gefdhrdung durch See-
minen auf die Schifffahrt aus. Diese Gefdhrdung wird verstirkt durch
die iranische Ankiindigung tiber die Verlegung von Minen in der Straf3e
von Hormus seit Mitte April 2026.

Wesentliche Voraussetzungen fiir eine mogliche deutsche Beteiligung an
einer multinationalen militirischen Operation in der Strafle von Hormus
bleiben die nachhaltige Beendigung der Kampfhandlungen, eine volker-
rechtliche sowie eine verfassungsrechtliche Grundlage und ein Mandat
des Deutschen Bundestages.

76. Abgeordnete Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Zada Salihovié zum ehemaligen Konteradmiral Rolf Johannesson
(Die Linke) und der Vereinbarkeit der Erinnerung an diesen

mit dem Traditionsverstindnis der Bundeswehr,
besonders vor dem Hintergrund seiner Aktivititen
in der Wehrmacht und der Zugehorigkeit zur ,,Le-
gion Condor*, flir die ein ehrendes Gedenken per
Bundestagsbeschluss ausgeschlossen ist (Wissen-
schaftliche Dienste: WD 2 — 3000 — 054/19), vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sebastian
Hartmann
vom 6. Juli 2026

Konteradmiral a. D. Rolf Johannesson ist kein Bestandteil der Traditi-
onspflege der Bundeswehr. Insofern liegen der Bundesregierung keine
Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

77. Abgeordneter Welche Mittel aus dem Sondervermdgen Bundes-
Stefan Schroder wehr sind seit dessen Errichtung bis zum 30. Juni
(AfD) 2026 tatsdchlich abgeflossen, und auf welche

zehn Beschaffungsbeziehungsweise Mallnahmen-
bereiche entfielen bislang die hochsten Ist-Aus-
gaben des Sondervermogens Bundeswehr?


https://www.zdfheute.de/politik/ausland/merz-bundeswehr-einsatz-hormus-bundestag-100.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Nils Schmid
vom 9. Juli 2026

Seit Errichtung des Sondervermdgens Bundeswehr wurden bis zum
30. Juni 2026 Ausgaben in Hohe von rund 50,7 Mrd. Euro geleistet. Die
zehn hochsten titelspezifischen Ist-Ausgaben entfallen auf:

- Beschaffung des Waffensystems ARROW
- Beschaffung des Waffensystems Eurofighter
- Beschaffung des Waffensystems F-35

- Beschaffung von Fahrzeugen fiir die Streitkréfte einschlieBlich des
Zubehors

- Beschaffung Feldzeug-/Quartiermeistermaterial

- Beschaffung Munition

- D-LBO

- Entwicklung des Waffensystems Eurofighter

- Schiitzenpanzer PUMA

- Sofortbeschaffung aufgabenorientierter Ausstattung der Bw bis 2025

78. Abgeordnete Hat das Ergebnis der zivilgesellschaftlichen Erhe-
Julia-Christina bung des Instituts INSA, der zufolge nur noch
Stange 38 Prozent der Befragten sich vor einem mog-
(Die Linke) lichen russischen Angriff auf Deutschland sorgen

(www.merkur.de/politik/'umfrage-zur-bundesweh
r-nur-17-prozent-trauen-ihr-verteidigung-zu-zr-94
320440.html) vor dem Hintergrund der Einschit-
zungen der auch seitens Carsten Breuer, General-
inspekteur der Bundeswehr, beschriebenen Bedro-
hungslage, der zufolge Deutschland bis 2029
kampfbereit sein miisse (www.merkur.de/politik/r
ussischer-bedrohung-fuer-die-nato-bundeswehr-g
eneral-warnt-vor-moeglicher-zr-94309270.html)
Auswirkungen auf die sicherheitspolitische Stra-
tegie der Bundesregierung, und wenn ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Sebastian
Hartmann
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung sind die 6ffentlichen Umfragen zum Meinungsbild
der Bevolkerung bekannt. Die Bewertung militdrischer Fahigkeiten an-
derer Staaten und der Bedrohungslage durch die Bundesregierung beruht
auf einer Analyse von Informationen offener, militarischer und nachrich-
tendienstlicher Herkuntft.

Zur aktuellen Einschidtzung und Bewertung militdrischer Bedrohungen
wird auf die Gesamtkonzeption militdrische Verteidigung verwiesen. Im
Ubrigen wird auf die Nationale Sicherheitsstrategie der Bundesregierung
und die Verteidigungspolitischen Richtlinien verwiesen.


https://www.merkur.de/politik/umfrage-zur-bundeswehr-nur-17-prozent-trauen-ihr-verteidigung-zu-zr-94320440.html
https://www.merkur.de/politik/russischer-bedrohung-fuer-die-nato-bundeswehr-general-warnt-vor-moeglicher-zr-94309270.html
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie

79. Abgeordneter Wird die Bundesregierung eine weitere Stufe der
Dr. Alaa Alhamwi Biotreppe mit Giiltigkeit nach 2040 festlegen, und
(BUNDNIS 90/ wenn ja, wann wird sie diese festlegen, und wenn
DIE GRUNEN) nein, wie ist dies mit der Erreichung der Klima-

neutralitdt Deutschlands im Jahr 2045 vereinbar,
und welche Stufenhéhe wiére nach Einschétzung
der Bundesregierung nach 2040 und 2045 noétig,
um die Klimaziele zu erreichen?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 7. Juli 2026

Das Bundeskabinett hat am 13. Mai 2026 das Gebdudemodernisierungs-
gesetz auf den Weg gebracht. Der Gesetzentwurf setzt den Koalitions-
vertrag, die Eckpunkte vom 24. Februar 2026 und die Einigung beim
Mieterschutz von 30. April 2026 um.

80. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung —
Lisa Badum auch iiber ihr bundeseigenes Unternehmen SEFE
(BUNDNIS 90/ — dariiber, inwiefern der bis zu 20-jdhrige Abnah-
DIE GRUNEN) mevertrag mit Ksi Lisims LNG eine zwingende

Voraussetzung fiir die finale Investitionsentschei-
dung (FID) und damit die Realisierung des noch
in Planung befindlichen Exportterminals ist, und
auf welche konkreten Berechnungen stiitzt sie
ihre in der Antwort der Bundesregierung auf
meine Schriftliche Frage 50 auf Bundestagsdruck-
sache 21/6571 getitigte Aussage, das Projekt
zeichne sich durch ,,ausgepriagte Nachhaltigkeits-
merkmale* aus, wenn die Verfliissigung nur einen
kleinen Anteil der Treibhausgas-Emissionsinten-
sitdt von LNG ausmacht (vgl. www.nstauthority.c
o.uk/media/nupkSsx1/emissions-intensity-of-prod
ucing-natural-gas-factsheet-sept-2025.pdf), wéh-
rend die eigentliche Produktion von kanadischem
Gas mit 44,5 kg CO,e/boe vergleichsweise emis-
sionsintensiv ist (wWww.canadianenergycentre.ca/
wp-content/uploads/2023/06/CEC-Fact-Sheet-88-
V2-June-06-2023 VV.pdf)?

Antwort des Staatssekretiirs Frank Wetzel
vom 9. Juli 2026

Die internen Entscheidungsgriinde von Ksi Lisim LNG fiir finale Inves-
titionsentscheidungen (FID) sind der Bundesregierung nicht bekannt.

Die in der Frage zitierte Quelle fiir die Emissionsintensitit der kanadi-
schem Gasproduktion bezieht sich auf das Jahr 2021. Neue Anlagen und
Forderungen sind ggf. deutlich emissionsdrmer. Ksi Lisims LNG nutzt


https://www.nstauthority.co.uk/media/nupk5sx1/emissions-intensity-of-producing-natural-gas-factsheet-sept-2025.pdf
https://www.canadianenergycentre.ca/wp-content/uploads/2023/06/CEC-Fact-Sheet-88-V2-June-06-2023_VV.pdf
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neueste Technologien, um Emissionen zu senken und Energiebedarfe zu
reduzieren. Insbesondere die energieintensive Verfliissigung nutzt
100 Prozent erneuerbaren Strom, womit die Emissionen deutlich gesenkt
werden. Restemissionen werden lokal durch naturbasierte Offsets ausge-
glichen.

Ksi Lisims LNG ist zudem rechtlich verpflichtet den maximal zuléssi-
gen Grenzwert der Provinz British Columbia in Hoéhe von 0,156t
CO,e/t LNG einzuhalten. Dieser Grenzwert gilt als ambitioniert im Ver-
gleich zu iiblichen Industrie-Emissionswerten fiir Verfliissigungsanlagen
wie etwa 7 g CO,e/MJ fiir Verfliissigung in den USA.

Weiterfiihrende Informationen sind im Environmental Assessment Re-
port des British Columbia Environmental Assessment Office zu Ksi Li-
sims LNG zu finden (https://projects.eao.gov.bc.ca/api/public/document/
68c467629782f400223e1304/download/KL_Assessment Report.pdf).

81. Abgeordneter Aus welchen Staaten stammt nach Kenntnis der
Karl Bér Bundesregierung der Phosphor fiir die Versorgung
(BUNDNIS 90/ der Landwirtschaft mit Diingemitteln und der che-
DIE GRUNEN) mischen Industrie mit Rohstoffen (bitte jeweils

mit Prozent des Anteils am gesamten Bedarf)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 7. Juli 2026

Aus Phosphatgestein werden sowohl elementarer Phosphor (insbesonde-
re weiller Phosphor, P4, und dessen Modifikationen) als auch die deut-
lich hédufiger eingesetzten Phosphatverbindungen iiber unterschiedliche
Herstellungsverfahren gewonnen. Belastbare Daten zum Verbrauch lie-
gen der Bundesregierung nicht vor.

Deutschland importiert sowohl Phosphatgestein als auch zahlreiche Zwi-
schen- oder Endprodukte und ist selbst Exporteur verschiedener phos-
phor- und phosphathaltiger Waren. Im Folgenden werden die deutschen
Importe der groften Zulieferldnder dargestellt. Diese Anteile diirften in
einer dhnlichen Groflenordnung wie der Anteil beziiglich des Verbrauchs
liegen.

Die Angaben in den Tabellen sind auf mengenmiBig bedeutendere Spe-
zifikationen beschrénkt. Dargestellt sind nur Lander mit einem Anteil
von mehr als einem Prozent am Gesamtwert. Alle Angaben sind auf
ganze Prozent gerundet.

Phosphatgestein
Anteil am Gesamtimport des
Land Rohstoffs/Zwischenprodukts
(in Prozent)
Niederlande 94
Marokko 5

Hinweis: In den Niederlanden wird kein Phosphatgestein abgebaut. Die
Importe aus den Niederlanden sind daher auf ihre Funktion als Handels-
und Umschlagplatz zuriickzufiihren. Ein Grofteil des Phosphatgesteins
gelangt iiber den Hafen von Rotterdam in die EU und wird von dort wei-
terverteilt. Im Jahr 2024 bezogen die Niederlande 64 Prozent ihrer Phos-


https://www.projects.eao.gov.bc.ca/api/public/document/68c467629782f400223e1304/download/KL_Assessment_Report.pdf
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phatgesteinsimporte aus der Russischen Foderation und weitere 25 Pro-

zent aus Marokko.

Phosphorsiure

Land

Anteil am Gesamtimport des
Rohstoffs/Zwischenprodukts
(in Prozent)

Aus wirtschaftlichen oder mili-
tarischen Griinden nicht spezifi-
zierte Lander und Gebiete

62

Tschechien

Belgien

Serbien

Niederlande

Polen

China

Schweiz

[\ RUS] NNRV, ] ol Ho)T I )

Phosphorhaltige Diingemittel

Anteil am Gesamtimport des

Land Rohstoffs/Zwischenprodukts
(in Prozent)
Russische Foderation 25
Belgien 24
Marokko 16
Niederlande Holland 10
Osterreich 7
Polen 6
Finnland 5
Israel 3
Norwegen 1
Frankreich 1

Elementarer Phosphor

Land

Anteil am Gesamtimport des
Rohstoffs/Zwischenprodukts
(in Prozent)

Kasachstan 59
Vietnam 33
Aus wirtschaftlichen oder mili- 5
tarischen Griinden nicht spezifi-

zierte Lander und Gebiete

Italien

China 1

Hinweis: Die European Sustainable Phosphorus Platform schitzt, dass
weltweit zwischen 10 und 30 Anlagen zur Herstellung von weillem
Phosphor (P4) und seiner stabileren Modifikationen in Betrieb sind.
Diese befinden sich ausschliefllich in Kasachstan, Vietnam, China und
den USA, untergeordnet auch in Indien.

Drucksache 21/7052
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82. Abgeordneter Im Anbetracht der Tatsache, dass sich die Koali-
Jorg Cezanne tion aus CDU, CSU und SPD in ihrer Koalitions-
(Die Linke) vereinbarung darauf verstindigt hat behdrden-

iibergreifend eine Aufgaben- und Ausgabenkritik
durchzufiihren und den Personalbestand in der
Ministerialverwaltung sowie in bestimmten nach-
geordneten Behorden bis zum Jahr 2029 um min-
destens acht Prozent zu reduzieren, was ist der
Stand der Dinge beziiglich dieses Vorhabens im
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie,
und welche Teile der Ministerialverwaltung oder
von nachgeordneten Behorden sind von der Re-
duktion des Personalbestandes betroffen oder
werden von der Reduktion des Personalbestandes
betroffen sein?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie und die Geschéfts-
bereichsbehdrden haben die Stelleneinsparung entsprechend § 17 des
Haushaltsgesetzes fiir 2025 erbracht. Fiir 2026 ist die Stelleneinsparung
zum 31. Dezember 2026 zu erbringen. Der Prozess zur Umsetzung der
Einsparungen ist noch nicht abgeschlossen.

83. Abgeordnete Welche konkreten Bemiihungen, Unterstiitzungs-
Dr. Sandra Detzer angebote oder auBenwirtschaftsrechtlichen Prii-
(BUNDNIS 90/ fungen gab es seitens der Bundesregierung im

DIE GRUNEN) Vorfeld der geplanten Ubernahme des in Hanau
ansdssigen Magnetherstellers Vacuumschmelze
(VAC) durch das US-Unternehmen Energy Fuels,
und wie positioniert sich die Bundesregierung zu
dem Abfluss dieser fiir die européische Rohstoft-
souverdnitit kritischen Technologie in eine rein
US-dominierte Wertschopfungskette (https://inves
tors.energyfuels.com/2026-06-23-Energy-Fuels-A
nnounces-Definitive-Agreement-to-Acquire-VA
C-for-1-9-Billion-Equity-Value und www.bundes
wirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downlo
ads/Downloads-Publikationsliste/permanentmagn
ete-der-windindustrie.pdf? _blob=publicationFile
&v=4)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 9. Juli 2026

Wir kénnen bestdtigen, dass das Bundeministerium fiir Wirtschaft und
Energie (BMWE) zu dem Erwerb der Vacuumschmelze durch das US-
Unternehmen Energy Fuels ein Investitionspriifverfahren durchfiihrt.

Es wird gepriift, ob der Erwerb voraussichtlich wesentliche Sicherheits-
interessen der Bundesrepublik Deutschland beeintréchtigt (§ 60 Absatz
1 der AuBenwirtschaftsverordnung). Teil der Investitionspriifung ist


https://www.investors.energyfuels.com/2026-06-23-Energy-Fuels-Announces-Definitive-Agreement-to-Acquire-VAC-for-1-9-Billion-Equity-Value
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Downloads-Publikationsliste/permanentmagnete-der-windindustrie.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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grundsitzlich immer auch, ob der zu priifende Erwerb Auswirkungen
auf die Versorgungssicherheit hat. Dariiberhinausgehende Informationen
zu konkreten Inhalten ressortiibergreifender und -interner Abstimmungs-
prozesse zu laufenden Investitionspriifverfahren kénnen wir im Ubrigen
nicht herausgegeben, da insoweit der Kernbereich exekutiver Eigenver-
antwortung betroffen ist.

Bei dem Erwerb handelt es sich um einen privatwirtschaftlichen Vor-
gang. Das BMWE war an der Auswahl des Investors daher nicht betei-
ligt. Im Vorfeld des Erwerbs gab es keine konkreten Bemiihungen oder
Unterstiitzungsangebote seitens der Bundesregierung. Fiir die durch die
Bundesregierung eingesetzten MaBlnahmen und nationalen Forderinstru-
mente zum Autbau einer europdischen Wertschopfungskette fiir Perma-
nentmagnete sei auf die Antwort auf die Frage mit der Arbeitsnummer

06/0427 verwiesen.

84. Abgeordnete Welche konkreten industriepolitischen Mafinah-
Dr.'_ Sandra Detzer men und nationalen Forderinstrumente setzt die
(BUNDNIS 90/ Bundesregierung aktuell ein, um den Aufbau

DIE GRUNEN) einer eigenstindigen europdischen Wertschop-
fungskette fiir Permanentmagnete voranzutreiben
und die auf dem G7-Gipfel vereinbarte Reduzie-
rung der Importabhingigkeit bis 2030 zu errei-
chen, nachdem mit der Ubernahme der Vacuum-
schmelze GmbH einer der letzten groflen europi-
ischen Produzenten in eine durch US-Regierungs-
mittel subventionierte Lieferkette abgewandert ist
(www.miningscout.de/blog/2026/06/24/energy-fu
els-uebernimmt-deutschen-magnethersteller-vac-f
uer-19-milliarden-dollar/ und www.elysee.fr/en/G
7evian/2026/06/17/g7-leaders-declaration-on-secu
ring-supply-chains-for-critical-minerals)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die Abhidngigkeiten im Rohstoffsektor und insbesondere bei Permanent-
magneten haben sich {iber einen lingeren Zeitraum entwickelt und las-
sen sich nicht kurzfristig aufldsen. Die Entwicklung alternativer Liefer-
ketten und Verringerung unserer Abhingigkeiten ist eine Langfristaufga-
be, die einen engen Schulterschluss von Wirtschaft und Staat erfordert.
Angesichts wachsender geopolitischer Spannungen miissen wir das The-
ma Rohstoffsicherung weiter konsequent sowohl national, als auch auf
EU-Ebene sowie mit weiteren Partnerlindern vorantreiben, um den Zu-
gang zu internationalen Rohstoffméarkten zu verbessern und strategische
Partnerschaften zu fordern. Die G7-Leaders Declaration zu kritischen
Rohstoffen ist hier ein wichtiger Zwischenschritt.

Die Bundesregierung hat mit dem Rohstofffonds, Ungebundenen Fi-
nanzkreditgarantien fiir Rohstoffprojekte und der Forderung der Kreis-
laufwirtschaft ein breites MaBnahmenportfolio zur Unterstiitzung einer
sicheren Rohstoffversorgung aufgesetzt.

Dariiber hinaus unterstiitzt die Deutsche Rohstoffagentur (DERA) die
Unternehmen durch ihr Risikomonitoring. Sie steht in regelméfBigem
Austausch mit Unternehmen zur Frage der Versorgungssicherheit, fiihrt


https://www.miningscout.de/blog/2026/06/24/energy-fuels-uebernimmt-deutschen-magnethersteller-vac-fuer-19-milliarden-dollar/
https://www.elysee.fr/en/G7evian/2026/06/17/g7-leaders-declaration-on-securing-supply-chains-for-critical-minerals
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ein systematisches Monitoring kritischer Rohstoffe und globaler Liefer-
ketten durch und unterstiitzt Unternehmen mit Beratung zur Risikoana-
lyse ihrer rohstoffbezogenen Abhingigkeiten. Ziel ist es, potenzielle
Storungen frithzeitig zu erkennen und damit Unternechmen zu Malnah-
men zur Diversifizierung und Resilienz der Lieferketten zu sensibilisie-
ren. Zum Portfolio der DERA gehdrt auch der monatlich ver6ffentlichte
Preismonitor. Ein weiterer Schwerpunkt der Bundesregierung liegt auf
der Verbesserung der industriellen Rahmenbedingungen, um insbeson-
dere in rohstoffsensiblen Bereichen mit hohen Abhéngigkeiten eine Stér-
kung der Rohstoffveredlung und -verarbeitung in Deutschland und der
Européischen Union zu ermdglichen. Ziel ist es, industrielle Wertschop-
fungsstufen, die bislang tiberwiegend im Ausland stattfinden, vermehrt
wieder im europdischen Wirtschaftsraum anzusiedeln.

Um die Diversifizierung der Rohstofflieferketten weiter voranzutreiben,
haben wir bilaterale Rohstoffpartnerschaften/-kooperationen mit einer
Reihe von rohstoffreichen Landern geschlossen, darunter beispielsweise
Kanada, Australien, Chile, Peru und Brasilien, und beabsichtigen, diese
mit konkreten MaBBnahmen zum Rohstoffbezug zu unterlegen. Ebenso
kann eine ehrgeizige EU-Handelspolitik wirksame Beitridge zur Diversi-
fizierung der Rohstoffversorgung leisten — wir setzen uns daher insb. fiir
neue Freihandelsabkommen mit rohstoffreichen Landern wie den MER-
COSUR-Staaten, Indonesien oder Australien ein, die Verpflichtungen
zum Zugang zu Rohstoffen enthalten. Zudem foérdert BMWE in ausge-
wihlten Landern an den Auslandshandelskammern sog. Kompetenzzent-
ren fiir Bergbau und Rohstoffe, die Unternehmen beim Engagement vor
Ort beraten.

Mit dem Critical Raw Materials Act hat auch die EU einen wichtigen
Rahmen gegeben, um die Abhingigkeit der EU zu verringern. Neben
der Forderung der Gewinnung in der EU und die Diversifizierung von
Lieferketten sind auch Mafinahmen zum Monitoring der Abhéngigkeiten
und der Lagerhaltung wichtiger Rohstoffe geplant. Der Aktionsplan Re-
sourceEU ist ebenfalls ein wichtiger Schritt hin zu einer sicheren und
resilienten Versorgung mit kritischen Rohstoffen. Wir begriilen insbe-
sondere die geplante Einrichtung eines European Critical Raw Materials
Centre, um beim Thema Finanzierung sowie Einkauf und strategische
Lagerhaltung von kritischen Rohstoffen zu einem wirksamen und kohé-
renten Vorgehen auf EU-Ebene zu kommen.

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass wir Projekte zur Gewinnung und
Weiterverarbeitung von kritischen Rohstoffen in der EU unterstiitzen
und die dafiir benétigten Rahmenbedingungen verbessern. Die Rohstoft-
bevorratung wichtiger Rohstoffe kann gegen unvorhergesehene kurzfris-
tige Lieferengpédsse Abhilfe schaffen. Die Bundesregierung priift, ob
bessere Anreize geschaffen werden konnen, die dafiir sorgen, dass Un-
ternehmen verstérkt in eigener Regie die Bevorratung der fiir sie not-
wendigen Rohstoffe durchfiihren.

Langfristig ist es unbedingt notwendig, dass die Unternehmen ihre Be-
zugsquellen diversifizieren. Die Bundesregierung unterstiitzt diese Di-
versifizierung mit den genannten Mallnahmen. Wichtig ist aber auch,
dass Unternehmen ihre eigene Strategie zur Entwicklung alternativer
Rohstoffquellen auch durch Abnahmen oder eigenes Rohstoffengage-
ment entwickeln und umsetzen.
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85. Abgeordneter Welche MaBnahmen plant die Bundesregierung
Thomas Dietz fiir eine marktwirtschaftlich angemessene Regu-
(AfD) lierung des Zubaus von Solarstromkapazitit, auf-

grund der Prognosen, die fiir 2026 und folgende
Jahre weiterhin neue Rekorde mit negativen
Strompreisen vorhersagen, die nachweislich ur-
sichlich in der Uberproduktion von Solarstrom
tagsiiber in den Sommermonaten liegen?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 7. Juli 2026

MaBnahmen den Zubau von Solarkapazititen betreffend werden im Rah-
men der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) im Ressort-
kreis diskutiert. Die Ressortabstimmung ist derzeit noch nicht abge-
schlossen. Auskiinfte zu einzelnen Maflnahmen kdnnen vor diesem Hin-
tergrund zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht gegeben werden.

86. Abgeordnete Hat die Bundesregierung als Kreditgarantiegebe-
Deborah Diiring rin fiir die KfW IPEX-Bank das Schreiben der elf
(BUNDNIS 90/ UN-Sonderberichterstatter*innen zum Bauprojekt

DIE GRUNEN) der Ammoniakfabrik in Topolobampo zum Anlass
fiir eigene Untersuchungen sowie Gesprache vor
Ort mit den betroffenen Gemeinden genommen,
und welche eigenen Untersuchungen hat sie darti-
ber hinaus angesichts der Beschwerde der betrof-
fenen Gemeinden tiber die Verletzung der Konsul-
tationspflicht nach ILO-Konvention 169 vorge-
nommen (falls keine eigenen Untersuchungen und
Gespriache vor Ort erfolgt sind, bitte begriinden,
warum nicht) (Quellen: www.mexiko-koordinatio
n.de/2026/03/25/umweltschuetzerinnen-mexiko-b
eschwerde-kfw-topolobampo/?1=de, https://spcom
mreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPu
blicCommunicationFile?gld=30265)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 3. Juli 2026

Unabhingig von dem Schreiben der elf UN-Sonderberichterstatterinnen
und UN-Sonderberichterstatter unterliegt das genannte Projekt im Rah-
men der durch den Bund ilibernommenen Exportkreditgarantie bereits
einem Monitoring von Anforderungen in Bezug auf Umwelt-, Sozial-
und Menschenrechtsaspekte (USM).

Das Projekt wurde gemill den international etablierten ,,OECD Com-
mon Approaches on the Environment and Officially Supported Export
Credits* gepriift und mit den Anforderungen der ,,IFC Performance
Standards* und der einschldgigen ,,Weltbank/IFC Environmental, Health
and Safety Guidelines* abgeglichen. In Bereichen, in denen das Projekt
zum Zeitpunkt der Priifung die Anforderungen der internationalen Stan-
dards nicht vollumfanglich erfiillte, wurden zusétzliche Maflnahmen so-
wie die Einhaltung der genannten Standards kreditvertraglich vereinbart.


https://www.mexiko-koordination.de/2026/03/25/umweltschuetzerinnen-mexiko-beschwerde-kfw-topolobampo/?l=de
https://www.spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPublicCommunicationFile?gId=30265
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Die Umsetzung dieser Mallnahmen sowie die Einhaltung der genannten
Standards werden kontinuierlich von einem unabhingigen internatio-
nalen Gutachter tiberpriift und von der KfW IPEX-Bank sowie dem
Bund begleitet. Teil des Monitorings sind unter anderem regelméBige
Besuche des Standorts, bei denen auch der Austausch mit betroffenen
Gemeinden stattfindet. Beim letzten Standortbesuch Ende November
2025 wurden unter anderem Gespréache mit lokalen Fischerinnen und Fi-
schern, dem Gemeindevorsteher von Topolobampo sowie Vertreterinnen
und Vertretern lokaler Gemeinschaften gefiihrt.

Im Rahmen des Monitorings wurden bzw. werden sowohl der Bericht
der UN-Sonderberichterstatterinnen und UN-Sonderberichterstattern als
auch die Vorwiirfe lokaler Gemeinschaften hinsichtlich der Verletzung
der Konsultationspflicht nach ILO-Konvention 169 beriicksichtigt. Zur
Bewertung der Vorwiirfe und Ableitung etwaiger erforderlicher MaB-
nahmen befindet sich der Bund im engen Austausch mit dem unabhéngi-
gen internationalen Gutachter, der KfW IPEX-Bank sowie der Projekt-

gesellschaft.

87. Abgeordneter Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung
Dr. Anton im Rahmen der von ihr befiirworteten Auswei-
Hofreiter tung der Regelungen zum Verkauf oder zur Ei-
(BUNDNIS 90/ gentumsiibertragung von Tankern auf LNG-Tan-

DIE GRUNEN) ker verhindert werden, dass entsprechende Be-
schrinkungen durch VerduBerungen iiber Dritt-
staaten umgangen werden und die Tanker letztlich
in russisches Eigentum oder unter russische Kon-
trolle gelangen, und welche MaBinahmen ergreift
die Bundesregierung auf Ebene der Europdischen
Union, um eine einheitliche technische Umset-
zung dieser Regelungen sicherzustellen und mog-
lichen abweichenden Positionen einzelner Mit-
gliedstaaten entgegenzuwirken?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 6. Juli 2026

Beziiglich der Verhandlung moglicher Regelungen im Zusammenhang
mit dem Verkauf von LNG-Tankern wird zunéchst auf die Antwort des
Auswirtigen Amts zu der Schriftlichen Frage 29 auf Bundestagdrucksa-
che 21/6731 Bezug genommen. Sollten entsprechende Regelungen als
Teil der Russlandsanktionen eingefiihrt werden, geschieht dies im Wege
einer EU-Verordnung als unmittelbar geltendes Recht.

Zur Unterstlitzung von Wirtschaftsbeteiligten, aber auch zum Zwecke
einheitlicher Umsetzung der Sanktionen im Kreis der Mitgliedstaaten
verodffentlicht die Europdische Kommission sodann rechtlich unverbind-
liche Auslegungshilfen, sogenannte FAQ. Daneben findet bei Bedarf ein
auch in den Sanktionsverordnungen angelegter Austausch zwischen den
zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten statt, der ebenfalls die ein-
heitliche Umsetzung fordert. Bestimmte Verbote enthalten dariiber hin-
aus Meldepflichten der Wirtschaftsteilnehmer und/oder Notifizierungs-
pflichten der nationalen Behorden an die anderen Mitgliedstaaten und
die Europiische Kommission. Fiir deren Uberwachung ist die Europi-
ische Kommission zusténdig.
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Mit Umsetzung der EU-Richtlinie zum Sanktionsstrafrecht (Richtlinie
EU 2024/1226) gelten fiir alle EU-Mitgliedstaaten zudem gleiche Min-
deststandards bei der Strafverfolgung von VerstdB3en gegen EU-Sanktio-
nen. So wird sichergestellt, dass Sanktionsverstoe unionsweit mit wirk-
samen, verhiltnismédBigen und abschreckenden Strafen geahndet wer-
den. In Deutschland sind VerstoBe gegen EU-Sanktionen im AuBenwirt-
schaftsgesetz und in der Aulenwirtschaftsverordnung als Straftaten bzw.
Ordnungswidrigkeiten bewehrt und werden durch die zustindigen Be-
horden verfolgt.

Wichtig zur Bekdmpfung der Sanktionsumgehung auf nationaler Ebene
sind neben Uberwachung und Durchsetzung auch Sensibilisierung und
Priavention, um die Durchfilhrung zweifelhafter Geschifte zu verhin-
dern. Im Bereich der Prévention ist die unternehmenseigene Sanktions-
Compliance zentrales Element, das Bundesministerium flir Wirtschaft
und Energie leistet hier Unterstlitzung durch Sensibilisierung und Infor-
mationsangebote. Nach den sanktionsrechtlich gebotenen unternehmeri-
schen Sorgfaltspflichten miissen alle Wirtschaftsbeteiligten, insbesonde-
re bei internationalen Handelsgeschéften, anhand der ihnen zur Verfi-
gung stehenden Informationen Geschéfte auf ein Risiko des VerstoBes
gegen Sanktionen oder die Umgehung der Sanktionen iiberpriifen.

88. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Einschitzung, dass
Dr. Anton im weiteren Verlauf des Jahres infolge einer an-
Hofreiter haltenden Beeintridchtigung der Schifffahrt durch
(BUNDNIS 90/ die Strale von Hormus weiterhin mit hohen Prei-

DIE GRUNEN) sen fiir fossile Energietridger zu rechnen ist, und
welche kurz-, mittel- und langfristigen Malnah-
men erarbeitet oder bereitet sie vor, um die Nach-
frage nach fossilen Energietrdgern zu senken, an-
statt MaBinahmen zur Preisentlastung zu ergreifen,
die den an Verbraucher weitergegebenen Preisan-
reiz zur Nachfragereduktion verringern?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung beobachtet und analysiert die Lage an den globa-
len Energiemaérkten kontinuierlich. Beziiglich der Situation in der Strafle
von Hormus wurde dafiir eine Taskforce eingesetzt. Die Preisentwick-
lung bei fossilen Energietrdgern hdngt von einer Vielzahl globaler Fak-
toren ab, darunter geopolitische Risiken, globale Nachfragetrends und
Forderentscheidungen der Produzentenldnder. Wéhrend anhaltende Be-
eintrdchtigungen von zentralen Seehandelsrouten grundsitzlich Risiko-
pramien an den Markten beglinstigen konnen, lassen sich daraus keine
pauschalen Vorhersagen iiber das exakte Preisniveau im weiteren Jahres-
verlauf ableiten. Die Versorgungssicherheit in Deutschland ist derzeit
unverdndert gewéhrleistet. Staatliche Markteingriffe zur Preisanpassung
sind vor diesem Hintergrund aktuell nicht vorgesehen. Grundsitzlich
gilt, dass der Erhalt des marktwirtschaftlichen Preissignals ein zentrales
Element ist, um Anreize fiir Energieeffizienz zu setzen.
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89. Abgeordneter Hat die Industriekraftwerk Greifswald GmbH seit
Leif-Erik Holm 2012 Forderung durch Bundesministerien und/
(AfD) oder Bundesbehorden fiir die Errichtung oder den

Betrieb der Kraft-Warme-Kopplungsanlage in
Lubmin erhalten, und wenn ja, auf welche Sum-
me belduft sich die Forderung?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die Industriekraftwerk Greifswald GmbH hat seit 2012 keine Forderung
durch Bundesministerien und/oder Bundesbehorden fiir die Errichtung
oder den Betrieb der Kraft-Wérme-Kopplungsanlage in Lubmin erhal-

ten.

90. Abgeordneter Wie viele Stellen im Bundesministerium fiir Wirt-
Leif-Erik Holm schaft und Energie bzw. im Bundesministerium
(AfD) fiir Wirtschaft und Klimaschutz wurden zwischen

Dezember 2021 und Februar 2025 sowie zwi-
schen Mérz 2025 bis Juni 2026 mit externen Be-
werbern besetzt (bitte nach Jahren absolut und
prozentual im Verhiltnis zu den Gesamtstellen
aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Die erbetenen Angaben sind der nachstehenden Ubersicht zu entneh-

men:

Anzahl Stellen, Verhiltnis zu

Zeitraum ext. Besetzung durch Gesamtstellen

Bewerber prozentual
12/2021 11 0,5

01 bis 12/2022 134 5,67
01 bis 12/2023 155 6,28
01 bis 12/2024 94 3,85
01 bis 02/2025 9 0,37
03 bis 12/2025 60 2,69
01 bis 06/2026 1 0,05
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91. Abgeordneter Welche Auswirkungen auf das BIP und die Ar-
Cem Ince beitslosigkeit (direkte und indirekte Beschifti-
(Die Linke) gungseffekte) erwartet die Bundesregierung bei

Umsetzung der jiingst bekannt gewordenen ver-
schérften Plane der Volkswagen AG zur Schlie-
Bung deutscher Werke und zum Abbau weiterer
zehntausender Arbeitspldtze, und welche Gespré-
che fanden zwischen Vertreterinnen und Vertre-
tern der Bundesregierung und Vertreterinnen und
Vertretern der Volkswagen AG innerhalb der letz-
ten zwOlf Monate statt bzw. welche sind noch ge-
plant (bitte nach Datum der Treffen, Teilnehmen-
den und Thema aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine bestitigten Informationen vor.
Die in der Frage angesprochenen Angaben beruhen bislang auf Medien-
berichten; die Bundesregierung beteiligt sich nicht an Spekulationen
iiber mogliche Auswirkungen hypothetischer unternehmerischer Ent-
scheidungen. Eine Abfrage der Gespriache von Vertreterinnen und Ver-
tretern im Ressortkreis war in der zur Verfiigung stehenden Zeit nicht
moglich. Die Angaben werden nachgereicht.

92. Abgeordneter Unternimmt oder plant die Bundesregierung, an-
Dr. Michael gesichts der wiederholten (Teil-) SchlieBung der
Kaufmann StraBe von Hormus in den vergangenen Monaten
(AfD) und der daraus folgenden Verknappung und Ver-

teuerung von Kerosin (www.euronews.com/trave
1/2026/05/05/airlines-cut-13000-flights-and-two-
million-seats-in-may-due-to-jet-fuel-crisis), An-
strengungen, den Ausbau inldndischer Produk-
tionskapazititen fiir Kerosin und anderer fiir den
Flugbetrieb geeigneter Kraftstoffe, SAFs, (www.e
y.com/de_de/newsroom/2025/03/ey-analyse-susta
inable-aviation-fuels) zu férdern, um Deutsch-
lands Abhéngigkeit von ausldandischen Produzen-
ten zu verringern, und welche sind das gegebe-
nenfalls?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die nach der SchlieBung der Strale von Hormus zunichst befiirchtete
Verknappung an Kerosin ist so nicht eingetreten. Raffinerien in Europa,
Nordamerika und Afrika haben schon aufgrund der international hohen
Preise fiir Kerosin hohere Anteile an Kerosin produziert. Dies hat dazu
beigetragen, Angebot und Nachfrage wieder ins Gleichgewicht zu brin-
gen.

Die Bundesregierung hat kiirzlich mit dem 2. Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Treibhausgasminderungsquote (THG-Minderungsquote) die fiir


https://www.euronews.com/travel/2026/05/05/airlines-cut-13000-flights-and-two-million-seats-in-may-due-to-jet-fuel-crisis
https://www.ey.com/de_de/newsroom/2025/03/ey-analyse-sustainable-aviation-fuels
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den Hochlauf der Produktion von nachhaltigen Flugkraftstoffen mal-
gebliche EU-Verordnung ReFuelEU Aviation in nationales Recht umge-
setzt und damit Rechtssicherheit fiir Investitionen in diesem Bereich ge-
schaftfen.

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit aulerdem eine Raffineriestrate-
gic mit dem Ziel, den Raffineriestandort Deutschland langfristig zu

sichern.

93. Abgeordneter Zieht die Bundesregierung aus den in der aktu-
Michael Kellner ellen Hitzewelle deutlich werdenden Gefahren
(BUNDNIS 90/ und wirtschaftlichen Schiden des Klimawandels

DIE GRUNEN) (www.welt.de/wissenschaft/klimabilanz/plus6a3b
€5e92dd44d7b2527aa02/kolumne-klimabilanz-wi
e-die-hitzewelle-wirklich-mit-dem-klimawandel-z
usammenhaengt.html) Konsequenzen fiir ihren
Einsatz fiir konsequenten Klimaschutz auf inter-
nationaler Ebene, etwa in Form der EU-Methan-
verordnung, und auf nationaler Ebene beziiglich
ihrer derzeitigen Pléne, das Verbrennen von fossi-
len Brennstoffen in Heizungen auch iiber den
31. Dezember 2044 hinaus zu verldngern, und
wenn ja, welche?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Es bedarf keiner Hitzewelle, um die Bundesregierung von der Notwen-
digkeit ambitionierter Klimapolitik zu {iberzeugen.

94. Abgeordneter Welche Schliisse zieht die Bundesregierung aus
Michael Kellner der Klage der Nord Stream 2 AG gegen das EU-
(BUNDNIS 90/ Parlament und den Rat der Europdischen Union,

DIE GRUNEN) die am 27. April 2026 im Amtsblatt der Europé-
ischen Union verdffentlicht wurde (https://eur-le
x.europa.eu/eli/C/2026/3080/0j/eng), und gab es
von Seiten der Nord Stream 2 AG nach Kenntnis
der Bundesregierung neue Bemiihungen, eine fiir
den Betrieb der Pipeline notwendige Zertifi-
zierung zu erhalten?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Eine ,,Klage der Nord Stream 2 AG gegen das EU-Parlament [sic] und
den Rat der Europdischen Union, die am 27. April 2026 im Amtsblatt
der Européischen Union verdffentlicht wurde® ist der Bundesregierung
nicht bekannt. Die Bundesregierung weist darauf hin, dass der Link in
der Frage zu einer am 15. Juni 2026 im Amtsblatt der Europiischen
Union verdffentlichten Klage fiihrt.


https://www.welt.de/wissenschaft/klimabilanz/plus6a3be5e92dd44d7b2527aa02/kolumne-klimabilanz-wie-die-hitzewelle-wirklich-mit-dem-klimawandel-zusammenhaengt.html
https://www.eur-lex.europa.eu/eli/C/2026/3080/oj/eng
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Nach Kenntnis der Bundesregierung gab es seitens der Nord Stream 2
AG keine erneuten Bemiihungen, die fiir den Betrieb der Pipeline not-
wendige Zertifizierung zu erhalten.

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin gegen eine Inbetriebnahme
von Nord Stream 2 ein. Dazu stimmt sie sich eng mit relevanten Part-
nern ab. Hinzuweisen ist auch darauf, dass Transaktionen im Zusam-
menhang mit den Nord Stream Pipelines betreffend Fertigstellung, Be-
trieb, Instandhaltung und Nutzung gemil den Sanktionen der EU gegen-
iiber Russland verboten sind.

95. Abgeordneter Schliefit die Bundesregierung ein Auslaufen des
Michael Kellner Erneuerbare-Energien-Gesetzes ohne Anschluss-
(BUNDNIS 90/ regelung aus, und wenn nein, was ist der konkrete

DIE GRUNEN) Plan der Bundesregierung fiir den Fall, dass eine
politische Einigung oder beihilferechtliche Ge-
nehmigung fiir die neue Novelle nicht rechtzeitig
vor Auslaufen der derzeitigen Regelung erreicht
werden kann?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die Forderregeln des derzeit geltenden Erneuerbare-Energien-Gesetz
2023 sind bis Ende dieses Jahres beihilferechtlich genehmigt. Das EEG
2027 wird einen neuen Investitionsrahmen fiir den Ausbau der erneuer-
baren Energien aufspannen. Die Novelle des EEG wird zusammen mit
dem Netzanschlusspaket wichtige Weichen stellen, damit der weitere
Ausbau erneuerbarer Energien kosteneffizient und systemvertraglich ge-
lingen kann. Auf dieses Ziel hat der Koalitionsvertrag die Bundesregie-
rung und die regierenden Parteien verpflichtet. Das vom Bundesministe-
rium flir Wirtschaft und Energie beauftragte Monitoring zum Stand der
Energiewende hat die Wichtigkeit dieses Zieles bestitigt.

Mit diesem Fokus arbeiten das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie als Federfiihrer und die gesamte Bundesregierung vertrauens-
voll und mit Hochdruck an einem ausgewogenen Regierungsentwurf
zum EEG 2027. Ziel ist ein moglichst rasches Verfahren, um ein Inkraft-
treten und beihilferechtliche Genehmigung des EEG 2027 zum 1. Januar
2027 sicherzustellen.

96. Abgeordneter Bei welchen Sitzungen der in ihrer Zusténdigkeit
Michael Kellner liegenden EU-Rite hat sich die Bundesministerin
(BUNDNIS 90/ fiir Wirtschaft und Energie Katherina Reiche seit

DIE GRUNEN) Beginn der Legislaturperiode vertreten lassen?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 6. Juli 2026

Katherina Reiche hat am 6. Mai 2025 das Amt der Bundesministerin fiir
Wirtschaft und Energie iibernommen. Seitdem erfolgte die Wahrneh-
mung der in Zustdndigkeit des Hauses liegenden Sitzungen des Rates
der Européischen Union wie folgt.
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Datum Ministerratsformation Wahrnehmung durch
15.05.2025 Handel Bundesministerin
Katherina Reiche
22.05.2025 Wettbewerbsfahigkeit Bundesministerin
(Binnenmarkt, Industrie) Katherina Reiche
16.06.2025 Energie Bundesministerin
Katherina Reiche
14.07.2025 Handel Vertretung
29.09.2025 Wettbewerbsfahigkeit Bundesministerin
(Binnenmarkt, Industrie) Katherina Reiche
20.10.2025 Energie Bundesministerin
Katherina Reiche
24.11.2025 Handel Bundesministerin
Katherina Reiche
08.12.2025 Wettbewerbsfahigkeit Bundesministerin
(Binnenmarkt, Industrie) Katherina Reiche
15.12.2025 Energie Vertretung
26.02.2026 Wettbewerbsfahigkeit Bundesministerin
(Binnenmarkt, Industrie) Katherina Reiche
26.02.2026 Kohision Bundesministerin
Katherina Reiche
16.03.2026 Energie Bundesministerin
Katherina Reiche
26.03.2026 Handel (am Rande der Vertretung
29.03.2026 14. WTO-Ministerkonferenz
in Kamerun)
22.05.2026 Handel Vertretung
28.05.2026 Wettbewerbsfahigkeit Vertretung
(Binnenmarkt, Industrie)

97. Abgeordnete

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dariiber

Chantal Kopf vor, dass Fahrzeuge deutscher Hersteller, insbe-
(BUNDNIS 90/ sondere der BMW Group, in den vergangenen
DIE GRUNEN) fiinf Jahren unter Umgehung geltender EU- und

VN-Sanktionen nach Nordkorea gelangt oder
iiber Drittstaaten dorthin weitergeleitet worden
sind, und wenn ja, welche, und welche Malinah-
men haben die zustindigen Bundesbehdrden seit-
dem ergriffen, um entsprechende Sanktionsumge-
hungen aufzudecken und kiinftig zu verhindern
(www.wsj.com/world/asia/north-korea-economy-
success-e80f7062)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 3. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zur Weiterleitung von
PKW aus Deutschland nach Nordkorea vor.

Die Vereinten Nationen haben unter anderem aufgrund des nordkoreani-
schen Atomwaffenprogramms umfassende Sanktionen gegen Nordkorea
erlassen, an die sdmtliche Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen (VN)
gebunden sind. Die EU hat dariiberhinausgehend weitere Sanktionen
unter anderem wegen nordkoreanischer Cyberaktivititen verabschiedet.


https://www.wsj.com/world/asia/north-korea-economy-success-e80f7062
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Zur Uberwachung der Sanktionseinhaltung engagiert sich Deutschland
unter anderem im VN-Kontext sowie in Formaten wie dem Multilateral
Sanctions Monitoring Team — einem Zusammenschluss mehrerer Staa-
ten zum Monitoring der Einhaltung von VN-Sanktionen gegen Nordko-
rea.

Die effektive Bekdmpfung der Sanktionsumgehung steht besonders im
Fokus.

Der deutsche Zoll iiberwacht den Warenverkehr aus und nach Nordkorea
aufgrund der bestehenden SanktionsmaBnahmen der UN bzw. der EU
mit hoher Prioritdt. Im Rahmen der Ausfuhrabfertigung werden risiko-
orientiert gezielt Kontrollschwerpunkte gesetzt. Der Zoll nimmt bei
samtlichen Hinweisen auf mogliche Verstofe gegen EU-Sanktionen um-
fassende Priifungen des Sachverhalts vor, ggf. im Zusammenwirken mit
anderen zustindigen Behorden in Deutschland und den EU-Mitglied-
staaten. Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie zum Sanktionsstrafrecht
(Richtlinie EU 2024/1226) gelten fiir alle EU-Mitgliedstaaten gleiche
Mindeststandards bei der Strafverfolgung von Verstofen gegen EU-
Sanktionen. So wird sichergestellt, dass Sanktionsversto3e unionsweit
mit wirksamen, verhéltnismafBigen und abschreckenden Strafen geahn-
det werden.

Des Weiteren ist im Bereich der Prévention die unternehmenseigene
Sanktions-Compliance zentrales Element. Entsprechend den sanktions-
rechtlich gebotenen unternehmerischen Sorgfaltspflichten miissen alle
Wirtschaftsbeteiligten, insbesondere bei internationalen Handelsgeschaf-
ten, anhand der ihnen zur Verfligung stehenden Informationen Geschéifte
auf ein Risiko des VerstoBes gegen Sanktionen oder die Umgehung der
Sanktionen {berpriifen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie (BMWE) ist engagiert, die Unternehmen hierflir zu sensibilisie-
ren, u. a. durch Informationsangebote (BMWE-Sanktionen) und Outre-
achformate. Auch das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) hat auf seiner Internetseite vielfaltige Informationen verdffent-
licht, unter anderem ein Merkblatt zur Verhinderung von Sanktionsum-

gehungen.

98. Abgeordnete Welche Schritte, die iiber die {iblichen Einlassun-
Chantal Kopf gen in den einschldgigen EU-Gremien hinausge-
(BUNDNIS 90/ hen, hat die Bundesregierung nach dem Scheitern
DIE GRUNEN) der Verhandlungen zwischen der Europidischen

Union und dem Vereinigten K&nigreich iiber eine
Beteiligung des Vereinigten Konigreichs am
SAFE-Instrument unternommen, um die Europa-
ische Kommission dazu zu bewegen, das Verei-
nigte Konigreich an EU-Verteidigungsinitiativen
zu beteiligen, und mit welchem Ergebnis?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Das Scheitern der Verhandlungen zwischen der EU und dem Vereinigten
Konigreich zu SAFE im November 2025 bedauert die Bundesregierung
sehr. Die Bundesregierung setzt sich weiterhin insbesondere im Rahmen
der Stirkung der europdischen Verteidigungsbereitschaft fiir eine Einbe-
ziehung von Drittstaaten ein.
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Die Bundesregierung hat ihre Beziehungen zum Vereinigten Konigreich
zudem bilateral weiter gestdrkt, unter anderem im Rahmen der Umset-
zung der Vereinbarungen des Kensington-Vertrags.

99. Abgeordnete Wie plant die Bundesregierung, strukturelle Nach-
Chantal Kopf teile von Windenergieprojekten in Siiddeutsch-
(BUNDNIS 90/ land, insbesondere hohere ErschlieBungskosten in

DIE GRUNEN) hiigeligen Gebieten/Mittelgebirgen durch schwie-
riger zu erschlieBende Flachen, Platzmangel und
aufwindige Transporte, stirker zu beriicksichti-
gen, da das bestehende Referenzertragsmodell
ausschlieflich Unterschiede im standortspezifi-
schen Windertrag ausgleicht?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD wurde vereinbart, das
Referenzertragsmodell auf Kosteneffizienz unter anderem hinsichtlich
unwirtschaftlicher Schwachwind-Standorte zu iiberpriifen. Weiterhin
wurde im Klimaschutzprogramm (KSP) der Bundesregierung eine zu-
sitzliche Ausschreibungsmenge von 12 Gigawatt und eine Weiterent-
wicklung des Referenzertragsmodells beschlossen, das zu einer regional
ausgewogeneren Verteilung, insbesondere auch fiir Windenergie im Sii-
den, beitragen soll.

Derzeit stimmt sich das Bundeswirtschaftsministerium im Rahmen der
Ressortgespriache zur Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes iiber
die zusétzlichen Ausschreibungsmengen bei Windenergie an Land ge-
mifB Klimaschutzprogramm ab, die kosteneffizient, netz- und system-
dienlich und mit einer wirksamen regionalen Steuerung umgesetzt wer-
den sollen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie geht da-
von aus, dass die gemiB3 Klimaschutzprogramm vereinbarte Erhdhung
der Ausschreibungsmengen und die Weiterentwicklung des Referenzert-
ragsmodells die Zuschlagswahrscheinlichkeit fiir Windenergieprojekte
in Siiddeutschland stérken wird.

100. Abgeordneter Welche der Bundesregierung nach aktuellem Pla-
Steffen Kotré nungsstand vorliegenden Schitzungen bestehen
(AfD) zu den Entlastungswirkungen des beihilferecht-

lich genehmigten Pakets fiir wettbewerbsfihige
Industriestrompreise, bestehend aus Industrie-
strompreis und erweiterter Strompreiskompensati-
on, in den Abrechnungsjahren 2026 bis 2028, und
welche zentralen Annahmen zu Strompreisen,
Stromverbrduchen, Antragszahlen und Forder-
héhen wurden bei der Herleitung dieser Schitzun-
gen zugrunde gelegt?
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Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 7. Juli 2026

Die Entlastungswirkung, der damit einhergehende konkrete Mittelbedarf
und die zugrunde liegenden Annahmen fiir die Gewéhrung des Indust-
riestrompreises sowie der ausgeweiteten Strompreiskompensation fiir
die Abrechnungsjahre 2026 bis 2028 sind Gegenstand des laufenden re-
gierungsinternen Haushaltsaufstellungsverfahrens.

101. Abgeordnete Auf welcher Faktengrundlage, wie z. B. Evaluati-
Sonja Lemke onsergebnissen oder wissenschaftlichen Erkennt-
(Die Linke) nissen, ist die Bundesregierung zu der Einschét-

zung gelangt, dass Vorgaben bei der Energieeffi-
zienz (Kabinettsentwurf fiir § 11 Absatz 1 sowie
Absatz2 Satz2 des Energieeffizienzgesetzes —
EnEfG) und der Abwiarmenutzung (Kabinettsent-
wurf fiir § 11 Absatz 3 Nummer 4 EnEfG) gelo-
ckert werden sollten, wie es der Kabinettbe-
schloss fiir die Novelle des EnEfG vom 24. Juni
2026 vorsieht?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 9. Juli 2026

Die Anforderungen an die Energieeffizienz von Rechenzentren wurden
praxisgerechter ausgestaltet. Rechenzentren werden haufig im sog. ,,Co-
Location* oder ,,Co-Hosting™ Geschéftsmodell betrieben. In diesen Fil-
len haben die Betreiber oftmals nur eingeschrinkten Einfluss darauf, ob
und wie viel des vertraglich zugesicherten Energiebedarfs von den Kun-
den genutzt wird. Dies kann zu Lasten niedriger, realer Energiever-
brauchseffektivititswerte (PUE-Werte) gehen. Anforderungen an die
PUE von Rechenzentren sollten daher pragmatischer ausgestaltet wer-
den. Insbesondere die Ansiedlung neuer, groer Rechenzentren erfordert
die Wahl eines Standortes, an dem ein ausreichender Stromnetzan-
schluss vorhanden ist, was die Wahl moglicher Standorte stark limitiert.
An den entsprechenden Standorten fehlt es zudem teilweise an einem
geeigneten Wérmenetz, in das die Abwérme eingespeist werden kann.
Die Vorgaben zur Abwérmeabgabe sollten diese Umstdnde beriicksichti-
gen und eine praxisnahe Umsetzung der Abwérmenutzung unterstiitzen
(s. Nationale Rechenzentrumsstrategie, S. 18 f.). Grundlage ist u. a. ein
Gutachten im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums zu ,,Stand und
Entwicklung des Rechenzentrumsstandorts Deutschland®, das am 17. Ja-
nuar 2025 veroftentlicht wurde (abrufbar unter: www.bundeswirtschafts
ministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-ent
wicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf? blob=publicati
onFile&v=1).


https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/stand-und-entwicklung-des-rechenzentrumsstandorts-deutschland.pdf?_blob=publicationFile&v=1
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102. Abgeordnete Wie viele Mittel stellt die Bundesregierung iiber
Dr. Andrea samtliche Ressorts hinweg insgesamt fiir die
Liibcke Energieforschung wihrend der laufenden Legis-
(BUNDNIS 90/ laturperiode zur Verfligung, und wie verteilen sich
DIE GRUNEN) diese Mittel auf die einzelnen Ressorts (bitte die

Mittel jeweils nach Einzelplan, Kapitel, Titel be-
ziehungsweise Titelgruppe, Haushaltsjahr und
Forderzweck aufschliisseln sowie angeben, in
welcher Hohe sie aus dem Kernhaushalt bezie-
hungsweise aus Sondervermdgen des Bundes fi-
nanziert werden)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 7. Juli 2026

Mit dem Bundesbericht Energieforschung stellt die Bundesregierung
Transparenz iiber die Energieforschungspolitik und die Mittelverwen-
dung her. Der zuletzt verdffentlichte Bundesbericht Energieforschung
2025 bezieht sich auf das Jahr 2024. Der Kabinettsbeschluss fiir den
Bundesbericht Energieforschung 2026 (Berichtsjahr 2025) ist fiir Herbst
2026 geplant.

In der als Anlage beigefiigten Tabelle ist die Antwort zusammenge-
stellt.? Die Angaben beziehen sich auf die Haushaltsjahre 2025 und
2026, da iiber die kiinftigen Haushaltsjahre der Haushaltsgesetzgeber
noch keinen Beschluss gefasst hat.

2 Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/7052 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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103. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung die in der Re-
Charlotte Antonia cherche des Balkan Investigative Reporting Net-
Neuhéuser work (BIRN) und des ,,Spiegels* dargestellte Ta-
(Die Linke) tigkeit des aus dem Bundeshaushalt finanzierten

Beraters Jorg Heeskens im Biiro des serbischen
Prasidenten Aleksandar Vuci¢ im Zusammenhang
mit dem Jadar-Lithiumprojekt (www.spiegel.de/w
irtschaft/serbien-wie-berlin-fuer-lithium-vucics-b
erater-finanziert-a-b9ad24a7-8292-420b-86c4-21
56122419cc), insbesondere vor dem Hintergrund
ihrer Antworten der Bundesregierung zu den Fra-
gen 2, 3 und 7 der Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke. auf Bundestagsdrucksache 21/5243,
wonach die Bundesregierung {iber die Pausierung
des Jadar-Projekts weder vorab noch im Nach-
gang offiziell informiert worden sei, iiber 6ffent-
liche Statements Rio Tintos hinaus keine weiter-
gehenden Informationen gehabt habe und nach
der Ankiindigung der Pausierung keine Gespréche
mit der serbischen Regierung zum Projekt Jadar
stattgefunden hétten, und trifft die Darstellung des
BIRN und des ,,Spiegels zu, wonach das Bun-
desministerium fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) rund 4,9 Mio.
Euro im Zusammenhang mit dem Jadar-Lithium-
projekt bereitgestellt hat (unter Angabe von Mit-
telverwendung, Empfanger, bisher verausgabte
Mittel)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 3. Juli 2026

Jorg Heeskens ist nicht als Berater des Présidenten, sondern als Mit-
arbeiter der Deutschen Gesellschaft fiir internationale Zusammenarbeit
(GIZ) als Langzeitberater zur Umsetzung einer Verwaltungspartner-
schaft (VP) zwischen Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
(BMWE) und dem serbischen Prisidialamt tdtig. Im Rahmen dieser VP
wird seit 2020 das serbische Prisidialamt zu nachhaltiger Industriepoli-
tik beraten. Jorg Heeskens unterstiitzt dabei deutsche mittelsténdische
Firmen beim Auf- und Ausbau von Produktionsstandorten. Mit der VP
wurde die serbische Regierung zuletzt auch beim Aufbau von Verwal-
tungskapazitéten fiir bergbaurechtliche Standards, Genehmigungsverfah-
ren und Umweltvertriaglichkeitspriifungen beraten. Dafiir wurde die VP
um die Komponente Green Mining erweitert, damit {iber Partner wie die
Bundesanstalt fiir Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) und die Ber-
gamter der Landesebene Expertise bereitgestellt werden kann. Diese Be-
ratung kommt den serbischen Institutionen grundsétzlich und unabhén-
gig vom Jadar-Projekt zu Gute und dient auch der Unterstiitzung bei der
Ubernahme von EU-Standards in diesem Bereich.

Die Antworten der Bundesregierung auf die von der Fragestellerin zi-
tierten Kleinen Anfrage haben unveriindert Bestand. Uber die VP wur-
den keine Informationen der serbischen Regierung oder von Rio Tinto
zu aktuellen Entwicklungen oder das weitere Vorgehen rund um das Ja-
dar-Projekt an das BMWE iibermittelt.


https://www.spiegel.de/wirtschaft/serbien-wie-berlin-fuer-lithium-vucics-berater-finanziert-a-b9ad24a7-8292-420b-86c4-21561224f9cc
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Zur Bereitstellung von Haushaltsmitteln durch das Bundesministerium
fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ): In Ab-
stimmung mit der serbischen Regierung hat die Bundesregierung bis zu
4,9 Mio. Euro fir technische Zusammenarbeit im Rahmen der Rohstoft-
gewinnung zugesagt, unter anderem als eine Maflnahme im Klimapoliti-
schen Beratungsfonds (siche BMZ-Transparenzportal). Die Zusage be-
zog sich auch auf den Kontext des Jadar-Projekts, ging aber dariiber hin-
aus.

Ziel der geplanten Zusammenarbeit ist es, Serbien dabei zu unterstiitzen,
die hochsten Sozial- und Umweltstandards umzusetzen, wie sie im Ab-
kommen zwischen der Europidischen Union und Serbien vorgesehen
sind, und so eine verantwortungsvolle und nachhaltige Gewinnung von
Rohstoffen, einschlieBlich Lithium, zu ermdglichen. Zugleich soll die
Bevolkerung vor Ort einbezogen und zu lokaler Wertschdpfung etwa in
der Batteriewertschopfungskette beigetragen werden. Der Unterstiit-
zungsbedarf wurde von serbischer Seite bislang nicht konkretisiert, so-
dass die vorgesehenen Mittel — abgesehen von vorbereitenden analyti-
schen Arbeiten und Unterstiitzung des nationalen E-Mobility Clusters
der serbischen Wirtschaftskammer — bislang nicht in Anspruch genom-
men wurden. Dies gilt insbesondere fiir die zugesagten Mittel des Kli-
mapolitischen Beratungsfonds.

104. Abgeordneter Hat die Bundesregierung vor, gegen die monatlich
Bernd Schattner schwindenden 15.000 Industriearbeitsplitze in
(AfD) Deutschland vorzugehen, und wenn ja, welche

MalBnahmen sind konkret gegen das Industriester-
ben in Deutschland geplant, und wenn nein, wie
viele Arbeitsplitze in Deutschland miissen noch
verloren gehen, bevor die Bundesregierung ein-
schreitet (www.deutschlandfunk.de/wirtschaftsge
spraech-15-000-industriearbeitsplaetze-jeden-mon
at-weg-100.html)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 8. Juli 2026

Deutschland soll ein starker Industriestandort bleiben. Die Grundlage
hierfiir ist eine wettbewerbsfahige und innovative Wirtschaft und Indus-
trie. Im Vordergrund stehen fiir die Bundesregierung dabei horizontale
MaBnahmen und strukturelle Reformen. Die Bundesregierung hat be-
reits erste substanzielle Reformen auf den Weg gebracht, unter anderem
eine Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen fiir private
Investitionen durch die Einfilhrung eines Investitionsboosters und die
Absenkung der Korperschaftsteuer ab dem Jahr 2028, MaBnahmen zur
Entlastung von hohen Energiekosten, die Beschleunigung von Planungs-
und Genehmigungsverfahren u. a. durch den Wohnungsbauturbo. Struk-
turelle Reformen, die das Potenzialwachstum stirken, stehen auch in
weiteren Politikbereichen im Fokus der Bundesregierung.


https://www.deutschlandfunk.de/wirtschaftsgespraech-15-000-industriearbeitsplaetze-jeden-monat-weg-100.html
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105. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Stefan Schmidt iiber die Auswirkungen hitzebedingter Einschrén-
(BUNDNIS 90/ kungen im Bahn-, Straen- und Flugverkehr auf
DIE GRUNEN) den Tourismus in Deutschland am Wochenende

26.-28. Juni 2026 vor (www.tagesschau.de/newsti
cker/liveblog-wetter-hitze-104.html), und inwie-
fern plant die Bundesregierung, die zunehmenden
Hitzewellen in der Tourismuspolitik des Bundes
zu berticksichtigen (bitte Manahmen nennen)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 6. Juli 2026

Zu den konkreten Auswirkungen hitzebedingter Verkehrseinschréankun-
gen auf den Tourismus in Deutschland am Wochenende 26.-28. Juni
2026 liegen der Bundesregierung keine spezifischen Informationen vor.
Die Bundesregierung legt Programme und Mafinahmen zum Klima-
schutz und zur Anpassung an den Klimawandel auf, die grundsétzlich
auch fiir den Tourismus zugdnglich und relevant sind.

Hierzu wird auf die Anlage zum Kurzprotokoll der 8. Sitzung des Tou-
rismusausschusses am 15. Oktober 2025 (A-Drs. 21(20)21) verwiesen.

106. Abgeordnete Wie plant die Bundesregierung, die im Koali-
Awet Tesfaiesus tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vor-
(BUNDNIS 90/ gesehene Schaffung einer wettbewerbsrechtlichen
DIE GRUNEN) Bereichsausnahme zur Erleichterung von Koope-

rationen im Offentlich-rechtlichen Rundfunk so-
wie zwischen privaten Medienhdusern vor dem
Hintergrund von Digitalisierung, wachsendem
Einfluss globaler Plattformen und der Vorgaben
des Reformstaatsvertrags konkret umzusetzen,
und falls sie eine entsprechende Regelung nicht
beabsichtigt, aus welchen Griinden nicht?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung plant, den Koalitionsvertrag in diesem Bereich
umzusetzen. Die 12. GWB-Novelle befindet sich derzeit noch in der
Ressortabstimmung.


https://www.tagesschau.de/newsticker/liveblog-wetter-hitze-104.html
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107. Abgeordneter Inwieweit nimmt die Bundesregierung die durch
Johannes Wagner  das mexikanische Umweltministerium angekiin-
(BUNDNIS 90/ digte Uberpriifung (www.jornada.com.mx/notici

DIE GRUNEN) a/2026/06/12/politica/ninguna-autorizacion-ambie
ntal-es-un-cheque-en-blanco-alicia-barcena) der
Umweltvertrdglichkeit des Bauprojekts der Am-
moniakfabrik in Topolobampo, Bucht von Ohuira,
durch die Tochterfirma GPO der deutsch-schwei-
zerischen Firma Proman zum Anlass, eigene
Untersuchungen vorzunehmen beziiglich der von
Umweltschiitzern und betroffenen Gemeinden be-
klagten Umweltschdden im international aner-
kannten RAMSAR-Feuchtgebiet der Bucht von
Ohuira, Sinaloa, sowie befiirchteten Umweltscha-
den an Flora und Fauna, todlichen Auswirkungen
eines moglichen Austritts von Ammoniak infolge
eines Erdbebens in der seismisch aktiven Zone
und der Gefdhrdung der Lebensgrundlage von
3.000 Fischerfamilien (https://taz.de/ Ammoniakfa
brik-in-Mexiko/!6164476/)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 3. Juli 2026

Unabhingig von der durch die mexikanische Bundesbehorde fiir Um-
weltschutz (PROFEPA) angekiindigten Uberpriifung unterliegt das ge-
nannte Projekt im Rahmen der durch den Bund {ibernommenen Export-
kreditgarantie einem Monitoring von Anforderungen in Bezug auf Um-
welt-, Sozial- und Menschenrechtsaspekte (USM).

Das Projekt wurde gemil3 den international etablierten ,,OECD Com-
mon Approaches on the Environment and Officially Supported Export
Credits* gepriift und mit den Anforderungen der ,,IFC Performance
Standards* und der einschldgigen ,,Weltbank/IFC Environmental, Health
and Safety Guidelines* abgeglichen. In Bereichen, in denen das Projekt
zum Zeitpunkt der Priifung die Anforderungen der internationalen Stan-
dards nicht vollumfanglich erfiillte, wurden zusétzliche Maflnahmen so-
wie die Einhaltung der genannten Standards kreditvertraglich vereinbart.

Die Umsetzung dieser Mallnahmen sowie die Einhaltung der genannten
Standards werden kontinuierlich von einem unabhingigen internatio-
nalen Gutachter, u. a. durch Standortbesuche, iiberpriift und von der
KfW IPEX-Bank sowie dem Bund begleitet. Sollten sich aus dem Er-
gebnis der oben genannten angekiindigten Uberpriifung neue, relevante
Erkenntnisse in Bezug auf USM-Aspekte ergeben, werden diese im Rah-
men des bestehenden Monitorings beriicksichtigt.


https://www.jornada.com.mx/noticia/2026/06/12/politica/ninguna-autorizacion-ambiental-es-un-cheque-en-blanco-alicia-barcena
https://www.taz.de/Ammoniakfabrik-in-Mexiko/!6164476/
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108. Abgeordneter Hat Euler Hermes (offiziell Allianz Trade) im
Johannes Wagner  Auftrag der Bundesregierung — im Rahmen der
(BUNDNIS 90/ Kreditgarantie fiir den Bau einer Ammoniakfabrik

DIE GRUNEN) in Topolobampo, Mexiko, durch die Tochterfirma
GPO der deutsch-schweizerischen Firma Proman
— Gespréche vor Ort mit den vom Bauprojekt be-
troffenen Gemeinden als Teil der menschenrecht-
lichen und umweltrechtlichen Bewertung gefiihrt
(https://spcommreports.ohchr.org/TMResultsBas
e/DownLoadPublicCommunicationFile?gld=3
0261), und inwieweit wurde die hohe Risikoein-
schitzung durch die KfW-IPEX-Bank in der Ent-
scheidung der Bundesregierung iiber die Kredit-
garantie bertlicksichtigt (www.kfw-ipex-bank.de/P
resse/News/Pressemitteilungsdetails 60217
6.html), um einen Schadensfall auszuschlieBen, in
dessen Folge die Biirgschaft der deutschen Bun-
desregierung greifen wiirde (https://spcommreport
s.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadFile?gld=
39344)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 3. Juli 2026

Ja, im Rahmen der menschenrechtlichen und umweltrechtlichen Bewer-
tung wurden auch Gespriche vor Ort mit Vertreterinnen und Vertretern
der vom Bauprojekt betroffenen Gemeinden gefiihrt. Beim letzten
Standortbesuch Ende November 2025 wurden unter anderem Gesprache
mit lokalen Fischerinnen und Fischern, dem Gemeindevorsteher von To-
polobampo sowie Vertreterinnen und Vertretern lokaler Gemeinschaften
gefiihrt.

Aus den in der Frage genannten Quellen ergeben sich keine Hinweise
auf eine ,,hohe Risikoeinschitzung durch die KfW IPEX-Bank®. Im Ub-
rigen werden Exportkreditgarantien vom Bund nur iibernommen, wenn
die Geschifte die Voraussetzungen der Forderungswiirdigkeit und risi-
komaBigen Vertretbarkeit erfiillen.


https://www.spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPublicCommunicationFile?gId=30261
https://www.kfw-ipex-bank.de/Presse/News/Pressemitteilungsdetails_602176.html
https://www.spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadFile?gId=39344
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109. Abgeordnete Hat die Bundesregierung eine eigene EU-recht-
Janine Wissler liche Bewertung des von EU-Landern wie Oster-
(Die Linke) reich, Belgien, Kroatien, Griechenland, Polen,

Ruménien, und Slowenien gewahlten Ansatz an-
gestellt, in Ausnahmesituationen (wie der derzei-
tigen SchlieBung der StraBe von Hormus infolge
des US-Iran-Kriegs und den damit verbundenen
Preiserh6hungen bei Rohélmérkten, Benzin und
Diesel) Endverkaufs-Hochstpreise fiir Kraftstoffe
gesetzlich festzulegen, um massive Gewinnmar-
gensteigerungen bzw. entsprechende Ubergewin-
ne der Mineral6lindustrie in der Raffinierung und
im Vertrieb von Kraftstoffen zu unterbinden, oder
hat die Bundesregierung in Beratungen auf euro-
paischer oder bilateraler Ebene fiir eine solche
EU-rechtliche Bewertung geworben bzw. ein Inte-
resse daran bekundet, eine solche EU-rechtliche
Bewertung durch die EU-Kommission vornehmen
zu lassen?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung hat weder eine eigene rechtliche Bewertung von
gesetzlich festgelegten Hochstpreisen angestellt noch ein Interesse daran
bekundet eine solche Bewertung durch die EU-Kommission vornehmen

zu lassen.

110. Abgeordneter Finanziert Deutschland in anderen Staaten Berater
Dr. Alexander von Regierungen oder von Regierungs- bzw.
Wolf Staatschefs, und wenn ja, in welchen und seit
(AfD) wann (www.spiegel.de/wirtschaft/serbien-wie-ber

lin-fuer-lithium-vucics-berater-finanziert-a-b9ad2
4a7-8292-420b-86¢4-2156122419¢cc)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 6. Juli 2026

Die Antwort bezieht sich auf das unmittelbar durch das Bundesministe-
rium fiir Wirtschaft und Energie (BMWE) durchgefiihrte und finanzierte
Instrument der bilateralen Verwaltungspartnerschaften, wie es Inhalt des
zitierten Spiegel-Artikels ist. Weitere bilaterale Verwaltungspartner-
schaften des BMWE mit einem Langzeitberater vor Ort existieren nicht.

111. Abgeordneter Welche Aufgabenschwerpunkte hatte die Tétig-
Dr. Alexander keit von Jorg Heeskens als Berater des nun zu-
Wolf riickgetretenen serbischen Préasidenten Aleksandar
(AfD) Vuci¢ und hat Herr Heeskens Herrn Vuci¢ zum

Riicktritt geraten (bitte begriinden; vgl. www.spie
gel.de/wirtschaft/serbien-wie-berlin-fuer-lithium-
vucics-berater-finanziert-a-b9ad24a7-8292-420b-
86¢4-2156122419¢cc)?


https://www.spiegel.de/wirtschaft/serbien-wie-berlin-fuer-lithium-vucics-berater-finanziert-a-b9ad24a7-8292-420b-86c4-21561224f9cc
https://www.spiegel.de/wirtschaft/serbien-wie-berlin-fuer-lithium-vucics-berater-finanziert-a-b9ad24a7-8292-420b-86c4-21561224f9cc
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 7. Juli 2026

Jorg Heeskens ist nicht als Berater des Présidenten titig, sondern ist als
Mitarbeiter der Gesellschaft fiir Internationale Zusammenarbeit ein
Langzeitberater zur Umsetzung einer Verwaltungspartnerschaft (VP)
zwischen dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie und dem
serbischen Présidialamt. Im Rahmen dieser VP wird seit 2020 das serbi-
sche Prisidialamt zu nachhaltiger Industriepolitik beraten. Jorg Hees-
kens unterstiitzt dabei deutsche mittelstdndische Firmen beim Auf- und
Ausbau von Produktionsstandorten.

Mit der VP wurde die serbische Regierung zuletzt auch beim Aufbau
von Verwaltungskapazititen fiir bergbaurechtliche Standards, Genehmi-
gungsverfahren und Umweltvertriglichkeitspriifungen beraten. Dafiir
wurde die VP um die Komponente Green Mining erweitert, damit {iber
Partner wie die Bundesanstalt fiir Geowissenschaften und Rohstoffe und
die Bergdmter der Landesebene Expertise bereitgestellt werden kann.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Forschung,
Technologie und Raumfahrt

112. Abgeordnete Plant die Bundesregierung konkrete Initiativen
Ayse Asar und strukturelle MafBnahmen, um die Resilienz
(BUNDNIS 90/ und Handlungsfihigkeit des deutschen Wissen-

DIE GRUNEN) schaftssystems — insbesondere mit Blick auf das
Einstimmigkeitsprinzip in der Gemeinsamen Wis-
senschaftskonferenz (GWK) — nachhaltig gegen
potenzielle politische Blockaden oder wissen-
schaftsfeindliche Einflussnahmen abzusichern,
und wenn ja, welche, und steht die Bundesregie-
rung mit den Landern beziiglich entsprechender
Reformen in Kontakt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Silke Launert
vom 6. Juli 2026

Die Gemeinsame Wissenschaftsministerkonferenz (GWK) hat am
19. Februar 2026 beschlossen, dass ihr der GWK-Ausschuss bis zur Sit-
zung am 10. Juli 2026 Anderungsvorschlige zum GWK-Abkommen
und insbesondere korrespondierender Normen in Ausfithrungsvereinba-
rungen und weiteren Verwaltungsvereinbarungen bezogen auf die
GWK-Verfahrensregularien vorzulegen hat.

Die GWK wird die vom GWK-Ausschuss vorgelegten Vorschlage bera-
ten und iber sie entscheiden. Dieser Beratung und Entscheidungsfin-
dung kann nicht vorgegriffen werden. In gewohnter Weise wird der Aus-
schuss fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgenab-
schiatzung vom GWK-Biiro iiber die Beschliisse zeitnah nach Vorliegen
informiert.
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113. Abgeordneter Nach welchen Kriterien (beispielsweise Teilneh-
Adam Balten merzahl, Besucherzahl oder Reichweite, (bitte die
(AfD) maximal zehn wichtigsten nach Ihrer Einschét-

zung nennen)) evaluiert die Bundesregierung der
Konferenzen des Robotics Institute Germany
(RIG), der German Robotics Conference (GRC
2026) in Koln am 11. Méarz 2026, und welche
Verbesserungen oder Verschlechterungen in den
Zielwerten insbesondere im Vergleich zur
GRC2025 in Niirnberg wurden hierbei festge-
stellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Matthias Hauer
vom 8. Juli 2026

Formale Evaluationen fiir die Fachveranstaltungen des Robotics Institute
Germany (RIG) sind nicht vorgesehen. Das RIG hatte die beiden Konfe-
renzen selbststdndig und eigenverantwortlich organisiert. Die Anzahl der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der German Robotics Conference
ist von 500 Personen im Jahr 2025 auf 800 Personen im Jahr 2026 deut-
lich gestiegen. Insofern sieht das Bundesministerium fiir Forschung,
Technologie und Raumfahrt eine hohe Resonanz in der nationalen Robo-
tik-Community.

114. Abgeordneter Auf welcher rechtlichen und finanziellen Grund-
Adam Balten lage soll das Robotics Institute Germany (RIG)
(AfD) iiber die laufende Forderphase zur Mitte des Jah-

res 2028 hinaus finanziert werden, und womit be-
griindet sich eine Verstetigung der Forderung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Matthias Hauer
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt for-
dert den Aufbau des Robotics Institute Germany mit Bundesmitteln aus
dem Einzelplan 30 bis Mitte des Jahres 2028. Uber die Weiterentwick-
lung der Forderung wird zu gegebener Zeit entschieden.

115. Abgeordnete Wie hat sich die Schuldensituation von Studieren-
Nicole Gohlke den entwickelt (bitte fiir den aktuellsten verfiigba-
(Die Linke) ren Stichtag sowie Stichtage der Jahre 2010,

2015, 2020 angeben: Gesamtsumme aller BAf6G-
Schulden, Gesamtsumme aller KfW-Studienkre-
ditschulden, durchschnittliche Schulden eines
BAf6G-Beziehenden, durchschnittliche Schulden
eines Kfw-Studienkreditnehmenden)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Silke Launert
vom 6. Juli 2026

Bundesausbildungsforderungsgesetz (BAfoG)

Zur Gesamtsumme aller noch ausstehenden Forderungen wird auf die
veroffentlichte Vermogensrechnung des Bundes fiir die Jahre 2010,
2015, 2020 und zuletzt 2024 verwiesen.

Der Wert der durchschnittlichen Schulden eines BAfoG-Beziechenden ist
von der Bundesregierung nicht ermittelbar.

Die Riickzahlungsobergrenze fiir das Staatsdarlehen kann jedoch fiir
BAf6G-Bezichende, die seit dem Jahr 2019 erstmals mit Darlehensteil
nach dem BAf6G gefordert wurden, den Betrag von 10.010 Euro nicht
iibersteigen (vormals 10.000 Euro).

Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW)-Studienkredit

Zum Stichtag 31. Mérz 2026 betriagt nach Angabe der KfW die Gesamt-
summe aller abgerufener Kreditmittel rund 7,2 Mrd. Euro. Davon wur-
den rund 4,4 Mrd. Euro bereits getilgt.

Die durchschnittlich abgerufene Kreditsumme im KfW-Studienkredit
betragt laut KfW 16.716,84 Euro.

Eine Auswertung zu den Stichtagen fiir die Jahre 2010, 2015 und 2020
kann innerhalb der fiir die Beantwortung Schriftlicher Fragen von Mit-
gliedern des Deutschen Bundestages geltenden Fristen nicht mit verhalt-
nismafBigem Aufwand ermittelt werden.

116. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor,
Nicole Gohlke nach denen private Hochschulen gegen Auflagen
(Die Linke) aus dem Akkreditierungsverfahren der Hochschu-

le als Ganzes oder einzelner Studiengidnge nach-
traglich verstoBen (bitte ggf. die letzten 20 Félle
benennen), und wenn ja, was unternimmt die
Bundesregierung, um solche Félle zu verhindern?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Silke Launert
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Die Hoch-
schulen liegen in der Zustindigkeit der Lander. Fiir deutsche staatliche
und staatlich anerkannte Hochschulen gelten daher landeshochschul-
rechtliche Bestimmungen zu Anerkennung und Akkreditierung.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz

117. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung eine eigene Auffas-
Dr. Michael Arndt sung zu der Frage gebildet, ob Nutzerverbiande —
(Die Linke) insbesondere aus dem Bereich der Tanzschulen —

bei der Aufstellung von Tarifen durch Verwer-
tungsgesellschaften beteiligt werden sollten, und
wenn ja, mit welchem Ergebnis, und welche
Uberlegungen stellt sie dabei im Hinblick auf die
in §36 des Verwertungsgesellschaftengesetzes
geregelte Verhandlungspflicht nach Treu und
Glauben an?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Das Verwertungsgesellschaftengesetz (VGG) regelt unter anderem das
Rechtsverhidltnis zwischen Verwertungsgesellschaften und Nutzerver-
banden, unabhingig davon aus welcher Branche diese stammen.

Nach § 35 VGG sind Verwertungsgesellschaften grundsétzlich dazu ver-
pflichtet, {iber die von ihr wahrgenommenen Rechte mit Nutzervereini-
gungen einen Gesamtvertrag zu angemessenen Bedingungen abzuschlie-
Ben. Soweit Gesamtvertrdge abgeschlossen sind, gelten die dort verein-
barten Vergiitungssitze als Tarife (§ 38 Satz 2 VGG).

Die Verhandlungspflicht nach Treu und Glauben gemaB § 36 VGG setzt
die europarechtlichen Vorgaben des Artikel 16 Absatz 1 und Absatz 3
der Richtlinie 2014/26/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 26. Februar 2014 iiber die kollektive Wahrnehmung von Urheber-
und verwandten Schutzrechten und die Vergabe von Mehrgebietslizen-
zen fiir Rechte an Musikwerken fiir die Online-Nutzung im Binnenmarkt
(VG-Richtlinie) um. Im Rahmen der Generalklausel des § 36 Absatz 1
Satz 1 VGG ist die Verwertungsgesellschaft zum einen als Treuhdnderin
verpflichtet, die Interessen der Berechtigten bestmoglich wahrzuneh-
men. Zum anderen sind im Auflenverhédltnis zu den Nutzern der Gleich-
behandlungsgrundsatz und Offenlegungspflichten zu erfiillen. Die Ver-
wertungsgesellschaft ist verpflichtet, die Einrdumung von Nutzungs-
rechten konstruktiv und ziigig zu betreiben (amtliche Begriindung Bun-
destagsdrucksache 18/7223, 84 folgend). Sie muss Nutzeranfragen
unverziiglich beantworten und es inhaltlich begriinden, wenn sie keine
Nutzerrechte anbietet. Es besteht kein Anlass, diese gesetzliche Rege-
lung zu dndern.

Soweit keine Gesamtvertrige bestehen, sind Verwertungsgesellschaften
nach § 38 VGG dazu verpflichtet, Tarife einseitig aufzustellen. Hierbei
kommt eine Mitwirkung Dritter, wie etwa Nutzervereinigungen nicht in
Betracht. Tarife werden von Verwertungsgesellschaften gemil3 den Vor-
gaben der §§ 38 und 39 VGG aufgestellt. Tarife sind einseitige rechtsge-
schéftliche Festlegungen der Vergiitungshéhe durch eine Verwertungsge-
sellschaft. Von ihrer Rechtsnatur her sind sie Angebote der Verwertungs-
gesellschaft zum Abschluss eines Nutzungsvertrages (vergleiche Bun-
desgerichtshof, 16. Marz 2017 - I ZR 106/15, Rn. 23 f.). Ein Angebot
auf Abschluss eines Vertrages zu gestalten, liegt in dem alleinigen Ver-
antwortungsbereich der anbietenden Partei, vorliegend der Verwertungs-
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gesellschaft. Bei ihrer Aufstellung ist eine Mitwirkung von Nutzergrup-
pen als Vertragsgegenseite — anders als bei Gesamtvertrdgen — daher
nicht vorgesehen.

118. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung zu der heutigen Be-
Dr. Michael Arndt deutung der sogenannten GEMA-Vermutung vor
(Die Linke) dem Hintergrund neuer Lizenzmodelle (Direktli-

zenzierung, Plattformrechte, GEMA-freie und
Creative-Commons-Musik sowie KlI-generierte
Musik) eine eigene Auffassung gebildet, und
wenn ja, zu welchem Ergebnis kommt sie dabei,
und halt sie gegebenenfalls rechtspolitische oder
gesetzliche Anpassungen zur Sicherung eines fai-
ren Ausgleichs zwischen Rechteinhabern und
Nutzern fiir erforderlich?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Mit dem Begriff ,,GEMA-Vermutung wird gemeinhin die von der
Rechtsprechung entwickelte tatsdchliche Vermutung beschrieben, dass
die Gesellschaft fiir musikalische Auffithrungs- und mechanische Ver-
vielfiltigungsrechte (GEMA) im Bereich der von ihr wahrgenommenen
Rechte und Anspriiche auch regelméBig fiir simtliche Berechtigten titig
wird.

Die Vermutung erstreckt sich weiter darauf, dass diese Werke urheber-
rechtlich geschiitzt sind. Grundlage fiir die Vermutung ist das von der
GEIVIA vertretene umfassende inldndische und ausldndische Reper-
toire. Die Vermutung wurde von der Rechtsprechung entwickelt. Trotz
der prozessualen Erleichterung muss die Verwertungsgesellschaft dar-
legen und beweisen, dass eine tatsdchliche Nutzungshandlung oder Ur-
heberrechtsverletzung stattgefunden hat. Die Vermutung ist widerleg-
lich. Der Nutzer kann die Vermutung widerlegen, indem er darlegt, aus
welchem Grund in dem konkreten Fall die von der Verwertungsgesell-
schaft in diesem Bereich wahrgenommenen Rechte nicht genutzt worden
sind.

Es besteht fiir die Bundesregierung kein Anlass, in dieses von der Recht-
sprechung entwickelte Rechtsinstitut, dem die praktischen zivilprozes-
sualen Beweisschwierigkeiten von Verwertungsgesellschaften zugrunde
liegen, legislativ einzugreifen. Dies gilt auch vor dem Hintergrund den
angesprochenen ,,neuen Lizenzmodelle®. Wenn im konkreten Einzelfall
ein genutzter Inhalt nicht lizenzierbar oder lizenzierungspflichtig ist,
kann die ,,GEMA-Vermutung* widerlegt werden. Sollte sich die rechts-
tatsdchliche Grundlage der GEMA-Vermutung in Zukunft dndern, liegt
es an der Rechtsprechung, das zivilprozessuale Rechtsinstitut weiterzu-
entwickeln. Gesetzgeberischer Handlungsbedarf ist nicht gegeben.
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119. Abgeordnete Welche zentralen Erkenntnisse konnte die Bun-
Mandy EiBling desregierung aus der am 15. Juni 2026 im Bun-
(Die Linke) desministerium der Justiz und fiir Verbraucher-

schutz stattgefundenen Anhorung mit Fachver-
bianden zum Kindschaftsrechtsmodernisierungs-
gesetzentwurf fir die Fortentwicklung des
Gesetzes mitnehmen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 6. Juli 2026

Die am 15. Juni 2026 stattgefundene virtuelle Verbdndeanhdrung zum
Entwurf eines Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetzes sollte den Ver-
banden die Mdglichkeit bieten, mogliche Fragen zum Gesetzentwurf vor
Verfassen ihrer Stellungnahmen zu kléren. Fiir die Anhorung hatten sich
50 Verbiande angemeldet, nicht alle meldeten sich zu Wort. Die Priifun-
gen, ob und welche Anderungen am Entwurf angezeigt sein konnten,
sind daher noch nicht abgeschlossen. Insbesondere sind hierfiir die
schriftlichen Stellungnahmen der Verbénde abzuwarten.

Die Frist der Lander- und Verbandebeteiligung endet am 10. Juli 2026.

120. Abgeordnete Welchen Zeitplan verfolgt die Bundesregierung
Mandy Eiling beziiglich des Kindschaftsrechtsmodernisierungs-
(Die Linke) gesetzes?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz hat die
Lander- und Verbdndebeteiligung zum Kindschaftsrechtsmodernisie-
rungsgesetz am 11. Mai 2026 eingeleitet. Die Frist zur Stellungnahme
endet am 10. Juli 2026. Im Anschluss wird die Kabinettbefassung unter
Auswertung der Lander- und Verbindebeteiligung vorbereitet.

121. Abgeordneter Trifft es zu, dass die Bundesregierung die Kom-
Dr. Gotz munikation zwischen ihr und HateAid im Zusam-
Fromming menhang mit dem Fall Collien Fernandes sowie
(AfD) dem geplanten Gesetz gegen digitale Gewalt unter

Verschluss hilt, wenn ja, aus welchen Griinden,
und welche Moglichkeiten haben Bundestagsab-
geordnete, beispielsweise liber die Geheimschutz-
stelle, diese Kommunikation einzusehen oder zu
priifen (vgl.: https://nius.de/politik/fernandes-hate
aid-hubig-gesetz-geheim)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Anders als vom Fragesteller suggeriert, gibt es keine Kommunikation
der Bundesregierung mit der Organisation HateAid, die den vom Frage-
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steller als ,,Fall Collien Fernandes* bezeichneten Sachverhalt zum Ge-
genstand hat oder damit ,,im Zusammenhang* steht.

Soweit die Frage auf einen Medienbericht und den diesem Bericht zu-
grundeliegenden Antrag auf Zugang zu amtlichen Informationen nach
dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) zu aller Kommunikation zwi-
schen dem Ministerium und der Organisation HateAid Bezug nimmit,
gilt Folgendes: Die Bundesregierung beantwortet Antridge auf Informati-
onszugang nach dem IFG gemiB den gesetzlichen Vorgaben. Danach
unterliegen Anspriiche auf Informationszugang rechtlichen Grenzen.
Insbesondere besteht zum Schutz besonderer 6ffentlicher Belange dann
kein Anspruch auf Informationszugang nach dem IFG, solange die Bera-
tungen (§ 3 Nummer 3 Buchstabe b IFG) oder Entscheidungsprozesse
von Behorden beeintrdchtigt werden (§ 4 Absatz 1 Satz 1 IFG). Dies
trifft auf den noch laufenden Entscheidungsprozess innerhalb der Bun-
desregierung zu dem geplanten Gesetz gegen digitale Gewalt zu.

GleichermaBen erstreckt sich das parlamentarische Fragerecht der Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages zum Schutz des Kernbereichs exe-
kutiver Eigenverantwortung grundsétzlich nicht auf laufende Verhand-
lungen und Entscheidungsvorbereitungen der Bundesregierung
(BVerfGE 124, 78 [121]; 137, 185 [234 {.]).

122. Abgeordneter Hat der Generalbundesanwalt beim Bundes-
Rainer Galla gerichtshof im Hinblick auf die Ankiindigung auf
(AfD) der Internetplattform Indymedia, das als als zen-

trales Publikationsorgan des gewaltorientierten
Linksextremismus eingestuft wird, unter der
Uberschrift ,,Erfurt 4. Juli — D4cher besetzen —
AfD-Bundesparteitag verhindern®, wonach in Er-
furt nach meiner Auffassung biirgerkriegsdhnliche
Zustande wie beim G20-Gipfel in Hamburg zu er-
warten sind und im Falle eines Wahlsiegs der AfD
in Sachsen-Anhalt der Landtag in Magdeburg ge-
stiirmt werden soll (https://nius.de/kriminalitaet/a
ntifa-landtag-magdeburg-stuermen), Ermittlungen
aufgenommen, nachdem nach meiner Auffassung
hier ein Anfangsverdacht — zumindest im Hin-
blick auf deren Versuch — fiir Straftaten nach bei-
spielsweise § 89a, § 105 oder § 129a des Straf-
gesetzbuches anzunehmen und angesichts der
bundesweiten und teilweise europaweiten Mobili-
sierung der gewaltbereiten linken Szene auch von
einer besonderen Bedeutung des Falles auszuge-
hen ist, und wenn nein, warum nicht (bitte ausfiih-
ren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 10. Juli 2026

Eine Beantwortung der Frage kann wegen des unzumutbaren Aufwan-
des, der mit der Beantwortung verbunden wire, nicht erfolgen. Das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) hat in stidndiger Rechtsprechung besté-
tigt, dass das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt
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der Zumutbarkeit steht (BVerfG, Urteil vom 7. November 2017 - 2 BVE
2/11 -, BVerfGE 147, 50, 147 folgende).

Danach sind nur die Informationen mitzuteilen, iiber die die Bundes-
regierung verfligt oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung
bringen kann. ,,Bezug zur Organisierten Kriminalitit“ ist kein Kriterium,
das in den Verfahrensregistern des Generalbundesanwalts beim Bundes-
gerichtshof (GBA) statistisch erfasst ist. Erforderlich wére daher eine
héndische Auswertung eines in das Jahr 2024 zuriickreichenden {iberaus
umfangreichen Aktenbestandes, was die Ressourcen der betroffenen Ar-
beitseinheiten beim GBA fiir einen erheblichen Zeitraum vollsténdig be-
anspruchen und deren Ermittlungsarbeit zum Erliegen bringen wiirde.

123. Abgeordneter Wie viele Ermittlungsverfahren wegen des Ver-
Sascha Lensing dachts der Beteiligung an einer kriminellen Verei-
(AfD) nigung (§ 129 des Strafgesetzbuchs) mit Bezug

zur Organisierten Kriminalitdt wurden in den Jah-
ren 2024, 2025 und im ersten Halbjahr 2026 nach
Kenntnis der Bundesregierung durch den Gene-
ralbundesanwalt oder Bundesbehdrden gefiihrt
(bitte nach Phanomenbereichen aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 9. Juli 2026

Eine Beantwortung der Frage kann wegen des unzumutbaren Aufwan-
des, der mit der Beantwortung verbunden wire, nicht erfolgen. Das Bun-
desverfassungsgericht (BVerfG) hat in standiger Rechtsprechung besté-
tigt, dass das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt
der Zumutbarkeit steht (BVerfG, Urteil vom 7. November 2017 - 2 BVE
2/11 -, BVerfGE 147, 50, 147 folgende).

Danach sind nur die Informationen mitzuteilen, iiber die die Bundes-
regierung verfligt oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung
bringen kann. ,,Bezug zur Organisierten Kriminalitdt® ist kein Kriterium,
das in den Verfahrensregistern des Generalbundesanwalts beim Bundes-
gerichtshof (GBA) statistisch erfasst ist. Erforderlich wére daher eine
hiandische Auswertung eines in das Jahr 2024 zuriickreichenden iiberaus
umfangreichen Aktenbestandes, was die Ressourcen der betroffenen Ar-
beitseinheiten beim GBA fiir einen erheblichen Zeitraum vollstindig be-
anspruchen und deren Ermittlungsarbeit zum Erliegen bringen wiirde.

124. Abgeordneter Liegt der Bericht zur Evaluation des Gesetzes
Helge Limburg zum Schutz von Kindern mit Varianten der Ge-
(BUNDNIS 90/ schlechtsentwicklung, den die Bundesregierung in

DIE GRUNEN) ihrer Antwort auf meine Schriftliche Frage 51 auf
Bundestagsdrucksache 21/119 angekiindigt hat,
mittlerweile vor, und wenn ja, wo ist dieser of-
fentlich einsehbar, und welche Schliisse (Geset-
zesdnderungen und sonstige Maflnahmen) zieht
die Bundesregierung aus den Ergebnissen des Be-
richts?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Nein, der Bericht liber die Evaluierung des Gesetzes zum Schutz von
Kindern mit Varianten der Geschlechtsentwicklung liegt noch nicht vor.
Die Bundesregierung wird ihn dem Deutschen Bundestag im Laufe des
Jahres vorlegen.

Zusétzlich zur Antwort der Bundesregierung auf lhre Schriftliche
Frage 51 auf Bundestagsdrucksache 21/119 kann ich Thnen Folgendes
mitteilen:

Die Bundesregierung hat kurz nach Inkrafttreten des Evaluierungsauf-
trags begonnen, die notwendigen Datenerhebungen vorzubereiten. Die
2023 und 2024 notwendig gewordenen Haushaltskonsolidierungen des
Bundes haben aber dazu gefiihrt, dass die Evaluierung nicht durch ein
externes Forschungsteam unterstiitzt werden konnte. Demgemal hat das
Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium fiir Gesundheit und dem Bundesminis-
terium fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend Mitte 2024
alle beteiligten Kreise zu schriftlichen Riickmeldungen aufgefordert, um
aus deren Perspektive wichtige Entwicklungen in die Evaluierung einbe-
ziehen zu konnen. Daran haben sich die Justizverwaltungen der Lénder
und zahlreiche Verbédnde beteiligt. Anfang 2026 wurden Fachgespriche
mit Betroffenenverbinden, Fachgesellschaften, Justizverwaltungen der
Léander und Ressorts gefiihrt. Die aus den Beteiligungen gewonnenen
Erkenntnisse werden derzeit in einem Bericht zusammengefasst und be-
wertet und innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Dabei soll auch
die Entwicklung im Jahr 2025 noch mit einbezogen werden, deren statis-
tische Daten aber erst nach der Aufbereitung durch das Statistische Bun-
desamt im Sommer 2026 vorliegen werden.

125. Abgeordnete Inwiefern war die Bundesregierung iiber das Tref-
Dr. Irene Mihalic fen der European Union Agency for Criminal Jus-
(BUNDNIS 90/ tice Cooperation (Eurojust) zur Koordinierung der
DIE GRUNEN) weiteren Ermittlungen im Fall der Sniper-Touren

in Sarajevo am 29. Juni 2026 in Den Haag vorab
informiert (vgl. https://tol.org/client/article/sniper-
tourism-in-sarajevo-thirty-years-later.html), und
aus welchen Griinden war Deutschland dort nicht
vertreten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 7. Juli 2026

An Koordinierungstreffen der European Union Agency for Criminal Jus-
tice Cooperation (Eurojust) nehmen grundsétzlich die mitgliedstaatli-
chen Ermittlungsbehdrden teil.

Im Ubrigen 4uBert sich die Bundesregierung nicht zu Einzelheiten des
Rechtshilfeverkehrs und der internationalen Zusammenarbeit. Gerade
bei der Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Strafrechtshilfe ist die
international praktizierte Vertraulichkeit des Verfahrens ein schiitzens-
wertes Gut.


https://www.tol.org/client/article/sniper-tourism-in-sarajevo-thirty-years-later.html

Drucksache 21/7052 - 80— Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Das Interesse Deutschlands an der Gewahrleistung einer funktionstiichti-
gen internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen leitet sich aus dem
Rechtsstaatsprinzip ab und hat damit Verfassungsrang. Trotz der grund-
satzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht der Bundesregierung, Informa-
tionsanspriiche des Deutschen Bundestages zu erfiillen, tritt hier des-
halb, nach sorgfiltiger Abwagung der betroffenen Belange, das informa-
tionsinteresse des Parlaments hinter diesem berechtigten Interesse zu-

riick.

126. Abgeordneter Wann konkret plant die Bundesregierung, das im
Dr. Konstantin von Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
Notz vorgesehene Vorhaben, Rechtssicherheit fiir IT-Si-
(BUNDNIS 90/ cherheitsforschende zu schaffen, umzusetzen und

DIE GRUNEN) dem Parlament einen entsprechenden Vorschlag
vorzulegen, und gibt es im Bundesministerium
der Justiz und fiir Verbraucherschutz bereits, auch
angesichts der umfangreichen Vorarbeiten des
Bundesministeriums aus der 20. Legislatur-
periode, Uberlegungen dazu, welche Regelungs-
technik genutzt werden soll, um das Computer-
strafrecht so zu gestalten, dass IT-Sicherheitsfor-
schende zukiinftig mit der notwendigen Rechts-
sicherheit ihr wichtiges Engagement fiir eine
verbesserte [T-Sicherheit im Sinne des Gemein-
wohls ausiiben konnen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD sieht vor, im Computer-
strafrecht Rechtssicherheit fiir die IT-Sicherheitsforschung zu schaffen
und gleichzeitig Missbrauchsmoglichkeiten zu verhindern (Zeilen 2883
folgende).

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz priift der-
zeit, wie dieses Vorhaben am besten umgesetzt werden kann, und wird
im Anschluss daran einen Referentenentwurf vorlegen.

127. Abgeordneter Plant die Bundesregierung weitere Anderungen
Bodo Ramelow am Gesetzentwurf ,,Gesetz zur Stirkung der ge-
(Die Linke) nossenschaftlichen Rechtsform®, und wann soll

der Gesetzentwurf ins Plenum eigebracht werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 9. Juli 2026

Die Kabinettbefassung — nach Auswertung und Einarbeitung der zum
Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbrau-
cherschutz eingegangenen Stellungnahmen von Ressorts, Landern und
Verbinden — soll zeitnah erfolgen. Das weitere Verfahren richtet sich
nach Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes.
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128. Abgeordneter Wann genau beabsichtigt die Bundesregierung,
Kassem den bereits im Bericht des Bundesministeriums
Taher Saleh fir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen
(BUNDNIS 90/ vom 11. Juni 2026 (Ausschussdrucksa-

DIE GRUNEN) che 21(24)142) fiir den Sommer angekiindigten
Gesetzentwurf zum Gebédudetyp E vorzulegen,
und durch welche gesetzlichen Vorkehrungen will
sie dabei sicherstellen, dass die angestrebten Kos-
tensenkungen nicht zulasten der baulichen Quali-
tdt und Okologischen Nachhaltigkeit gehen, um
eine Gebdudeentwicklung im Widerspruch zum
notwendigen CO,-Budget fiir den Gebdudesektor
zu vermeiden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Frank Schwabe
vom 6. Juli 2026

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz erarbeitet
derzeit den Entwurf eines Gesetzes zum Gebédudetyp-E. Dieser wird
noch diesen Sommer vorgestellt werden. Die oOffentlich-rechtlichen
Standards zur Qualitit und Nachhaltigkeit werden hierdurch nicht redu-
ziert werden.

129. Abgeordneter Welche dienstlichen Kontakte und sonstigen
Raimond Scheirich Kommunikationsvorginge gab es zwischen der
(AfD) Bundesregierung und der HateAid gGmbH im

Zusammenhang mit der Frage etwaig erforder-
licher gesetzgeberischer Anderungen im Hinblick
auf das Phinomen sogenannter digitaler Gewalt,
insbesondere im Zusammenhang mit dem Fall
Collien Fernandes (bitte jeweils nach Kommuni-
kationsform, beteiligten Personen unter Angabe
ihrer jeweiligen Funktion sowie Gegenstand auf-
schliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 7. Juli 2026

Seit Amtsantritt der Bundesregierung hat es folgende Kontakte im Sinne
der Fragestellung zu der von Thnen in Bezug genommenen Organisation
gegeben. Der von Thnen als ,,Fall Collien Fernandes* bezeichnete Sach-
verhalt war nicht Gegenstand der Kontakte; es gab auch keine entspre-
chenden Kontakte ,,im Zusammenhang® mit diesem.

Die Bundesministerin der Justiz und fiir Verbraucherschutz fithrte am
14. Oktober 2025 ein Gespriach mit Vertreterinnen der von Thnen in Be-
zug genommenen Organisation.

Am 15. Dezember 2025 fand ein Gespriach der Arbeitsebene des Bun-
desministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz (BMJV) mit Ver-
treterinnen und Vertretern der von Ihnen in Bezug genommenen Organi-
sation statt.

Am 10. Juni 2026 fand ein Gesprich zwischen der in Bezug genomme-
nen Organisation und der Parlamentarischen Staatssekretérin bei der
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Bundesministerin fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
statt.

Am 10. Juni 2026 nahmen Mitarbeiter des BMJV an einem parlamenta-
rischen Abend der in Bezug genommenen Organisation teil.

HateAid iibersandte einzelnen Bundesministerien ein Positionspapier
,unsere Nudes sind nicht euer Business™ und einen Vorschlag fiir einen
Straftatbestand zu nicht-einvernehmlichen sexualisierenden Deepfakes.
Die Einzelheiten ergeben sich aus dem Lobbyregister des Deutschen
Bundestages: www.lobbyregister.bundestag.de/inhalte-der-interessenver
tretung/stellungnahmengutachtensuche/SG2509020007/166403, www.lo
bbyregister.bundestag.de/inhalte-der-interessenvertretung/stellungnahme
ngutachtensuche/SG2602060021/274793.

130. Abgeordnete Wie erklart die Bundesregierung, dass die im
Awet Tesfaiesus Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
(BUNDNIS 90/ angekiindigte zeitnahe Evaluation des Betreuer-
DIE GRUNEN) vergiitungsgesetzes bislang nicht transparent vor-

gelegt wurde, insbesondere im Hinblick auf Me-
thodik, Datengrundlage und Beteiligung der Pra-
xis, und bis wann beabsichtigt sie, auf dieser
Grundlage eine nachhaltige, leistungs- und ver-
antwortungsgerechte Reform der Vergiitungs-
struktur in Form eines Gesetzentwurfs vorzule-
gen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 8. Juli 2026

Die Betreuervergiitung ist mit dem am 1. Januar 2026 in Kraft getrete-
nen Kosten- und Betreuervergiitungsrechtsdnderungsgesetz 2025 (Kost-
BRAG 2025, Bundesgesetzblatt 2025 I Nummer 109) grundlegend neu
geregelt und um durchschnittlich 12,7 Prozent angehoben worden;
Grundlage war eine vorangegangene umfassende Evaluierung der Ver-
giitungsregelungen (vergleiche Evaluierungsbericht von Juni 2024, ver-
offentlicht auf der Website des Bundesministeriums der Justiz und fiir
Verbraucherschutz unter www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/F
achpublikationen/2024 Evaluation Betreuerverguetung.html?nn=1
7134).

In Artikel 12 des KostBRAG 2025 ist bestimmt, dass das geéinderte Vor-
miinder- und Betreuervergiitungsgesetz durch das BMJV insbesondere
im Hinblick auf die Angemessenheit der festgesetzten Fallpauschalen
und Stundensitze liber einen Zeitraum von zwei Jahren nach dem In-
krafttreten zu evaluieren ist. Nach der Gesetzesbegriindung (vergleiche
Beschlussempfehlung, Bundestagsdrucksache 20/14768) werden als
eine wesentliche Grundlage der Evaluierung ,,insbesondere differenzier-
te belastbare Haushaltsdaten der Lander fiir die Jahre 2026 und 2027
iber die tatsichlich erfolgten Auszahlungen der Fallpauschalen heranzu-
ziehen sein. Zur weiteren Methodik der Evaluierung wird BMJV ein
Evaluierungskonzept so rechtzeitig vorlegen, dass der in Artikel 12 ge-
nannte zeitliche Rahmen eingehalten wird und die gebotene Beteiligung
der einschldgigen Interessenverbidnde, der Lénder sowie weiterer im
Rahmen der Evaluierung relevanter Akteure sichergestellt ist.


https://www.lobbyregister.bundestag.de/inhalte-der-interessenvertretung/stellungnahmengutachtensuche/SG2509020007/166403
https://www.lobbyregister.bundestag.de/inhalte-der-interessenvertretung/stellungnahmengutachtensuche/SG2602060021/274793
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Fachpublikationen/2024_Evaluation_Betreuerverguetung.html?nn=17134
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Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung,
Familie, Senioren, Frauen und Jugend

131. Abgeordnete Welche Kriterien legt die Bundesregierung der
Mandy Eifling Entscheidung zugrunde, ob im Rahmen des soge-
(Die Linke) nannten HABER-Verfahrens ein ,hinreichender

Anlass* fiir eine Uberpriifung des im Rahmen von
,2Demokratie leben!” zu fordernden Projekts auf
verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse besteht,
und welche Instanz trifft diese Entscheidung (vgl.
https://rp-online.de/politik/deutschland/prien-bau
t-demokratie-leben-um-wer-kuenftig-gefoerdert-
wird_aid-150784295)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 9. Juli 2026

Es wird auf die Antwort zu den Fragen 6 und 7 auf Bundestagsdruck-
sache 21/5406 verwiesen.

Ein hinreichender Anlass fiir die Einleitung der Uberpriifung auf verfas-
sungsschutzrelevante Erkenntnisse durch das Bundesamt fiir Verfas-
sungsschutz (BfV) liegt vor, wenn die im Zuge der Ressortiiberpriifung
gewonnenen Erkenntnisse tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir ergeben,
dass die Gewdhr fiir eine den Grundsitzen der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung forderlichen Arbeit nicht gegeben sein konnte, ins-
besondere wenn Anhaltspunkte fiir verfassungsfeindliche Bestrebungen
oder sonstige verfassungsschutzrelevante Beziige vorliegen. Uber das
Vorliegen eines hinreichenden Anlasses fiir die Uberpriifung durch das
BfV entscheidet das Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren,
Frauen und Jugend somit im jeweiligen Einzelfall.

132. Abgeordneter Plant die Bundesregierung gesetzliche Rege-
Dr. Michael lungen zum gezielten Schutz von Kindern und
Kaufmann Jugendlichen vor Kl-generierten Deepfakes, und
(AfD) wenn ja, wie werden diese voraussichtlich gestal-

tet sein (bitte Inhalte und Zeitrahmen zur Umset-
zung nennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Mareike Lotte
Wulf
vom 8. Juli 2026

Zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Kiinstlicher Intelligenz
(KI)-generierten Deepfakes bestehen bereits gesetzliche Regelungen auf
europdischer Ebene; weitere Regelungen werden auf EU- und nationaler
Ebene vorbereitet.

Kinder und Jugendliche kdnnen jugendschutzrelevante Inhalte oder Ma-
nipulationsversuche, die mittels KI erstellt wurden, hdufig nicht eigen-
stindig erkennen. Da auch Kl-generierte Inhalte derzeit nicht zuverlas-
sig automatisiert erkannt werden konnen, ist ihre Kennzeichnung sinn-
voll.


https://www.rp-online.de/politik/deutschland/prien-baut-demokratie-leben-um-wer-kuenftig-gefoerdert-wird_aid-150784295
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Mit der Verordnung (EU) 2024/1689 iiber kiinstliche Intelligenz (KI-
VO) besteht ein unmittelbar geltender Rechtsrahmen fiir die Anwendung
von KI.

Die KI-VO enthélt unter anderem Transparenzpflichten (Artikel 50),
wonach Kl-generierte Inhalte — einschlieBlich Deep Fakes - grundsétz-
lich als solche kenntlich zu machen sind. Zudem verbietet Artikel 5 be-
stimmte manipulative KI-Praktiken insbesondere gegeniiber vulnerablen
Personen, zu denen auch Kinder und Jugendliche gehoren.

Dariiber hinaus werden durch den KI-Ominbus weitere Verbotsvor-
schriften eingefiihrt, die den Einsatz von KI-Systemen zur Erstellung
von Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs (CSAM) oder nicht
einvernehmlicher intimer Bilder (NCII), etwa durch sogenannte Nudifer
Apps oder ,,.Deep Fake“-Kinderpornografie, untersagen.

Ferner sieht der Entwurf zur Neufassung der Richtlinie zur Bekdmpfung
des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern
(CSA-Richtlinie) eine Strafbewehrung der Herstellung, Verbreitung und
des Besitzes von KI-Systemen zur Herstellung entsprechender Miss-
brauchsdarstellungen vor.

Auch der Referentenentwurf der Bundesregierung zur Stirkung des zi-
vilrechtlichen und strafrechtlichen Schutzes vor digitaler Gewalt enthélt
Regelungen zur Strafbarkeit der Herstellung Kl-generierter kinder- und
jugendpornographischer Inhalte (siehe Artikel2 Nummer 3 und 4:
www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2026 Gesetz_g
egen_digitale Gewalt.html).

133. Abgeordneter Wird es nach Ansicht der Bundesregierung nun-
Sebastian Maack  mehr aufgrund der von ihr beflirworteten deut-
(AfD) lichen Erhohung der Ausgaben fiir die Bundes-

wehr bzw. verteidigungspolitisch relevanter Infra-
struktur auf 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
in den kommenden Jahren womdglich zu Ein-
schrinkungen familienpolitscher ~MaBnahmen
kommen, und wenn ja, inwiefern, und wenn nein,
wie will sie dies sicherstellen, ggf. weiterhin
durch eine erhohte Kreditaufnahme (Bundestags-
drucksache 21/1813, Antwort der Bundesregie-
rung auf Frage 4)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 1. Juli 2026

Ein unmittelbarer Riickschluss von einer Verdnderung in einem Einzel-
plan auf einen spezifischen Teilbereich eines anderen Einzelplans ist
nicht moglich.

Die verldssliche Unterstiitzung von Familien bleibt auch vor dem Hin-
tergrund der angespannten Haushaltslage ein zentrales Handlungsfeld
der Bunderegierung. Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundes-
tag einen Haushaltsentwurf vorlegen, der dies beriicksichtigt

Uber den Bundeshaushalt entscheidet letztendlich der Deutsche Bundes-
tag.


https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2026_Gesetz_gegen_digitale_Gewalt.html
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134. Abgeordneter Trifft der Medienbericht iiber geplante Verschar-
Sebastian Maack  fung der Regelungen des Elterngeldbezugs zu,
(AfD) wenn ja, gibt es erstens Berechnungen, um wie

viel die Elterngeldzahlungen zuriickgehen wiir-
den, wenn man Eltern verpflichtet, es hilftig zu
nehmen, zweitens, stehen die Planungen im Zu-
sammenhang mit dem Verlangen des Bundesfi-
nanzministers, das Familienministerium moge
Einsparungen in Héhe von 500 Mio. Euro vorneh-
men, wenn nein, wie beabsichtigt die Bundes-
regierung die Vereinbarung aus dem Koalitions-
vertrag umzusetzen, in dem u. a. vereinbart wur-
de, ,,insbesondere mit Blick auf die Zeit nach der
Geburt wollen wir Familien unterstiitzen*
(www.deutschlandfunk.de/bericht-14-monate-elte
rngeld-kuenftig-nur-bei-haelftiger-aufteilung-der-
partnermonate-104.html; Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD, Zeilen3141-42,
www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koaliti
onsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 7. Juli 2026

Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD sieht vor, das Elterngeld
weiterzuentwickeln. Die Bundesregierung hat sich iiberdies am 6. Juli
2026 auf einen Haushaltsplan fiir den Bundeshaushalt 2027 und den Fi-
nanzplan des Bundes 2026 bis 2030 verstdndigt, der Vorgaben fiir einen
Konsolidierungsbetrag vorsieht. Die Abstimmungen innerhalb der Bun-
desregierung zur konkreten Ausgestaltung einer Elterngeldreform sind
noch nicht abgeschlossen.


https://www.deutschlandfunk.de/bericht-14-monate-elterngeld-kuenftig-nur-bei-haelftiger-aufteilung-der-partnermonate-104.html
https://www.koalitionsvertrag2025.de/sites/www.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf
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135.

136.

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, dass laut einem

Sergej Minich Medienbericht ein Mitarbeiter des vom Bundes-

(AfD) ministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMBFSFJ) mit iiber 1,8 Mio. Euro Steuer-
geldern finanzierten ,,Mobilen Beratungsteams
gegen Rechtsextremismus®™ (www.mbt-hb.de/) in
Bremen und Bremerhaven gleichzeitig als Foto-
graf der Gruppe ,,Recherche Nord* titig gewesen
ist, dessen Fotografien — darunter durchnumme-
rierte Gruppenbilder mit Aufrufen ,,Fiir Informa-
tionen zu den hier abgebildeten Personen sind wir
wie immer dankbar!“ — systematisch auf Antifa-
Plattformen wie ,,Pixelarchiv®, ,,Presseservice Ra-
thenow* oder Indymedia verbreitet worden sein
sollen und mindestens vier gezielten Gewaltiiber-
griffen der sogenannten Hammerbande (einer
linksextremen kriminellen Vereinigung, der
schwere Korperverletzungen mit Himmern und
Schlagstdcken, versuchte Morde und weitere An-
griffe auf Personen aus dem vermeintlichen oder
sogenannten rechten Spektrum zwischen 2018
und 2023 vorgeworfen werden) unmittelbar vo-
rausgegangen sein sollen, und wenn ja, wie posi-
tioniert sie die Bundesregierung dazu, und welche
Konsequenzen zieht sie daraus hinsichtlich der
weiteren Forderung solcher vom BMBFSF] ali-
mentierten Einrichtungen, der obligatorischen
Uberpriifung von Mitarbeitern auf personelle und
strukturelle Verbindungen zu gewaltbereiten
linksextremen Netzwerken sowie der Verhinde-
rung einer staatlich finanzierten Vorfeldarbeit fiir
linken Terror, insbesondere vor dem Hintergrund
laut Berichterstattung vergleichbarer Verflechtun-
gen im Umfeld der Vulkangruppe?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 8. Juli 2026

Das seit 2015 geforderte Mobile Beratungsteam gegen Rechtsextremis-
mus in Bremen und Bremerhaven wird im Jahr 2026 {iber das Landes-
Demokratiezentrum Bremen gefordert das Mittel aus dem Bundespro-
gramm ,,.Demokratie leben!* erhiilt.

Im Ubrigen liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

Abgeordnete Plant die Bundesregierung, die Leitlinien des

Filiz Polat Bundesministeriums fiir Bildung, Familie, Senio-

(BUNDNIS 90/ ren, Frauen und Jugend, UNICEF und entspre-

DIE GRUNEN) chenden Partnerorganisationen zum ,,Mindest-
standard zum Schutz von gefliichteten Menschen
in  Fliichtlingsunterkiinften  verbindlich zu
sichern, und wenn ja, wie, und wann ist damit zu
rechnen?


https://www.mbt-hb.de/
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 7. Juli 2026

Nach § 44 Absatz 1 des Asylgesetzes (AsylG) sind die Lander verpflich-
tet, fiir die Unterbringung Asylsuchender die dazu erforderlichen Auf-
nahmeeinrichtungen zu schaffen und zu unterhalten. In der Gesetzesbe-
griindung zum GEAS-Anpassungsgesetz wird darauf verwiesen, dass
bei der Unterbringung in Bezug auf Frauen, Kinder und weitere schutz-
bediirftige Personen die von der Bundesregierung im Rahmen der Bun-
desinitiative ,,Schutz von gefliichteten Menschen in Fliichtlingsunter-
kiinften* erarbeiteten Mindeststandards einbezogen werden sollen (Bun-
destagsdrucksache 21/1848).

Die Mindeststandards dienen somit als Leitlinien fiir die Erstellung,
Umsetzung und das Monitoring von unterkunftsspezifischen Schutzkon-
zepten und bieten Orientierung fiir die Entwicklung landerspezifischer
und kommunaler Schutzkonzepte.

137. Abgeordneter Welche schriftlichen, elektronischen oder sonst
Kay-Uwe Ziegler = dokumentierten Mitteilungen haben das Bundes-
(AfD) ministerium fiir Bildung, Familie, Senioren,

Frauen und Jugend oder das Bundesamt fiir Fami-
lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben seit dem
1. Januar 2026 an die Stadt Bitterfeld-Wolfen, die
Partnerschaft fir Demokratie Bitterfeld-Wolfen,
die externe Koordinierungs- und Fachstelle oder
beteiligte Triger zum Bewilligungs-, Anderungs-,
Mittelabrufs- oder Auszahlungsstand des Forder-
jahres 2026 im Bundesprogramm ,,Demokratie le-
ben!* gerichtet (bitte jeweils mit Datum, Absen-
der, Empféanger, Betreff, Verfahrensstand und ge-
gebenenfalls angeforderten Nachreichungen oder
benannten Hinderungsgriinden angeben)?

138. Abgeordneter Ist die Forderung der Partnerschaft fiir Demokra-
Kay-Uwe Ziegler tie Bitterfeld-Wolfen im Bundesprogramm ,,De-
(AfD) mokratie leben!* fiir das Forderjahr 2026 beim

Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben derzeit ganz oder teilweise gesperrt,
nicht freigegeben oder nicht auszahlungsreif, und
wenn ja, welcher konkrete fachliche, zuwen-
dungsrechtliche oder haushaltsrechtliche Grund
ist dafir nach Kenntnis der Bundesregierung
mafBgeblich?

Die Fragen 137 und 138 werden gemeinsam beantwortet.

Die Zuwendungen fiir die Partnerschaft fiir Demokratie Bitterfeld-Wol-
fen sind derzeit vorldufig gesperrt, da der Tréger der Koordinierungs-
und Fachstelle in diesem Jahr gewechselt wurde. Aus diesem Anlass
werden verwaltungsinterne Priifungen durchgefiihrt. Diese sind gegen-
wirtig noch nicht abgeschlossen.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

139. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu Ver-
Dr. Michael Arndt giitungsmodellen fiir Tanzschulen in anderen EU-
(Die Linke) Mitgliedstaaten — insbesondere in Dénemark, den

Niederlanden, Osterreich, Frankreich und Italien
— vor, und wenn ja, wie lauten diese?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Katja Mast
vom 8. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

140. Abgeordneter Wie hoch miisste nach Kenntnis der Bundesregie-
Dr. Dietmar rung aktuell der monatliche Bruttolohn bei einer
Bartsch Vollzeitbeschiftigung sein, um nach 45 Beitrags-
(Die Linke) jahren eine gesetzliche Rente (Rentenzahlbetrag)

auf dem Niveau der aktuellen Armutsschwelle fiir
Alleinstehende (1.445 Euro) zu erhalten, und wie
viele Vollzeitbeschiftigte verdienen derzeit bun-
desweit weniger (bitte insgesamt sowie anteilig
und fiir die ostdeutschen Bundesldnder aufge-
schliisselt)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 9. Juli 2026

Unter der Annahme von 45 Jahren sozialversicherungspflichtiger Be-
schiftigung wire rein rechnerisch filir 2025 ein Bruttomonatsentgelt von
3.771 Euro erforderlich, um 1/45 der Entgeltpunkte zu erreichen, die no-
tig wiren, um den erfragten Rentenzahlbetrag in Hohe von 1.445 Euro
(Armutsschwelle fiir einen Single im Jahr 2025 in Deutschland) zu er-
halten.

Diese abstrakte Modellrechnung unterstellt ein {iber 45 Jahre konstantes
Lohnverhéltnis. Es wird darauf hingewiesen, dass aus der Hohe des so-
zialversicherungspflichtigen Entgelts eines einzelnen Jahres nicht auf
einen Erwerbsverlauf und ebenso wenig auf die Einkommenssituation
im Alter geschlossen werden kann. Hinzu kommt, dass das Ergebnis
nicht stabil ist, da die Rentenhohe mangels Vorliegens des endgiiltigen
Durchschnittsentgelts fiir 2025 mit dem vorldufigen Durchschnittsent-
gelt gemdl Anlage 1 zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch berechnet
werden musste.

Daten dariiber, wie viele Vollzeitbeschiftigte im Jahr 2025 bundesweit
und in den ostdeutschen Bundesldndern weniger als 3.771 Euro verdient
haben, liegen in der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit noch nicht
VOr.
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141. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass es
Maik Briickner seit Mai 2025 zu Problemen bei der Verarbeitung
(Die Linke) des  Geschlechtseintrags ,,unbestimmt/divers*

in dem IT-Fachverfahren der Bundesagentur
fir Arbeit zur Berechnung des Biirgergelds
kommt (,, ALLEGRO*, Programmversion
»PRV_25.05.00“ und ggf. folgende), und wenn ja,
worin sind diese Probleme begriindet?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 8. Juli 2026

Das IT-Fachverfahren ALLEGRO (Arbeitslosengeld II Leistungsverfah-
ren Grundsicherung Online) der Bundesagentur fiir Arbeit dient zur
Leistungsberechnung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende in den ge-
meinsamen Einrichtungen. Mit der Umsetzung der Programmversion
»PRV_25.05.00“ im Mai 2025 wurde die Verarbeitung der Geschlechter-
auspragung in ALLEGRO angepasst. Nach Angaben der Bundesagentur
fiir Arbeit wurden seit diesem Zeitpunkt keine Probleme bei der Verar-
beitung des Geschlechtseintrages festgestellt.

142. Abgeordneter Welchen konkreten Zeitplan verfolgt die Bundes-
Timon Dzienus regierung fiir die Neuermittlung der Regelbedarfe
(BUNDNIS 90/ auf Grundlage der Einkommens- und Verbrauchs-
DIE GRUNEN) stichprobe 2023, insbesondere hinsichtlich Ver-

offentlichung der regelbedarfsspezifischen Son-
derauswertungen, Vorlage des Referentenent-
wurfs, Kabinettsbeschluss, Einbringung in den
Deutschen Bundestag, parlamentarischer Bera-
tung und Inkrafttreten neuer Regelbedarfe zum
1. Januar 2027?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales arbeitet aktuell an der
Erstellung des Referentenentwurfs fiir ein Regelbedarfsermittlungsge-
setz 2027. Es ist vorgesehen, die regelbedarfsspezifischen Sonderaus-
wertungen, deren Ergebnisse zurzeit gepriift werden, gemeinsam mit
dem Referentenentwurf des neuen Regelbedarfsermittlungsgesetzes zu
veroffentlichen. Ein konkreter Zeitplan fiir das Verfahren kann zum
aktuellen Zeitpunkt noch nicht festgelegt werden.
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143. Abgeordneter Welche zusitzlichen Verwaltungsaufwinde, Per-
Timon Dzienus sonalbedarfe und Haushaltswirkungen erwartet
(BUNDNIS 90/ die Bundesregierung durch die zum 1. Juli 2026
DIE GRUNEN) in Kraft getretenen Neuregelungen bei den Kosten

der Unterkunft im Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch, insbesondere durch Einzelfallpriifungen,
Anhorungen, Anpassung von Bestandsbeschei-
den, Priifung und Anwendung von Quadratmeter-
hochstmieten sowie mietrechtliche Beratungs-
und Durchsetzungsverfahren (bitte getrennt nach
erwarteten Mehrkosten fiir Bund, Léander, kom-
munale Tréger und Jobcenter sowie im Verhéltnis
zu den erwarteten Einsparungen bei den Unter-
kunftskosten auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 8. Juli 2026

Die Erfiillungsaufwinde und Kosten der gesetzlichen Neuregelungen
zum 13. Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
konnen dem Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Bundestagsdruck-
sache 21/3541 entnommen werden.

144. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die in
Timon Dzienus den Vollzugshinweisen des Bayerischen Staatsmi-
(BUNDNIS 90/ nisteriums fiir Familie, Arbeit und Soziales ange-

DIE GRUNEN) kiindigte gesetzliche Neuregelung der durch das
13. SGB II-Anderungsgesetz eingefiihrten absolu-
ten Obergrenzen nach §22 Absatz1 Satz6
SGB II umzusetzen, und auf welche konkreten
Anderungen haben sich zwischen Bund und Lin-
der in diesem Zusammenhang verstandigt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 9. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales beabsichtigt eine ge-
setzliche Klarstellung. Bis zur Umsetzung haben sich Bund und Lander
in der ,,Arbeitsgruppe Lebensunterhalt” des Bund-Lénder-Ausschusses
flir das Zweite Buch Sozialgesetzbuch mit den in den bayerischen Voll-
zugshinweisen genannten Losungswegen ins Benehmen gesetzt. Fiir den
Bereich des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch wurde an die Obersten
Landessozialbehdrden ein Hinweisschreiben zur neuen Rechtslage ab
1. Juli 2026 gesandt.
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145. Abgeordneter Wie viele ausldandische Personen sind nach Kennt-
Leif-Erik Holm nis der Bundesregierung aktuell mit einem Wohn-
(AfD) sitz in Mecklenburg-Vorpommern registriert, und

wie viele von ihnen erhielten 2025 und 2026 die
staatlichen Leistungen Arbeitslosengeld, Biirger-
geld, Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz oder Rente (bitte fiir das Jahr 2025
und die Monate Januar bis Juni 2026 nach einzel-
nen Empfangergruppen aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 8. Juli 2026

Ausweislich des Auslidnderzentralregisters (AZR) waren zum Stichtag
31. Mai 2026 125.293 ausldndische Staatsangehorige als in Mecklen-
burg-Vorpommern aufhéltig registriert.

Laut amtlicher Statistik bezogen am Stichtag 31. Dezember 2024 insge-
samt 8.075 Personen in Mecklenburg-Vorpommern Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz. Fiir die Jahre 2025 und 2026 liegen
noch keine Daten vor.

Biirgergeld bezogen nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir
Arbeit im Mirz 2026 rund 101.000 Regelleistungsberechtigte in Meck-
lenburg-Vorpommern, darunter rund 29.000 Personen mit auslédndischer
Staatsangehorigkeit. Weitere Angaben konnen der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden.

Tabelle: Regelleistungsberechtigte (RLB)
Mecklenburg-Vorpommern
Zeitreihe, Datenstand: Juni 2026

Bestand dar.
Berichtsmonat Regell_eistungs— mit ausléindis_cher.
berechtigte (RLB) Staatsangehorigkeit
1 2
Januar 2025 107.142 31.551
Februar 2025 107.108 31.507
Mairz 2025 107.007 31.508
April 2025 106.230 31.118
Mai 2025 105.222 30.724
Juni 2025 104.137 30.264
Juli 2025 103.316 29.979
August 2025 102.489 29.580
September 2025 101.549 29.252
Oktober 2025 101.090 29.077
November 2025 100.907 29.170
Dezember 2025 101.064 29.318
Januar 2026 100.930 29.292
Februar 2026 101.196 29.415
Mairz 2026 100.769 29.215

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit

Bei den Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung (z. B. Versi-
chertenrenten) und der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung (Arbeits-
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losengeld) handelt es sich um Versicherungsleistungen, die grundsitz-
lich erst nach Erreichen der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen,
u. a. erbrachte Beitragsleistung, bezogen werden konnen.

Nach Angaben der Statistik der Deutschen Rentenversicherung wurden
im Rentenbestand am Stichtag 31. Dezember 2025 rund 514.000 Versi-
chertenrenten nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch an Personen
mit Wohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern geleistet, darunter an rund
3.900 Personen nicht deutscher Staatsangehdrigkeit. Daten fiir das Jahr
2026 liegen noch nicht vor.

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit bezogen in
Mecklenburg-Vorpommern im April 2026 rund 23.000 Leistungsbezie-
hende Arbeitslosengeld, darunter rund 2.000 Personen mit ausldndischer
Staatsangehorigkeit. Weitere Angaben konnen der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden.

Tabelle: Leistungsbeziehende (LB) von Arbeitslosengeld (Alg)
Mecklenburg-Vorpommern

Zeitreihe, Datenstand: Juni 2026

Bestand Leistungs- dar.
Berichtsmonat bezi@hende von mit ausléindispher_
Arbeitslosengeld Staatsangehorigkeit
1 2
Januar 2025 25.699 2.282
Februar 2025 25.906 2.298
Mirz 2025 24.276 2.109
April 2025 21.635 1.756
Mai 2025 20.578 1.616
Juni 2025 20.261 1.583
Juli 2025 20.565 1.604
August 2025 21.488 1.648
September 2025 20.424 1.597
Oktober 2025 20.312 1.685
November 2025 21.575 2.033
Dezember 2025 23.500 2.282
Januar 2026 26.157 2.556
Februar 2026 26.610 2.586
Mirz 2026 25.188 2.403
April 2026 22.623 2.026

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit

146. Abgeordnete Welche Berechnungsformeln, Annahmen und Da-
Gerrit Huy tengrundlagen werden nach Kenntnis der Bundes-
(AfD) regierung dem Rentenversicherungsbericht 2025

bei der Vorausberechnung der Beitragssitze in der
gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde gelegt,
und welche Parameter gehen jeweils in die Be-
rechnung ein?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 8. Juli 2026

Alle Informationen zu den Annahmen und Methoden der Vorausberech-
nungen, die im Rentenversicherungsbericht 2025 dargestellt sind, wer-
den dort im Teil B, Kapitel 3 ausfiihrlich dargestellt (www.bmas.de/Shar
edDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2025.pdf? b
lob=publicationFile&v=2).

147. Abgeordnete Wie entwickelten sich in den letzten flinf Jahren
Cansin Koktiirk die Zahlen von Beziehenden von Leistungen nach
(Die Linke) dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, die vermitt-

lungsrelevate gesundheitliche Einschrinkungen
aufweisen, und wie bewertet die Bundesregierung
die Entwicklung?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen zu dieser Fragestellung keine Erkenntnisse
vor, da das Merkmal ,,vermittlungsrelevante gesundheitliche Einschrin-
kung* in den Statistiken der Bundesagentur fiir Arbeit nicht vorliegt.

Mit Blick auf die jeweils individuelle Situation und Bedarfslage der
Leistungsberechtigten beriicksichtigen die Integrationsfachkrifte in den
Jobcentern auch die Gesundheit. Gesundheitliche Risiken sollen frithzei-
tig erkannt und préventiv angegangen werden mit dem Ziel, die Er-
werbsfahigkeit zu erhalten, die Chancen auf die berufliche Integration
zu verbessern und die soziale Teilhabe zu stirken. Mit dem Dreizehnten
Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (13. SGB
II-Anderungsgesetz) wurde der Grundsatz des Férderns entsprechend
der bereits gingigen Praxis explizit um Gesundheitsaspekte im Bera-
tungskontext erginzt § 14 SGB II). Dabei ist zu beachten, dass die Ge-
sundheitsforderung und -privention vorrangig im Verantwortungsbe-
reich der Gesetzlichen Krankenversicherung (Fiinftes Buch Sozial-
gesetzbuch - SGB V) und der Rehabilitationstrager (Neuntes Buch So-
zialgesetzbuch - SGB IX) liegt.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf der Bundes-
tagsdrucksache 21/3704 verwiesen.

148. Abgeordnete Wie und auf welcher Grundlage werden von den
Cansin Koktiirk kommunalen Leistungstrigern die Werte festge-
(Die Linke) legt, die in der neuen Grundsicherung die Quad-

ratmeterhochstmiete festlegen, bei deren Uber-
schreitung die Miete von Leistungsberechtigten
bereits in der Karenzzeit als unangemessen gelten
soll (§ 22 Absatz 1 Satz 8 Nummer 1 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch; bitte den Zeitpunkt der
Festlegung angeben)?


https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/rentenversicherungsbericht-2025.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Fiir die Umsetzung der Vorschriften zu den Bedarfen fiir Unterkunft und
Heizung sind die kommunalen Tréger der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende zustdndig. Sie unterliegen der Landesaufsicht. Der Bundes-
regierung liegen demnach keine Informationen zu moglichen Festlegun-
gen der kommunalen Tréger vor.

149. Abgeordnete Hat sich die Bundesregierung bei der Erarbeitung
Cansin Koéktiirk des Gesetzentwurfs zu neuen Grundsicherung mit
(Die Linke) der Frage befasst, ob bei den Bedarfen fiir Unter-

kiinfte und Heizung in der neuen Grundsicherung
eine Riige an den Vermieter ausreicht, um Bemii-
hungen zur Absenkung der Miete gegeniiber dem
Jobcenter zu dokumentieren (gemdf § 22 Ab-
satz 1 Satz 8 Nummer 2 des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch) oder ob Klage erhoben werden
und eine gerichtliche Klarung erfolgen muss, und
wie dies ggf. dem Jobcenter gegeniiber nachzu-
weisen ist, und wenn ja, zu welchem Ergebnis
kam sie dabei?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Fiir die Umsetzung der Vorschriften zu den Bedarfen fiir Unterkunft und
Heizung sind die kommunalen Triager der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende zustindig. Sie unterliegen der Landesaufsicht. Unbeschadet
dieser Zusténdigkeit siecht der Wortlaut des § 22 Absatz 1 Satz 8 Num-
mer 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch lediglich vor, dass die Mie-
terin oder der Mieter durch den zustdndigen kommunalen Trager aufzu-
fordern ist, einen angenommenen Verstol gegen die §§ 556d bis 556g
des Biirgerlichen Gesetzbuchs gegeniiber dem Vermieter zu riigen.

150. Abgeordnete Wie soll der Mehraufwand der Beratungsangebote
Cansin Koktiirk lokaler Mieter*innenberatungen finanziert wer-
(Die Linke) den, der dadurch entsteht, dass Leistungsberech-

tigte im Rahmen der neuen Grundsicherung ver-
pflichtet werden, die Miethohe ihrer Wohnung zu
priifen und Bemiihungen zur Absenkung der Mie-
te nachzuweisen (§ 22 Absatz 1 Satz 8 Nummer 2
SGB II), obwohl sie diese Schritte aufgrund von
Uberforderung erfahrungsgemiB hiufig nicht ei-
genstindig werden durchfithren kénnen, und be-
absichtigt die Bundesregierung, die Finanzierung
einer Mitgliedschaft in Mieter*innenvereinen in
der Grundsicherung wieder einzufiithren?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Nach § 22 Absatz 1 Satz 8 Nummer 2 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch gelten tatsdchliche Aufwendungen fiir die Unterkunft als unange-
messen, soweit die vereinbarte Miete die nach den §§ 556d bis 556g des
Biirgerlichen Gesetzbuches zuldssige Miethohe iibersteigt. In diesem
Fall ist die Mieterin oder der Mieter durch den zustdndigen kommunalen
Trager aufzufordern, den angenommenen Versto3 gegen die §§ 556d bis
556g des Biirgerlichen Gesetzbuches zu riigen.

Soweit in diesem Zusammenhang eine Beratung der leistungsberechtig-
ten Person erforderlich ist, ist dies die Aufgabe des kommunalen Trégers
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende. Er unterliegt der Landesauf-
sicht. Die Bundesregierung hat im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens iiber den entstehenden Mehraufwand informiert (siche Bundestags-
drucksache 21/3541).

Lésst der Trager die Beratungsdienstleistungen durch Dritte erbringen,
ist eine Finanzierung nach den dafiir geltenden gesetzlichen Regelungen

moglich.

151. Abgeordnete Wie viele auslédndische Beschiftigte arbeiten nach
Zada Salihovi¢ Kenntnis der Bundesregierung in Sachsen in Eng-
(Die Linke) passberufen (bitte absolute Zahlen und Anteil an

allen Beschéftigten fiir Sachsen sowie die sdchsi-
schen Landkreise ausweisen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit gab es im De-
zember 2025 rund 154.000 sozialversicherungspflichtig beschiftigte
Auslénder in Sachsen, darunter rund 28.000 bzw. 18 Prozent in Engpass-
berufen. Weitere Informationen kénnen der nachfolgenden Tabelle ent-
nommen werden.

Auslandische sozialversicherungspflichtig Beschéftigte und darunter in
Engpassberufen!

Sachsen (Arbeitsort)
Stichtag: 31. Dezember 2025

auslandische sozialversicherungspflichtig Beschiftigte
darunter in Engpassberufen!
Region (Arbeitsort) Insgesamt absolut in Prozent an
Insgesamt
1 2 3

14 Sachsen 153.638 27.902 18,2
14511 Chemnitz, Stadt 11.092 2.064 18,6
14521 Erzgebirgskreis 6.670 1.414 21,2
14522 Mittelsachsen 6.991 1.503 21,5
14523 Vogtlandkreis 6.972 1.433 20,6
14524 Zwickau 9.141 1.768 19,3
14612 Dresden, Stadt 28.955 4.589 15,8
14625 Bautzen 9.604 1.740 18,1




Drucksache 21/7052 -96 — Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

auslandische sozialversicherungspflichtig Beschiftigte
darunter in Engpassberufen!
Region (Arbeitsort) Insgesamt absolut in Prozent an
Insgesamt
1 2 3

14626 Gorlitz 11.576 1.995 17,2
14627 Meiflen 6.682 1.184 17,7
14628 Sdchsische Schweiz-Osterzgebirge 7.190 1.907 26,5
14713 Leipzig, Stadt 34.618 5.200 15,0
14729 Leipzig 5.334 1.229 23,0
14730 Nordsachsen 8.813 1.876 21,3

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit
I Beriicksichtigt wurden ausgeiibte Tétigkeiten (KIdB 2010), die in der Engpassanalyse
2025 fiir Sachsen eine Engpassbewertung von groBler gleich 2,0 aufwiesen. Vergleiche.

152. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung tiber
Zada Salihovié¢ die Entwicklung des Arbeitskréiftepotenzials in
(Die Linke) Sachsen bis 2036, und welche jéhrliche Nettozu-

wanderung ist nach Kenntnis der Bundesregie-
rung erforderlich, um das Arbeitskréfteangebot in
Sachsen langfristig stabil zu halten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zur kiinftigen Entwicklung
des Arbeitsangebots in Sachsen insbesondere aus den Projektionen des
QuBe-Projekts (Bundesinstitut fiir Berufsbildung (BIBB), Institut fiir
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und Gesellschaft fiir wirt-
schaftliche Strukturforschung (GWS)) vor. Das QuBe-Projekt erstellt
Projektionen zur Arbeitsmarktentwicklung auf Ebene der Bundesldander
und Arbeitsmarktregionen.

Zu beriicksichtigen ist, dass das QuBe-Projekt nicht das Arbeitskraftepo-
tenzial im engeren Sinne abbildet. Betrachtet wird die Zahl der Erwerbs-
personen. Eine stille Reserve wird in den Projektionen nicht gesondert
ausgewiesen. Die Ergebnisse sind daher nicht unmittelbar mit einem
umfassenden Konzept des Arbeitskriaftepotenzials gleichzusetzen.

Zuletzt wurde fiir das Bundesland Sachsen eine solche Projektion im
Jahr 2024 erstellt (www.bibb.de/dokumente/pdf/Bundesland-Dossier%:?2
0 13 Sachsen_W8.pdf). Dabei konnten noch nicht die inzwischen vor-
liegenden Ergebnisse des Zensus 2022 beriicksichtigt werden. Dies
konnte dazu gefiihrt haben, dass die Projektion im Jahr 2024 die Bevol-
kerungsentwicklung und damit auch die Entwicklung des Arbeitsange-
bots zu positiv darstellt. Neue Langfristprojektionen fiir die Bundeslén-
der und Arbeitsmarktregionen befinden sich derzeit in Erstellung und
werden voraussichtlich Ende 2026 oder Anfang 2027 vorliegen.

Eine belastbare Angabe dazu, welche jahrliche Nettozuwanderung erfor-
derlich wire, um das Arbeitskréfteangebot in Sachsen langfristig stabil
zu hatten, wiirde eine gesonderte Szenariorechnung mit entsprechenden
Annahmen unter anderem zu Demografie, Erwerbsbeteiligung, Erwerbs-
integration, Binnenwanderung und regionaler Bindung der Zuwande-
rung erfordern. Diese liegt aktuell nicht vor


https://www.bibb.de/dokumente/pdf/Bundesland-Dossier%20_13_Sachsen_W8.pdf
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Die aktuelle Mittelfristprognose bis zum Jahr 2029 fiir den gesamten
deutschen Arbeitsmarkt zeigt, dass der zusitzliche Bedarf zur Besetzung
von Arbeitsplitzen (4,81 Mio.) deutlich den Zugang an Personen iiber-
steigt, die aus dem Bildungssystem oder durch Zuwanderung auf den
Arbeitsmarkt kommen (4,37 Mio.).

153. Abgeordneter Wie viele geringfiigig Beschiftigte sind nach
Julian Schmidt Kenntnis der Bundesregierung derzeit in der
(AfD) Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau

tatig, und welche Mehrbelastungen fiir Arbeitge-
ber und Beschiftigte erwartet die Bundesregie-
rung in diesen Bereichen durch eine Abschaffung
des steuer- und sozialversicherungsrechtlichen
Sonderstatus von Minijobs?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 10. Juli 2026

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit waren am
Stichtag 30. September 2025 im Wirtschaftszweig “Landwirtschaft, Jagd
und damit verbundene Tétigkeiten (WZ 01) rund 176.000 geringfligig
Beschiftigte titig und im Wirtschaftszweig ,,Garten- und Landschafts-
bau sowie Erbringung von sonstigen géirtnerischen Dienstleistungen®
(WZ 831) rund 51.000. Darunter waren rund 139.000 geringfiigig ent-
lohnt Beschiftigte im Wirtschaftszweig “Landwirtschaft, Jagd und damit
verbundene Tétigkeiten® (WZ 01) und rund 50.000 geringfiigig entlohnt
Beschiftigte im Wirtschaftszweig ,,Garten- und Landschaftsbau sowie
Erbringung von sonstigen gértnerischen Dienstleistungen™ (WZ 831).

Die Folgen hidngen von der konkreten Ausgestaltung einer gesetzgeberi-
schen Umsetzung der Empfehlung ab. Die Moglichkeit zum Einsatz von
Saisonbeschiftigten in der Landwirtschaft im Rahmen einer kurzfristi-
gen Beschiftigung wird von der Empfehlung im Ubrigen nicht beriihrt.

154. Abgeordneter Welche Folgenabschétzung liegt der Bundesregie-
Julian Schmidt rung, insbesondere dem Bundesministerium fiir
(AfD) Arbeit und Soziales sowie dem Bundesministe-

rium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat,
zu den Auswirkungen einer Abschaffung des
steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Son-
derstatus von Minijobs auf landwirtschaftliche
Betriebe, Saisonarbeit und Erntespitzen vor, ins-
besondere hinsichtlich zusétzlicher Arbeitskosten,
Biirokraticaufwand,  Arbeitskrifteverfiigbarkeit
sowie moglicher Auswirkungen auf Erzeugerprei-
se, und falls eine solche Folgenabschitzung bis-
lang nicht vorliegt, aus welchen Griinden soll
iiber entsprechende Reformschritte ohne vorheri-
ge branchenspezifische Priifung entschieden wer-
den?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 8. Juli 2026

Der Bundesregierung liegt keine Folgenabschédtzung zur genannten
Empfehlung der Alterssicherungskommission im Bereich der geringfii-
gig entlohnten Beschiftigung (,,Minijobs*) vor. Die Folgen hingen von
der konkreten Ausgestaltung einer gesetzgeberischen Umsetzung der
Empfehlung ab. Die Méglichkeit zum Einsatz von Saisonbeschéftigten
in der Landwirtschaft im Rahmen einer kurzfristigen Beschiftigung
wird von der Empfehlung im Ubrigen nicht beriihrt.

155. Abgeordneter Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
René Springer rung im Jahr 2025 und wie hoch sind im Jahr
(AfD) 2026 (letzter verfiigbarer Stand) Anzahl und An-

teil der Integrationen (bzw. Abgénge) von Lang-
zeitarbeitslosen durch Vermittlung nach Auswahl
und Vorschlag in den Arbeitsmarkt (bitte nach
erstem und zweitem Arbeitsmarkt differenzieren),
und wie hat sich in den Jahren 2025 sowie 2026
(letzter verfligbarer Stand) die Zahl der Arbeits-
vermittler in den Jobcentern entwickelt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit sind in der
Jahressumme 2025 insgesamt rund 1,193 Millionen Personen aus der
Langzeitarbeitslosigkeit abgegangen, darunter rund 192.000 bzw.
16 Prozent Abginge in eine Erwerbstitigkeit. Im Jahr 2025 sind rund
157.000 bzw. 13 Prozent Langzeitarbeitslose in eine Beschéftigung am
1. Arbeitsmarkt abgegangen. Unter den Abgingen in Beschéftigung am
1. Arbeitsmarkt waren rund 9.200 Abgénge, die gemil3 der Definition
als Vermittlung nach Auswahl und Vorschlag gezadhlt werden, das ent-
spricht einem Anteil von 5,9 Prozent. In den 2. Arbeitsmarkt gingen
rund 24.000 langzeitarbeitslose Menschen ab. Weitere Informationen
konnen aus der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Bei der Interpretation der Daten ist zu beachten, dass die statistisch be-
lebgaren Abginge aus Arbeitslosigkeit durch ,,Vermittlung nach Aus-
wahl und Vorschlag“ eng gefasst sind und ausschlieBlich dokumentierte
Vermittlungen nach konkreten Vermittlungsvorschlag abbildet. Die Ver-
mittlung umfasst nach § 35 Drittes Buch Sozialgesetzbuch alle Tétigkei-
ten, die darauf gerichtet sind, Arbeitsuchende mit Arbeitgebern zur Be-
griindung eines Beschéftigungsverhéltnisses zusammenzufiihren. Ande-
re erfolgreiche Arbeitsaufnahmen — beispielsweise nach Eigenbewer-
bung oder im Anschluss an Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen —
sind in ,,Vermittlung nach Auswahl und Vorschlag® nicht enthalten. Der
Beitrag der offentlichen Arbeitsvermittlung am Zustandekommen eines
Arbeitsverhidltnisses ldsst sich mit diesem engen Vermittlungsbegriff da-
her nicht vollstdndig erfassen.



Drucksache 21/7052

—99 —

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

1eqIy I IjuaSesepung I9p YUsHeIS 27end)

SLTGSI 99L LIL'T | 6°S £8Y'¢ 768°6 v19°6v 80S°6S 9T6'8L ITL°81S JIRSEON (tung
¢ 811 718 [y 0€6 9ST'T | SPS'IT 10L°CC 659'+T LST°1T1 1 90S | S19 Mdl)
8LTSI 88 6CS°¢ S clv'y 0SO'TT | 6ST'IL 60C'C8 G86°¢01 898°6£9 yuresagsuy 920¢
I
99¢€'4C 16¥'1 106°S €9 S6€°L 9¢€91 €9 101 00811 S¢€L 611 7L9°9L6
S 6€C 19¢°1 oy €08’ 9v6°1 098°9¢ 908°8¢ STy €EL9IT JIRSEON)
L 111 998
1LEYT 0€L'1 S9%°L 6°S 8616 0€'81 €0S°8¢1 018°9¢C1 066161 LOV €611 yuresagsuy Y4
01 6 8 L 9 S 14 ¢ C ! = W
(¢ o
w 1) (1) w = 0 09 o o = o 3.
g S | %2 | 22 Z o g s, — g E Z = o
> s = s O N () = s O > & Ie) e} =3 2
> = & &= e S 4 & &= 3= S & @ )
o > = =4 =1 5 = =4 e = 23 = @ =3
g 03 < S = Z 09 = =
2 g S S 5 =N
5 e 5 a.
AR B = g =
8 o nuw 8
=
uoAep N
Fe[UOSIOA pun [yemsny
[orUu SUn[PIuIsA yoinp
Iunrep uoAep
Houﬁaﬁﬁ
Hoaﬁaﬁﬁ

(9707 wun[ :pueisusie ‘97O 1uny siq renuer (A J[) MOMSHLIYIS)IOJSOIYER[ AIMOS G707 SWWNSSAIYE[) AYIONIAZ

pueyoOsIN_Q

UQSIOD[SIYOY pun s3ue3qy sop My Yoru Uaso[s}ogleliozgue] uoAa Juesqy :o[[eqe]



Drucksache 21/7052 —100 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Nach operativen Personaldaten der Bundesagentur fiir Arbeit betrug im
Dezember 2025 die Anzahl der Vollzeitiquivalente (VZA) fiir alle
Dienstpostenspezifikationen mit Bezug zur Arbeitsvermittlung in den
gemeinsamen Einrichtungen (gE) 13.928, in den Agenturen fiir Arbeit
(AA) 10.773. Zum letzten verfiigbaren Stand, Berichtsmonat Mai 2026,
hat sich die Zahl der VZA in beiden Rechtskreisen reduziert (gE: -93
(-0,7 Prozent); AA: -155 (1,4 Prozent)). Bei den Angaben zum Personal
der Jobcenter sind nur die gemeinsamen Einrichtungen beriicksichtigt,
nicht die zugelassenen kommunalen Trager.

156. Abgeordneter Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
René Springer rung im Jahr 2025 und wie hoch sind im Jahr
(AfD) 2026 (letzter verfiigbarer Stand) Anzahl und An-

teil der Integrationen (bzw. Abgéinge) von
Arbeitslosen durch Vermittlung nach Auswahl
und Vorschlag in den Arbeitsmarkt (bitte nach
erstem und zweitem Arbeitsmarkt differenzieren),
und wie hoch waren nach Kenntnis der Bundes-
regierung im Jahr 2025 und wie hoch sind im Jahr
2026 (letzter verfiigbarer Stand) die von der Bun-
desagentur fiir Arbeit aufgewendeten Mittel fiir
die Integrationen von Arbeitslosen in den Arbeits-
markt (bitte nach erstem und zweitem Arbeits-
markt differenzieren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

In der Jahressumme 2025 gingen insgesamt rund 6,813 Millionen Perso-
nen aus der Arbeitslosigkeit ab, darunter rund 2,13 Millionen bzw. rund
31 Prozent Abgénge in eine Erwerbstitigkeit. Im Jahr 2025 gingen rund
1,93 Millionen bzw. rund 28 Prozent Arbeitslose in eine Beschiftigung
am 1. Arbeitsmarkt ab. Unter den Abgéngen in Beschiftigung am 1. Ar-
beitsmarkt waren rund 87.000 Abgénge, die gemal der Definition als
Vermittlung nach Auswahl und Vorschlag gezihlt werden, das entspricht
einem Anteil von 4,5 Prozent. Zur fachlich fundierten Einordnung der
Zahlen zur Vermittlung nach Auswahl und Vorschlag wird auf die Aus-
filhrungen in der Antwort auf die vorhergehende Frage verwiesen. In
den 2. Arbeitsmarkt gingen rund 60.000 arbeitslose Menschen ab. Wei-
tere Informationen kénnen der nachfolgenden Tabelle entnommen wer-
den.
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Im Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) gab es
im Jahr 2025 Ausgaben fiir Leistungen der aktiven Arbeitsforderung in
Hoéhe von rund 2.135 Mio. Euro, darunter waren rund 490 Mio. Euro fiir
Beschiftigung schaffende MaBinahmen (jeweils ohne Ausgaben der zu-
gelassenen kommunalen Tréager). Fiir das Jahr 2026 liegen entsprechen-
de Ausgabedaten noch nicht vor.

Weitere Informationen zu den Ausgaben fiir Leistungen der aktiven Ar-
beitsforderung konnen aus dem Standardprodukt der Statistik der Bun-
desagentur flir Arbeit entnommen werden, das unter dem nachfolgenden
Link abgerufen werden kann: https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlob
als/Forms/Suche/Einzelheftsuche Formular.html?nn=2400608&topic
f=arbeitsmarktpol-instrumente-ausgaben-amp-sgbii

157. Abgeordneter Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung
René Springer Anzahl und Anteil von NEET-Jugendlichen (be-
(AfD) zeichnet die Gruppe Jugendlicher und junger Er-

wachsener, die keine Schule besuchen, keiner Ar-
beit nachgehen und sich nicht in beruflicher Aus-
bildung befinden — ,,Not in Education, Employ-
ment or Training®) im Alter von 20 bis
einschlieBlich 24 Jahren in den Jahren 2024 und
2025 (bitte differenzieren nach insgesamt sowie
nach Nationalitit: Deutsche, Ausldnder, Top-8-
nichteuropiische-Asylldnder und Ukraine)?*

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

Die Auswertung zu den NEET-Jugendlichen im Alter von 20 bis unter
25 Jahren nach den gewiinschten Staatsangehorigkeiten liegt aus der
Mikrozensusbefragung des Statistischen Bundesamtes vor und kénnen
den nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Tabelle: Anteil der Erwerbslosen und Nichterwerbspersonen, die sich
nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden in der Altersgruppe der 20 bis
unter 25-jahrigen Bevolkerung nach Staatsangehdrigkeiten 2024

NEETS Insgesamt
Staatsangehorigkeit Alter 1.000 Prozent 1.000 Prozent
Ausléndische Staatsangehorigkeit 20 bis 25 180 23,2 774 100,0
Deutsche Staatsangehdrigkeit 20 bis 25 282 7,8 3.601 100,0
Afghanistan 20 bis 25 15 33,6 46 100,0
Eritrea 20 bis 25 / / / /
Irak 20 bis 25 / / 21 100,0
Iran 20 bis 25 / / / /
Russland 20 bis 25 / / 15 100,0
Somalia 20 bis 25 / / / /
Syrien 20 bis 25 36 41,1 87 100,0
Tiirkei 20 bis 25 (8) (20,7) 40 100,0
Ukraine 20 bis 25 29 49,8 59 100,0

Mikrozensus 2024 Endergebnis
() = Aussagewert eingeschrénkt, da Zahlenwert statistisch relativ unsicher
/ =Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug
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Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2026

Tabelle: Anteil der Erwerbslosen und Nichterwerbspersonen, die sich
nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden in der Altersgruppe der 20 bis

unter 25-jahrigen Bevolkerung nach Staatsangehorigkeiten 2025

NEETS Insgesamt

Staatsangehorigkeit Alter 1.000 Prozent 1.000 Prozent
Ausléndische Staatsangehorigkeit 20 bis 25 175 23,0 762 100,0
Deutsche Staatsangehdrigkeit 20 bis 25 292 8,2 3.548 100,0
Afghanistan 20 bis 25 (12) (28,8) 42 100,0
Eritrea 20 bis 25 / / / /
Irak 20 bis 25 / / 17 100,0
Iran 20 bis 25 / / / /
Russland 20 bis 25 / / (15) (100,0)
Somalia 20 bis 25 / / / /
Syrien 20 bis 25 36 41,5 86 100,0
Tiirkei 20 bis 25 / / 34 100,0
Ukraine 20 bis 25 36 43,5 82 100,0

Mikrozensus 2025 Erstergebnis

() = Aussagewert eingeschréinkt, da Zahlenden statistisch relativ unsicher

/=Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2026

Im Zuge der methodischen Umstellung des Mikrozensus im Jahr 2020 ist der gemessene Anteil der Personen ohne vollqualifizierenden
beruflichen Abschluss deutlich angestiegen.

Dieser Anstieg ist maBgeblich auf vermehrt unplausible Angaben der Befragten zum hochsten beruflichen bzw. Hochschulabschluss zu-
riickzufiihren.

Ab dem Erhebungsjahr 2025 (teilweise bereits ab 2024) erfolgt daher bereits wihrend der Erhebung eine verstirkte Priifung dieser An-
gaben, wodurch der Anteil wieder merklich gesunken ist.

158. Abgeordneter
René Springer
(ATD)

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung
Anzahl und Anteil von NEET-Jugendlichen (be-
zeichnet die Gruppe Jugendlicher und junger Er-
wachsener, die keine Schule besuchen, keiner Ar-
beit nachgehen und sich nicht in beruflicher Aus-
bildung befinden — ,,Not in Education, Employ-
ment or Training®) im Alter von 15 bis
einschlieBlich 19 Jahren in den Jahren 2024 und
2025 (bitte differenzieren nach insgesamt sowie
nach Nationalitit: Deutsche, Auslinder, Top-8-
nichteuropdische-Asylldnder und Ukraine)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

Die Auswertung zu den NEET-Jugendlichen im Alter von 15 bis unter
20 Jahren nach den gewiinschten Staatsangehorigkeiten liegt aus der
Mikrozensusbefragung des Statistischen Bundesamtes vor und kann den
nachfolgenden Tabellen entnommen werden.

Fiir die Altersgruppe 15 bis unter 20 Jahren ist die Aussage des NEET-
Indikators eingeschréinkt, da sich die meisten Personen noch in der Bil-
dungsphase befinden.



Drucksache 21/7052

~ 104 -

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Tabelle: Anteil der Erwerbslosen und Nichterwerbspersonen, die sich
nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden in der Altersgruppe der 15 bis
unter 20-jahrigen Bevolkerung nach Staatsangehdrigkeiten 2024

NEETS Insgesamt
(Bev. in der Altersgruppe)
Staatsangehorigkeit 1.000 Prozent 1.000 Prozent
Ausléndische Staatsangehorigkeit 83 13,3 626 100,0
Deutsche Staatsangehdrigkeit 163 4,9 3.325 100,0
Afghanistan / / 38 100,0
Eritrea / / / /
Irak / / 26 100,0
Iran / / / /
Russland / / 14 100,0
Somalia / / / /
Syrien (13) (15,3) 87 100,0
Tiirkei / / 23 100,0
Ukraine 22 22,2 97 100,0
Mikrozensus 2024 Endergebnis
() = Aussagewert eingeschrénkt, da Zahlenwert statistisch relativ unsicher
/ = Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug
Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2026
Tabelle: Anteil der Erwerbslosen und Nichterwerbspersonen, die sich
nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden in der Altersgruppe der 15 bis
unter 20-jahrigen Bevolkerung nach Staatsangehdrigkeiten 2025
NEETS Insgesamt
(Bev. in der Altersgruppe)
Staatsangehorigkeit 1.000 Prozent 1.000 Prozent
Ausléndische Staatsangehorigkeit 81 12,3 661 100,0
Deutsche Staatsangehdrigkeit 190 5,7 3.332 100,0
Afghanistan / / 41 100,0
Eritrea / / / /
Irak / / 19 100,0
Iran / / / /
Russland / / (12) (100,0)
Somalia / / / /
Syrien (14) (15,8) 89 100,0
Tiirkei / / 25 100,0
Ukraine 23 18,4 122 100,0

Mikrozensus 2025 Erstergebnis

() = Aussagewert eingeschrénkt, da Zahlenwert statistisch relativ unsicher

/ = Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug
Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2026

Im Zuge der methodischen Umstellung des Mikrozensus im Jahr 2020 ist der gemessene Anteil der Personen ohne vollqualifizierenden
beruflichen Abschluss deutlich angestiegen.

Dieser Anstieg ist maBigeblich auf vermehrt unplausible Angaben der Befragten zum hochsten beruflichen bzw. Hochschulabschluss zu-
riickzufiihren.

Ab dem Erhebungsjahr 2025 (teilweise bereits ab 2024) erfolg: daher bereits wihrend der Erhebung eine verstarkte Priifung dieser An-
gaben, wodurch der Anteil wieder merklich gesunken ist.
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159. Abgeordneter Welche Anderungen an den Sozialversicherungs-
Thomas Stephan abkommen mit den Staaten Tiirkei, Bosnien-Her-
(AfD) zegowina, Nordmazedonien und Serbien plant die

Bundesregierung zu verhandeln, um die Mitversi-
cherung von einkommenslosen Ehepartnern an
die Bedingungen des Beitragsstabilisierungsgeset-
zes anzupassen, welches eine beitragsfreie Mit-
versicherung von Ehepartnern zukiinftig in vielen
Féllen nicht mehr vorsieht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung plant keine Anderung der in der Fragestellung ge-
nannten Sozialversicherungsabkommen.

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssitze in
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz) vom 29. April 2026 ist die Erhebung eines Beitragszu-
schlags von Mitgliedern, von denen die Familienversicherung eines Ehe-
gatten oder Lebenspartners abgeleitet wird, vorgesehen. Nach § 242b
Absatz 3 des Gesetzentwurfs soll dies entsprechend fiir Mitglieder, von
denen die Versicherung eines Ehegatten, eines Lebenspartners oder eines
Elternteils nach zwischen- oder iiberstaatlichem Recht abgeleitet wird,
gelten. Einer (zusétzlichen) Anpassung der Sozialversicherungsabkom-
men bedarf es hierfiir nicht.

160. Abgeordneter Wie ist der Zeitplan der Bundesregierung zur An-
Thomas Stephan derung des Arbeitszeitgesetzes zur Einfithrung
(AfD) einer wochentlichen Hochstarbeitszeit statt einer

tiaglichen Hochstarbeitszeit?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 6. Juli 2026

Die Vorlage eines Referentenentwurfs zur Umsetzung des Vorhabens zur
Anderung des Arbeitszeitgesetzes, mit dem eine wdchentliche anstatt
einer tiglichen Hochstarbeitszeit ermdglicht werden soll, ist zeitnah ge-
plant. Ein konkreter Zeitplan steht noch nicht fest.

161. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Robert Teske die Anzahl und der Anteil der Langzeitarbeitslo-
(AfD) sen in Thiiringen in den Jahren 2015 und 2020 je-

weils entwickelt (bitte insgesamt sowie differen-
ziert nach Nationalitdt: Deutsche, Auslinder,
Ukrainer und Top-8-nichteuropdische Asylher-
kunftsldnder darstellen)?
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162. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Robert Teske die Anzahl und der Anteil der Langzeitarbeitslo-
(AfD) sen in Thiiringen in den Jahren 2025 und 2026 je-

weils entwickelt (bitte insgesamt sowie differen-
ziert nach Nationalitdt: Deutsche, Ausldnder,
Ukrainer und Top-8-nichteuropdische Asylher-
kunftsldnder darstellen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Die Fragen 161 und 162 werden gemeinsam beantwortet.

Nach Angaben der Statistik der Bundesagentur flir Arbeit ist die Zahl
der Langzeitarbeitslosen in Thiiringen zwischen 2015 und 2020 im Jah-
resdurchschnitt von rund 30.000 auf 20.200 zuriickgegangen. Zwischen
Juni 2025 und Juni 2026 ist die Zahl der Langzeitarbeitslosen in Thiirin-
gen fast unverdndert bei rund 25.000 geblieben. Im Juni 2026 waren im
Bestand rund 21.000 deutsche Langzeitarbeitslose und rund 4.100 Lang-
zeitarbeitslose auslidndischer Staatsangehorigkeit. Weitere Daten kdnnen
der folgenden Tabelle entnommen werden.
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163. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Robert Teske die Anzahl und der Anteil der deutschen und aus-
(AfD) landischen Langzeitarbeitslosen in Thiiringen in

den Jahren 2020 und 2026 jeweils entwickelt
(bitte jeweils differenziert nach Berufsbildungsab-
schliissen: ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung, betriebliche/schulische Ausbildung und
akademische Ausbildung)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Im Juni 2026 lag in Thiiringen der Anteil der Langzeitarbeitslosen mit
deutscher Staatsangehorigkeit und ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung an allen Arbeitslosen mit deutscher Staatsangehdrigkeit und ohne
abgeschlossene Berufsausbildung bei rund 42 Prozent, im Vergleich zu
41 Prozent bei Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung und
23 Prozent bei Personen mit akademischer Ausbildung. Der entspre-
chende Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen mit auslén-
discher Staatsangehorigkeit lag bei 26 Prozent ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung, 27 Prozent mit abgeschlossener Berufsausbildung und
22 Prozent bei akademischem Abschluss. Weitere Daten kdnnen der fol-
genden Tabelle entnommen werden.
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164. Abgeordneter Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Robert Teske die Anzahl und der Anteil der Langzeitarbeitslo-
(AfD) sen in Thiiringen in den Jahren 2015, 2020, 2025

und 2026 jeweils entwickelt (bitte insgesamt so-
wie differenziert nach Migrationshintergrund —
mit und ohne Migrationshintergrund — darstel-
len)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen iiber die Angaben in den Antworten zu den
drei vorhergehenden Fragen hinaus keine Kenntnisse im Sinne der Fra-
gestellung vor.

165. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, ob die
Sarah Vollath Alterssicherungskommission ~ Vorausberechnun-
(Die Linke) gen zur Entwicklung des Rentenniveaus des Um-

lagesystems in den ndchsten 20 Jahren bei einer
Umsetzung aller Kommissionsempfehlungen (vgl.
Empfehlungen der Alterssicherungskommission,
www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/2
444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/20
26-06-24-bericht-alterssicherungskommission-dat
a.pdf?download=1), also inklusive der Anhebung
des Faktors Alpha im Nachhaltigkeitsfaktor,
durchgefiihrt hat, und wenn ja, wie sehen diese
Vorausberechnungen aus?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 7. Juli 2026

Die unabhingige Alterssicherungskommission, die nicht Bestandteil der
Bundesregierung war, hat am 23. Juni 2026 ihren Bericht an die Bundes-
ministerin fiir Arbeit und Soziales iibergeben. Sie hat der Bundesregie-
rung keine {iber den Bericht hinausgehenden Informationen zu intern
verwendeten Berechnungen zur Verfiigung gestellt. Auch wurden keine
iiber die Darstellungen im Bericht hinausgehenden Informationen zur
Entwicklung des Rentenniveaus iiberlassen.


https://www.bundesregierung.de/resource/blob/992814/2444780/0fcbf810775351c64007ee6cb2c7cad9/2026-06-24-bericht-alterssicherungskommission-data.pdf?download=1
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166. Abgeordnete Welche konkreten Maflnahmen beabsichtigt die
Anne Zerr Bundesregierung zu ergreifen, um den im Be-
(Die Linke) schluss des Koalitionsausschusses vom 2. Juli

2026 ,,Ein Programm fiir Aufschwung und Be-
schéftigung* (Ziffer 3) formulierten Zielen — Sta-
bilhaltung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenver-
sicherung und nachhaltige Sicherung der Hand-
lungsfihigkeit der Bundesagentur fiir Arbeit (BA)
— gerecht zu werden, nachdem die Vorstandsvor-
sitzende der BA, Andrea Nahles, am 1. Juli 2026
erklart hat, das Haushaltsdefizit der BA konne
2026 auf bis zu 10 Mrd. Euro und bis 2030 auf bis
zu 23 Mrd. Euro anwachsen, wobei eine Erho-
hung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversiche-
rung als mogliche Option nicht ausgeschlossen
wurde (Quelle: dpa-Meldung vom 1. Juli 2026),
und bis wann wird die Bundesregierung hierzu
ein konkretes Finanzierungskonzept vorlegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 9. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales priift derzeit verschie-
dene Mallnahmen zur Entlastung des Haushalts der Bundesagentur fiir
Arbeit und steht hierzu in engem Austausch mit dieser und weiteren Ak-
teuren. Geeignete Maflnahmen miissen so rechtzeitig beschlossen wer-
den, dass sie bei der Aufstellung des Haushalts der Bundesagentur fiir
Arbeit fiir das Jahr 2027 beriicksichtigt werden kdnnen.

Der Bund ist gesetzlich verpflichtet, die Zahlungsfahigkeit der Bundes-
agentur fiir Arbeit durch Liquiditdtshilfen sicherzustellen, so dass deren
Handlungsfahigkeit jederzeit gesichert ist.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Digitales
und Staatsmodernisierung

167. Abgeordnete Uber welches konkrete, nachvollziehbare und
Ayse Asar transparente Verfahren sowie anhand welcher de-
(BUNDNIS 90/ zidierten Kriterien sollen die Auswahl, der Auf-

DIE GRUNEN) bau oder die Benennung des Anfang Juni 2026
vom Nationalen Sicherheitsrat beschlossenen KI-
Sicherheitsinstituts erfolgen, und wie stellt die
Bundesregierung sicher, dass dieses Verfahren
wissenschaftsgeleitet, etwa unter Einbindung der
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK),
und nicht ausschlieBlich behordlich oder politisch
gesteuert realisiert wird?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 9. Juli 2026

Die Bundesregierung arbeitet derzeit an der konkreten Ausgestaltung
des im Nationalen Sicherheitsrats beschlossenen KI-Sicherheitsinstituts.
In der Aufbauphase ist das deutsche KI-Sicherheitsinstitut als virtuelle
Institution (,,BSI/BNetzA-Nukleus®) aus bestehenden Behdrden geplant,
es erfolgt eine Aufgabentrennung hinsichtlich der Aspekte ,,Security*
(BSI) und ,,Safety” (BNetzA). Existierende Strukturen und Kompeten-
zen (BSI und BNetzA) werden fiir die Aufbauphase genutzt, wodurch
unmittelbare Synergieeffekte zu erwarten sind. Parallel erfolgt der Auf-
und Ausbau des KI-Sicherheitsinstituts zu einem thematisch und kapazi-
tér breiter aufgestellten Institut.

Weitere Aussagen zur konkreten organisatorischen Ausgestaltung kon-
nen zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht getroffen werden.

168. Abgeordneter Liegen der Bundesregierungen Informationen
Tobias Ebenberger zum Wasserverbrauch von hochleistungsfiahigen
(AfD) KI-Rechenzentren vor, und falls ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen bisher keine eigenen und belastbaren Infor-
mationen zum Wasserverbrauch von hochleistungsfiahigen KI-Rechen-
zentren vor. Das liegt u. a. daran, dass diese Daten bisher kaum systema-
tisch Offentlich erfasst werden, auch weil die Relevanz dafiir erst in letz-
ter Zeit, in Verbindung mit dem Thema Wasserknappheit, zugenommen
hat. Zudem héngt der Individuelle Wasserverbrauch eines KI-Rechen-
zentrums stark vom Betriebsmodell, der genutzten Kiihltechnik und der
geografischen Lage ab. Bei einer aktiven Wasserkiihlung in einem ge-
schlossenen Kreislauf ist beispielsweise der Wasserverbrauch gering.
Allgemeine Aussagen sind daher schwierig zu treffen.

169. Abgeordneter Liegen der Bundesregierungen Informationen zu
Tobias Ebenberger potentiellen Risiken durch rekursive Selbstverbes-
(AfD) serung von kiinstlicher Intelligenz vor, und falls

ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas
Jarzombek
vom 6. Juli 2026

Der Bundesregierung sind die in Wissenschaft und Fachoffentlichkeit
gefithrten Diskussionen iiber potenzielle Risiken fortgeschrittener Syste-
me der Kiinstlichen Intelligenz, einschlieBlich theoretischer Szenarien
einer rekursiven Selbstverbesserung, bekannt. Sie steht hierzu kontinu-
ierlich im Austausch mit den zentralen Akteuren aus dem KI-Bereich.
Ein wichtiger Partner ist dabei die Plattform Lernende Systeme, in der
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filhrende KI-Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft vertreten sind. Nach Einschitzung der Bundes-
regierung entwickeln sich Fahigkeiten moderner KI-Systeme derzeit dy-
namisch. Potenzielle Risiken, die sich aus weiteren Fahigkeitssteigerun-
gen ergeben konnten, werden daher kontinuierlich beobachtet und be-
wertet. Hierzu zdhlen auch Fragestellungen, die in der wissenschaft-
lichen Diskussion unter dem Begriff der rekursiven Selbstverbesserung
behandelt werden.

Wie aus der entsprechenden Pressemitteilung entnommen werden kann,
hat der Nationale Sicherheitsrat in seiner Sitzung am 8. Juni 2026 be-
schlossen, ein KI-Sicherheitsinstitut zu griinden. Dieses Institut soll
Deutschlands Kapazititen zur Erkennung von Gefahren moderner KI-
Modelle biindeln, den Informationsaustausch mit vergleichbaren auslén-
dischen Instituten intensivieren und auf einheitliche Standards im Um-
gang mit KI mit internationalen Partnern hinwirken.

In der Européischen Union bietet die KI-VO einen einheitlichen Rechts-
rahmen zur Regulierung von KI-Systemen. Anbieter von KI-Modellen
sind nach Art. 55 KI-VO verpflichtet, umfangreiche MaBnahmen zu er-
greifen, um mogliche systemische Risiken durch leistungsstarke KI-Mo-
delle zu analysieren und zu mitigieren. Die gesetzlichen Vorgaben gelten
seit August 2025 und wurden durch den Code of Practice on General-
Purpose Al konkretisiert. Dieser umfasst auch Risiken durch rekursive
Selbstverbesserung. Die Durchsetzung der Vorgaben nach Art. 55 KI-
VO erfolgt gebiindelt durch das Al Office bei der europdischen Kom-
mission.

Im Ubrigen verweisen wir hinsichtlich des Aspekts , selbstverstirkende
Féhigkeitsspriinge* auf die Antwort zu Frage 105 in Drucksache
21/6457 des Bundestages, siehe https://dserver.bundestag.de/btd/21/064/

2106457 .pdf.

170. Abgeordneter Wie gewihrleistet die Bundesregierung, dass sich
Tobias Ebenberger Nutzer der EUDI-Wallet bewusst gegen die Auf-
(AfD) nahme eines biometrischen Gesichtsbildes in den

Grunddatensatz der Wallet entscheiden konnen,
vor dem Hintergrund, dass das eIDAS Committee
eine solche Opt-out-Funktion in der Sitzung vom
6. Mai 2026 beschlossen haben soll (https://netzp
olitik.org/2026/biometrische-passfotos-statt-pseud
onyme-eu-kommission-hoehlt-schutzrechte-bei-di
gitaler-brieftasche-aus/)

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

MaBgeblich fiir die Beriicksichtigung eines Lichtbilds im Rahmen von
Personenidentifizierungsdaten fiir die EUDI-Wallet sind die hierfiir in
jedem Mitgliedstaat, auch der Bundesrepublik Deutschland, unmittelbar
geltenden Regelungen des Unionsrechts. Diese Regelungen des Unio-
nsrechts werden gegenwiértig auf europdischer Ebene iiberarbeitet. Eine
Umsetzung eines etwaigen sogenannten Opt-Outs zum Lichtbild kann
sich erst an einer finalen Fassung des maBigeblichen Unionsrechts orien-
tieren. Unbeschadet dessen wiirde die Umsetzung eines Opt-Outs zum


https://www.dserver.bundestag.de/btd/21/064/2106457.pdf
https://www.netzpolitik.org/2026/biometrische-passfotos-statt-pseudonyme-eu-kommission-hoehlt-schutzrechte-bei-digitaler-brieftasche-aus/
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Lichtbild, so dies final festgelegt wird, in Einklang mit dem Grundsatz
der nur selektiven Offenlegung von Daten, der uneingeschriankten Kon-
trolle der Nutzer iiber ihre in der EUDI-Wallet enthaltenen Daten sowie
mit geieigneten Datenschutzmafinahmen erfolgen (siche Artikel 5a Ab-
satz4 Buchstabe a, Absatz 14, Absatz 17 der Verordnung (EU)
Nr. 910/2014). Einzelheiten bleiben gegebenenfalls einer Priifung des fi-
nal festgelegten Unionsrechts vorbehalten.

171. Abgeordneter Welche Informationen hat die Bundesregierung
Tobias Ebenberger iiber die kolportierte Verhinderung von techni-
(AfD) schen Festlegungen zu pseudonymen Logins mit-

tels EUDI-Wallet durch die EU-Kommission, und
wie positioniert sie sich dazu (https://netzpolitik.o
rg/2026/biometrische-passfotos-statt-pseudonym
e-eu-kommission-hoehlt-schutzrechte-bei-digitale
r-brieftasche-aus/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Auf Grundlage des Artikel 5a Absatz4 Buchstabe b der Verordnung
(EU) 910/2014 in der durch Verordnung (EU) 2024/1183 eingefligten
Fassung und der hierzu europdisch abgestimmten technischen Spezifika-
tionen wird auch die deutsche EUDI-Wallet ihren Nutzenden eine Pseu-
donym-Funktion bereitstellen.

Dariiber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse im Sinne
der Fragestellung vor.

172. Abgeordneter Wann wird die nach § 3 Absatz 3 des E-Govern-
Dr. Moritz ment-Gesetzes in Verbindung mit der durch die
Heuberger Onlinezugangsgesetz-(0OZG-)Standardverordnung

(BUNDNIS 90/ verbindlich erklarten Foderalen IT-Architektur-

DIE GRUNEN) richtlinie vorgeschriebene Forderale-Informati-
ons-Management-(FIM-)Modellierung fiir das an-
tragslose Kindergeldverfahren (Bundestagsdruck-
sache 21/5874) vorliegen, und warum wurde sie
nicht parallel zum Gesetzentwurf erstellt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Philipp Amthor
vom 7. Juli 2026

Die zentrale Bundesredaktion fiir das Foderale Informationsmanagement
(FIM) unterstiitzt die obersten Bundesbehdrden gemél § 3 Absatz 3 des
E-Government-Gesetzes bedarfsabhidngig bei der Bereitstellung allge-
meiner Leistungsinformationen gemifl der FIM-Methodik, die vom IT-
Planungsrat beschlossen wurde.

Derzeit wird in der zentralen Bundesredaktion in Abstimmung mit dem
zustandigen Fachreferat im Bundesministerium der Finanzen die Bewil-
ligung des Kindergelds im Antragsverfahren modelliert, da die Bewilli-
gung teilweise — etwa bei einem Zuzug aus dem Ausland — weiterhin auf


https://www.netzpolitik.org/2026/biometrische-passfotos-statt-pseudonyme-eu-kommission-hoehlt-schutzrechte-bei-digitaler-brieftasche-aus/

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode —125- Drucksache 21/7052

Basis eines Antragsverfahrens erfolgen soll und nicht vom antragslosen
Verfahren erfasst sein wird. Da das antragslose Kindergeld technisch auf
dem bestehenden Service der vorausgefiillten Kindergeldantridge auf-
setzt, ist zudem zunéchst die FIM-Modellierung des Antragsverfahrens
abzuschlieflen, bevor mit der FIM-Modellierung fiir das antragslose Kin-
dergeld begonnen werden kann.

173. Abgeordneter Welche konkreten Vorgédnge (Priif-, Pilot-, Be-
Robin Jiinger schaffungs- oder Betriebsvorginge) hat die Bun-
(AfD) desregierung seit Beginn der 21. Wahlperiode zur

Nutzung in Deutschland oder der Europdischen
Union entwickelter und gehosteter generativer
KI-Sprachmodelle innerhalb der Bundesregierung
eingeleitet, und welche Ressorts (Behorden,
Dienstleister usw.) sind hierbei beteiligt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Beziiglich der durch den Fragesteller geforderten Angaben wird auf die
in dem Marktplatz der KI-Moglichkeiten (MaKI) bestehenden Eintra-
gungen verwiesen, abrufbar unter www.kimarktplatz.bund.de, welcher
den gewiinschten Uberblick iiber die KI-Systeme in der Bundesverwal-
tung bietet.

Zudem gibt es die zentrale KI-Plattform der Bundesverwaltung KIPITZ.
In KIPITZ werden Open-Source/Open-Weights Sprachmodelle diverser
Anbieter genutzt. KIPITZ ist zudem modelunabhéngig entwickelt, so
dass Sprachmodelle jederzeit ausgetauscht werden kénnen und KIPITZ
somit stets weiterentwickelt wird. KIPITZ steht bereits einer Vielzahl an
Bundesministerien und Bundesbehorden zur Verfiigung. Noch im Jahr
2026 werden die Voraussetzungen geschaffen, dass samtliche Bundes-
ministerien sowie weitere Bundesbehorden KIPITZ abrufen und nutzen
konnen. Fiir die Integrierung in die spezifischen Behorden werden diese
eng eingebunden und beteiligt.

174. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine ressortiibergrei-
Robin Jiinger fende Regelung, nach der die dienstliche Nutzung
(AfD) generativer KI-Sprachmodelle, die auBlerhalb

Deutschlands oder der Europdischen Union geh-
ostet werden oder bei denen dienstliche Eingaben
aullerhalb dieses Rechtsraums verarbeitet werden
konnen, untersagt, beschrinkt oder genehmi-
gungspflichtig gestellt wird, und welche Mecha-
nismen (Kontroll-, Dokumentations- oder Sankt-
ionsmechanismen) sind hierfiir vorgesehen?


https://www.kimarktplatz.bund.de
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Es liegt im Fokus der Bundesregierung die digitale Souverdnitét
Deutschlands zu stirken. Allgemeine Leitplanken fiir die Nutzung von
KI innerhalb der Bundesverwaltung auch fiir generative KI-Sprachmo-
delle werden durch die ,,Leitlinien fiir den Einsatz Kiinstlicher Intelli-
genz in der Bundesverwaltung* (Vgl. www.bmi.bund.de/SharedDocs/do
wnloads/DE/publikationen/themen/moderne-verwaltung/ki/BMI25020-1
eitlinien-ki-bundesverwaltung.pdf? blob=publicationFile&v=4) be-
nannt. Dariiber hinaus werden die geltenden Vorgaben der KI-VO sowie
der DS-GVO beachtet.

175. Abgeordneter Plant die Bundesregierung, spezialisierte generati-
Robin Jiinger ve KI-Modelle mit Fahigkeiten zur Schwachstel-
(AfD) lensuche, Exploit-Analyse oder Entwicklung von

Cybersicherheitssystemen, insbesondere Modelle
von Anbietern aus Drittstaaten, innerhalb der
Bundesregierung oder im Geschéftsbereich des
Bundesamts filir Sicherheit in der Informations-
technik einzusetzen oder durch Dienstleister ein-
setzen zu lassen, und welche sicherheits-, ver-
gabe- und datenschutzrechtlichen Priifungen sind
hierfiir vorgesehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung nimmt die aktuelle technische Entwicklung bei
KI-Sprachmodellen aufmerksam zur Kenntnis. Sie priift dabei kontinu-
ierlich, inwieweit sich daraus Handlungsbedarf fiir ihre Aufgabenerledi-
gung, auch in den genannten Themenfeldern, ergibt.

176. Abgeordneter Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
Rocco Kever regierung aus der zunehmenden Dominanz auller-
(AfD) europdischer Unternehmen bei der Entwicklung

leistungsfahiger Systeme der Kiinstlichen Intelli-
genz, und welche Mallnahmen ergreift sie, um die
technologische Souverénitidt Deutschlands in die-
sem Bereich zu starken?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Grundsitzlich verfolgt die Bundesregierung die Entwicklungen im Be-
reich der Kiinstlichen Intelligenz, insbesondere beziiglich fortgeschritte-
ner KI-Modelle, genau, steht in Kontakt mit diversen KI-Unternehmen


https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/themen/moderne-verwaltung/ki/BMI25020-leitlinien-ki-bundesverwaltung.pdf?_blob=publicationFile&v=4
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sowie mit internationalen Partnern und stimmt sich eng mit ihnen und
dem Al Office der EU-Kommission ab.

Dartiber hinaus betrachtet die Bundesregierung KI als einen grundlegen-
den strategischen Faktor sowohl fiir die 6ffentliche Hand als auch fiir die
Wirtschaft und sieht die Notwendigkeit, die Féhigkeiten in diesem Be-
reich auf- und auszubauen. Dementsprechend unternimmt die Bundes-
regierung bereits jetzt wesentliche Schritte, die Féhigkeiten in Deutsch-
land und Europa im KI-Bereich auf- und auszubauen und Deutschland
als KI-Standort zu starken, um Handlungsspielrdume zu vergroflern und
Abhiéngigkeiten zu verringern:

— Die Bundesregierung setzt sich innerhalb der EU kontinuierlich fiir
spiirbare Vereinfachungen und wirksame Verbesserungen des regula-
torischen Rahmens ein (so z. B. zuletzt im Rahmen des KI-Omnibus)
und koordiniert sich europdisch zu den Auswirkungen von Frontier-
Modellen.

— Der Staat wird strategischer Ankerkunde fiir europdische KI — und
Cloudanbieter (z. B. zuletzt bei der Vergabe der KI-Cloud, die der 6f-
fentlichen Verwaltung eine einheitliche Basis fiir die Entwicklung,
den Betrieb und die Weiterverwendung von KI-Anwendungen bietet,
und beim Agentic Al Hub).

— Die Bundesregierung setzt digital souveridne KI-Losungen in der Ver-
waltung ein: KIPITZ ist die zentrale Plattform fiir den Einsatz von KI
in der Bundesverwaltung. Im Projekt SPARK werden Planungs- und
Genehmigungsverfahren mit KI beschleunigt. Im Rahmen des Agen-
tic Al Hubs werden KI-Agenten in den administrativen Routinen der
Kommunen eingesetzt und skaliert. Zudem wird aktuell eine KI-Ver-
waltungsplattform entwickelt, zu der auch eine App gehort.

— Die Griindung eines KI-Sicherheitsinstituts (wie vom Nationalen Si-
cherheitsrat am 8. Juni 2026 beschlossen) dient der Biindelung von
Féhigkeiten zur Bewertung fortschrittlicher KI-Modelle und stérkt
unsere Fahigkeiten, technologische Entwicklungsspriinge selbst ein-
schitzen und Vorsorge treffen zu konnen. Hierdurch 6ffnet Deutsch-
land auch international zusitzliche Gesprichskanéle — gegeniiber der
Tech-Industrie wie auch gegeniiber der Wissenschaft und den KI-In-
stituten unserer Partnerldnder.

— Deutschland unterstiitzt strategische Partnerschaften innerhalb Euro-
pas und mit unseren globalen Partnern, um technologisch mit der
Weltspitze mithalten zu kénnen und Zugang zu Modellen auf souve-
réner Infrastruktur zu erhalten (z. B. Fusion Aleph Alpha mit Cohere
und die European Frontier Al Initiative).

— Mit der High-Tech-Agenda Deutschland wird die gute Ausgangsposi-
tion Deutschlands bei KI genutzt, indem zielgerichtet Starken fokus-
siert und die Rahmenbedingungen fiir den KI-Standort Deutschland
verbessert werden. Dies umfasst umfangreiche Mallnahmen, um die
Wirtschaftsleistung Kl-basiert zu steigern, den Zugriff zu Rechenleis-
tung, Hardware und Daten messbar zu verbessern und Deutschland
als zentralen Spieler fiir die ndchste KI-Generation zu positionieren.

— Die Bundesregierung koordiniert mit dem IPCEI-AI auch den Aufbau
eines europdischen Okosystems fiir Industrielle KI — mit mehr als
150 Projekten aus 18 Mitgliedstaaten, einschlieBlich der Entwicklung
eines offenen KI-Basismodells mit Reasoning-Fahigkeiten. Erste Pro-
jekte sollen Ende 2026 starten.
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— Mit der Rechenzentrumsstrategie hat sich Deutschland vorgenom-
men, die Kapazititen fiir KI und High-Performance-Computing bis
2030 zu vervierfachen. Fiir den beschleunigten Ausbau von KI-Re-
chenkapazitdten sollen u. a. schneller geeignete Flachen ausgewiesen
und entwickelt, Rechenzentren schneller ans Netz angeschlossen und
Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt werden.

— Die Expertenkommission KI und Wettbewerb hat der Bundesregie-
rung konkrete Handlungsempfehlungen u. a. zu souverdner KI gege-
ben, welche derzeit intensiv gepriift werden.

Abgeordnete Welche Termine mit Vertreterinnen und Vertretern
Sonja Lemke des SAP-Konzerns hat der Bundesminister fiir Di-
(Die Linke) gitales und Staatsmodernisierung, Dr. Karsten

Wildberger, in seiner bisherigen Amtszeit wahrge-
nommen (bitte jeweils Datum, Teilnehmerinnen
und Teilnehmer des SAP-Konzerns und Ge-
sprachsgegenstand benennen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 8. Juli 2026

Die Mitglieder der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretirin-
nen und Parlamentarische Staatssekretire bzw. Staatsministerinnen und
Staatsminister sowie Staatssekretdrinnen und Staatssekretére pflegen in
jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit
einer Vielzahl von Akteuren aller gesellschaftlichen Gruppen. Eine Ver-
pflichtung zur Erfassung samtlicher Gespridche und deren Ergebnisse —
einschlieBlich Telefonate — besteht nicht, und eine solche umfassende
Dokumentation wurde auch nicht durchgefiihrt (siche dazu die Vorbe-
merkung der Bundesregierung der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 18/1174). Zudem werden Ge-
spriachsinhalte nicht protokolliert. Die nachfolgenden Ausfiihrungen
bzw. aufgefiihrten Angaben erfolgen auf der Grundlage der vorliegenden
Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeichnungen. Dies-
beziigliche Daten sind somit moglicherweise nicht vollstdndig.

Zufillige Begegnungen auf Veranstaltungen oder bei 6ffentlichen Termi-
nen werden nicht als ,, Termine* im Sinne der Fragestellung aufgefasst.

Datum Teilnehmer SAP Gesprichsgegenstand

26.06.2025 C-Level Souverine Cloud/Delos Cloud-Transformation Digitalisisierung
Deutschland allgemein EU Data Act

11.07.2025 C-Level SAP ein teilnehmendes Unternehmen bei Gespriachen iiber Strate-
giekreis souverine digitale Infrastrukturen

04.09.2029 C-Level SAP ein teilnehmendes Unternehmen bei CEO-Round-Table von
TableBriefings

27.10.2025 VP-Level SAP ein teilnehmendes Unternehmen bei BMWE-Auftaktsitzung
,»Expertenkommission Wettbewerb und Kiinstliche Intelligenz*

30.10.2025 C-Level KI-Verwaltungsplattform

18.11.2025 C-Level SAP ein teilnehmendes Unternehmen bei Roundtable iiber Investi-
tionen in Deutschland

26.11.2025 C-Level Am Rande Ministerrede bei SAP Sovereignty Night

04.12.2025 C-Level KI-Verwaltungsplatttform
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Datum Teilnehmer SAP Gespriachsgegenstand
05.02.2026 C-Level Delos Cloud
17.03.2026 C-Level KI-Verwaltungsplattform
17.03.2026 C-Level Delos Cloud
18.03.2026 C-Level SAP Mitglied im Prisidium Bitkom — Thema allgemein Themen
des BMDS
23.03.2026 C-Level SAP Gast bei C-Level Roundtable ,,.Leapfrogging*
17.04.2026 C-Level KI-Verwaltungsplattform
28.04.2026 VP-Level SAP ein teilnehmendes Unternehmen bei BMWE-Abschlusssit-
zung ,,Expertenkommission Wettbewerb und Kiinstliche Intelli-
genz*
04.05.2026 C-Level KI-Verwaltungsplattform
05.05.2026 P-Level SAP teilnehmendes Unternehmen bei Business Roundtable am
Rande des Wirtschaftstages — Thema allgemein Themen des
BMDS
01.06.2026 C-Level SAP teilnehmendes Unternehmen bei Business-Lunch Tech Ta-
gung Heilbronn
19.06.2026 C-Level KI-Verwaltungsplattform
178. Abgeordnete Welche Bundesministerien (inklusive Bundes-
Sonja Lemke kanzleramt) haben in ihrem Geschéftsbereich (in-
(Die Linke) klusive der nachgeordneten Behorden) die eAkte
schon vollstindig eingefiihrt oder, soweit dies
noch nicht erfolgt ist, wann werden diese Bundes-
ministerien nach derzeitiger Planung diese Ein-
fithrung jeweils vollstindig abgeschlossen haben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026
Die Sachsténde zur Einfiihrung der eAkte konnen der nachfolgenden Ta-
belle entnommen werden.
Ressort Die eAkte wurde im Bundesministerium | Soweit dies noch nicht erfolgt ist,
(inkl. Bundeskanzleramt) sowie wann werden diese Bundesministerien
in seinem Geschéftsbereich nach derzeitiger Planung diese
(inkl. der nachgeordneten Behorden) Einfiihrung jeweils vollstindig abgeschlos-
vollstandig eingefiihrt. sen
haben
AA Am 12. Dezember 2022 war der welt- Im DAI wird die vollstdndige Einfiihrung
weite Rollout der E-Akte im AA abge- voraussichtlich Ende 2029 abgeschlossen
schlossen. Das BfAA hat die E-Akte sein.
Bund zum 1. Dezember 2021 im Rah-
men der Mandantentrennung eingefiihrt.
BKAmt Ja
BKM Ja (gilt auch fiir die Geschiftsbereichs-
behorden BArch, KVdB)
BMAS Ja
BMBFSFJ Ja fir BMBFSFJ, BAFzA, BIBB BzKJ: bis Ende 2026
BMDS Die eAkte befindet sich im BMDS in Ein-
fithrung. Die Einfithrung der eAkte wird bis
Ende 2026 abgeschlossen.
BMF Ja fir BMF, BZSt, ITZBund GZD (vorauss. abgeschlossen bis 2029)
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BMFTR Ja: Das BMFTR hat bereits im Jahr 2017
das elektronische Aktensystem ELVA
vollstandig eingefiihrt. Aktuell erfolgt
die Umstellung auf die E-Akte Bund
im gesamten Haus, die noch dieses Jahr
vollstidndig abgeschlossen wird.
BMG Ja: Die E-Akte Bund wurde im BMG so-
wie in seinem Geschiftsbereich vollstén-
dig eingefiihrt.
BMI Ja fiir BMI, BBK, BPol, BVA, HS Bund, | BADV: Rollout voraussichtlich Mitte 2027
StBA, THW, ZITiS abgeschlossen
BDBOS: konkreter Zeitpunkt fiir die voll-
standige Einfiihrung kann nicht benannt
werden; Umsetzung erfolgt sukzessive
BeschA: keine Angabe mdglich
BKA: Rollout bis zum 31. Dezember 2028
abgeschlossen
BKG: technische Voraussetzungen liegen
voraussichtlich erst 2027 vor
BKGE: Ausnahmegenehmigung gem. § 6a
(2) EGovG wurde am 25. Mérz 2026 erteilt
BpB: Rollout voraussichtlich Ende 2026 ab-
geschlossen
BSI: Rollout voraussichtlich im 1. Quartal
2027 abgeschlossen
BMJV Ja fiir BMJV, BGH, GBA, BVerwG, BfJ: bis 31. Dezember 2027
BFH, BPatG, DPMA
BMLEH Ja fir BMLEH, Bundessortenamt, Bun- | Fiir den librigen Geschéftsbereich liegen
desinstitut fiir Risikobewertung und derzeit abweichende Planungssténde vor.
Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Die Einfithrung ist iberwiegend bis Ende
Ernéhrung 2028 vorgesehen. Lediglich fiir eine Behor-
de ist der konkrete Realisierungszeitpunkt
derzeit noch nicht bekannt. Voraussetzung
fiir die Umsetzung ist jeweils die Verfiigbar-
keit des GS-/EX Anschlusses
BMUKN Ja
BMV Ja: Im BMV ist die E-Akte Bund
(EAB) vollstiandig eingefiihrt. Fiir den
Geschiéftsbereich ist ebenfalls eine voll-
standige elektronische Aktenfiihrung ge-
geben.
BMVg Ein elektronisches Aktensystem ist bis Ende
2027 flachendeckend eingefiihrt.
BMWE Ja: BMWE inkl. der Geschiftsbereiche
(BKartA, BNetzA, BAFA, BAM, PTB,
BGR) haben vollstindig eAkte-Losun-
gen eingefiihrt
BMWSB Ja
BMZ Ja
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179. Abgeordnete Welche Akteure jenseits der Bundesliander wur-
Sonja Lemke den bei der Lander- und Verbdndeanhdrung zum
(Die Linke) Entwurf eines ,,Gesetzes iiber die Europiische

Brieftasche fiir die Digitale Identitit und zur An-
derung anderer Rechtsvorschriften® {iber die blo-
Be Veroffentlichung auf der Webseite hinaus aktiv
vom Bundesministerium fiir Digitales und Staats-
modernisierung angeschrieben oder anderweitig
informiert, und nach welchen Kriterien ist dieser
Kreis ausgewéhlt worden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Philipp Amthor
vom 7. Juli 2026

In der Verbidndeanhorung zum Digitale Identititengesetz (DidG) wurden
die nachfolgenden Akteure beteiligt:

— Deutscher Stidtetag

— Deutscher Landkreistag

— Deutscher Stidte- und Gemeindebund

— Bundesagentur fiir Sprunginnovationen (SPRIND)
— dbb Beamtenbund und Tarifunion

— Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA)
— Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)

— Deutscher Industrie- und Handelskammer (DIHK)
— Verband deutscher Unternehmerinnen (VdU)

— Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH)
— Bundesverband IT-Mittelstand e. V. (BITMi)

— Deutsches Institut fiir Normung e. V. (DIN)

— Bundesverband deutscher Banken e. V.

— Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken
e. V.

— Bundesverband Offentlicher Banken Deutschlands, VOB, e. V.
— Verbraucherzentrale Bundesverband e. V.

— Bundessteuerberaterkammer K.d.6.R.

— Bundesnotarkammer K.d.6.R.

— Bundes-Arbeitsgemeinschaft der kommunalen IT-Dienstleister e. V.
(VITAKO)

— Bundesverband Digitale Wirtschaft e. V. (BVDW)

— DATABUND - Verband der mittelstindischen IT-Dienstleister und
Softwarehersteller fiir den 6ffentlichen Sektor e. V.

— Kommunale Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsmanagement
(KGSt)

— Bitkome.V,
— Initiative D21 e. V.
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— eco — Verband der Internetwirtschaft e. V.

— TUV Informationstechnik GmbH

— TeleTrusT Bundesverband IT-Sicherheit e. V.

— Verband Sichere Digitale Identitdt e. V.

— Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH (DAKkS)

— Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV-Bund)
— Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUYV)

— Sozialversicherung fiir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau
(SVLFG)

— Kiinstlersozialkasse (KSK)

— Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS)
— Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV)
— GKV-Spitzenverband

— Verband der Privaten Krankenversicherung e. V. (PKV-Verband)

— Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e. V. (DBSV)

— Deutscher Gehorlosen-Bund e. V.

— Deutscher Schwerhdrigenbund e. V. (DSB)

— BAG Selbsthilfe e. V.

— Bundesverband fiir Selbsthilfe Kérperbehinderter e. V.

— Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen e. V.
(bvkm)

— Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.

— Deutscher Behindertenrat (DBR)

— Sozialverband VdK Deutschland e. V.

Zudem haben die nachfolgenden Akteure Stellungnahmen iibermittelt:
— Verband Internet Reisevertrieb e. V. (VIR)

— Bundesverband Carsharing e. V.

— Deutscher Parititischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.
(Der Paritdtische)

— Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinde-
rung, chronischer Erkrankung und ihren Angehérigen e. V.

— Hotelverband Deutschland e. V. (IHA)
— Bundesverband der Deutschen Tourismuswirtschaft e. V. (BTW)
— DSTG Deutsche Steuer-Gewerkschaft e. V.

Fiir eine Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbidnden sowie von
Fachkreisen, die auf Bundesebene bestehen, gilt nach § 47 Absatz 3
Satz 1 iVm. Absatz 1 Satz 1 GGO, dass eine Gesetzesvorlage frithzeitig
zuzuleiten ist, wenn ihre Belange beriihrt sind. Nach § 47 Absatz 3
Satz 2 GGO bleiben Zeitpunkt, Umfang und Auswahl, soweit keine
Sondervorschriften bestehen, dem Ermessen des federfithrenden Bun-
desministeriums tiberlassen.
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Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Digitale Identitdtenge-
setz (DidG) hat das Bundesministerium fiir Digitales und Staatsmoderni-
sierung vorstehende Grundsétze eingehalten und entsprechende Belange

berticksichtigt.

180. Abgeordneter Welche der vorgeschlagenen Maflnahmen des Im-
Ruben Rupp pulspapiers eines Vorstandsmitglieds der Deut-
(AfD) schen Bundesbank, der Prisidentin des Bundes-

amtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik
(BSI) und der Hessischen Ministerin fiir Digitali-
sierung und Innovation hilt die Bundesregierung
fiir geeignet, sich aus den bestehenden Abhingig-
keiten Dritter bei Hard- und Software zu losen
und den Weg zu européischer digitaler Souveréni-
tat zu bahnen (vgl. https://digitales.hessen.de/site
s/digitales.hessen.de/files/2026-07/impulspapier
digitalesouveraenitaet 260630.pdf; So soll Euro-
pas IT ihren ,,Airbus-Moment“ bekommen, in:
FAZ, 2. Juli 2026, S.22), und welche Mafinah-
men zur Mobilisierung privaten Risikokapitals fiir
Investitionen in die deutsche beziehungsweise
europdische IT-Infrastruktur plant die Bundes-
regierung beziehungsweise setzt sie bereits um?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Thomas
Jarzombek
vom 10. Juli 2026

Die Bundesregierung teilt die Einschéitzung der Autorinnen, dass die
Starkung der digitalen Souverdnitit Deutschlands und Europas ange-
sichts bestehender technologischer Abhéngigkeiten eine zentrale strate-
gische Aufgabe ist. Ziel ist es, kritische Abhingigkeiten insbesondere
bei digitalen Schliisseltechnologien, Infrastrukturen sowie Hard- und
Software schrittweise zu reduzieren, gleichzeitig die Innovations- und
Wettbewerbsfahigkeit Europas zu starken und die Offenheit des europa-
ischen Binnenmarktes sowie die Zusammenarbeit mit vertrauenswiirdi-
gen internationalen Partnern zu erhalten. Dies entspricht auch dem im
deutsch-franzosischen Papier zur Digitalen Souverénitit niedergelegten
Verstdndnis von Digitaler Souverénitét.

Die im Impulspapier vorgeschlagenen Mafinahmen betreffen im Wesent-
lichen diejenigen Handlungsfelder, die auch dem deutsch-franzosischen
Papier zugrunde liegen. Sie kdnnen insoweit als konkrete Auspragungen
dieses strategischen Rahmens verstanden werden. Dies gilt insbesondere
fiir Vorschldge zur Stirkung strategischer Schliisseltechnologien wie
Chiptechnologien, Cloud- und Rechenzentrumsinfrastrukturen, Kiinstli-
cher Intelligenz, Quantencomputing und Robotik, fiir MaBnahmen zur
Forderung von Forschung, Innovation und Technologietransfer, zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen fiir Wachstums- und Wagniskapital
einschlieBlich der Scale-up-Finanzierung, zur strategischen Nutzung 6f-
fentlicher Nachfrage sowie zur Forderung digitaler Kompetenzen und
gesellschaftlicher Akzeptanz neuer Technologien.

Ob einzelne Mallnahmen geeignet sind, wird jeweils anhand ihrer kon-
kreten Ausgestaltung zu beurteilen sein. Malligeblich sind insbesondere
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Drucksache 21/7052 —134 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

ihr Beitrag zur Verringerung kritischer Abhéngigkeiten, zur Starkung der
europdischen Innovations- und Wettbewerbsfahigkeit sowie ihre Verein-
barkeit mit dem europdischen Rechtsrahmen und den internationalen
Verpflichtungen Deutschlands und der Europdischen Union. Dies ent-
spricht dem im

Gemeinsamen Papier zugrunde gelegten risikobasierten Ansatz, wonach
Anforderungen an digitale Souverénitét entsprechend der Kritikalitét des
jeweiligen Anwendungsbereichs differenziert zu bewerten sind und digi-
tale Souverinitit ausdriicklich nicht als Abschottung, sondern als Stér-
kung europidischer Handlungsfahigkeit bei gleichzeitiger Zusammen-
arbeit mit vertrauenswiirdigen internationalen Partnern verstanden wird.

In Bezug auf die Anziehung von Risikokapital arbeitet die Bundesregie-
rung an der Erhohung der Attraktivitit des Standortes, etwa durch die
Modernisierungsagenden oder die noch vorzustellende Startup- und Sca-
leup-Strategie. Zudem werden &ffentliche Investitionen, insbesondere
aus dem Infrastruktursondervermdgen, durch private Investitionen geh-
ebelt. Eine vergleichbare Hebelwirkung entfaltet die Strategie der Bun-
desregierung, den Staat als Ankerkunden fiir junge, innovative Techno-
logieunternehmen zu etablieren. Dies erfolgt insbesondere iiber die 6f-
fentliche Beschaffung sowie konkret im Rahmen des vom Bundesminis-
terium fiir Digitales und Staatsmodernisierung initiierten Agentic Al
Hub, in dem Startups gemeinsam mit der 6ffentlichen Verwaltung An-
wendungen agentischer Kiinstlicher Intelligenz erproben und skalieren.
Als Ankerkunde erdffnet der Staat jungen Unternehmen Referenzmaérkte
und eine verldssliche 6ffentliche Nachfrage und erleichtert ihnen damit
zugleich den Zugang zu privatem Wagniskapital. Zur Mobilisierung pri-
vaten Wagniskapitals tragen ferner der mit einem Volumen von 10 Mrd.
Euro ausgestattete Zukunftsfonds des Bundes sowie die WIN-Initiative
(Wachstums- und Innovationskapital fiir Deutschland) bei, in deren Rah-
men private Kapitalgeber bis zum Jahr 2030 Beitrdge im Umfang von
rund 12 Mrd. Euro fiir das deutsche Wagniskapital-Okosystem zugesagt
haben. Ergénzt werden diese Instrumente durch zahlreiche weitere Ini-
tiativen zur Stirkung des Startup-Standortes Deutschland, die unter der
neuen Dachmarke ,,Startup Germany" des Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Energie gebiindelt werden. Dariiber hinaus hat die Bundes-
regierung in der am 18. Mérz 2026 vom Bundeskabinett verabschiedeten
Rechenzentrumsstrategie 28 Mallnahmen angekiindigt, die die Rahmen-
bedingungen fiir den Bau und Betrieb von Rechenzentren deutlich ver-
bessern sollen. Damit sollen die Investitionsbedingungen fiir Recheninf-
rastruktur verbessert und mehr Kapital, auch privates Risikokapital, da-
fiir angereizt werden.

181. Abgeordneter Welche konkreten MaBnahmen ergreift die Bun-
Stefan Schroder desregierung, um dem vom Bundesamt fiir Si-
(AfD) cherheit in der Informationstechnik beschriebenen

Risiko vorzubeugen, dass nur wenige Staaten
oder Akteure exklusiven Zugriff auf leistungsfa-
higste KI- beziehungsweise Frontier-Modelle er-
halten und daraus digitale Uberlegenheit als
Druckmittel ableiten konnen, und welche ressort-
iibergreifende Zustindigkeit, Strategie und Finan-
zierung bestehen hierfiir (www.bsi.bund.de/DE/S
ervice-Navi/Presse/Alle-Meldungen-News/Blog/
KI-Modelle neue Zeitrechnung 260508.html)?


https://www.bsi.bund.de/DE/Service-Navi/Presse/Alle-Meldungen-News/Blog/KI-Modelle_neue_Zeitrechnung_260508.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Grundsitzlich verfolgt die Bundesregierung die Entwicklungen im Be-
reich der Kiinstlichen Intelligenz, insbesondere beziiglich fortgeschritte-
ner KI-Modelle, genau, steht in Kontakt mit diversen KI-Unternechmen
sowie mit internationalen Part-nern und stimmt sich eng mit ihnen und
dem Al Office der EU-Kommission ab.

Dariiber hinaus betrachtet die Bundesregierung KI als einen grundlegen-
den strategischen Faktor sowohl fiir die 6ffentliche Hand als auch fiir die
Wirtschaft und sieht die Notwendigkeit, die Fahigkeiten in diesem Be-
reich auf- und auszubauen. Dementsprechend unternimmt die Bundes-
regierung bereits jetzt wesentliche Schritte, die Fahigkeiten in Deutsch-
land und Europa im KI-Bereich auf- und auszubauen und Deutschland
als KI-Standort zu stirken, um Handlungsspielrdume zu vergré-Bern und
Abhéngigkeiten zu verringern:

— Die Bundesregierung setzt sich innerhalb der EU kontinuierlich fiir
spiirbare Vereinfachungen und wirksame Verbesserungen des regula-
torischen Rahmens ein (so z. B. zuletzt im Rahmen des KI-Omnibus)
und koordiniert sich européisch zu den Auswirkungen von Frontier-
Modellen.

— Der Staat wird strategischer Ankerkunde fiir europdische KI — und
Cloudanbieter (z. B. zuletzt bei der Vergabe der KI-Cloud, die der 6f-
fentlichen Verwaltung eine einheitliche Basis fiir die Entwicklung,
den Betrieb und die Weiterverwendung von KI-Anwendungen bietet,
und beim Agentic Al Hub).

— Die Bundesregierung setzt digital souverdne KI-Losungen in der Ver-
waltung ein: KIPITZ ist die zentrale Plattform fiir den Einsatz von KI
in der Bundesverwaltung. Im Projekt SPARK werden Planungs- und
Genehmigungsverfahren mit KI beschleunigt. Im Rahmen des Agen-
tic AI Hubs werden KI-Agenten in den administrativen Routinen der
Kommunen eingesetzt und skaliert. Zudem wird aktuell eine KI-Ver-
waltungsplattform entwickelt, zu der auch eine App gehort.

— Die Griindung eines KI-Sicherheitsinstituts (wie vom Nationalen Si-
cherheitsrat am 8. Mérz 2026 beschlossen) dient der Biindelung von
Fahigkeiten zur Bewertung fortschrittlicher KI-Modelle und stérkt
unsere Fahigkeiten, technologische Entwicklungsspriinge selbst ein-
schitzen und Vorsorge treffen zu konnen. Hierdurch 6ffnet Deutsch-
land auch international zusitzliche Gespriachskanile — gegeniiber der

— Tech-Industrie wie auch gegeniiber der Wissenschaft und den KI-In-
stituten unserer Partnerldnder.

— Deutschland unterstiitzt strategische Partnerschaften innerhalb Euro-
pas und mit unseren globalen Partnern, um technologisch mit der
Weltspitze mithalten zu kénnen und Zugang zu Modellen auf souve-
raner Infrastruktur zu erhalten (z. B. Fusion Aleph Alpha mit Cohere
und die European Frontier Al Initiative).

— Mit der High-Tech-Agenda Deutschland wird die gute Ausgangsposi-
tion Deutschlands bei KI genutzt, indem zielgerichtet Starken fokus-
siert und die Rahmenbedingungen fiir den KI-Standort Deutschland
verbessert werden. Dies umfasst umfangreiche MaBnahmen, um die
Wirtschaftsleistung Kl-basiert zu steigern, den Zugriff zu Rechenleis-
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182.

183.

tung, Hardware und Daten messbar zu verbessern und Deutschland
als zentralen Spieler fiir die ndchs-te KI-Generation zu positionieren.

— Die Bundesregierung koordiniert mit dem IPCEI-AI auch den Aufbau
eines europdischen Okosystems fiir Industrielle KI — mit mehr als
150 Projekten aus 18 Mitgliedstaaten, einschlieBlich der Entwicklung
eines offenen KI-Basismodells mit Reasoning-Fahigkeiten. Erste Pro-
jekte sollen Ende 2026 starten.

— Mit der Rechenzentrumsstrategie hat sich Deutschland vorgenom-
men, die Kapazititen fiir KI und High-Performance-Computing bis
2030 zu vervierfachen. Fiir den beschleunigten Ausbau von KI-Re-
chenkapazitdten sollen u. a. schneller geeignete Flachen ausgewiesen
und entwickelt, Rechenzentren schneller ans Netz angeschlossen und
Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt werden.

— Die Expertenkommission KI und Wettbewerb hat der Bundesregie-
rung konkrete Handlungsempfehlungen u. a. zu souverdner KI gege-
ben, welche derzeit intensiv gepriift werden.

Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, kiinftig grof3e
Uwe Schulz KI-Sprachmodelle, Large Language Models, im
(AfD) Eigenbetrieb oder iiber beauftragte Dienstleister

fiir die Entwicklung, Priifung oder Fortentwick-
lung von Cybersicherheitssystemen, insbesondere
zur  Schwachstellenerkennung, Angriffserken-
nung, Malwareanalyse oder Lagebildauswertung,
einzusetzen, und welcher Zeitrahmen ist hierfiir
vorgesehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung nimmt die aktuelle technische Entwicklung bei
KI-Sprachmodellen aufmerksam zur Kenntnis. Sie priift dabei kontinu-
ierlich, inwieweit sich daraus Handlungsbedarf fiir ihre Aufgabenerledi-
gung, auch in den genannten Themenfeldern, ergibt.

Abgeordneter Inwiefern beabsichtigt sich die Bundesregierung
Stefan Seidler an der Ausgestaltung sowie an der operativen und
(fraktionslos) strukturellen Unterstiitzung des geplanten Regio-

nalhubs zum Schutz von Unterseekabeln in der
Ostsee zu beteiligen (https://table.media/berlin/ne
ws/unterseekabel-sabotage-eu-investiert-in-zwei-r
egionalhubs?utm_source=web&utm_medium=co
py&utm_campaign=share), und welche konkreten
Beitrdge plant sie hierflir im Einzelnen hinsicht-
lich finanzieller Mittel, personeller Ressourcen,
Material sowie institutioneller Zustidndigkeiten
bereitzustellen (bitte einzeln auflisten)?


https://www.table.media/berlin/news/unterseekabel-sabotage-eu-investiert-in-zwei-regionalhubs?utm_source=web&utm_medium=copy&utm_campaign=share
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Thomas
Jarzombek
vom 9. Juli 2026

Mit dem EU Foérderprogramm Digital Europe (DEP) wird der Aufbau
von regionalen Kabelknotenpunkten (Regional Cable Hubs) gefordert.
Finnland hat sich auf die Ausschreibung zur Bildung eines solchen Re-
gional Cable Hubs fiir die Ostsee beworben. Inzwischen hat Finnland
den Zuschlag erhalten und koordiniert nun die weiteren Schritte. Von
deutscher Seite beteiligt sich das DLR-Institut fiir den Schutz maritimer
Infrastrukturen mit einem Projekt zur Seeraumiiberwachung. Das DLR
ist selbstidndiger Projektpartner und iibernimmt die notwendige Co-Fi-
nanzierung. Weitere Teilnehmer sind Vertreter aus Dinemark, Estland,
Lettland und Schweden.

184. Abgeordnete Welche Gesamtkosten fiir externe Beratungs-
Donata dienstleistungen im Geschéftsbereich des Bundes-
Vogtschmidt ministeriums fiir Digitales und Staatsmodernisie-
(Die Linke) rung einschlieBlich nachgeordneter Behorden sind

bisher entstanden (bitte neben den Gesamtkosten
die Empfanger der zehn kostenméfig umfang-
reichsten Beratungsdienstleistungen nennen nebst
der jeweils entstandenen Kosten), und wie grof3
waren die Gesamtkosten fiir interne Beratungs-
dienstleistungen im selben Zeitraum?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Philipp Amthor
vom 8. Juli 2026

Die Ressorts sind gemifB Beschluss des Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages (Ausschussdrucksache 19(8)3252) verpflichtet, je-
weils im Folgejahr nach Abschluss eines Haushaltsjahres mit den Unter-
lagen zu den Berichterstattergespriachen einen Bericht zu den Auftragen
an externe Berater vorzulegen. Unterjdhrig halten die Ressorts keine be-
lastbaren Gesamtauswertungen fiir die erbetenen Angaben vor, weshalb
sie fir die Beantwortung der Frage hindisch erhoben werden mussten.
Angesichts der Kiirze der fiir die Beantwortung von parlamentarischen
Fragen zur Verfligung stehenden Zeit konnen Unsicherheiten bzw. Un-
schirfen bei der Beantwortung nicht ausgeschlossen werden.

Zur Beantwortung der Frage wurde die Definition des Begriffs ,,externe
Beratungsleistungen gemaf3 Beschluss des Haushaltsausschusses des
Deutschen Bundestages vom 9. Juni 2021 zugrunde gelegt und untenste-
hende tabellarische Ubersicht erstellt. ,Interne Beratungsleistungen®
sind hingegen nicht definiert, weshalb dazu auch keine Daten erhoben
werden.

Gesamtkosten fiir externe Beratungsdienstleistungen seit Griindung des BMDS am 06.05.2025

Auftragnehmer Gesamtkosten in Euro
PD Berater der 6ffentlichen Hand GmbH 1.575.282,94
ZenDiS GmbH 393.466,00
WIK-Consult GmbH 362.922,07
PricewaterhouseCoopers GmbH; Nachunternehmen: BearingPoint GmbH 69.111,00
mc-quadrat e. K. 11.900,00
2.412.682,01
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr

185. Abgeordneter Welche Varianten wurden fiir eine Sanierung der
Karl Bir Isarbriicke liber die B13 am Ortseingang von
(BUNDNIS 90/ Lenggries gepriift, und wird die Bundesregierung

DIE GRUNEN) sicherstellen, dass eine Sperrung der Briicke nicht
vor oder gleichzeitig mit der Erneuerung der
Staatsstrafle 2072 stattfindet, so wie es vor Ort
parteiiibergreifend gefordert wurde, und wenn ja,
wie (Quelle: https://ris.komuna.net/lenggries/app/
sitzungen/192002481)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 10. Juli 2026

Die Briicke iiber die Isar und die B 13 im Zuge der Staatsstralle 2574 in
Lenggries ist nicht Teil des Bundesfernstralennetzes. Fiir die St 2574 ist
der Freistaat Bayern als Baulasttriger zustindig.

186. Abgeordneter Erwigt die Bundesregierung nach wie vor den im
Leon Eckert Beteiligungsbericht 2023 angedeuteten Verkauf
(BUNDNIS 90/ der Bundesanteile am Flughafen Miinchen Franz-
DIE GRUNEN) Josef-Straul zu verwirklichen, und wenn ja, wann

(www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/S
tandardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatis
ierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspoli
tik/Beteiligungsberichte/beteiligungsbericht-des-b
undes-2023.pdf? _blob=publicationFile&v=2)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Luftfahrtstrategie vom 10. Juni
2026 klar zum Luftverkehrs- und Luftfahrtindustriestandort Deutschland
bekannt. Als Mitgesellschafter am Flughafen Miinchen ist das Interesse
der Bundesrepublik Deutschland auf eine positive und wirtschaftlich
profitable Entwicklung des Flughafens gerichtet. Zukiinftige Handlungs-
optionen werden unter Beriicksichtigung der Luftfahrtstrategie der Bun-
desregierung fortlaufend gepriift.

187. Abgeordneter Wie hoch war die Anzahl der infrastrukturbeding-
Matthias Gastel ten Storungen auf der Riedbahn pro Monat zwi-
(BUNDNIS 90/ schen Dezember 2025 und Mai 2026 jeweils, und

DIE GRUNEN) wie hoch sind die Gesamtkosten der General-
sanierung Riedbahn?


https://www.ris.komuna.net/lenggries/app/sitzungen/192002481
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/beteiligungsbericht-des-bundes-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 6. Juli 2026

Die Messung der infrastrukturbedingten Stérungen nimmt die DB
InfraGO AG auf Basis der Codierten Verspatungsminuten (cVmin) vor.

2025 2026
Monat 12 1 2 3 4 5
cVmin 5.829 7.348 | 11.832 | 10.442 7.921 8.666

Die Gesamtkosten liegen unverandert bei rund 1,5 Mrd. Euro.

188. Abgeordneter Sind fiir die fertiggestellten Tunnelbauwerke im
Matthias Gastel Rahmen des Projekts Stuttgart 21Beliiftungsfahr-
(BUNDNIS 90/ ten notwendig, und wenn ja, in welchem Umfang
DIE GRUNEN) finden diese zu welchen Kosten statt (vgl. www.st

uttgarter-zeitung.de/inhalt.chaos-bei-stuttgart-21-
bahnfahrer-in-der-region-muessen-sich-auf-schli
mmstes-einstellen.6¢371541-a593-46¢ca-89d7-bas
5d1483ce9.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung ist fiir die Beantwortung der Frage auf die Zuar-
beit der Deutschen Bahn AG angewiesen. Die erbetenen Informationen
konnen dort wegen der erfragten Detailtiefe nicht in der fiir eine schrift-
liche Frage im parlamentarischen Fragewesen zur Verfiigung stehenden
Zeit zur Verfligung gestellt werden.

189. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Zeitplan fiir die Sanierung der
Alexis L. Giersch  beiden groflen Schleusenkammern in Brunsbiittel?
(ATD)

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Christian Hirte
vom 6. Juli 2026

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 11 der Kleinen
Anfrage ,, Teilweise Sperrung der Schleuse Brunsbiittel sowie moglicher
wirtschaftlicher Schaden und Betriebseinschrankungen am Nord-Ostsee-
Kanal“ auf Bundestagsdrucksache 21/5094 verwiesen.


https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.chaos-bei-stuttgart-21-bahnfahrer-in-der-region-muessen-sich-auf-schlimmstes-einstellen.6c371541-a593-46ca-89d7-ba55d1483ce9.html
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190. Abgeordneter Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung aktu-
Christian Gorke ell aufgrund von Finanzierungsliicken auf Bun-
(Die Linke) des- oder Landesebene die Gefahr, dass der Aus-

bau der Bahnstrecke Cottbus-Gorlitz komplett ge-
stoppt werden konnte (s. www.weisswasser.de/akt
uelles/lausitzrunde-fordert-den-vollstaendigen-zw
eigleisigen-ausbau-als-voraussetzung-fuer-struktu
rwandel-und-europaeische-vernetzung, Antwort
bitte auch begriinden), und wenn ja, was plant
bzw. tut die Bundesregierung, um dies zu verhin-
dern (z. B. durch einen héheren Bundesanteil, so-
fern Landesmittel wegfallen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 6. Juli 2026

Das Schieneninfrastrukturvorhaben ,,Strecke Berlin — Cottbus — Weil3-
wasser — Gorlitz (— Breslau)“ befindet sich, mit Ausnahme der Teilmal3-
nahme ,,Bahnhof Goérlitz, 1. Baustufe, aktuell in der Grundlagenermitt-
lung/Vorplanung (Lph 1/2 nach HOAI). Aus diesem Grund hat der Frei-
staat Sachsen, mit Ausnahme der TeilmaBinahme ,,Bahnhof Gorlitz,
1. Baustufe, lediglich eine Freigabe der Planungskosten fiir die Leis-
tungsphasen 1 und 2 HOAI beim Bund-Lénder-Koordinationsgremium
erwirkt.

Fiir weitergehende Informationen zum Projekt, insbesondere hinsichtlich
einer ersten Kostenschitzung, bleiben zunéchst die Ergebnisse der Vor-
planung abzuwarten.

191. Abgeordneter In welchem Umfang hat die Deutsche Bahn AG,
Lars Haise beziehungsweise ihr Tochterunternehmen DB
(AfD) InfraGO sogenannten klimafreundlichen, griinen

Stahl in den Jahren 2025 bis 2030 verbaut oder
plant sie, diesen zu verbauen (bitte Streckenldnge,
Gewicht, Anteil an der gesamten Schienenbau-
leistung und Kostenrahmen angeben), und wel-
ches Zertifizierungssystem stellt sicher, dass ent-
lang der Wertschopfungskette tatsachlich nur die
versprochenen, verminderten Emissionen anfal-
len?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 9. Juli 2026

Zur Nachweisfiihrung nutzt die Deutsche Bahn AG regelmifBig Umwelt-
produktdeklarationen entsprechend EN 15804+A2. Im Ubrigen wird auf
die Antwort der Bundesregierung) zur Kleinen Anfrage ,,Deutsche Bahn
AG und die Zukunft des griinen Stahls in Deutschland* (Bundestags-
drucksache 21/3563) verwiesen.


https://www.weisswasser.de/aktuelles/lausitzrunde-fordert-den-vollstaendigen-zweigleisigen-ausbau-als-voraussetzung-fuer-strukturwandel-und-europaeische-vernetzung
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192. Abgeordneter Inwiefern war die Anderung der Berichtspflichten
Cem Ince fiir die Schienenverkehrsunfallstatistik durch den
(Die Linke) Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache

20/6822 durch die alle Unternehmen, die unter die
EU-Richtlinie 2016/798 und an das Eisenbahn-
bundesamt auskunftspflichtig sind, nicht mehr an
das Statistische Bundesamt auskunftspflichtig
sind nach Auffassung der Bundesregierung ziel-
fiihrend — mit Blick darauf, dass die Schienenver-
kehrsunfallstatistik nur noch die Anzahl der Un-
fille von Stralenbahnen nach BOStraB, Schmal-
spur- und Anschlussbahnen nach ESBO bzw.
BAO sowie von Fahrzeugen, die nach der EBO
fahren und nicht unter die EU-Richtlinie fallen,
beinhaltet und dadurch allein meiner Ansicht nach
kaum Aussagekraft mehr hat, wihrend dem ledig-
lich eine erwartete Reduzierung des jihrlichen Er-
filllungsaufwands  bei ~ Unternehmen  um
6.516 Euro sowie um 3.720 Euro beim Statisti-
schen Bundesamt gegeniibersteht; und wie ist der
Stand der laut Gesetzesbegriindung zeitnah vorge-
sehenen wissenschaftlichen Evaluierung zum fort-
zufiihrenden Teil der Schienenverkehrsunfallsta-
tistik und einer darauf basierenden mdglichen
weiteren gesetzlichen Anpassung der Schienen-
verkehrsunfallstatistik?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 6. Juli 2026

Der Entfall der Berichtspflicht im Verkehrsunfallstatistikgesetz war ziel-
fithrend, weil das Schienenverkehrsunfallgeschehen weiterhin so umfas-
send erfasst wird wie bisher, wahrend biirokratische Belastungen durch
doppelte Auskunftspflichten vermieden werden.

Ein Forschungsvorhaben zur Analyse der Datenerhebung von Strafen-
bahn-Unféllen im Auftrag des Deutschen Zentrums fiir Schienenver-
kehrsforschung beim Eisenbahn-Bundesamt trdgt zur Evaluierung der
entsprechenden rechtlichen Regelungen bei.

Die Veroffentlichung des Schlussberichts ist dieses Jahr vorgesehen.

193. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
Max Lucks iiber die von der Deutschen Bahn AG angekiin-
(BUNDNIS 90/ digte Reduzierung beziehungsweise den Wegfall
DIE GRUNEN) von ICE Halten in Essen, Duisburg, Hamm und

Diisseldorf (bitte die Zahl der tdglichen Fernver-
kehrshalte am Bochumer Hauptbahnhof, die da-
durch entfallen inklusive Ziel der Verbindungen,
angeben), und wie bewertet sie die Auswirkungen
auf die Attraktivitdt des klimafreundlichen Schie-
nenverkehrs (www.waz.de/lokales/bochum/article
412307945/zu-viel-verspaetung-bahn-streicht-ab-j
uli-ice-halte-in-vielen-nrw-staedten.html)?


https://www.waz.de/lokales/bochum/article412307945/zu-viel-verspaetung-bahn-streicht-ab-juli-ice-halte-in-vielen-nrw-staedten.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 7. Juli 2026

Um in der aktuell besonders herausfordernden Lage mit eingeschrénkter
Netzkapazitit den Betrieb zu stabilisieren, werden ab dem 11. Juli 2026
einzelne Fernverkehrsziige voriibergehend nicht halten.

Fiir die betroffenen Stadte bedeutet das im Einzelnen:
— In Bochum entfallen zwolf der regulédr rund 90 Fernverkehrshalte.

— Fiir Diisseldorf entfallen kiinftig vier der 150 téglichen Fernverkehrs-
halte.

— Duisburg verfiigt in Zukunft iiber 130 statt 150 tdgliche Fernver-
kehrshalte.

— Am Bahnhof Essen gibt es fortan 110 statt 122 téglicher Fernver-
kehrshalte

— In Hamm halten kiinftig am Tag 42 anstatt 58 Fernverkehrsziige.

Die betroffene Halte verfligen iiber zahlreiche alternative Fernverkehrs-
verbindungen. Mit dem dichten Alternativangebot im Nahverkehr oder
den zahlreichen anderen Fernverkehrsziigen gelangen die Fahrgéste wei-
terhin schnell zum ndchsten Bahnhof, wo sie in die gewiinschte Verbin-
dung umsteigen konnen. Negative Auswirkungen auf die Attraktivitat
des klimafreundlichen Schienenverkehrs befiirchtet die Bundesregierung

nicht.

194. Abgeordnete Wie viele Fordergelder wurden 2024, 2025 und
Swantje Henrike werden voraussichtlich 2026 fiir den fahrradtau-
Michaelsen glichen Ausbau der Betriebswege an Bundeswas-
(BUNDNIS 90/ serstralen vergeben, und ist es zutreffend dass die

DIE GRUNEN) Fordergelder fiir den fahrradtauglichen Ausbau
der Betriebswege an Bundeswasserstraflen bereits
bis 2027/2028 gebunden sind, und wenn ja, in
welcher Hohe (bitte ab 2026 pro Jahr angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Christian Hirte
vom 7. Juli 2026

Fir die Mitfinanzierung des radverkehrstauglichen Ausbaus der Be-
triebswege an den Bundeswasserstralen hat die Wasserstralen- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) im Jahr 2024 480.000 Euro
und im Jahr 2025 576.000 Euro an Kommunen ausgezahlt. Bereits lau-
fende Mallnahmen werden im Jahr 2026 mit rund 4 Mio. Euro weiterfi-
nanziert.
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195. Abgeordneter Wie hoch sind die tatsdchlichen Mittelabfliisse
Reinhard Mixl aus dem Sondervermdgen fiir Infrastruktur und
(AfD) Klimaneutralitat fiir Investitionen in die Schie-

neninfrastruktur seit dessen Inkrafttreten bis zum
jetzigen Zeitpunkt (bitte die Gesamtsumme ange-
ben), und fiir welche konkreten Mallnahmen, Pro-
jekte oder Programme der Deutschen Bahn AG
bzw. der bundeseigenen Eisenbahninfrastruktur-
unternehmen wurden diese Mittel bislang verwen-
det (bitte die 13 kostentrachtigsten Vorhaben auf-
listen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 9. Juli 2026

Bis zum Zeitpunkt 30. Juni 2026 wurden im Sondervermogen Infra-
struktur und  Klimaneutralitit Bundesmittel in Hoéhe von
14.421.165.087,52 Euro fiir Investitionen in die Schieneninfrastruktur
bereitgestellt. Die Mittel sind fiir Ersatzinvestitionen und Instandhaltung
beim bestehenden Schienennetz und dessen Digitalisierung eingesetzt
worden.

196. Abgeordnete Wie viele Fernverkehrsziige hatten nach Kenntnis
Cansu Ozdemir der Bundesregierung am Hamburger Hauptbahn-
(Die Linke) hof innerhalb der vergangenen vier Jahre Verspé-

tung (bitte jeweils als absolute sowie relative Zahl
im Verhéltnis der Gesamtanzahl der Fernver-
kehrsziige angeben), und wie viele Minuten be-
trug die durchschnittliche Verspitung aller ver-
spateten Ziige in den jeweiligen Jahren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 9. Juli 2026

s - Anzahl verspitete Halte Anteil der verspéteten Halte

Jahr Pi;nl];t;lcll:ffgfl‘tﬁr;fbiﬁv des SPFV in Hamburg in Hamburg Hbf an den
g Hauptbahnhof gesamten Halten SPFV

2022 65,2 Prozent 48.840 1,5 Prozent
2023 64,3 Prozent 51.996 1,7 Prozent
2024 59,3 Prozent 55.665 1,8 Prozent
2025 61,0 Prozent 54.833 1,8 Prozent

197. Abgeordneter Gibt es bei der Generalsanierung der Bahnstrecke

Stefan Schmidt Niirnberg-Regensburg MaBnahmen, die bis zum

(BUNDNIS 90/ Abschluss der Generalsanierung am 10. Juli 2026

DIE GRUNEN) absehbar nicht oder nicht piinktlich umgesetzt
werden konnen (bitte Mafinahmen aufschliisseln),
und was sind die Ursachen fiir eventuelle Verzo-
gerungen im Ablauf oder Verzicht auf die Mal-
nahmen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 6. Juli 2026

Die Bundesregierung ist fiir die Beantwortung der Frage auf die Zuar-
beit der Deutschen Bahn AG angewiesen. Die erbetenen Informationen
konnen dort wegen der erfragten Detailtiefe nicht in der fiir eine schrift-
liche Frage im parlamentarischen Fragewesen zur Verfligung stehenden
Zeit zur Verfligung gestellt werden.

198. Abgeordneter Mit welcher Hohe an Kostensteigerungen kalku-
Stefan Seidler liert die Bundesregierung vor dem Hintergrund
(fraktionslos) der vom Bundesrechnungshof erwarteten Kosten-

steigerung zur Hinterlandanbindung der Fehmarn-
beltquerung (www.shz.de/deutschland-welt/schles
wig-holstein/artikel/rechnungshof-deckt-auf-gleis
e-zum-fehmarnbelt-noch-viel-teurer-50670492)
aktuell fiir die Hinterlandanbindung, und hat die
Bundesregierung die dénische Regierung {iber
diese Kalkulation bereits informiert, und wenn
nein, aus welchen Griinden nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 7. Juli 2026

Das dénische Verkehrsministerium und das Bundesministerium fiir Ver-
kehr (BMV) werden gemeinsam mit den jeweiligen Projekttragern be-
lastbare Aussagen zu einem neuen Inbetriebnahmetermin fiir die Feste
Fehmarnbeltquerung (FBQ) und deren Hinterlandanbindung machen,
sobald die inhaltlichen Voraussetzungen dafiir gegeben sind. Dieser neue
Inbetriebnahmetermin wird dann auch die Basis fiir eine aktualisierte
Gesamtkostenschitzung sein.

199. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung die auch beim
Stefan Seidler Hafentag 2026 erhobenen Forderungen nach einer
(fraktionslos) stiarkeren finanziellen Beteiligung des Bundes zur

Bewiltigung eines bundesweiten Sanierungsstaus
in die Hafeninfrastruktur von rund 15 Mrd. Euro
(www.shz.de/deutschland-welt/schleswig-holstei
n/artikel/haefen-fordern-milliarden-vom-bund-sh-
will-lauter-werden-50720831), und welche kon-
kreten Konsequenzen zieht sie hieraus fiir die
Aufstellung des Bundeshaushalts 2027 sowie fiir
eine kurzfristige Offnung von Sondervermogen
fiir Investitionen in die Hafeninfrastruktur und
Wasserstrafien?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Hirte
vom 7. Juli 2026

Die Zustindigkeit fiir Hafen obliegt den Landern. Neben dem sog. Ha-
fenlastenausgleich in Hoéhe von rd. 38 Mio. Euro jéhrlich finanziert der


https://www.shz.de/deutschland-welt/schleswig-holstein/artikel/rechnungshof-deckt-auf-gleise-zum-fehmarnbelt-noch-viel-teurer-50670492
https://www.shz.de/deutschland-welt/schleswig-holstein/artikel/haefen-fordern-milliarden-vom-bund-sh-will-lauter-werden-50720831
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Bund die Hinterlandanbindung der Hifen iiber Schiene, Stralle und Was-
serstrale mit Milliardenbetrdgen. Des Weiteren stellt der Bund finan-
zielle Mittel fiir militdrische Hafeninfrastruktur sowie fiir Innovationen
zur Verfligung. Zudem werden den Landern und Kommunen im Rahmen
des Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Lén-
dern und Kommunen (LuKIFG) vom Bund 100 Mrd. Euro aus dem Son-
dervermogen fiir Infrastruktur und Klimaneutralitit (SVIK) fiir Investi-
tionen in ihre Infrastruktur zur Verfiigung gestellt. Die Lénder entschei-
den eigenstindig iiber die Verteilung und Verwendung der Mittel im
Rahmen des Gesetzes und konnen sie auch fiir Investitionen in ihre Ha-

fen nutzen.

200. Abgeordnete Welche konkreten A-39-BaumaBnahmen (Erhalt
Dr. Julia Verlinden und/oder Neubau, unabhingig davon, ob Fahr-
(BUNDNIS 90/ streifen fiir die Mafnahme gesperrt werden miis-

DIE GRUNEN) sen oder nicht) plant die Autobahn GmbH des
Bundes fiir die Jahre 2026 und 2027 (bitte jeweils
geplante Maflnahme im Detail, Zeitrdume und
Status der Finanzierung angeben), und inwiefern
stimmt sie sich dazu mit der DB InfraGo AG und
mit den betroffenen Kommunen ab — vor dem
Hintergrund, dass im Juni 2026 sehr kurzfristig
ein Abschnitt der A 39 nérdlich von Liineburg fiir
SanierungsmafBnahmen voll gesperrt wurde
(www.landeszeitung.de/lokales/lueneburg-lk/luen
eburg-vollsperrung-der-a39-richtung-hamburg-so-
verlaeuft-die-umleitung-fuer-pendler-E4ZQ6PZG
S5CHDGLHJE4GDXYYTA. html) und zeitgleich
die DB InfraGo AG am Schienennetz baut, sodass
weniger Ziige auf der parallelen Strecke zwischen
Hamburg und Liineburg unterwegs sein kdnnen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Hirte
vom 6. Juli 2026

In diesem Jahr sieht die Autobahn GmbH des Bundes in den Kalender-
wochen 42 bis 44 die Herstellung von vier Mittelstreifeniiberfahrten auf
der A 39 zwischen den Anschlussstellen Bockelmannstraf3e und Blecke-
der Landstrafle vor. Die Verkehrsfithrung wird nicht unterbrochen. Aus-
sagen zu BaumaBnahmen im Jahr 2027 sind noch nicht mdglich. Alle
BaumafBnahmen werden frithzeitig mit Beteiligten und Betroffenen ab-

gestimmt.

201. Abgeordneter Welche Fortschritte gibt es beim Ausbau der digi-
Ulrich von Zons talen Leit- und Sicherungstechnik (ETCS) im
(AfD) Schienennetz?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 7. Juli 2026

Gemal der ,,Agenda fiir zufriedene Kunden auf der Schiene® ist die DB
InfraGo AG aufgefordert, bis Ende 2026 einen mit der Branche abge-


https://www.landeszeitung.de/lokales/lueneburg-lk/lueneburg-vollsperrung-der-a39-richtung-hamburg-so-verlaeuft-die-umleitung-fuer-pendler-E4ZQ6PZGS5CHDGLHJE4GDXYYTA.html
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stimmten, verbindlichen Vorschlag vorzulegen, wie die bundeseigene
Schieneninfrastruktur digitalisiert werden kann. Damit die Einfithrung
des interoperablen Zugsteuerungs- und Zugsicherungssystems ETCS
bestmoglich erfolgt, wurde am 17. April 2026 eine Koordinierungsstelle
gegriindet. Sie soll die Ausriistung dhnlicher Fahrzeuge kostengiinstig
zusammenfassen und die Fahrzeugausriistung passend zu den ausgeriis-
teten Strecken koordinieren.

202. Abgeordneter Welche Rheinquerungen im Bundesfernstra3en-
Ulrich von Zons netz in NRW bewertet die Bundesregierung als
(AfD) vordringlich sanierungs- oder ersatzneubaube-

diirftig, und welche Zeitplanung (Planung, Bau-
beginn sowie Fertigstellung) ist jeweils vorge-
sehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Christian Hirte
vom 7. Juli 2026

Die folgenden Bauwerke werden beplant. Die Planungen haben noch
nicht Genehmigungsreife. Insofern sind keine belastbaren Aussagen zur
zeitlichen Umsetzung moglich. Es handelt sich hierbei um:

— Bundesstrafie B 220, Rheinbriicke Emmerich (Ersatzneubau der Vor-
landbriicke)

— Bundesstrafie B 288, Rheinbriicke Krefeld—Uerdingen (komplett)
— Bundesstrafle B 1, Rheinbriicke Joseph-Kardinal-Frings(komplett)
— Autobahn A 46, Rheinbriicke Flehe (komplett)

— Autobahn A 4, Rheinbriicke K6In—Rodenkirchen (komplett)

— Autobahn A 565, Rheinbriicke Friedrich—Ebert (komplett)

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

203. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen
René Bochmann Handlungsbedarf zur Anpassung der bundesrecht-
(AfD) lichen Vorschriften oder der auf Bundesebene um-

gesetzten unionsrechtlichen Vorgaben, die land-
wirtschaftliche Betriebe dazu verpflichten, die
Exkremente von Nutztieren (z. B. Rinder oder
Schweine) getrennt von den sanitdren Abwéssern
der im Betrieb beschéftigten Personen zu erfassen
und zu entsorgen, und wenn nein, aus welchen
fachlichen, hygienischen oder umweltrechtlichen
Griinden hilt die Bundesregierung diese Tren-
nung fir erforderlich?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 7. Juli 2026

Unter dem Begriff Wirtschaftsdiinger sind alle bei der Tierhaltung anfal-
lenden tierischen Ausscheidungen, wie beispielsweise Giille, Jauche,
Stallmist, und Stroh, die als Diingemittel auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flachen angewandt werden sollen, zusammengefasst. Die auf land-
wirtschaftlichen und gewerblichen Betrieben anfallenden Wirtschafts-
diinger sind so zu lagern und im Rahmen einer ordnungsgeméfen Land-
wirtschaft und Flachenbewirtschaftung so zu verwerten, dass die Grund-
sidtze der guten fachlichen Praxis eingehalten werden. Durch
landesrechtliche Vorschriften ist geregelt, dass Wirtschaftsdiinger wie
Giille und Jauche grundsétzlich nicht als Abwasser in die 6ffentliche Ka-
nalisation eingeleitet werden darf. Griinde fiir die Einleitungsverbote
sind im Wesentlichen die massive Uberlastung der kommunalen Kliran-
lagen durch den extrem hohen Gehalt an biologisch abbaubaren Stoffen,
Restriktionen bei der Klarschlammverwertung und technische Schiden
an den Abwasseranlagen, beispielsweise Pumpen und Leitungen, durch
den hohen Trockensubstanzanteil. Die Einleitung von Abwasser von in
der Landwirtschaft beschiftigten Personen ist der kommunalen Abwas-
serbeseitigung zuzuordnen. In der Regel wird auf kommunaler Ebene
geregelt, ob ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht und ob Be-
triebe an die 6ffentliche Kanalisation anzuschlieBen sind.

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf. Wirtschaftsdiinger
sollen eingesetzt werden, um die pflanzengerechte Néhrstoffversorgung
zu sichern und betrieblicher Nahrstoftkreislaufe zu schliefen und die
Wirtschaftlichkeit durch den Ersatz teurer Mineraldiinger erhdhen. Eine
gemeinsame Entsorgung von Wirtschaftsdiinger ist mit der kommunalen
Abwasserbehandlung aus technischen Griinden nicht moglich und mit
dem Gewdsser- und Gesundheitsschutz nicht vereinbar.

204. Abgeordneter Welche Forschungsvorhaben wurden vom Bun-
Harald Ebner desamt fiir Naturschutz im Zusammenhang mit
(BUNDNIS 90/ dem Forschungsbereich ,,Erforschung von Uber-
DIE GRUNEN) lebensraten von Welpen und Jungwolfen und Zu-

sammenhinge zwischen den verschiedenen in
Deutschland vorkommenden Populationen (Haus-
haltstitel ,,Forschung, Untersuchungen und Ahnli-
ches* in Kapitel 1604 Titel 544 01, siche Griin-
buch BMUKN, S. 182 unter www.bundesumwelt
ministerium.de/fileadmin/Daten BMU/Downloa
d PDF/Ministerium/gruenes_buch 2026 bf.pdf)
ausgeschrieben, sind in entsprechender Vorberei-
tung oder wurden bereits an Auftragnehmende
vergeben (bitte tabellarisch auflisten mit Auftrag-
nehmer, Forschungsfragen und Teilsummen), und
warum sind im Forschungsrahmen 2026 des Bun-
desministeriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) keine
Projekte zu diesem Bereich enthalten bzw. ge-
nannt (siche www.bundesumweltministerium.de/f
ileadmin/Daten_ BMU/Download PDF/Forschun
g/ressortforschungsplan_gesamt 2026 bf.pdf)?


https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Ministerium/gruenes_buch_2026_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Forschung/ressortforschungsplan_gesamt_2026_bf.pdf
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 10. Juli 2026

Aktuell befinden sich keine durch das Bundesministeriums fiir Umwelt,
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) beauftrag-
ten Forschungsvorhaben mit der o. g. Thematik in der Vergabe oder in
der Planung zur Vergabe. Aufgrund der bereits vorliegenden demografi-
schen Studie (,,Habitatmodellierung und Abschéitzung der potenziellen
Anzahl von Wolfsterritorien in Deutschland®, BfN-Skripten 556, https://
bfn.bsz-bw.de/frontdoor/index/index/docld/49) und weiteren Analysen,
die im Rahmen der Vorbereitung des nationalen FFH-Berichts 2025
durchgefiihrt wurden, besteht aktuell kein Forschungsbedarf in Hinblick
auf die Uberlebensraten von Welpen. Die demografische Entwicklung
und Verwandtschaftsverhaltnisse der verschiedenen Wolfsvorkommen in
Deutschland werden zurzeit regelméBig im Rahmen des bundesweiten,
standardisierten GrofBraubtiermonitorings und im Rahmen der Bund-
Lander-Verwaltungsvereinbarung zur GroBkarnivorengenetik erhoben.
Mit den vorhandenen Erkenntnissen ist der ressortakzessorische For-
schungsbedarf des BMUKN hinreichend gedeckt, von einer Ausschrei-
bung trotz vorgesehener Haushaltsmittel wurde aus Wirtschaftlichkeits-
griinden insofern abgesehen.

205. Abgeordneter Wann wird die Konsultation von Landen und Ver-
Harald Ebner bianden zum Referentenentwurf des Gesetzes zur
(BUNDNIS 90/ Starkung der Natiirlichen Infrastruktur beginnen,
DIE GRUNEN) dessen Beschluss im Kabinett von dem Bundes-

minister fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz
und nukleare Sicherheit Carsten Schneider fiir
Anfang Juli angekiindigt wurde (vgl. www.bunde
sumweltministerium.de/meldung/carsten-schneide
r-zum-infrastruktur-zukunftsgesetz), und falls die
Bundesregierung dafiir noch keinen Termin nen-
nen kann, warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 7. Juli 2026

Die Konsultation von Landern und Verbédnden zum Entwurf eines Geset-
zes zur Starkung der Natiirlichen Infrastruktur wurde am 6. Juli eingelei-

tet.

206. Abgeordneter Welche Fahrzeuge (bitte nach den vierzehn hiu-
Julian Joswig figsten Fahrzeugmarken aufschliisseln und jeweils
(BUNDNIS 90/ die Anzahl der geforderten Fahrzeuge angeben)

DIE GRUNEN) wurden bis zum 30. Juni 2026 im Rahmen der
neuen E-Autoforderung des Bundes gefordert,
und welche Mittel wurden hierfiir aus dem insge-
samt 3 Mrd. Euro grolem Fordertopf verwendet?


https://bfn.bsz-bw.de/frontdoor/index/index/docId/49
https://www.bundesumweltministerium.de/meldung/carsten-schneider-zum-infrastruktur-zukunftsgesetz
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita
Schwarzelithr-Sutter
vom 10. Juli 2026

Die Beantwortung erfolgt auf Grundlage der bis zum 30. Juni 2026 er-
folgten Bewilligungen. Die Forderfille werden sowohl auf Ebene der
Automobilkonzerne als auch der Fahrzeugmarken dargestellt. Da die
Automobilindustrie iiberwiegend durch Mehrmarkenkonzerne gepragt
ist, bildet die Darstellung auf Konzernebene die Unternehmensstruktur
der Automobilindustrie ab, wihrend die Darstellung auf Markenebene
die Verteilung auf die einzelnen Fahrzeugmarken zeigt.

Die insgesamt aus dem Forderprogramm bis zum 30. Juni 2026 veraus-
gabten Mittel belaufen sich auf 53,9 Mio. Euro.

Die Auswertung umfasst die seit Beginn der Antragstellung am 19. Mai
2026 bewilligten Antrdge und bildet daher lediglich eine Momentauf-
nahme des bisherigen Fordergeschehens ab. Aufgrund des noch kurzen
Forderzeitraums und der hohen Dynamik des Marktes fiir Elektrofahr-
zeuge mit fortlaufenden Modellneueinfithrungen lassen sich daraus noch
keine belastbaren Riickschliisse auf die Verteilung der Forderung iiber
die Gesamtlaufzeit des Forderprogramms ziehen.

Tabelle 1: Die 14 Automobilkonzerne mit den meisten bewilligten For-
derfillen bis zum 30. Juni 2026

Lfd. Nr. Konzern (Top 14) Enthaltene Marken Anzahl Fahrzeuge
1. Volkswagen Group Audi, Cupra/SEAT, Porsche, Skoda, VW 2.720
2. Stellantis Citroen, DS, Fiat, Jeep, Leapmotor, Opel, 2.278

Peugeot
3. Tesla Tesla 2.086
4. Hyundai Motor Group Hyundai, Kia 1.264
5. Renault Group Dacia, Renault 784
6. BMW Group BMW, MINI 554
7. BYD Company BYD 544
8. Ford Motor Company Ford 418
9. Mazda Motor Corporation Mazda 159
10. Toyota Group Lexus, Toyota 151
11. Mercedes-Benz Group Mercedes Benz 133
12. SAIC Motor MG Roewe 133
13. Geely Lynk & Co, Polestar, Volvo 123
14. XPENG XPENG 93

Tabelle 2: Die 14 Fahrzeugmarken mit den meisten bewilligten Forder-
féllen bis zum 30. Juni 2026

Lfd. Nr. Marke (Top 14) Anzahl Fahrzeuge
1. Tesla 2.086
2. Skoda 1.197
3. Renault 784
4. Cupra/SEAT 712
5. Hyundai 637
6. Kia 627
7. Leapmotor 613
8. Volkswagen 593
9. BYD 544

10. Citroén 472
11. BMW 451
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Lfd. Nr. Marke (Top 14) Anzahl Fahrzeuge

12. Ford 418

13. Opel 407

14. Fiat 393
207. Abgeordneter Plant die Bundesregierung die Klimawirkungs-
Dr. Michael und Risikoanalyse 2021 fiir Deutschland (KWRA
Kaufmann 2021), die wesentlich auf dem vom IPCC verwen-
(AfD) deten Szenario RCP8.5 beruht, das inzwischen als

iiberholt bzw. nicht mehr plausibel bewertet wird,
wissenschaftlich und methodisch auf den aktu-
ellen Stand zu bringen und wenn ja, in welchem
Zeitrahmen (Antwort bitte begriinden)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita
Schwarzelithr-Sutter
vom 7. Juli 2026

GemiB § 4 Absatz 1 des Bundes-Klimaanpassungsgesetzes (KAnG) er-
stellt die Bundesregierung eine Klimarisikoanalyse nach dem aktuellen
Stand der Wissenschaft, die mindestens alle acht Jahre zu aktualisieren
ist.

Wihrend die Klimawirkungs- und Risikoanalyse des Bundes (KWRA)
2021 noch auf das RCP8.5-Szenario zuriickgriff, wird die neue Klimari-
sikoanalyse (KRA) 2028/29 auf Grundlage des neu hinzugekommenen
SSP3-7.0 erstellt. Zu beachten ist dabei, dass der zeitliche Schwerpunkt
der Arbeiten der Klimarisikoanalysen des Bundes die Mitte des Jahrhun-
derts ist. In diesem Zeitraum sind die Klimarisiken nur wenig vom be-
trachteten Szenario abhingig, da sich die Bandbreiten der Klimaprojek-
tionen stark liberschneiden.

208. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die aktuelle Analyse
Steffen Kotré der Radiant Energy Group (www.radiantenergygr
(AfD) oup.com/reports/restarting-germanys-reactors-fea

sibility-and-schedule) zur technischen und wirt-
schaftlichen Machbarkeit einer Wiederinbetrieb-
nahme stillgelegter deutscher Kernkraftwerke so-
wie der offene Brief (www.ageu-die-realiste
n.com/archives/8959) ehemaliger verantwortli-
cher Leiter deutscher Kernkraftwerke und kern-
technischer Experten vom 22. Mai 2026 hinsicht-
lich der dargestellten technologischen Machbar-
keit, der Aussagen zu Riickbauzustand, Zeitbe-
darf, Kosten, Preis der Erzeugung vom 37 Cent
pro MWh sowie Verfiigbarkeit von Personal,
Brennstoff und Lieferketten bekannt, und wenn
ja, welche Konsequenzen zieht sie daraus?


https://www.radiantenergygroup.com/reports/restarting-germanys-reactors-feasibility-and-schedule
https://www.ageu-die-realisten.com/archives/8959
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita
Schwarzelithr-Sutter
vom 7. Juli 2026

Der Bundesregierung sind die Analysen der Radiant Energy Group so-
wie der offene Brief bekannt.

Deutschland hat 2011 entschieden, die kommerzielle Stromerzeugung
aus Kernspaltung vollstdndig zu beenden. Die letzten drei Anlagen wur-
den 2023 abgeschaltet. Ein Wiedereinstieg in die Nutzung der Atom-
energie durch Kernspaltung ist seitdem nicht vereinbart worden.

Alle deutschen Atomkraftwerke haben bereits eine Stilllegungs- und
Abbaugenehmigung erhalten und der Abbau der Anlagen hat begonnen.
Hierbei wurden Teile der Anlagen bereits stillgesetzt und abgebaut.

Ein Wiedereinstieg in die Nutzung der Kernspaltung zur Energieerzeu-
gung wiirde zudem dem im Atomgesetz festgelegten Zweck, die Nut-
zung der Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizitit ge-
ordnet zu beenden, widersprechen.

209. Abgeordnete Setzt sich die Bundesregierung auf europiischer
Julia Schneider Ebene vor dem Hintergrund des Labortests der
(BUNDNIS 90/ Deutschen Umwelthilfe vom Juni 2026, der in 7
DIE GRUNEN) von 18 untersuchten SHEIN-Produkten — darunter

Kinderkleidung — PFAS-Belastungen von bis zu
12.115-fachem des zuldssigen EU-Grenzwerts so-
wie eine 179-fache Uberschreitung des REACH-
Grenzwerts fiir den fortpflanzungsschidigenden
Weichmacher DEHP nachgewiesen hat (www.du
h.de/informieren/ressourcen-und-abfall/shein-t
est/), — insbesondere im Rahmen des laufenden
DSA-Verfahrens der Europdischen Kommission
gegen SHEIN sowie der REACH- und POP-Ver-
ordnung — flir konkrete MaBnahmen ein, um On-
line-Handelsplattformen wie SHEIN und Temu
mit Sitz auBerhalb der EU systematisch zu kon-
trollieren, bei nachgewiesenen Verstolen gegen
europdisches Chemikalienrecht wirksam zu sank-
tionieren und als verantwortliche Marktakteure zu
haften, und wenn ja, fiir welche, und wenn nein,
warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 7. Juli 2026

Im Hinblick auf grundsétzliche Erwdgungen zu rechtlichen Regelungen
fiir Textilien, die Zustindigkeiten fiir die Uberwachung sowie MaBnah-
men in Bezug auf den Online-Handel verweise ich auf die Antwort auf
die Miindliche Frage 81 vom 20. Mai 2026 auf Plenarprotokoll 21/79.

Zahlreiche Stoffe sind beziiglich ihres Einsatzes in Textilien durch das
europdische Chemikalienrecht bereits beschrinkt. Zentrale Elemente
hierfiir sind die Europdische Verordnung zur Registrierung, Bewertung,
Zulassung und Beschrinkung von Chemikalien (REACH-VO, EU
1907/2006) und die Verordnung iiber persistente organische Schadstoffe


https://www.duh.de/informieren/ressourcen-und-abfall/shein-test/
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(POP-Verordnung, EU 2019/1021). Durch Anhang XVII der REACH-
VO sind auch von der Deutschen Umwelthilfe (DUH) untersuchte Ver-
bindungen umfasst. Fiir Dimethylformamid (DMF) gilt ein spezifischer
Grenzwert von 3000 mg/kg fiir Textilien und Schuhe (Eintrag 72 des
Anhangs XVII der REACH-VO). Davon unabhingig sind Herstellung,
Inverkehrbringen und Verwendung von DMF selbst oder in Gemischen
ab einer Konzentration von > 0,3 Gew.-Prozent verboten, es sei denn die
Verwender oder Hersteller treffen geeignete RisikominderungsmafBnah-
men fiir betroffene Beschiftigte (Eintrag 76 des Anhangs XVII der
REACH-VO). Fiir den Weichmacher Di-Ethyl-Hexyl-Phthalat (DEHP)
gilt gemil Eintrag 52 des Anhangs XVII der REACH-VO ein Grenz-
wert von 1.000 mg/kg.

Die weiterhin in der Studie der DUH gefundenen Fluortelomeralkohole
stellen Vorstufen langkettiger Fluorocarbonsduren dar und gehdren zur
Gruppe der Persistenten organischen Schadstoffe (POP‘s). GemiB3 An-
hang I der Européischen POP-Verordnung gilt ein Grenzwert von 0,26
mg/kg. Auch flir Produkte, die im Online-Handel auf dem Markt bereit-
gestellt werden, sind diese Grenzwerte verbindlich und miissen von Her-
steller und Inverkehrbringer eingehalten werden, Die Marktiiberwa-
chungsbehorden der Lénder iiberwachen die Einhaltung dieser Anforde-
rungen.

Deutschland spricht sich zudem dafiir aus, die Regelungen fiir Textilien
unter der EU-Okodesign-Verordnung ambitioniert auszugestalten. Dazu
gehoren Anforderungen an Rezyklatanteile, Haltbarkeit und Recycling-
fahigkeit. Im Rahmen der Okodesign-Verordnung wurde grofen Unter-
nehmen bereits auf EU-Ebene verboten, bestimmte unverkaufte Ver-
braucherprodukte zu vernichten. Diese Regelung gilt ab 19. Juli. Gleich-
zeitig braucht es nach Auffassung Deutschlands klare Kriterien, um Ult-
ra Fast Fashion als Geschéftsmodell préizise zu erfassen und zielgenau
regulieren zu konnen. Ein weiterer Hebel ist die erweiterte Herstellerver-
antwortung fiir Textilien. Wer grofle Mengen kurzlebiger Kleidung auf
den EU-Markt bringt, soll auch angemessen an den Kosten fiir Samm-
lung, Sortierung, Wiederverwendung und Entsorgung beteiligt werden.

Die Bundesregierung hat bereits einige MaBlnahmen gegen die Flut der
Billigprodukte aus dem aufBereuropédischen Ausland beschlossen. Darii-
ber hinaus wurden ab dem 1. Juli 2026 Zollgebiihren fiir Pakete aus dem
aullereuropdischen Ausland eingefiihrt, die bisherige Grenze von
150 Euro Warenwert entfallt.

Sehr grofBe Online-Plattformen und -suchmaschinen wie SHEIN unter-
liegen hinsichtlich der Pflichten des Digital Service Act (DSA) allein
der Aufsicht durch die EU-Kommission. Die Bundesregierung begriif3t
ausdriicklich, dass die EU-Kommission bereits ein formelles DSA-Ver-
fahren gegen SHEIN erdffnet hat. In dem Verfahren untersucht die EU-
Kommission auch, ob SHEIN ausreichend Mafinahmen ergriffen hat, um
den Verkauf illegaler Produkte in der EU einzuschrinken.
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210. Abgeordnete Wann beabsichtigt die Bundesregierung den
Katrin Uhlig nationalen Klima-Sozialplan gemif3 den Vorgaben
(BUNDNIS 90/ zum europdischen Klima-Sozialfonds (KSF) bei
DIE GRUNEN) der Europdischen Kommission vorzulegen, nach-

dem die Einreichungsfrist am 30. Juni 2025 ver-
strichen ist, und welche inhaltlichen Schwerpunk-
te sind darin vorgesehen, insbesondere im Hin-
blick auf die geplante Ausweitung bestehender
MaBnahmen (bitte die wesentlichen Maflnahmen
einschlieBlich ihres Umfangs und ihrer Finanzie-
rung konkret benennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Rita
Schwarzelithr-Sutter
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung arbeitet am Klima-Sozialplan und beabsichtigt,
diesen zeitnah fertigzustellen. Welche Maflnahmen in den Plan aufge-
nommen werden und ob hierzu auch die Ausweitung bestehender Maf-
nahmen gehoren werden, ist Gegenstand der Beratungen der Bundes-
regierung.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

211. Abgeordneter Nach welchen Kriterien bewertet die Bundes-
Adam Balten regierung die Wirksamkeit des 2023 vorgelegten
(AfD) und 2025 erweiterten ,,Hitzeschutzplans fir Ge-

sundheit* des Bundesministeriums fiir Gesund-
heit, und welche Kenntnisse liegen ihr zur Ent-
wicklung der hitzebedingten Ubersterblichkeit,
der Anzahl an Krankenhauseinweisungen und zur
Zahl der Kommunen mit Hitzeaktionspldnen und
ausgewiesenen Kiihlorten (Cooling Points) und
der Reichweite der DWD-Hitzewarnungen im
Vergleich der Jahre 2020, 2023 und 2025 vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Die mit dem ,,Hitzeschutzplan fiir Gesundheit™ des Bundesministeriums
flir Gesundheit ergriffenen und weiterentwickelten MaBnahmen zielen
darauf ab, hitzeassoziierte Todesfille zu vermeiden bzw. zu reduzieren
sowie Krankheitsverldufe abzumildern. Dabei beruht die Auswahl der
dort hinterlegten Mafinahmen auf dem Austausch mit Expertinnen und
Experten aus Selbstverwaltung, Verbdanden und Zivilgesellschaft sowie
Bund, Landern und Kommunen, die die fachliche Grundlage fiir die Er-
arbeitung und Weiterentwicklung des Hitzeschutzplans legen.
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Die Auswirkungen auf die hitzeassoziierte Morbiditit und Mortalitit in
der Bevolkerung sind abhéngig von der Intensitdt der jahrlichen Hitze-
perioden. Da diese teilweise erheblichen jahrlichen Schwankungen un-
terliegen, sind eine einfache kausale Korrelation bzw. eine belastbare
Quantifizierung der Effekte nicht serios moglich.

Erstmals im Jahr 2023 hat das Robert Koch-Institut (RKI) einen wo-
chentlichen Bericht zur hitzebedingten Mortalitdt etabliert. Fiir die Som-
mermonate stehen damit aktuelle mit dem Hitzegeschehen verbundene
Informationen zur hitzebedingten Mortalitit zur Verfiigung. Im Jahr
2022 kam es laut RKI zu einer Ubersterblichkeit von etwa 5.000 Men-
schen. Fiir die Sommer der Jahre 2023, 2024 und 2025 wurden jeweils
rund 3.200, 3.000 und 2.500 hitzebedingte Sterbefille fiir Deutschland
vom RKI geschitzt (www.rki.de/DE/Themen/Gesundheit-und-Gesellsch
aft/Gesundheitliche-Einflussfaktoren-A-Z/H/Hitze/Bericht Hitzemortali
taet.html). Die Zahl der hitzebedingten Krankenhausbehandlungen wird
regelméBig durch das Statistische Bundesamt ermittelt. Hitzschlidge,
Sonnenstiche und andere durch Hitze oder Sonnenlicht verursachte
Schéden flihrten im Schnitt in den Jahren 2004 bis 2024 zu knapp
1.400 Krankenhausbehandlungen (vgl. dazu www.destatis.de/DE/Press
e/Pressemitteilungen/2026/07/PD26 _N045 231.html). Eine systemati-
sche Erfassung der Reichweite der Hitzewarnungen des Deutschen Wet-
terdienstes (DWD) liegt nicht vor, weil diese auf zahlreichen Kanélen
und teilweise von Dritten (Behdrden, Medien, u. a.) weiterverbreitet
werden. Zu den DWD eigenen Vertriebskanélen liegen folgende fiir die
Frage einschlégigen Informationen vor:

Gesamtzahl Abonnentinnen und Seitenaufrufe
Vertriebskanal/Jahr Abonnenten des Hitzewarnungs- www.hitzewarnungen.de
Newsletters in Millionen
2020 15.409 noch nicht aktiv
2023 17.857 ca. 1,0
2025 22.062 ca.2,3

Zusétzliche Reichweiten werden liber die DWD WarnWetter-App und
das Naturgefahrenportal (www.naturgefahrenportal.de) erzielt. Uber die
WarnWetter-App werden seit Juli 2024 im Mittel 2 Millionen aktive
Nutzer erreicht (App-Aufrufe pro Woche). Fiir das Naturgefahrenportal
liegen noch keine gesicherten Zahlen vor.

Die Verwaltungs- und Finanzierungskompetenz fiir den Schutz der Ge-
sundheit vor Hitze liegt bei den Landern. Da es keine Berichtspflicht zu
Hitzeaktionsplédnen gibt, hat die Bundesregierung keine Kenntnis darii-
ber, wie viele Kommunen iiber einen Hitzeaktionsplan verfiigen und wie
der Umsetzungsstand einzelner HitzeschutzmaBnahmen in den Kommu-

nen ist.

212. Abgeordneter Welche, iiber den bestehenden Hitzeschutzplan
Adam Balten hinausgehenden MaBnahmen plant die Bundes-
(AfD) regierung zum Hitzeschutz, und welche Initiati-

ven und FordermaBBnahmen bestehen, um den Be-
stand an Klimaanlagen perspektivisch auszubauen
(mit welchen Zielwerten fiir die Jahre 2030, 2040
und 2050, gegebenenfalls in Prozent des Gesamt-
gebiudebestands)?


https://www.rki.de/DE/Themen/Gesundheit-und-Gesellschaft/Gesundheitliche-Einflussfaktoren-A-Z/H/Hitze/Bericht_Hitzemortalitaet.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/07/PD26_N045_231.html
http://www.hitzewarnungen.de
https://www.naturgefahrenportal.de
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Der Schutz der Gesundheit vor Hitze ist ein wichtiges Anliegen der
Bundesregierung, die dabei einen vorausschauenden ressortiibergrei-
fenden Ansatz verfolgt.

Mit dem ,,Hitzeschutzplan fiir Gesundheit” hat das Bundesministerium
fiir Gesundheit (BMG) bereits im Jahr 2023 auf die durch den Klima-
wandel immer héufiger auftretenden Hitzeperioden reagiert, um die Be-
volkerung fiir kommende intensivere, hdufigere und lingere Hitzeperio-
den noch besser vorzubereiten und zu schiitzen. Dabei ist zu beriicksich-
tigen, dass die Verwaltungs- und Finanzierungskompetenz fiir den
Schutz der Gesundheit vor Hitze bei den Landern liegt. Die Initiative
des BMG dient daher vor allem als Impuls, um die Akteurinnen und Ak-
teure in Landern und Kommunen zu sensibilisieren, schnell zu reagieren
und eigene, jeweils passgenaue HitzeschutzmaBnahmen zu ergreifen und
mit den bundesweiten Aktivititen zu vernetzen.

Schutz vor Hitze wirkt in der Summe vieler Malnahmen und durch die
Zusammenarbeit der Verantwortlichen auf allen Ebenen unseres Ge-
meinwesens. Daher steht das BMG im Austausch mit allen verantwortli-
chen Akteurinnen und Akteuren von Bund, Landern, Kommunen sowie
den Selbstverwaltungspartnern im Gesundheitswesen, den Sozialverbin-
den und den zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren, um ein-
zelne im Hitzeschutzplan hinterlegte MaBinahmen zu verstetigen und
weiterzuentwickeln. Neben kurzfristigen Mainahmen wird mit allen Be-
teiligten auch eine langfristige Perspektive im Sinne einer kontinuierli-
chen Hitzeschutzplanung und insbesondere auch der Schutz vulnerabler
Gruppen in den Blick genommen.

Die Bundesregierung priift auBerdem iibergreifende medizinische und
gesundheitsbezogene Losungen und Reaktionsmoglichkeiten fiir den
Fall einer intensiven, aulergewohnlichen Hitzewelle. ,,Hitzewellen und
Diirre” werden in diesem Jahr als Krisenszenarien fiir die lander- und
ressortiibergreifende Krisenmanagementiibung (LUKEX) Anwendung
finden. Das BMG ist an der Planung und Vorbereitung der Ubung aktiv
beteiligt. Die zentrale Kerniibung ist fiir November 2026 geplant. Damit
soll eine stirkere Verzahnung von gesundheitlichem Hitzeschutz und
Katastrophen- und Bevoélkerungsschutz auf Bundes- und Landesebene
sichergestellt werden.

Epidemiologische Studien zeigen, dass der Zugang zu klimatisierten
Réumen hitzebedingte Erkrankungen und Todesfille reduzieren kann.
Der Einsatz von Klimaanlagen ist damit ein Baustein im Rahmen eines
effektiven und ganzheitlichen gesundheitlichen Hitzeschutzes, der so-
wohl organisatorische, bauliche und patientenbezogene Praventionsmalf3-
nahmen in den Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen umfasst und kom-
biniert. Im Rahmen des Krankenhaustransformationsfonds konnen auch
hitzeschutzrelevante bauliche oder technische Mafinahmen — wie Ver-
schattung, Gebidudebegriinung oder klimafreundliche Kiihlung — forder-
fahig sein, sofern die Forderung im Schwerpunkt einem Fordertatbe-
stand des Krankenhaustransformationsfonds dient. Auch im Pflegeversi-
cherungsrecht kann eine Finanzierung von baulichen Mafinahmen zur
Verbesserung des Hitzeschutzes bei Pflegeeinrichtungen iiber die soge-
nannten Investitionskosten erfolgen.

Unter Beriicksichtigung der Organisationshoheit der Einrichtungstrager
wird davon ausgegangen, dass die Schaffung angemessener Raumtem-
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peraturen zum gesundheitlichen Schutz der Patientinnen und Patienten
in der Verantwortung der Einrichtungstriger liegt.

213. Abgeordnete Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass Nut-
Anne-Mieke zer*innen ilterer Mobilgerite (Betriebsystem il-
Bremer ter als Android 14 oder iOS18) nicht aufgrund der
(Die Linke) aktualisierten Sicherheitsvorgaben seitens des

Bundesamts fiir Sicherheit in der Informations-
technik von der Nutzung der elektronischen Pati-
entenakte (ePA) ausgeschlossen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 8. Juli 2026

Versicherte, die liber kein mobiles Endgerit verfiigen oder auf deren
Endgerit ein dlteres Betriebssystem installiert ist, konnen die elektroni-
sche Patientenakte (¢PA) weiterhin iiber ein stationédres Gerat (PC) nut-
zen. Die dafiir notwendige Software-Losung wird fiir Windows, Linux
und macOS bereitgestellt.

Dariiber hinaus kénnen Versicherte auch eine Vertreterin bzw. einen Ver-
treter, zum Beispiel ein Familienmitglied, berechtigen, die e PA in ihrem
Auftrag 1ib er die ePA-App einzusehen und zu verwalten. Ebenso ist es
moglich, die Verwaltung der ePA ohne ePA-App oder einen eigenen In-
ternetzugang mittels der Ombudsstelle der Krankenkasse vorzunehmen.
Der Kontakt mit der Ombudsstelle erfolgt in der Regel telefonisch.

214. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Dr. Janosch zur Aufteilung der zwischen 2020 und 2025 am-
Dahmen bulant und stationdr behandelten Félle und ihrer
(BUNDNIS 90/ Fallschwere (Case-Mix) auf die Krankenh&user
DIE GRUNEN) mit Notfallstufe gemiB den Regelungen zu einem

gestuften System von Notfallstrukturen in Kran-
kenhdusern gemilB § 136¢c Absatz 4 des Fiinften
Buches Sozialgesetzbuch vor, und welche MaB-
nahmen zieht die Bundesregierung daraus fiir eine
nach Versorgungsqualitét differenzierte Finanzie-
rung der Versorgung in Notaufnahmen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 6. Juli 2026

Die amtlichen Statistiken des Statistischen Bundesamtes beinhalten
keine Daten in der erbetenen Gliederung.

Mit der Notfallreform soll ein flichendeckendes Netz von Integrierten
Notfallzentren (INZ) geschaffen werden, in denen die Patientinnen und
Patienten je nach Schwere der Erkrankung in die bedarfsgerechte Ver-
sorgung der Notauthahme des Krankenhauses oder der Notdienstpraxis
der Kassendrztlichen Vereinigung geleitet werden. In diesem Kontext er-
setzt der Gesetzentwurf zur Reform der Notfallversorgung die bisherige
Regelung im einheitlichen Bewertungsmafistab flir drztliche Leistungen,
die Versorgung im Notfall und im Notdienst nach dem Schweregrad zu
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differenzieren, durch einen Auftrag an den erginzten Bewertungsaus-
schuss, Zuschlige fiir die Gruppe der Versicherten zu beschlielen, die
wegen der Art, Schwere oder Komplexitidt der Behandlungsdiagnose
einer besonders aufwindigen Betreuung oder Uberwachung in der Not-
aufnahme eines INZ bediirfen.

215. Abgeordneter Wie plant die Bundesregierung, die angekiindigte
Ates Giirpinar Zuckersteuer auszugestalten, und welche recht-
(Die Linke) lichen Bedenken hat sie hinsichtlich einer Herstel-

lerabgabe nach britischem Modell, sodass sie
nach aktuellen Informationen die FEinfithrung
einer Verbrauchersteuer vorzieht (www.welt.de/w
irtschaft/article6a42544d3eele5c74e6de8fa/zucke
rsteuer-kommt-sie-jetzt-doch-ploetzlich-hat-die-c
du-angst-vor-dem-image-als-verbotspartei.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung beriicksichtigt beim Umgang mit zuckergesii3ten
Getranken die Reformempfehlung Nr. 66 im 1. Bericht der FinanzKom-
mission Gesundheit, die sich an der britischen Herstellerabgabe orien-
tiert. Die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung werden derzeit ge-

priift.

216. Abgeordneter Welche konkreten MaBnahmen wird die Bundes-
Ates Giirpinar regierung ergreifen, um Lieferengpésse und Preis-
(Die Linke) steigerungen bei medizinischer Schutzausriistung

sowie weiteren fiir die gesundheitliche Versor-
gung kritischen Arzneimitteln, Medizinprodukten
und medizinischen Verbrauchsgiitern infolge des
Krieges im Iran zu verhindern, und wie will sie
den bislang ausstehenden Aufbau der Nationalen
Reserve Gesundheitsschutz beschleunigen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 10. Juli 2026

Die Arzneimittel- und Medizinprodukteversorgung in Deutschland im
Rahmen der Regelversorgung wird von den beiden zustdndigen Bundes-
oberbehorden, dem Bundesinstitut flir Arzneimittel und Medizinproduk-
te und dem Paul-Ehrlich-Institut, unter Einbeziehung des Beirats fiir
Liefer- und Versorgungsengpésse kontinuierlich beobachtet und bewer-
tet. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse bilden die Grundlage fiir die
Bewertung der Versorgungslage sowie gegebenenfalls die Erarbeitung
und Abstimmung geeigneter Maflnahmen.

Zur Bewiltigung von Liefer- und Versorgungsengpissen stehen der
Bundesregierung insbesondere die im Arzneimittelgesetz und im Medi-
zinprodukterecht-Durchfiihrungsgesetz vorgesehenen rechtlichen Instru-
mente zur Verfligung. Hierzu zihlen insbesondere Melde- und Informa-
tionspflichten fiir pharmazeutische Unternehmer und GroBhéndler zur


https://www.welt.de/wirtschaft/article6a42544d3ee0e5c74e6de8fa/zuckersteuer-kommt-sie-jetzt-doch-ploetzlich-hat-die-cdu-angst-vor-dem-image-als-verbotspartei.html
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Einschitzung behordlicher Malnahmen zur Steuerung der Abgabe oder
zur Erleichterung des Imports nicht verfiigbarer bzw. nicht in Deutsch-
land zugelassener Arzneimittel. Die konkrete Anwendung richtet sich
stets nach Art und Schwere des jeweiligen Liefer- oder Versorgungseng-
passes. Im Medizinproduktebereich kann iiber das Instrument der Son-
derzulassung kurzfristig Liefer- und Versorgungsengpissen entgegenge-
wirkt werden.

Die weitere Konzeptionierung einer Nationalen Reserve Gesundheits-
schutz steht unter Finanzierungsvorbehalt.

217. Abgeordnete Welche konkreten Finanzierungsmodelle zur dau-
Dr. Kirsten erhaften Sicherstellung der Finanzierung der psy-
Kappert-Gonther  chotherapeutischen Weiterbildung priift die Bun-
(BUNDNIS 90/ desregierung derzeit, auf die sie in ihrer Antwort

DIE GRUNEN) zu Frage 10 der Kleinen Anfrage der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Bundestags-
drucksache 21/6583 Bezug nimmt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 7. Juli 2026

Die Priifung, wie die weitere Umsetzung der Vereinbarungen im Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD erfolgen kann, dauert an.
Alle Leistungen, die durch in Weiterbildungsambulanzen, vertragsérztli-
chen oder vertragspsychotherapeutischen Praxen beschiftigte Psycho-
therapeuten in Weiterbildung (PiW) erbracht werden, kdnnen tiber die
gesetzliche Krankenversicherung finanziert werden. Der Finanzierungs-
umfang ist umso grofer, je mehr Leistungen erbracht werden. Fiir die
Finanzierung konnen die Weiterbildungsambulanzen die Hohe der Ver-
glitung flr die Leistungserbringung durch die PiW mit den Krankenkas-
sen frei verhandeln (auch das Verfahren vor der Schiedsstelle gilt). Die
Praxen konnen bei Beschiftigung eines PiW ihren Versorgungsumfang
deutlich ausdehnen. Im stationdren Bereich sind Personalkosten der
PiWs Bestandteil des Krankenhausbudgets. Dabei obliegt es der Organi-
sationshoheit der Krankenhduser, die fiir die Versorgung der Patientin-
nen und Patienten notwendigen Stellen einzurichten. Die Priifung der
Notwendigkeit, eine Anpassung der Heilberufsgesetze oder der jeweili-
gen Weiterbildungsordnungen an den Leistungsumfang der PIWs vorzu-
nehmen, liegt in der Verantwortung der Lénder.

218. Abgeordneter Welche konkreten Bestimmungen des Uberein-
Max Lucks kommens des Europarats gegen den Handel mit
(BUNDNIS 90/ menschlichen Organen (SEV Nummer 216) sieht

DIE GRUNEN) die Bundesregierung derzeit durch das deutsche
Recht noch nicht vollstindig umgesetzt, und
welche gesetzlichen Anderungen wéren aus ihrer

Sicht fiir eine Unterzeichnung und Ratifikation er-
forderlich?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 6. Juli 2026

Zweck des Ubereinkommens des Europarats gegen den Handel mit
menschlichen Organen ist es, insbesondere den Handel mit menschli-
chen Organen zu verhiiten und zu bekdmpfen, indem die Kriminalisie-
rung bestimmter Handlungen vorgesehen wird. Das deutsche Transplan-
tationsgesetz (TPG) enthélt in § 17 TPG ein umfassendes und nach § 18
TPG strafbewehrtes Verbot des Organ- und Gewebehandels. Die Bun-
desregierung unterstiitzt daher die Zielrichtung des Ubereinkommens
und hat sich seinerzeit aktiv an den Verhandlungen beteiligt. Der im gel-
tenden deutschen Recht zentrale Grundsatz, wonach die Entnahme von
Organen oder Geweben bei einer lebenden Person nur zuléssig ist, wenn
diese in die Entnahme frei informiert eingewilligt hat, konnte in dem
Ubereinkommen (vgl. Artikel 4 Absatz 2) am Ende intensiver Verhand-
lungen jedoch nicht hinreichend abgesichert werden. Aus diesem Grund
hat die Bundesrepublik Deutschland das Ubereinkommen nicht gezeich-
net und die Bundesregierung beabsichtigt auch keine Zeichnung.

Das Ubereinkommen ist am 1. Mirz 2018 in Kraft getreten.

219. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
Andreas Mayer hinsichtlich der Zahl der Pflegeheime in Deutsch-
(AfD) land, die mit ,,Anlagen zur Kiihlung“ (nach Defi-

nition des Statistischen Bundesamtes) ausgestattet
sind (bitte hierbei absolute und relative Zahlen-
werte angeben; Links dazu: www.destatis.de/DE/
Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2026/
PD26 27 p002.html?nn=2110 und www.destati
s.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundhei
t/Pflege/Tabellen/pflegeeinrichtungen-deutschlan
d.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. Weder das
Statistische Bundesamt, noch die Pflegeversicherung erfassen in ihren
Statistiken Merkmale zur technischen Ausstattung speziell von Pflege-
heimen im Sinne der Fragestellung.

220. Abgeordnete In wie vielen Féllen der abgeschlossenen Ge-
Dr. Paula richtsverfahren zur Aufklarung der Masken-Be-
Piechotta schaffungen wahrend der Corona-Pandemie hat
(BUNDNIS 90/ das Bundesministerium fiir Gesundheit zur Ab-

DIE GRUNEN) wendung der vorldufigen Vollstreckung von Ur-
teilen bereits Sicherheitszahlungen bei Gericht
hinterlegt (bitte mit Angabe der Summe), und aus
welchem Titel des Bundeshaushaltes wurden
diese beglichen?


https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2026/PD26_27_p002.html?nn=2110
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Tabellen/pflegeeinrichtungen-deutschland.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Tino Sorge
vom 7. Juli 2026

Abgeschlossene Gerichtsverfahren zur Aufklarung der Masken-Beschaf-
fungen wéhrend der Corona-Pandemie sind der Bundesregierung nicht
bekannt. Soweit sich die Frage auf noch laufende Gerichtsverfahren be-
zieht, deren Anlass die Beschaffung von Schutzmasken war und in
denen zur Abwendung einer Zwangsvollstreckung aus einem nicht
rechtskréftigen Urteil Sicherheitsleistungen hinterlegt wurden, wird die
Frage wie folgt beantwortet.

Das Bundesministerium fiir Gesundheit hat in zwolf Verfahren zur Ab-
wendung der Zwangsvollstreckung aus nicht rechtskréiftigen Urteilen die
Hinterlegung von Sicherheitsleistungen in Hohe von rund 790 Mio.
Euro veranlasst.

Hinterlegungen erfolgen im Bundeshaushalt iiber das Vorschusskonto
fiir Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit der Beschaffung von Mas-
ken im Zuge der SARS-CoV-2-Pandemie (Haushaltsstelle 9081000011,

Objekt 0003890858).

221. Abgeordnete In wie vielen Fillen hat Jens Spahn in seiner
Dr. Paula Amtszeit als Bundesminister fiir Gesundheit im
Piechotta Rahmen von Masken-Beschaffungen wéhrend der
(BUNDNIS 90/ Corona-Pandemie personliche Absprachen zu

DIE GRUNEN) Vertragsbedingungen mit Lieferanten im Rahmen
von Open-House-Verfahren getroffen und/oder
Bedingungen zugesagt, die den offiziellen Kondi-
tionen der Vertragsbestimmungen im Open-
House-Verfahren widersprachen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 7. Juli 2026

Entsprechende Sachverhalte sind der Bundesregierung nicht bekannt.

222. Abgeordnete Wurden die Reise-, Teilnahme- und Ubernach-
Jamila Schiifer tungskosten von Jens Spahn bei seiner Teil-
(BUNDNIS 90/ nahmen an den Dialog-Events in 2018 in Irland

DIE GRUNEN) und 2019 in Italien vollstandig oder teilweise vom
Bundesministerium fiir Gesundheit {ibernommen,
und falls sie nicht vom Bundesministerium fiir
Gesundheit iibernommen wurden, wer hat die
Kosten ansonsten getragen (www.spiegel.de/politi
k/peter-thiel-das-steckt-hinter-den-ominoesen-dial
og-treffen-die-der-techmilliardaer-ins-leben-rief-
a-917¢1028-7adf-41b7-8cdc-1888df79c48d?sara_
ref=re-so-app-sh)?


https://www.spiegel.de/politik/peter-thiel-das-steckt-hinter-den-ominoesen-dialog-treffen-die-der-techmilliardaer-ins-leben-rief-a-917c1028-7adf-41b7-8cdc-1888df79c48d?sara_ref=re-so-app-sh
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 125 der
Abgeordneten Dr. Irene Mihalic auf Bundestagsdrucksache 21/6834
wird verwiesen.

Fiir das Jahr 2019 liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

223. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung oder dem Bundes-
Raimond Scheirich ministerium fiir Gesundheit nach aktuellem Stand
(AfD) (mit Verweis auf § 303a Fiinftes Buch Sozial-

gesetzbuch und Gesundheitsdatennutzungsgesetz)
Erkenntnisse zu medikamentdsen Risiken und
Nebenwirkungen aus Studien zu COVID-19-Imp-
fungen vor (vgl. RiCO-Studie ,,Risikoevaluation
COVID-19-Impfstoffe”), und wenn nein, warum
nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge
vom 6. Juli 2026

Erkenntnisse zu Risiken und Nebenwirkungen werden zunichst aus den
klinischen Priifungen gewonnen, die im Rahmen der Zulassung der
COVID-19-Impfstoffe durchzufithren sind. Aus den Ergebnissen der
groBBen randomisierten, Placebo-kontrollierten Phase-1I/III-Studien mit
zehntausenden Teilnehmenden werden die Risiken und Nebenwirkungen
zum Zeitpunkt der Zulassung der Impfstoffe beschrieben, die dann ent-
sprechend in der Fach- und Gebrauchsinformation aufgelistet werden.
Sehr seltene Nebenwirkungen (z.B. seltener als ein Fall pro
10.000 Impfungen) kdénnen in den Studien zur Zulassung mit einigen
zehntausend Teilnehmenden in der Regel nicht erkannt werden. Dariiber
hinaus sind Aussagen zu Nebenwirkungen, die sehr verzogert nach einer
Impfung auftreten konnen, zum Zeitpunkt der Zulassung noch nicht
moglich, da die Nachbeobachtungszeit begrenzt ist.

Im Rahmen der breiten Anwendung der zugelassenen COVID-19-Impf-
stoffe wurden einige sehr seltene Risiken und Nebenwirkungen identifi-
ziert. Hierzu gehdren die Herzmuskel- und Herzbeutelentziindungen
(Myokarditis/Perikarditis)  insbesondere = nach  Impfungen  mit
COVID-19-mRNA-Impfstoffen bei jiingeren Mainnern sowie das
Thrombose-mit-Thrombozytopenie-Syndrom (TTS) und seltene Fille
von Guillain-Barré-Syndrom nach Anwendung der COVID-19-Vekto-
rimpfstoffe. Diese Risiken fiihrten zu Anpassungen der Fach- und Ge-
brauchsinformationen und den nationalen Impfempfehlungen. Gemal
Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 sind die Produk-
tinformationen vom Zulassungsinhaber auf dem aktuellen wissenschaft-
lichen Kenntnisstand zu halten.

In retrospektiven Fallanalysen wurden zahlreiche weitere mogliche Hy-
pothesen zu Zusammenhdngen zwischen Impfungen mit COVID-19-
Impfstoffen und Gesundheitsrisiken untersucht.

Die Ergebnisse dieser Studien konnten bisher keine neuen Risikosignale
in konsistgnter und evidenter Weise beschreiben, so dass auf dieser Ba-
sis keine Anderung der Fach- und Gebrauchsinformation erfolgt ist.
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Im Rahmen der Machbarkeitsstudie zur Risikoevaluation der
COVID-19-Impfstoffe (RiCO) wurde die Machbarkeit des Datenflusses
und die Ermittlung verschiedener Qualitdtskennzahlen flir die gemein-
same Verwendung von COVID-19-Impfdaten und Routinedaten der ge-
setzlichen Krankenversicherungen (GKVen) zur weiteren Erforschung
der Sicherheit der COVID-19-Impfstoffe, abrufbar unter www.pei.de/D
E/newsroom/hp-meldungen/2024/240927-rico-studie.html?activeFAQ=
506426#anchor 506426, untersucht. Mit dieser Studie konnte gezeigt
werden, dass die Verkniipfung von Daten aus dem Digitalen Impfmoni-
toring des Robert Koch-Instituts, Daten der Kassenirztlichen Vereini-
gungen sowie Daten der GKVen technisch machbar ist. Hierzu gab es
auch bereits zwei Publikationen in Fachzeitschriften, abrufbar unter
bmjopen.bmj.com/content/bmjopen/14/12/e086074.full.pdf und doi.org/
10.1080/03610918.2025.2488942. Eine dritte Publikation ist in Vorbe-

reitung.

224. Abgeordnete Welche konkreten Konsequenzen zieht die Bun-
Julia Schneider desregierung aus der aktuellen Hitzewelle fiir die
(BUNDNIS 90/ Vorbereitung auf weitere Hitzewellen in Deutsch-

DIE GRUNEN) land?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 7. Juli 2026

Der Schutz der Gesundheit vor Hitze ist ein wichtiges Anliegen der
Bundesregierung, die dabei einen vorausschauenden ressortiibergrei-
fenden Ansatz verfolgt.

Schutz vor Hitze wirkt in der Summe vieler Malnahmen und durch die
Zusammenarbeit der Verantwortlichen auf allen Ebenen unseres Ge-
meinwesens. Daher steht das BMG im Austausch mit allen verantwortli-
chen Akteurinnen und Akteuren von Bund, Landern, Kommunen sowie
den Selbstverwaltungspartnern im Gesundheitswesen, den Sozialverbin-
den und den zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren, um ein-
zelne im Hitzeschutzplan hinterlegte MaBinahmen zu verstetigen und
weiterzuentwickeln. Neben kurzfristigen MaBnahmen wird mit allen Be-
teiligten auch eine langfristige Perspektive im Sinne einer kontinuierli-
chen Hitzeschutzplanung und insbesondere auch der Schutz vulnerabler
Gruppen in den Blick genommen.

Der ,,Hitzeschutzplan fiir Gesundheit* des Bundesministeriums fiir Ge-
sundheit (BMG) reagiert auf die durch den Klimawandel immer haufiger
auftretenden Hitzeperioden, um die Bevolkerung fiir kommende intensi-
vere, hdufigere und ldngere Hitzeperioden noch besser vorzubereiten
und zu schiitzen. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Verwaltungs-
und Finanzierungskompetenz fiir den Schutz der Gesundheit vor Hitze
bei den Landern liegt. Die Initiative des BMG dient daher vor allem als
Impuls, um die Akteurinnen und Akteure in Lindern und Kommunen zu
sensibilisieren, schnell zu reagieren und eigene, jeweils passgenaue Hit-
zeschutzmalBnahmen zu ergreifen und mit den bundesweiten Aktivititen
Zu vernetzen.

Der Schwerpunkt der durch das BMG weiterentwickelten MaBBnahmen
liegt wie schon in den vergangenen Sommerperioden vor allem auf der
Information, Aufklarung und Sensibilisierung zum gesundheitlichen Hit-
zeschutz. Das Bundesinstitut fiir 6ffentliche Gesundheit hat im Zeitraum


https://www.pei.de/DE/newsroom/hp-meldungen/2024/240927-rico-studie.html?activeFAQ=506426%23anchor_506426
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der Jahre 2023 bis 2025 insgesamt rund 990.000 Euro fiir entsprechende
MaBnahmen aufgewendet. Fiir das laufende Jahr 2026 stehen rund
197.000 Euro zur Verfiigung. Mit dem vom BMG geforderten Portal
,HHitzeservice.de® wird insbesondere die Vernetzung von Kommunen,
kommunalen Einrichtungen und Landkreisen zum Hitzeschutz ausge-
baut. Das Projekt wird im Zeitraum der Jahre 2023 bis 2026 mit einem
Finanzvolumen von insgesamt rund 711.000 Euro unterstitzt.

Das kontinuierliche Monitoring der gesundheitlichen Auswirkungen von
Hitze erfolgt durch das Robert Koch-Institut (RKI). In diesem Zusam-
menhang verdffentlicht das RKI regelméBig einen Wochenbericht zur
hitzebedingten Mortalitéit in Deutschland.

Auch das Bundesministerium fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz
und nukleare Sicherheit arbeitet an zahlreichen Mafinahmen, die unsere
Gesundheit vor Hitze- und UV-Belastung schiitzen. Zentrale Programme
und Strategien wurden bereits vorgelegt und weitere sind in Arbeit. Die
MaBnahmen greifen ineinander und ergénzen sich. Zum einen schaffen
sie wichtige Strukturen und Rahmenbedingungen fiir die Klimaanpas-
sung, zum anderen wirken sie lokal und direkt in den Kommunen, um
sich auf die Folgen des Klimawandels einzustellen und diese abzumil-
dern (siehe dazu auch unter www.bundesumweltministerium.de/downlo
ad/aktivitaeten-des-bmukn-zum-schutz-der-gesundheit-vor-hitze-und-u
v-belastung).

Die Bundesregierung priift auBBerdem tibergreifende medizinische und
gesundheitsbezogene Losungen und Reaktionsmoglichkeiten fiir den
Fall einer intensiven, auBBergewohnlichen Hitzewelle. ,,Hitzewellen und
Diirre* werden in diesem Jahr als Krisenszenarien fiir die ldnder- und
ressortiibergreifende Krisenmanagementiibung (LUKEX) Anwendung
finden. Das BMG ist an der Planung und Vorbereitung der Ubung aktiv
beteiligt. Die zentrale Kerniibung ist fiir November 2026 geplant. Damit
soll eine stirkere Verzahnung von gesundheitlichem Hitzeschutz und
Katastrophen- und Bevolkerungsschiitz auf Landes- und Bundesebene
sichergestellt werden.

Zudem stellt der Bund mit dem Transformationsfonds insgesamt
29 Mrd. Euro bereit, um die Krankenhauslandschaft in Deutschland
nachhaltig und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln und an neue Anforde-
rungen anzupassen. Forderfahig sind auch Projekte zur Modernisierung
oder zum Neubau von Kliniken entsprechend den Voraussetzungen eines
Fordertatbestandes nach § 12b Absatz 1 Satz 3 des Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes, die nach aktuellen Baustandards und energetischen
Standards errichtet werden und dabei zugleich den Anforderungen des
Klimawandels Rechnung tragen.

225. Abgeordneter Welchen Zeitplan sieht die Bundesregierung fiir
Stefan Schroder die Reform des Masseur- und Physiotherapeuten-
(AfD) gesetzes (MPhG) vor, insbesondere mit Blick auf

die Vorlage eines Referentenentwurfs, einen Ka-
binettbeschluss, die Einbringung in den Deut-
schen Bundestag und das geplante Inkrafttreten
der Neuregelung?


https://www.bundesumweltministerium.de/download/aktivitaeten-des-bmukn-zum-schutz-der-gesundheit-vor-hitze-und-uv-belastung
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 10. Juli 2026

Mit Blick auf die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag zwischen CDU,
CSU und SPD bereitet das Bundesministerium fiir Gesundheit (BMG)
derzeit die Reform des Berufsgesetzes fiir die Physiotherapie vor. Ziel
der Reform ist es, die Berufe in der Physiotherapie attraktiver zu gestal-
ten, zukunftsgerecht weiterzuentwickeln und die Qualitét der Ausbildun-
gen zu verbessern — auch in Umsetzung der Eckpunkte des ,,Gesamtkon-
zepts Gesundheitsfachberufe®, auf die sich das BMG und die Lénder im
Jahr 2020 verstindigt haben. Allerdings hédngt die Realisierung der Re-
form maf3geblich von der Kliarung der Refinanzierung der damit verbun-
denen Mehrkosten ab. An der Kliarung dieser Finanzierungsfragen arbei-
tet das BMG derzeit intensiv. Dabei sind die gleichlautenden Beschliisse
der Gesundheitsministerkonferenz (GMK UB 11/2025) sowie der Ar-
beits- und Sozialministerkonferenz (ASMK UB 6/2025) mit dem Titel
,»Gegenldufige Entwicklung des Gesundheitswesens und der Ausbildun-
gen in den Gesundheitsfachberufen — Notwendigkeit einer eigenstindi-
gen Finanzierungslosung fiir die Ausbildungen in den Gesundheitsfach-
berufen* aus dem Jahr 2025 und die vorliegenden Empfehlungen der
»FinanzKommission Gesundheit™ zur Stabilisierung des Beitragssatzes
zur Gesetzlichen Krankenversicherung ab dem Jahr 2027 hinsichtlich et-
waiger Kostensteigerungen durch die Ausbildungsreformen zu beriick-

sichtigen.

226. Abgeordnete Wie hoch ist die derzeitige Beitragsleistung in der
Evelyn Schotz sozialen Pflegeversicherung fiir jeweils Ver-
(Die Linke) sicherte und Arbeitgeber (in Euro und Prozent),

und wie wiirde sich das nach Kenntnis der Bun-
desregierung durch eine Anhebung des Kinderlo-
senzuschlags um 0,1 Prozent verdndern (in Euro
und Prozent)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 7. Juli 2026

Eine Ubersicht iiber die Hohe der Beitragssitze in Beitragssatzpunkten
gibt die folgende Tabelle:

Gruppen Gej‘samtbeitrag AG—Beitrag AN—Beitrag
in Prozent in Prozent in Prozent

Kinderlose Mitglieder ab dem 23. Lebensjahr 4,20 1,80 2,40
Mitglieder mit 1 Kind oder mit mehreren Kindern, von 3,60 1,80 1,80
denen nicht mindestens zwei Kinder jiinger als 25 Jahre
alt sind
Mitglieder mit 2 Kindern unter 25 Jahren 3,35 1,80 1,55
Mitglieder mit 3 Kindern unter 25 Jahren 3,10 1,80 1,30
Mitglieder mit 4 Kindern unter 25 Jahren 2,85 1,80 1,05
Mitglieder mit 5 und mehr Kindern unter 25 Jahren 2,60 1,80 0,80

Quelle: BMG; AG-Beitrag = Arbeitgeberbeitrag, AN-Beitrag = Arbeitnehmerbeitrag

Die folgende Tabelle zeigt die in Euro gezahlten monatlichen Beitrage
anhand des mittleren Bruttoverdienstes, gemessen am Median und ein-
schlieBlich Sonderzahlungen des Jahres 2025. Dieser belduft sich geméaf
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Berechnungen des Statistischen Bundesamtes auf monatlich
4.505,50 Euro (einsehbar unter www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteil
ungen/2026/04/PD26 113 621.html).

Gruppen Ges.amtbeitrag AG—Beitrag AN—Beitrag
in Euro in Euro in Euro

Kinderlose Mitglieder ab dem 23. Lebensjahr 189,23 81,10 108,13
Mitglieder mit 1 Kind oder mit mehreren Kindern, von 162,20 81,10 81,10
denen nicht mindestens zwei Kinder jiinger als 25 Jahre

alt sind

Mitglieder mit 2 Kindern unter 25 Jahren 150,93 81,10 69,84
Mitglieder mit 3 Kindern unter 25 Jahren 139,67 81,10 58,57
Mitglieder mit 4 Kindern unter 25 Jahren 128,41 81,10 4731
Mitglieder mit 5 und mehr Kindern unter 25 Jahren 117,14 81,10 36,04

Quelle: BMG; AG-Beitrag = Arbeitgeberbeitrag, AN-Beitrag = Arbeitnehmerbeitrag

Eine Erhohung des Kinderlosenzuschlags von derzeit 0,6 Prozent um
0,1 Prozentpunkte auf dann 0,7 Prozent wiirde auf Basis des mittleren
Bruttoverdienstes zu einer Erhhung des monatlichen Gesamtbeitrages
von rechnerisch rund 4,50 Euro fiihren. Das entspricht rund 54 Euro
jéhrlicher Mehrbelastung fiir das kinderlose Mitglied ab dem 23. Le-
bensjahr und einer Erh6hung von etwa 4,2 Prozent gegeniiber dem gel-
tenden Beitragsrecht. Der Arbeitgeberbeitrag bleibt davon unberiihrt.

227. Abgeordnete Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Evelyn Schotz die Anzahl der Pflegestiitzpunkte in den letzten
(Die Linke) zehn Jahren entwickelt (bitte fiir die Jahre 2015

und 2025 nach Bundeslédndern aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 7. Juli 2026

Daten zur Anzahl der Pflegestiitzpunkte nach § 7c Elftes Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB XI) liegen der Bundesregierung fiir das Jahr 2015 aus
dem 6. Pflegebericht, fiir das Jahr 2019 aus dem 7. Pflegebericht und fiir
das Jahr 2023 aus dem 8. Pflegebericht der Bundesregierung vor. Die
Bundesregierung berichtet nach § 10 Absatz 1 SGB XI alle vier Jahre
iiber die Entwicklung der Pflegeversicherung und den Stand der pflege-
rischen Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland. Beim 7. Pflege-
bericht kam es aufgrund der COVID-19-Pandemie zu Verzdgerungen,
weshalb der Bericht erst im Jahr 2021 vorzulegen war. Die Daten fiir das
Jahr 2025 liegen der Bundesregierung aus der wissenschaftlichen Be-
gleitung zum Bericht vor, den der Spitzenverband Bund der Pflegekas-
sen dem Bundesministerium fiir Gesundheit gemifl § 7a Absatz 9
SGB XI alle drei Jahre vorzulegen hat. Der Bericht wird in Kiirze ver-
offentlicht.

Die Anzahl der Pflegestiitzpunkte in allen Landern lag im Jahr 2015 bei
416 Pflegestiitzpunkten, im Jahr 2019 bei 429 Pflegestiitzpunkten, im
Jahr 2023 bei 436 Pflegestiitzpunkten und im Jahr 2025 bei 574 Pflege-
stiitzpunkten. Nur in den Léndern Sachsen und Sachsen-Anhalt gibt es
keine Pflegestiitzpunkte, da dort eine andere Form der vernetzten Pfle-
geberatung umgesetzt wird.

Tabelle: Pflegestiitzpunkte in den Landern in den Jahren 2015 und 2025


https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_113_621.html
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Lander 2015 2025
Baden-Wiirttemberg 51 120
Bayern 9 59
Berlin 31 36
Brandenburg 19 24
Bremen 3 6
Hamburg 9 9
Hessen 24 35
Mecklenburg-Vorpommern 14 19
Niedersachsen 42 59
Nordrhein-Westfalen 55 52
Rheinland-Pfalz 135 122
Saarland 8 8
Sachsen 0 0
Sachsen-Anhalt 0 0
Schleswig-Holstein 13 19
Thiiringen 3 6
Deutschland gesamt 416 574

228. Abgeordnete
Julia-Christina
Stange
(Die Linke)

Wie viele Konsultationen zwischen der Bundes-
regierung und der Kassendrztlichen bzw. Kassen-
zahnérztlichen Vereinigung und den Aufsichtsbe-
horden der Lander im Zusammenhang mit der Er-
bringung von 1GeL-Leistungen haben seit Okto-
ber 2025 stattgefunden (vgl. Antwort der
Bundesregierung  auf  meine  Schriftliche
Frage 207 auf Bundestagsdrucksache 21/2141)
bzw. sind in naher Zukunft geplant, und plant die
Bundesregierung auf Grundlage der in den Kon-
sultationen ggf. bestétigten Vorwiirfe seitens des
medizinischen Dienstes sowie der Verbraucher-
zentrale, die auch vom Patientenbeauftragten der
Bundesregierung als ,alarmierend” bezeichnet
wurden (https://patientenbeauftragter.de/2025/09/
19/pressemitteilung-neueste-meldungen-des-vzb
v-zu-igel-sind-alarmierend/) weiterfithrende MaB3-
nahmen oder gesetzgeberische Initiativen, wie sie
in der o.g. Antwort zugesichert hatte (wenn ja,
bitte ausfithren, welche MaBBnahmen geplant sind,
wenn nein, bitte begriinden, auf welcher Grund-
lage die Bundesregierung zu dem Ergebnis ge-
langt ist, dass die o. g. Vorwiirfe nicht zutreffend
seien)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Tino Sorge

vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung hat sich sowohl mit der Kassenérztlichen Bundes-

vereinigung als auch

mit den Aufsichtsbeh6rden der Kassendrztlichen

Vereinigungen (KVen) zum Thema Individuelle Gesundheitsleistungen

(IGeL) ausgetauscht.

Im Rahmen dieses Austausches wurde kein fla-

chendeckendes Fehlverhalten von Vertragséirztinnen und Vertragsirzten
dargelegt. Die Bundesregierung weist darauf hin, dass Leistungen, die
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nicht zum Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversicherung ge-
héren, wie beispielsweise 1GeL, von Vertragsirztinnen und Vertragsirz-
ten nur in einem Umfang erbracht werden diirfen, der den sich aus der
Zulassung ergebenden vollen oder hélftigen Versorgungsauftrag nicht
beeintriichtigt. Die Uberpriifung der Einhaltung der Versorgungsauftrige
und vertragsérztlichen Pflichten obliegt den unter Landesaufsicht ste-

henden KVen.

229. Abgeordnete Wie begriindet die Bundesregierung die Ausgaben
Julia-Christina im Etat fir die Resilienz im Gesundheitswesen
Stange vor dem Hintergrund der génzlich gegensitzli-
(Die Linke) chen Einschitzungen durch Carsten Breuer, Gene-

ralinspekteur der Bundeswehr, beschriebenen Be-
drohungslage, der zufolge Deutschland bis 2029
kampfbereit sein miisse (www.merkur.de/politik/r
ussischer-bedrohung-fuer-die-nato-bundeswehr-g
eneral-warnt-vor-moeglicher-zr-94309270.html)
und der durch Generalleutnant Christian Freu-
ding, Inspekteur des Heeres, und des Oberbefehls-
haber der alliierten NATO-Streitkrédfte in Europa
(SACEUR), US-General Alexus Grynkewich ge-
tatigten AuBerungen auf der diesjihrigen Luft-
und Raumfahrtmesse ILA in Berlin (www.telepoli
s.de/article/Wer-hat-recht-Warum-sich-Nato-Gen
eraele-oeffentlich-widersprechen-1133071
9.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung beobachtet und analysiert die geopolitischen Ent-
wicklungen sowie deren potenzielle Auswirkungen auf Deutschland,
Europa und die NATO-Biindnispartner kontinuierlich.

Die Steigerung der Resilienz des Gesundheitswesens speziell fiir die
Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in verteidigungsbezogenen
Krisenlagen ist fiir die Bundesregierung von zentraler Bedeutung. Das
Bundesministerium fiir Gesundheit erarbeitet daher aktuell einen Refe-
rentenentwurf fiir ein Gesundheitssicherstellungsgesetz.


https://www.merkur.de/politik/russischer-bedrohung-fuer-die-nato-bundeswehr-general-warnt-vor-moeglicher-zr-94309270.html
https://www.telepolis.de/article/Wer-hat-recht-Warum-sich-Nato-Generaele-oeffentlich-widersprechen-11330719.html
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230. Abgeordnete Welche Auswirkungen auf das geplante Gesund-
Julia-Christina heitssicherstellungsgesetz haben die génzlich ge-
Stange gensitzlichen Einschdtzungen der Bedrohungs-
(Die Linke) lage, der zufolge Deutschland bis 2029 kampfbe-

reit sein miisse, wie sie seitens Generalleutnant
Christian Freuding, Inspekteur des Heeres zum
einen, und des Oberbefehlshaber der alliierten
NATO-Streitkréfte in Europa (SACEUR), US-Ge-
neral Alexus Grynkewich zum anderen, auf der
diesjédhrigen Luft- und Raumfahrtmesse ILA in
Berlin geduBert wurden (www.telepolis.de/article/
Wer-hat-recht-Warum-sich-Nato-Generaele-oeffe
ntlich-widersprechen-11330719.html). und wie
erklart die Bundesregierung die Ausarbeitung des
Gesundheitssicherstellungsgesetzes, wenn noch
nicht mal eindeutig zu sein scheint, ob eine Be-
drohungslage besteht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 8. Juli 2026

Die Bundesregierung misst der Erneuerung bzw. Erarbeitung der Sicher-
stellungs- und Vorsorgegesetze vor dem Hintergrund der verdnderten
sicherheitspolitischen Lage einen groBen Stellenwert bei (vgl. Eck-
punktepapier zur Novellierung der SVG des Kabinetts vom 1. Juli 2026,
www.bmvg.de/resource/blob/6118984/65fe6b7e¢84929a747eac6ed0f2d3
b768/eckpunkte-zur-novellierung-der-sicherstellungs-und-vorsorgegeset

ze-data.pdf).

231. Abgeordneter Unterstiitzt die Bundesregierung Forderungen ih-
Sascha Wagner res Drogenbeauftragten Hendrick Streeck (CDU)
(Die Linke) und des ehemaligen Bundesministers fiir Gesund-

heit Prof. Dr. Karl Lauterbach (SPD), die Abgabe
von sogenannten harten Drogen unter bestimmten
Bedingungen nach Vorbild des ,,Ziircher Modells*
zu legalisieren, und wenn ja, wie genau, und bis
wann beabsichtigt die Bundesregierung die Um-
setzung (bitte die geplanten Maflnahmen einzeln
auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung ist sich der lokalen Herausforderungen fiir Stadte
und Kommunen in Bezug auf die Abhingigkeit von Konsumierenden
von Betdubungsmitteln, insbesondere von Crack, bewusst. Sie ist jedoch
nicht der Auffassung, dass die Duldung von Drogenhandel in Drogen-
konsumrdumen eine geeignete Malnahme ist, um die Situation der
Suchtkranken zu verbessern.

Die Duldung von Drogenhandel birgt ein erhebliches Risiko fiir die Si-
cherheit und Ordnung in Drogenkonsumraumen. Der Handel mit Crack
und gegebenenfalls mit anderen Betdubungsmitteln konnte unkontrol-


https://www.telepolis.de/article/Wer-hat-recht-Warum-sich-Nato-Generaele-oeffentlich-widersprechen-11330719.html
https://www.bmvg.de/resource/blob/6118984/65fe6b7e84929a747eae6ed0f2d3b768/eckpunkte-zur-novellierung-der-sicherstellungs-und-vorsorgegesetze-data.pdf
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liert in die Drogenkonsumrdume hineingetragen werden. Aufgrund des
hohen psychischen und physischen Suchtpotentials von Crack besteht
zugleich die Gefahr, dass Konsumierende, die bislang andere Substan-
zen konsumiert haben, iiber den Handel in den Drogenkonsumrdumen
zum Konsum von Crack verleitet werden und abhéngig werden.

Eine gezielte ,,Duldung® der Abgabe auch von kleinen Mengen von Be-
tdubungsmitteln unter Konsumierenden auf dem Geldnde von Drogen-
konsumrdumen durch die Polizei- und Ordnungsbehdrden, wie dies in
Ziirich erfolgt, verstieBe gegen das geltende Recht, dessen Anderung

nicht beabsichtigt ist.

232. Abgeordneter Wie viele Bewerber oder sonstige Kandidaten gab
Kay-Uwe Ziegler  es fiir die Leitung der neu geschaffenen Abtei-
(AfD) lung 6 des Bundesministeriums fiir Gesundheit,

und wo sowie wann wurde diese Stelle ausge-
schrieben, bevor Generalstabsarzt Dr. Hans-
Ulrich Holtherm nach eigener Darstellung offen-
bar aufgrund einer spontanen personlichen Kon-
taktauthahme durch Bundesminister Jens Spahn
fiir diese Funktion gewonnen wurde?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 9. Juli 2026

Fiir die Besetzung von Abteilungsleitungsstellen in den Bundesministe-
rien besteht keine Ausschreibungspflicht.

233. Abgeordneter Warum wurde der Militdr Dr. Hans Ulrich Hol-
Kay-Uwe Ziegler  therm am 19. Januar 2020 offenbar schon fiir eine
(AfD) Corona-/Krisenlage rekrutiert, und welche Eig-

nung hatte er liberhaupt fiir den iibrigen offiziel-
len Zuschnitt der neuen Abteilung 6: Klima und
Nachhaltigkeit?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 9. Juli 2026

Die Mallnahme folgte der geplanten Griindung der Abteilung
»Gesundheitsschutz, Gesundheitssicherheit, Nachhaltigkeit”, die wiede-
rum Teil der Neuorganisation des Bundesministeriums fiir Gesundheit
(BMG) zum 1. Februar 2020 war. Dr. Hans-Ulrich Holtherm wurde zum
2. Mérz 2020 in das BMG abgeordnet und zum 1. April 2020 versetzt.
Er war aufgrund seiner wehrmedizinischen Expertise und seiner langjéh-
rigen Berufserfahrung auf ministerieller Ebene fiir die Aufgabe uneinge-
schriankt geeignet.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat

234. Abgeordneter Wie bewirbt die Bundesregierung die Forderpro-
Karl Bir gramme und -aufrufe aus dem Bundesprogramm
(BUNDNIS 90/ okologischer Landbau und wie hat sich das seit

DIE GRUNEN) Mai 2025 verindert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Martina
Englhardt-Kopf
vom 7. Juli 2026

Die Bundesregierung bewirbt die Forderprogramme und Projektaufrufe
des Bundesprogramms Okologischer Landbau (BOL) iiber ein breites,
zentral gesteuertes Kommunikationsnetzwerk. Die Bundesregierung
setzt zur Information {iber neue und bestehende Forderbekanntmachun-
gen, ForderrichtLinien und -aufrufe des Bundesprogramms Okologi-
scher Landbau auf verschiedene etablierte Kommunikationskanile.
Dazu gehdren:

— Das Zentralportal des Bundesprogramms (https://bundesprogram
m.de) sowie die Plattform Oekolandbau.de (https://Oekolandbau.de).
die als erste Anlaufstelle fiir Landwirtinnen und Landwirte, Kommu-
nen und Forschende und weitere Akteure dienen. Hier werden Richt-
linien, Fristen und Antragslinks direkt bereitgestellt.

— Die Projekttriagerin Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung
(BLE) nutzt Fachnewsletter und Pressemitteilungen, um Akteure ent-
lang der Wertschopfungskette anzusprechen.

— Neu seit Mai 2025: die BLE informiert auf einer neu eingerichteten
Seite ihrer Webseite iiber aktuelle Bekanntmachungen und -aufrufe.
Diese ist unter dem Link www.ble.de/DE/Projektfoerderung/Bekannt
machungen/Bekanntmachungen node.html abrufbar.

— Formate wie der jihrliche Bundeswettbewerb Okologischer Landbau
werden intensiv genutzt, um medienwirksam Best-Practice-Beispiele
zu zeigen. Gewinnerbetriebe erhalten professionelle Imagefilme, die
wiederum als Werbematerial fiir das gesamte Bundesprogramm die-
nen.

Diese Kanile dienen dazu, Interessierte umfassend und aktuell tiber alle
offenen Bekanntmachungen und Forderangebote des Bundesministe-
riums fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat zu informieren.


https://www.bundesprogramm.de
https://www.Oekolandbau.de
https://www.ble.de/DE/Projektfoerderung/Bekanntmachungen/Bekanntmachungen_node.html%20abrufbar
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235. Abgeordneter An welchen konkreten Anderungsvorschligen zur
Harald Ebner EU-Wiederherstellungsverordnung arbeitet das
(BUNDNIS 90/ Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirt-

DIE GRUNEN) schaft und Heimat (BMLEH) aktuell (vgl. wieder-
gegebene Aussagen von BMLEH-Staatssekretirin
Martina Engelhardt-Kopf auf dem Waldsymposi-
um des AGDW am 25. Juni laut Bericht des Agri-
food Table vom 29. Juni 2026), und teilt die Bun-
desregierung die Aussage des Bundesministers
fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat Alois
Rainer, es sei klar, die EU-Wiederherstellungsver-
ordnung ,,miisste eigentlich weg* (siche www.agr
arheute.com/politik/agrarminister-rainer-versprich
t-landwirten-keine-kappung-100000-euro-64
1425)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Martina
Englhardt-Kopf
vom 8. Juli 2026

Das Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat sieht
hinsichtlich der EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur insbe-
sondere bei der Finanzierungsfrage, der Berlicksichtigung der Folgen
des Klimawandels, der Auswirkungen der Nichtverschlechterungsanfor-
derung sowie des Umfangs der Berichtspflichten Kldrungsbedarf. Die
Bundesregierung wird alle verfiigbaren Mdglichkeiten nutzen, um die
Verordnung moglichst schlank und biirokraticarm durchzufiihren. Im
Ubrigen wird auf die Antwort auf die Schriftliche Frage auf Bundestags-
drucksache 21/6098 verwiesen.

236. Abgeordnete Plant die Bundesregierung, das Schlachten hoch-
Dr. Zoe Mayer trachtiger kleiner Wiederkéuer in absehbarer Zeit
(BUNDNIS 90/ gesetzlich zu verbieten, und wenn nein, warum

DIE GRUNEN) nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 7. Juli 2026

Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD sieht die Umsetzung
einer Reihe von Tierschutzvorhaben vor. Dabei liegt der Fokus des Bun-
desministeriums fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat (BMLEH)
zundchst auf der Reform des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes und
der Einfiihrung einer verpflichtenden Videoiiberwachung in Schlachtho-
fen. AuBlerdem unterstiitzt die Bundesregierung die Mafnahmen der
Europédischen Kommission zur Modernisierung der Tierschutzvorschrif-
ten innerhalb der Europdischen Union (EU), da hierdurch die Reichwei-
te im Hinblick auf den Tierschutz grofer ist und ein einheitliches Tier-
schutzniveau in der gesamten EU dazu beitrdgt, Wettbewerbsverzerrun-
gen zu vermeiden und einer Verlagerung der Tierhaltung entgegenzuwir-
ken. In Abhéngigkeit von den Mallnahmen der Europdischen
Kommission wird das BMLEH priifen, welche weiteren Tierschutzvor-
haben aus dem Koalitionsvertrag national umgesetzt werden konnen.


https://www.agrarheute.com/politik/agrarminister-rainer-verspricht-landwirten-keine-kappung-100000-euro-641425
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237. Abgeordnete Welche Position vertritt die Bundesregierung zur
Dr. Zoe Mayer derzeit auf EU-Ebene diskutierten Frage, ob die
(BUNDNIS 90/ nach geltender Verordnung (EG) Nummer 1/2005

DIE GRUNEN) mogliche unbegrenzte Wiederholung des Zyklus
aus zulédssiger Beforderungsdauer und anschlie-
Bender Ruhepause — wodurch Tiere iiber sehr
lange Zeitrdume transportiert werden koénnen —
kiinftig durch eine verbindliche Hochstgrenze fiir
die Gesamttransportdauer auf dem Land- und
Seeweg ersetzt werden sollte, und wie genau soll-
te diese absolute Obergrenze (Angabe bitte in
Stunden) aus Sicht der Bundesregierung ausse-
hen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 6. Juli 2026

Die Européische Kommission hatte im Dezember 2023 einen Verord-
nungsvorschlag zur Ablosung der bestehenden EU-Tierschutz-Trans-
portverordnung vorgelegt, der seit dem zweiten Halbjahr 2024 beraten
wird. Die Regelungen der neuen EU-Verordnung sollen einen evidenz-
basiert verbesserten Schutz der Tiere beim Transport gewihrleisten. Die
Bundesregierung unterstiitzt grundsétzlich das von der Kommission vor-
gesehene Tierschutzniveau.

In den laufenden Konsultationen auf EU-Ebene setzt sich die Bundes-
regierung fiir Verbesserungen des Tierschutzes beim Transport auf Basis
wissenschaftlicher Erkenntnisse ein und behilt dabei die Praktikabilitit
der Vorschriften und deren Auswirkungen auf Unternehmen und Behor-
den im Blick.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

238. Abgeordneter Wie werden die von der Bundesregierung flir die
Dr. Alaa Alhamwi Stabilisierung Syriens angekiindigten Mittel von
(BUNDNIS 90/ mehr als 200 Mio. Euro (www.bundesregierun

DIE GRUNEN) g.de/breg-de/aktuelles/unterstuetzung-syrien-232
5592) verausgabt (bitte die 12 groBiten Summen
nach Empfanger und den erfolgten bzw. geplanten
Kontroll- und Rechenschaftsmechanismen auf-
schliisseln), und inwiefern wird hierbei Budgethil-
fe an die Ubergangsregierung geleistet?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 8. Juli 2026

Um den Ubergangsprozess in Syrien nach dem Sturz des Assad-Regi-
mes zu begleiten, unterstiitzt die Bundesregierung den Wiederaufbau


https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/unterstuetzung-syrien-2325592
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und die Stabilisierung des Landes. Alle Mallnahmen der Bundesregie-
rung in Syrien werden {iber die Vereinten Nationen, lokale und internati-
onale Nichtregierungsorganisationen sowie die deutschen Durchfiih-
rungs- und Mittlerorganisationen umgesetzt. Der syrischen Regierung
selbst werden keine finanziellen Mittel direkt zur Verfiigung gestellt.
Zur Aufschliisselung der Mittel im Rahmen der laufenden Haushaltspla-
nung sowie Kontroll- und Rechenschaftsmechanismen wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der AfD
auf Bundestagsdrucksache 21/6199 verwiesen.

239. Abgeordneter Welche konkreten wertegeleiten Interessen ver-
Vinzenz Glaser folgt die Bundesregierung mit der im Koalitions-
(Die Linke) vertrag zwischen CDU, CSU und SPD vorgesehe-

nen Nord-Siid-Kommission (bitte auch unter
Angabe der vorgesehenen haushaltsméBigen
Ausgestaltung und Finanzierung aus dem Bundes-
haushalt), und welche Bedeutung misst sie dabei
den Aspekten der Dekolonialitdt sowie der struk-
turierten Einbindung zivilgesellschaftlicher Ak-
teure bei?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 7. Juli 2026

Mit der Initiative zur Einsetzung der unabhingigen Entwicklungspoliti-
schen Nord-Siid Kommission (ENSK) stirkt Deutschland seine Rolle als
konstruktiver, verlédsslicher Partner des Globalen Siidens und als Impuls-
geber fir moderne globale Partnerschaften. Ziel der ENSK ist es, Emp-
fehlungen zu erarbeiten, um die bilateralen entwicklungspolitischen Be-
ziehungen zu den Léndern des Globalen Siidens zu diversifizieren, zu
intensivieren und zu einem globalen Netzwerk zu diesen Fragen auszu-
bauen.

Durch die Besetzung der Kommission mit zwei Co-Chairs aus dem glo-
balen Siiden und dem globalen Norden sowie der Besetzung mindestens
der Hilfte der Kommission mit Mitgliedern aus dem Globalen Siiden,
die Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wissenschaft, Privatwirt-
schaft, Gewerkschaften, Zivilgesellschaft und internationalen Organisa-
tionen einschlieen wird, wird ein breiter Dialog ermdglicht. Die Kom-
mission arbeitet unabhingig.

240. Abgeordneter Wie hoch waren seit dem Jahr 2011 die an die
Kay Gottschalk GIZ fir MaBnahmen im Jemen abgeflossene Bun-
(AfD) desmittel (bitte jahrlich nach Projekttitel, Auf-

tragsvolumen und lokalem Implementierungspart-
ner aufschliisseln)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 10. Juli 2026

Zur umfassenden Beantwortung Threr Frage iibersende ich Ihnen samtli-
che numerische Daten in Tabellenform in der Anlage 1.

Das BMZ hat die Zusammenarbeit im Jemen beendet. Unter der aktu-
ellen Bundesregierung sind keine Neuzusagen im Sinne der Fragestel-
lung erfolgt und auch nicht geplant. Das Portfolio der GIZ lduft im Mirz
2027 komplett aus.

Aus Sicherheitsgriinden konnen wir die Namen unserer lokalen (auch
ehemaligen) Partnerorganisationen im Jemen nicht offenlegen, um sie
nicht angreifbar gegeniiber den Huthis zu machen. Die Bedrohungslage
insbesondere fiir lokale Mitarbeitende von Nichtregierungsorganisatio-
nen ist kritisch. Die Huthi-Miliz geht massiv gegen zivilgesellschaftliche
Akteure vor und wirft Mitarbeitenden pauschal vor, Teil von Spionage-
zellen zu sein. Bislang wurden weit {iber 70 lokale Mitarbeitende ver-
schiedener Organisationen festgenommen.

241. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung den Ge-
Kay Gottschalk samt-Schaden durch Betrugsfille im Zusammen-
(AfD) hang mit den Zahlungen an den Jemen im Rah-

men der Entwicklungshilfe (www.welt.de/politik/
deutschland/plus6a34e51daf14c0b52895f40e/giz-
im-jemen-der-systematische-bandenmaessige-betr
ug-und-das-schweigen-des-vorstands.html?cid=so
cialmedia.email.sharebutton)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 6. Juli 2026

Die endgiiltige Ermittlung des Gesamt-Schadens ist aufgrund der deut-
lichen Verschlechterung der Situation im Jemen seit 2024 noch nicht
vollstindig abgeschlossen.

242. Abgeordneter Fiir welche Einzelprojekte wurden die im Jahr
Jochen Haug 2024 an Bangladesch fiir die Finanzierung von
(AfD) Mafnahmen zur Klimaanpassung bereitgestellten

90.188.695 Euro genutzt (bitte die 14 teuersten
bzw. mit den hochsten geldwerten Betrdgen be-
werteten Mafinahmen unter Nennung der fiir die
jeweilige MaBnahme insgesamt im Haushaltsjahr
bereitgestellten Mittel auffiihren)?

3 Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/7052 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.


https://www.welt.de/politik/deutschland/plus6a34e51daf14c0b52895f40e/giz-im-jemen-der-systematische-bandenmaessige-betrug-und-das-schweigen-des-vorstands.html?cid=socialmedia.email.sharebutton
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243. Abgeordneter Fir welche Einzelprojekte wurden die im Jahr
Jochen Haug 2024 an Indien fiir die Finanzierung von Mafinah-
(AfD) men zur Klimaanpassung  bereitgestellten

118.702.409 Euro genutzt (bitte die 14 teuersten
bzw. mit den hochsten geldwerten Betrdgen be-
werteten MaBnahmen unter Nennung der fiir die
jeweilige Maflnahme insgesamt im Haushaltsjahr
bereitgestellten Mittel auffithren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 8. Juli 2026

Die Fragen 242 und 243 werden gemeinsam beantwortet.

Es wird fiir die Beantwortung angenommen, dass mit den Fragen die
Grofle des Finanzierungsvolumens gemeint ist. Die nachfolgenden Ta-
bellen listen die 14 MaBnahmen zur Anpassung an den Klimawandel
bzw. deren anpassungsrelevanten Anteil mit dem hochsten Finanzie-
rungsvolumen fiir das Berichtsjahr 2024 jeweils in Bangladesch und
Indien auf.

MaBnahmen der Bundesregierung 2024 im Bereich Klimaanpassung in Bangladesch in Euro
(Haushaltsmittel inkl. Schenkungsiquivalente*)

Projekttitel Summe in Euro
Klimaangepasstes Trinkwasserressourcenmanagement Dhaka* 35.140.000
BGD Programm Klimaangepasste Stadtentwicklung in Bangladesch, Phase VII (UC- 25.690.000
RIP IIT)*
RESILIENCE - Starkung der Resilienz von Frauen in klimavulnerablen stidtischen 15.507.000
Armutsvierteln
Schutz und nachhaltige Nutzung tropischer Laubwilder durch Stirkung der Rolle indi- 3.000.000
gener Frauen
Bangladesch Country Strategie Plan 2.500.000
Gemeindebasiertes Programm fiir klimaresiliente und nachhaltige Lebensgrundlagen in 1.371.006
Kiistengebieten des Satkhira-Distrikts, Bangladesch
GemeinwesensentwicklungsmafBnahmen, Fortfiihrung (Erndhrungssicherung durch an- 1.350.000
gepasste klimaresiliente Landwirtschaft)
Nutzung erneuerbarer Energien und langlebiger, lokal verfiigbarer Baumaterialien, 1.000.000

Energieeffizienz fiir Unterkiinfte eines internationalen Klimazentrums (Bau Géstehduser
und Unterkiinfte)

Verbesserung der Zukunftsperspektiven und Resilienz von Fliichtlingen aus Myanmar 825.000
und aufnehmenden Gemeinden in der Region Cox‘s Bazar/Bangladesch

Forderung einer Klimaresilienz bei vulnerablen Bevolkerungsgruppen, Fortfithrung 657.600
Globalprogramm: Forderung regionaler Ansétze der inklusiven und geschlechtergerech- 600.000
ten Katastrophenvorsorge und Klimaanpassung in Siid- und Siidostasien.

Mainstreaming Sustainable Aquaculture in Mangrove Ecosystems (SAIME) 554.341
Kindzentrierte vorausschauende humanitire Hilfe fiir eine verbesserte Preparedness von 463.850

Gemeinden und lokalen Institutionen im Norden und in den Kiistengebieten Bangla-
deschs.
Nachhaltiges Flussraummanagement, Anpassung an den Klimawandel in Bangladesch 458.000

Mafnahmen der Bundesregierung 2024 im Bereich Klimaanpassung in Indien in Euro
(Haushaltsmittel inkl. Schenkungsiquivalente*)

Projekttitel Summe in Euro
Klimaresilienz fiir indische Stadte I* 80.550.000
Klimaresilienter natiirlicher Landbau/Agrardkologie II* 11.595.000
Klimaresilienz fiir indische Stddte I BegleitmaBnahme 5.000.000
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MaBnahmen der Bundesregierung 2024 im Bereich Klimaanpassung in Indien in Euro
(Haushaltsmittel inkl. Schenkungsiquivalente*)

Projekttitel Summe in Euro
Unterstiitzung fiir Indiens Water Vision 2047 (SuWaVi) 5.000.000
Starkung von Geschlechtergerechtigkeit in Smart Cities / nachhaltige Stadtentwicklung 1.750.000
Globalprogramm ,,Die griine Evolution: Wege zur Transformation von Erndhrungssyste- 1.500.000
men"
Unterstiitzung von agrar6kologischen Transformationsprozessen in Indien 1.500.000
Starkung der geschlechterresponsiven Bewirtschaftung von Waldokosystemen und Ag- 1.500.000
roforstsystemen
Forderung von klimaresilienter nachhaltiger Landwirtschaft und landlicher Existenzsi- 986.500
cherung, Fortfiihrung
Starkung der Qualititsinfrastruktur fiir das Gewéssermonitoring des Ganges 111 750.000
Verbesserung der Klimaresilienz und Lebensbedingungen von Kleinbauerhaushalten im 678.173
Bidar Distrikt (Karnataka)
PRAN: Partizipativer Aufbau von Resilienz zur Anpassung an Klimawandelfolgen 650.000
durch naturbasierte Losungen im Ganga-Brahmaputra-Meghna-Becken
Klimaadaptive und resiliente Livelihoods durch nachhaltige integrierte Landwirtschaft 543.557
Nachhaltiges gemeinschaftliches Handeln zur Abschwéchung des Klimawandels im 500.000
Siedlungsraum der Bhil in Zentralwestindien

244. Abgeordnete Wurde die in der Antwort auf die Kleinen An-
Jamila Schiifer frage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
(BUNDNIS 90/ zu Demokratie, Menschenrechten und Entwick-
DIE GRUNEN) lungszusammenarbeit in Tansania nach den Wah-

len auf Bundestagsdrucksache 21/4976 angekiin-
digte Uberpriifung der fiir 2026 geplanten Neuzu-
sagen fir Entwicklungszusammenarbeit fiir Tan-
sania abgeschlossen, und an welche Bedingungen
kniipft die Bundesregierung zukiinftige Neuzusa-
gen flir Entwicklungsleistungen an Tansania vor
dem Hintergrund der sehr schwierigen Lage hin-
sichtlich Menschenrechten und Demokratie?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Dr. Biarbel Kofler
vom 6. Juli 2026

Als Reaktion auf die Ereignisse rund um die Wahlen 2025 in Tansania
wurden Neuzusagen bislang nicht getétigt sowie die fiir Mérz 2026 ge-
planten Konsultationen ausgesetzt.

Das Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung beabsichtigt grundséitzlich an der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit mit Tansania festzuhalten.

Uber Art und Umfang kiinftiger Neuzusagen wird unter Beriicksichti-
gung der weiteren Entwicklungen vor Ort und des Dialogs zwischen der
Bundesregierung und der tansanischen Partnerregierung entschieden.
Hierbei spielen die Aufarbeitung der Gewalteskalation im Oktober und
November 2025, eine unabhdngige Aufarbeitung des Wahlprozesses und
ein Versohnungsprozess mit Opposition und Zivilgesellschaft eine wich-
tige Rolle. Unterstiitzungsmoglichkeiten zur Foérderung rechtstaatlicher
Teilhabe und von Schutzmechanismen fiir besonders verletzliche Grup-
pen wird bei moglichen Neuzusagen eine besondere Bedeutung beige-
messen.
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Deutschland stimmt sein Vorgehen auch weiterhin mit anderen gleichge-

sinnten Gebern ab.

245. Abgeordnete
Ulle Schauws
(BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN)

Fiir wie viele der direkt oder indirekt unterstiitz-
ten Mafinahmen der Entwicklungszusammenar-
beit in El Salvador liegen der Bundesregierung
oder der KfW konkrete Umwelt- und Sozialvert-
raglichkeitspriifungen (ESIA), Environmental and
Social Commitment Plans oder vergleichbare Do-
kumente vor, und wo konnen diese ggf. 6ffentlich

eingesehen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff

vom 6. Juli 2026

Die Liste der Vorhaben der staatlichen Zusammenarbeit mit Umwelt-
und Sozialvertriglichkeitspriifungen und Aktivititen in El Salvador
kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. Beriicksichtigt
wurden alle Vorhaben mit Projektbeginn innerhalb der vergangenen fiinf

Jahre.
EZ-Vorhaben mit Umwelt- und Sozialvertraglichkeitspriifung El Salva-
dor seit 2021
Beginn
Vorhaben Partner (FZ- Veroffentlichung
Vertrag)
Green Recovery Programm in BCIE 2022 https://www kfw-entwicklungsbank.de/ipf
Zentralamerika z/Projektdatenbank/Green-Recovery-Progr
amme-in-Zentralamerika-49111.htm
Programm zur Unternehmensent- | BCIE 2026 https://www .kfw-entwicklungsbank.de/ipf
wicklung und KKMU-Férderung z/Projektdatenbank/Programm-zur-Untern
in Zentralamerika (DINAMICA ehmensentwicklung-und-KKMU-Férderun
11I) g-in-Zentralamerika-(DINAMICA-III)-45
597 htm
Perspektiven fiir Riickkehrerin- SICA 2023 https://www kfw-entwicklungsbank.de/ipf
nen und Riickkehrer durch so- z/Projektdatenbank/Perspektiven-fiir-Riick
ziale und berufliche Integration kehrerinnen-und-Riickkehrer-durch-sozial
(PERSPECTIVAS) e-und-berufliche-Integration-(PERSPECTI
VAS)-46852.htm
Perspektiven fiir Riickkehrer und | SICA 2024 https://www kfw-entwicklungsbank.de/ipf
Riickkehrerinnen durch soziale z/Projektdatenbank/Perspektiven-flir-Riick
und berufliche Integration Phase kehrer-und-Riickkehrerinnen-durch-sozial
IT (PERSPECTIVAS II) e-und-berufliche-Integration-Phase-1I-(PE
RSPECTIVAS-II)-47642.htm
Post-COVID-19: Erndhrungs- SICA 2024 https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipf

sicherung, nachhaltige Nutzung
natiirlicher Ressourcen und Bio-
diversitit

z/Projektdatenbank/Post-COVID-19:-Ernd
hrungssicherung,-nachhaltige-Nutzung-nat
iirlicher-Ressourcen-und-Biodiversitét-477
63.htm



https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipfz/Projektdatenbank/Green-Recovery-Programm-in-Zentralamerika-49111.htm
https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipfz/Projektdatenbank/Programm-zur-Unternehmensentwicklung-und-KKMU-Förderung-in-Zentralamerika-(DINAMICA-III)-45597.htm
https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipfz/Projektdatenbank/Perspektiven-für-Rückkehrerinnen-und-Rückkehrer-durch-soziale-und-berufliche-Integration-(PERSPECTIVAS)-46852.htm
https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipfz/Projektdatenbank/Perspektiven-für-Rückkehrer-und-Rückkehrerinnen-durch-soziale-und-berufliche-Integration-Phase-II-(PERSPECTIVAS-II)-47642.htm
https://www.kfw-entwicklungsbank.de/ipfz/Projektdatenbank/Post-COVID-19:-Ernährungssicherung,-nachhaltige-Nutzung-natürlicher-Ressourcen-und-Biodiversität-47763.htm
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246. Abgeordnete Wie kann die Bundesregierung bei Projekten der
Ulle Schauws deutschen Entwicklungsfinanzierung in El Salva-
(BUNDNIS 90/ dor, die iliber die Zentralamerikanische Entwick-
DIE GRUNEN) lungsbank BCIE als Finanzintermediér kanalisiert

wird, die konkrete Mittelverwendung nachvollzie-
hen, und wie kann sie transparent sicherstellen,
dass betroffene Bevolkerungsgruppen einbezogen
worden sind und Beschwerdemechanismen funk-
tionieren (ggf. liber die Verdffentlichung von ent-
sprechenden Monitoring-, Evaluierungs- und Au-
ditberichten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 7. Juli 2026

Bei Vorhaben mit der Zentralamerikanischen Entwicklungsbank (BCIE)
als Finanzintermedidr der Finanziellen Zusammenarbeit gelten die be-
wihrten Verfahren der Nachhaltigkeitsrichtlinie der KfW Entwicklungs-
bank. Finanzintermedidre miissen u. a. {iber ein risikoadédquates Umwelt-
und Sozialmanagementsystem (USMS) verfiigen. Das USMS stellt
sicher, dass die nationalen und internationalen Standards eingehalten
werden und priift, welche Anforderungen an die Einbindung lokaler Be-
volkerungsgruppen in die Vorhaben bestehen, einschlieBlich frithzeitiger
Information, Konsultation und — bei erhohten Risiken — laufendem Dia-
log mit betroffenen Interessentrigern.

Vor jeder Finanzierungszusage erfolgt u. a. eine Analyse des Projekttré-
gers vor Ort, bei der dessen wirtschaftliche Tragfahigkeit, Strukturen so-
wie insbesondere interne Kontrollmechanismen analysiert werden. Auf-
tragsvergaben, die der Projekttriger aus Mitteln der Finanziellen Zusam-
menarbeit titigt, werden nach verbindlichen internationalen Standards
durchgefiihrt. Die KfW fiihrt regelméBige Mittelverwendungspriifungen
fiir jedes Einzelvorhaben durch und kontrolliert den Projektfortschritt
vor Ort. Die ordnungsgemidfle Dokumentation der Projektunterlagen
wird ebenfalls wihrend der Projektlaufzeit tiberpriift.

Zur Entgegennahme von Hinweisen auf mogliche Mittelfehlverwendun-
gen sowie anderen Tatbestdnden hat die KfW Entwicklungsbank neben
internen Kommunikationskanélen auch externe Meldewege eingerichtet,
wie zum Beispiel ein Beschwerdemanagement und ein vertrauliches
bzw. anonymes Hinweisgebersystem. Hinweise und Verdachtsmomente
werden konsequent verfolgt und nétigenfalls sanktioniert. Dariiber hin-
aus verlangt die KfW Entwicklungsbank, dass auch Finanzintermedidre
selbst sowie deren Vertragspartner einen Beschwerdemechanismus vor-
halten.

Die Evaluierung der vom BMZ beauftragten Mafinahmen erfolgt nach
MaBgabe der Leitlinien des BMZ fiir die Evaluierung der Entwicklungs-
zusammenarbeit:

www.bmz.de/de/ministerium/evaluierung. Die Inhalte der Evaluierungs-
berichte der Finanziellen Zusammenarbeit finden sich unter folgendem
Link: www kfw-entwicklungsbank.de/Evaluierung/IDEaL/. Berichte des
Deutschen Evaluierungsinstituts der Entwicklungszusammenarbeit fin-
den sich zudem unter: www.deval.org/de/evaluierungen/laufende-und-a
bgeschlossene-evaluierungen.


https://www.bmz.de/de/ministerium/evaluierung
https://www.kfw-entwicklungsbank.de/Evaluierung/IDEaL/
https://www.deval.org/de/evaluierungen/laufende-und-abgeschlossene-evaluierungen
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247. Abgeordneter Seit wann lagen der Bundesregierung, insbeson-
Julian Schmidt dere dem Bundesministerium fiir wirtschaftliche
(AfD) Zusammenarbeit und Entwicklung und gegebe-

nenfalls weiteren beteiligten Ressorts, jeweils
Hinweise auf kaufménnische UnregelméBigkeiten
oder Betrugsverdachtsfille bei GIZ-Projekten im
Jemen vor (bitte die Brutto- und Nettoschadens-
hohe angeben, soweit der Bundesregierung ent-
sprechende Kenntnisse vorliegen), und bei wel-
chen weiteren GIZ-Projekten in Risiko- oder
Hochrisikoldndern wurden seit 2024 vergleichba-
re Sonderpriifungen veranlasst?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 10. Juli 2026

Dem Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung sowie dem Auswértigen Amt lagen seit Mai 2023 Hinweise im
Sinne der Fragestellung vor. Die genaue Hohe des Schadens ist noch
nicht beziffert.

Im Jahr 2024 hat die GIZ eine Sonderpriifung in Madagaskar veranlasst.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen

248. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse iiber
Ayse Asar die Belastung von Hochschulen durch Hitzewel-
(BUNDNIS 90/ len vor, und wenn ja, welche, und wird sie ge-

DIE GRUNEN) meinsam mit den Landern MaBnahmen ergreifen,
beispielsweise im Rahmen der sogenannten
,.Schnell-Bau-Initiative®, um bei Neubau- und Sa-
nierungsprojekten verbindliche Hitzeschutzstan-
dards wie Verschattung, gute Dammung, Begrii-
nung und passive Kiihlung sicherzustellen, und
wenn ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Soren Bartol
vom 9. Juli 2026

Die originédre Zusténdigkeit fiir den Hochschulbau liegt seit der Fodera-
lismusreform bei den Léndern. Zur Situation der Hitzebelastung in
Hochschulen liegen deswegen keine spezifischen Erkenntnisse vor.

Auf Grundlage der Bund-Léander-Vereinbarung gemaf3 Artikel 91b Ab-
satz 1 des Grundgesetzes iiber die Forderung von Mafinahmen zur Mo-
dernisierung und Sanierung der baulich-technischen Infrastruktur von
Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen stellt der Bund den Léan-
dern von 2026 bis 2029 Mittel aus dem Sondervermdgen fiir Infrastruk-
tur und Klimaneutralitdt (SVIK) zur Verfiigung. Ziel der Initiative ist die
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Beschleunigung und Stirkung von Mallnahmen der Lénder zur Schaf-
fung einer zukunftsgerechten, innovativen und nachhaltigen Infrastruk-
tur an Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen. Forderfahig sind
alle MaBnahmen zum Ausbau sowie zur Modernisierung und Sanierung
der baulich-technischen Infrastruktur einschlieBlich energetischer Sanie-
rung und GroBgeriten im Zusammenhang mit einer BaumalBnahme.
Hierfiir sowie flir den Ausbau der Kindertagesbetreuung stehen im
SVIK insgesamt 4 Mrd. Euro zur Verfiigung. Die Linder entscheiden
selbst entsprechend ihrer jeweiligen Bedarfe {iber die konkrete Mittel-
verteilung und verantworten die Mittelverwendung. Zudem flieBen ins-
gesamt 100 Mrd. Euro aus dem SVIK in InfrastrukturmaBnahmen der
Lander und Kommunen, die je nach Festlegung durch die Lénder auch
die Wissenschaftsinfrastruktur umfassen.

Dariiber hinaus arbeitet die Bundesregierung, angesichts des fortschrei-
tenden Klimawandels mit stirker und haufiger auftretenden Witterungs-
extremen, allgemein an der Verbesserung der Hitzevorsorge in der Stadt-
entwicklung und im Bauwesen. Das Bundesministerium fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) fiihrt hierzu Forschungsvor-
haben zum Beispiel zur klimaresilienten Stadtplanung und zum klimaan-
gepassten Bauen durch. Dabei gibt es zum Beispiel Empfehlungen und
allgemeine Planungshinweise fiir Wohnungs- und Nichtwohnungsgebau-
de. Das BMWSB hat jedoch keine Kompetenzen in spezifischen Bedar-
fen besonderer Gebaudenutzungen (zum Beispiel als Krankenhaus, Ki-
Ta, Schule oder Ahnliches) und gibt daher iiber den im Gebidudemoder-
nisierungsgesetz verankerten allgemeinen Anforderungen zum sommer-
lichen Wairmeschutz nach anerkannten Regeln der Technik keine
nutzungsspezifischen Empfehlungen und Anforderungen heraus.

Allgemeine Empfehlungen zum hitzeangepassten Bauen zum Beispiel
durch Verwendung von baulichen und naturbasierten Losungen (Ver-
schattung von Gebaudedffnungen, Gebdudegriin et cetera) finden sich in
den Ausarbeitungen der Bundesinstitutes fiir Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) im Rahmen des BMWSB-Forschungsprogrammes Zu-
kunft Bau: www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zukunft-b
auen-fp/2022/band-30.html

Jenseits der Gebidude sind Griin- und Wasserflichen, mehr Bdume fiir
Schatten und Verdunstungskiihle, Entsiegelung und das Freihalten von
Kaltluftleitbahnen wichtige Beitrdge, um Hitzebelastung in urbanen
Réumen zu reduzieren und damit auch indirekt einen Beitrag zum Hitze-
schutz in Gebéduden zu leisten, beispielsweise um Nachtauskiihlung zu
erleichtern.

Ergénzender Hinweis zu Schulen (nicht Hochschulen):

Das Bundesinstitut fiir Offentliche Gesundheit (BIOG) bietet unter
www.klima-mensch-gesundheit.de/hitzeschutz/kitas-und-schulen/ quali-
tatsgesicherte Informationen fiir Kitas und Schulen an. Das vom Bun-
desministerium fiir Gesundheit (BMG) geforderte Portal ,,Hitzeser-
vice.de* sorgt fiir die Vernetzung von Kommunen, kommunalen Einrich-
tungen und Landkreise zum Hitzeschutz und stellt dazu auch evidenzba-
sierte Empfehlungen fiir Schulen bereit (unter https://hitzeservice.de/hitz
eschutz-in-schulen).


https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/veroeffentlichungen/zukunft-bauen-fp/2022/band-30.html
https://www.klima-mensch-gesundheit.de/hitzeschutz/kitas-und-schulen/
https://www.hitzeservice.de/hitzeschutz-in-schulen
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249. Abgeordnete Wie entwickelten sich im Bereich des Wohnungs-
Katalin Gennburg baus seit 2010 die Preise fiir Bauland, Beton,
(Die Linke) sonstige Baumaterialien sowie die Lohnkosten,

Baunebenkosten, Bauzinsen sowie durchschnitt-
liche Mieten bei Erstbezug (bitte relative Ent-
wicklung tabellarisch in Fiinfjahresscheiben mit
Daten von 2010=100 angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Soren Bartol
vom 6. Juli 2026

Die Entwicklung der sechs erfragten Indikatoren im Bereich des Woh-
nungsbaus stellt sich wie folgt dar (siche unten). Grundlage fiir die nach-
folgenden tabellarischen Ubersichten bilden aktuelle amtliche Statisti-
ken. Um die geforderte Entwicklung fundiert abzubilden, wurde bei der
Beantwortung auf die entsprechenden Indexwerte der offiziellen Erhe-
bungen zuriickgegriffen.

1. Kaufwerte fiir Bauland im Zeitvergleich

2024 2023 2022 2021 2020 2015 2010
Durchschnittlicher 283,07 256,51 264,95 243,76 198,96 144,08 129,67
Kaufwert fiir Baureifes
Land Euro/qm

Anmerkung: Aufgrund einer methodischen Neukonzeption der Bauland-
statistik (Einfiihrung eines iiberarbeiteten Merkmalskatalogs) durch das
Statistische Bundesamt sind die Werte ab dem Berichtsjahr 2021 nur
eingeschrankt mit den Vorjahren vergleichbar. (Quelle: Statistisches
Bundesamt, Qualitédtsbericht Kaufwerte fiir Bauland/Fachserie 17, Rei-

he 5)

2. Preisentwicklung fiir ausgewihlte Baumaterialien
Erzeugerpreisindex (2021=100) 2016 | 2018 | 2020 | 2021 | 2022 | 2023 | 2024 | 2025
Natursteine, Kies, Sand, Ton und 86,0 | 89,4 | 96,0 100,0 | 114,3 | 134,6 | 143,0 | 146,7

Kaolin

Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 66,2 | 81,6 | 729 100,0 | 135,2 | 119,2 | 108,0 | 101,2

Nadelholz, geségt, gesdumt, geschalt 60,5 64,5 61,1 100,0 | 1074 | 80,8 83,1 93,6

Nadelholz, entlang Kanten, Enden 82,5 85,4 87,2 100,0 | 113,5 | 107,4 | 105,2 | 106,6
profiliert
Zement 90,2 919 |984 100,0 | 117,7 | 155,7 | 157,2 | 157,7

Gewebe, Gitter, Geflechte, aus Eisen-, 69,2 80,6 | 76,0 100,0 | 1284 | 100,6 | 94,6 | 94,7
Stahl-, Kupferdraht

Frischbeton (Transportbeton) 84,1 889 | 98,8 100,0 | 107,8 | 134,6 | 136,8 | 135,3
Kupfer in Rohform, Kupfermatte, 57,5 70,4 | 683 100,0 | 105,6 | 100,2 | 108,1 | 111,5
Zementkupfer

Spanplatten aus Holz 87,0 93,1 86,0 100,0 | 142,0 | 131,5 | 115,0 | 116,8

Anmerkung: Die Preisentwicklung der genannten Baumaterialien wird
anhand des Erzeugerpreisindex gewerblicher Produkte (Inlandsabsatz)
dargestellt. Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), GENESIS-On-
line, Erzeugerpreisindizes fiir gewerbliche Produkte, Tab. 61241-0004.

3. Lohnkosten (Kostenindex fiir den Neubau von Wohngebéduden ,,Ar-
beitskosten ohne Mehrwertsteuer — Deutschland)
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2021=100 2024 2023 2022 2021 2020 2019 2015 2010
Kostenindex Neu- 122,1 111,1 107,3 100,0 96,6 93,2 80,6 73,7
bau Wohngebduden
(Arbeitskosten)

Anmerkung: Zur Abbildung der Lohnkosten im Wohnungsbau wird der
Teilindex Arbeitskosten des Baukostenindex fiir den Neubau von Wohn-
gebiuden herangezogen. Dieser Index bildet die Entwicklung der von
den Bauunternehmen zu tragenden Arbeitskosten ab. Quelle: Statisti-
sches Bundesamt (Destatis), GENESIS-Online, Baukostenindizes fiir

Wohngebiude.
4. Baunebenkosten
2025=100 2025 2024 2023 2022 2021 2020 2015 2010
Erwerbsnebenkosten 100 96,5 97,8 105,8 97,6 87,8 66,7 46,9

Anmerkung: Zur Abbildung der Baunebenkosten wird der Teilindex
»~Erwerbsnebenkosten* (Makler, Notar, Grundbuch, Grunderwerbsteuer)
herangezogen. Hinweis zur Methodik: Dieser Index bezieht sich aus-
schlieBlich auf den Erwerb von Wohneigentum durch private Haushalte
zur Selbstnutzung; der gewerbliche oder vermietete Bereich ist nicht ab-
gebildet. Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), GENESIS-Online,
Tab. 61262-0003.

5. Bauzinsen

Eine lange Zeitreihe zu den monatlichen Bauzinsen ist bei
der  Deutschen Bundesbank frei verfiigbar (Schliissel
BBIM1.M.DE.B.A2C.A.C.A.2250.EUR.N, Effektivzinssidtze Banken
DE/Neugeschift/Wohnungsbaukredite an private Haushalte (effektiver
Jahreszinssatz einschl. Kosten). Legt man den Mittelwert des Jahres
2010 als Basiswert fiir einen Index fest (3,8 Prozent) und setzt diesen in
Relation zu den jeweiligen Mittelwerten in den gewliinschten 5-Jahres-
scheiben, dann ergibt sich diese Entwicklung der Bauzinsen:

Durchschnitt Index 2010=100
2010 bis 2014 3,2 Prozent 85,5
2015 bis 2019 1,8 Prozent 48,4
2020 bis 2024 2,6 Prozent 68,9
2025 bis 4.2026 3,7 Prozent 98,7

6. Durchschnittliche Mieten bei Erstbezug
Allgemeine Hinweise zu Angebotsmieten:

Der Bundesregierung liegen Angebotsmieten nur in Form von im Inter-
net inserierten Wohnungsangeboten vor. Diese werden zur Beantwor-
tung der Fragen herangezogen. Die Angebotsmieten im Internet inserier-
ter Wohnungen sind nicht repriasentativ fiir das gesamte Wohnungsange-
bot von Neuvermietungen (vergleiche untenstehende Hinweise zu den
Erst- und Wiedervermietungsmieten).

Sie spiegeln das Angebot wider, auf das Wohnungssuchende treffen,
wenn sie im Internet nach einer Mietwohnung suchen. Inserate aus loka-
len Zeitungen, Mieter- oder Unternehmenspublikationen oder von Aus-
hingen flieBen nicht mit ein. Wohnungsvermittlungen {iber Kunden- und
Wartelisten von Wohnungsunternehmen oder Maklern gehen in diese
Quelle ebenfalls nicht ein.
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Daher sind insbesondere Wohnungen im giinstigen Mietsegment in die-
ser Datenquelle unterreprasentiert. Sonderauswertungen des Bundesins-
tituts fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) zufolge lagen bei-
spielsweise die Wiedervermietungsmieten des Bundesverbands deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V. (GdW), dessen Un-
ternehmen Wohnungen héufig iiber Wartelisten oder direkte Ansprache
von Kundinnen und Kunden vermieten, unterhalb der Internet-Vermie-
tungsmieten.

Ergénzende Hinweise zu den BBSR-Erstvermietungsmieten:

Die ausgewerteten Angebotsmieten im Internet inserierter Wohnungen
basieren auf Inseraten aus Immobilienplattformen und von Zeitungen fiir
Angebote von Wohnungen im Gebdudebestand und Neubau. Zur Stan-
dardaufbereitung bis auf die Ebene der Kreise erfolgte eine Eingrenzung
der betrachteten Wohnungen unméblierter Angebote bei Erstvermietung
mit Wohnflichen von 30 bis 130 m? mit mittlerer Wohnungsausstattung.
Die verwendeten Daten umfassen nettokalte Angebotsmieten, also ohne
kalte und warme Nebenkosten. Als Quelle werden die Datenbanken der
IDN ImmoDaten GmbH mit Inseraten aus {iber 120 Immobilienportalen
und Zeitungen verwendet, die das BBSR aufbereitet und daraus durch-
schnittliche Angebotsmieten berechnet.

Der Indexwert der bundesweiten Angebotsmieten bei Erstvermietung
hat sich im Zeitraum 1. Halbjahr 2021 (Index = 100) auf 130,35 im
2. Halbjahr 2025 erhoht (flir andere Zeitraume liegen diese Zahlen nicht
vor).

Tabelle: BBSR-Angebotsmieten bei Erstvermietung
Index 1. Halbjahr (Hj.) 2021= 100

1. Hj 1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. H;j.
2021 2022 2022 2023 2023 2024 2024 2025 2025
100,00 107,68 111,56 115,97 121,04 124,19 124,51 128,84 130,35
Datenbasis: BBSR-Wohnungsmarktbeobachtung, IDN ImmoDaten

GmbH*

250. Abgeordneter Werden Mittel aus dem Sondervermodgen Infra-

Sebastian struktur und Klimaschutz fiir die Férderung des
Miinzenmaier Sozialen Wohnungsbaus und fiir sonstige Woh-
(AfD) nungsbauprogramme genutzt, und wenn ja, in

welchem Umfang?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine
Poschmann
vom 6. Juli 2026

Die Finanzhilfen des Bundes fiir gesamtstaatlich bedeutsame Investi-
tionen der Lander und Gemeinden (Gemeindeverbidnde) im Bereich des
Sozialen Wohnungsbaus werden aus Haushaltsmitteln des Bundes (Ein-
zelplan (EP) 25) und nicht aus dem Sondervermoégen Infrastruktur und
Klimaneutralitit (SVIK) finanziert. Das Lénder-und-Kommunal-Infra-
strukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) sieht aber vor, dass die Lander
festlegen, wie die ihnen zustehenden Mittel aus dem Sondervermdgen in
Hoéhe von 100 Mrd. Euro verwendet werden.
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Folgende Forderprogramme des BMWSB im Bereich des Wohnens wer-
den aus dem SVIK im Haushaltsjahr 2026 finanziert: Barrierefreies und
altersgerechtes Umbauen (AU) — Investitionszuschuss, Klimafreund-
licher Neubau im Niedrigpreissegment (KNN), Klimafreundlicher Neu-
bau (KFN), Gewerbe zu Wohnen (GzW), Wohneigentumsforderung fiir
Familien (WEF) — Neubau, Jung kauft Alt (JkA) — Bestandserwerb so-
wie die Sanierung von Frauenhédusern.

Die Aufteilung der Haushaltsmittel fiir die jeweiligen Programme kann
dem Ersten Monitoringbericht des BMF iiber das SVIK (Seite 326 fol-
gende) entnommen werden.

www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschuere
n_Bestellservice/svik-monitoringbericht-2025.pdf? blob=publication

File

251. Abgeordneter Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie-
Kassem Taher rung die prozentualen Anteile von Baulandprei-
Saleh sen, Finanzierungskosten und reinen Baukosten
(BUNDNIS 90/ an den Gesamtgestehungskosten fiir Wohnungs-

DIE GRUNEN) neubauten seit dem Jahr 2021 jéhrlich bis heute
entwickelt, und welche konkreten MafBnahmen
iber den am 11.Juni 2026 angekiindigten Ak-
tionsplan (Ausschussdrucksache 21(24)142) hin-
aus verfolgt sie, um die Auswirkungen von Bo-
denpreissteigerungen und Finanzierungskosten
auf die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum
nachhaltig zu ddmpfen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Sabine
Poschmann
vom 9. Juli 2026

Die prozentualen Anteile an den Gesamtgestehungskosten von Bauland-
preisen, Finanzierungskosten und reinen Baukosten variieren stark.
Unterschiedliche Baukosten ergeben sich durch die Art des Wohnungs-
neubaus (Einfamilienhaus, Mehrfamilienhaus etc.), den Qualitétsstan-
dard, die Region beziechungsweise Lage des Projekts und durch Unter-
schiede bei den verwendeten Eigenmitteln und dem Projekttriger, der
ein Projekt entwickelt.

Aus amtlichen Statistiken lassen sich fiir die einzelnen Kostenbestand-
teile iliber unterschiedliche Indizes Entwicklungen {iber die Zeit ablesen.
Relevante Statistiken sind zum Beispiel der Hiuserpreisindex (Tabelle
61262-0002 in der Genesis-Datenbank des Statistischen Bundesamts
https://genesis.destatis.de/datenbank/online/url/6ec0Oac8e) oder der
durchschnittliche Kaufwert von Bauland (61511-0001 https://genesis.des
tatis.de/datenbank/online/url/11f7ee7¢). Aus diesen Daten ldsst sich aber
nicht berechnen, ob bezichungsweise wie sich dadurch die Anteile an
den Gesamtgestehungskosten bei einzelnen Bauprojekten oder durch-
schnittlich verdndert haben. Insofern liegen der Bundesregierung zu den
erfragten prozentualen Anteilen keine Informationen vor. Auch die Fi-
nanzierungskosten variieren stark fiir einzelne Wohnungsbauprojekte
und auch regional. Der Anstieg der Bauzinsen (siche zum Beispiel die
MFI-Zinsstatistik der Deutschen Bundesbank fiir die Bauzinsen, Schliis-
sel BBIM1.M.DE.B.A2C.A.C.A.2250.EUR.N EUR.N https://www.bund
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esbank.de/de/statistiken/geld-und-kapitalmaerkte/zinssaetze-und-rendite
n/wohnungsbaukredite-an-private-haushalte-hypothekarkredite-auf-woh
ngrundstuecke-615036) ab Jahresbeginn 2022 14sst vermuten, dass die
Finanzierungskosten, insbesondere fiir Projekttriger mit wenig Eigen-
mitteln, an Bedeutung gewonnen haben. Auch hier ist eine Quantifizie-
rung als Anteil an den ,,Gesamtgestehungskosten (inklusive Finanzie-
rungskosten) aufgrund fehlender Datenerhebungen nicht moglich.

Fiir MaBnahmen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, die iiber
den ,,Aktionsplan zur Senkung der Baukosten (https://www.bmwsb.bun
d.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/06/investorenkonferen
z.html) hinaus gehen, wird unter anderem auf die Beschliisse des Koali-
tionsausschusses vom 2. Juli 2026 _(https://www.bundesregierung.de/bre
g-de/aktuelles/reformen-rente-arbeitsmarkt-steuern-2445598) verwiesen.

Berlin, den 10. Juli 2026
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ANNEX

SECTION 1: REFORMS AND INVESTMENTS UNDER THE RECOVERY
AND RESILIENCE PLAN

Description of Reforms and Investments

A. COMPONENT 1.1: Decarbonisation using renewable hydrogen in particular

The component of the German recovery and resilience plan addresses the challenge of climate
change mitigation by aiming to reduce greenhouse gas (GHG) emissions in the economy. The
objectives of the component are to support the use of hydrogen produced with energy from
renewable sources and to contribute as a primary goal to GHG emission reduction as defined in
the German National Energy and Climate Plan (NECP), with a focus on industry. The component
also seeks to make a contribution in terms of industrial innovation and employment policy.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation on investment in the
green transition and constitutes one building block in the design of clean, efficient and integrated
energy systems (Country Specific Recommendation 1.6 in 2019 and Country Specific
Recommendation 2.4 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

A.l. Description of the reforms and investments for non-repayable financial support

1.1.1 Investment: Hydrogen projects within the framework of IPCEIs

The objective of the hydrogen Important Projects of Common European Interest (IPCEIs)
is to accelerate the market uptake of hydrogen and its derivatives to decarbonise
emission-intensive processes and develop new areas of application in Germany and in
Europe. This measure consists of financial support for hydrogen projects.

1.1.2 Investment: Funding programme for decarbonisation in industry

The objective of the measure is to help industry shift from highly emission-intensive
production processes to low GHG processes. The measure consists of support for
research and development, testing in experimental or pilot plants, and investments in
installations covered by the EU ETS.

1.1.3 Investment: Pilot scheme for climate action contracts based on the principle of Carbon
Contracts for Difference

The objective of the measure is, as for measure 1.1.2, the introduction of new, cleaner
production technologies for energy-intensive industries. The specific objective of the
measure is to provide businesses with financial certainty when they make significant
investments in climate-neutral technologies and to reduce on a permanent basis process-
related GHG emissions which are difficult to avoid under the current state of the art of
technologies.

Climate Action contracts shall guarantee a fixed CO2 price over a fixed duration for
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companies investing in CO2 reduction technologies. The programme is aimed primarily
at companies in the steel, chemical and building materials industries where process
emissions are particularly difficult to avoid. Only projects resulting in emissions
substantially below the ETS benchmarks shall be eligible for support under the measure'.

The implementation of the investment is expected to start by 31 December 2021 and shall
be completed by 31 August 2026.

1.1.4 Investment: Project-related climate protection research

The objective of the measure is to contribute to decarbonising the economy considering
2050 targets with a focus on SMEs and basic industries. This measure consists of support
to research projects in the areas of climate change mitigation, energy efficiency and
climate resilience.

1.1.5 Investment: Flagship projects for research and innovation in the context of the
National Hydrogen Strategy

The objective of the measure is to contribute to decarbonising the economy and
specifically to addressing key issues related to the provision of green hydrogen in the
future energy system. It consists of support for flagship projects for hydrogen research
and innovation.

1.1.6 Investment: Federal support for efficient heat networks

The objective of the measure is to contribute to the decarbonisation of district heating
systems, expanding the share of heat from renewable sources and waste heat. It consists
of financial support for transformation plans, feasibility studies and investment projects
for heat networks.

! Where the activity supported achieves projected greenhouse gas emissions that are not substantially lower than the
relevant benchmarks an explanation of the reasons why this is not possible should be provided. Benchmarks are
established for free allocation for activities falling within the scope of the Emissions Trading System, as set out in the
Commission Implementing Regulation (EU) 2021/447.
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A.2.Milestones, targets, indicators and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for Indicative
Related L targets) timeline for
Seq. Measure Milestone / _ Qualitative completion Description of each milestone
Name indicators (for
No. (Reform or Target . and target
milestones)
Investment) Unit of
Baseline | Goal Quarter | Year
measure

1 1.1.1  Hydrogen | Milestone Completion of Companies have - - - Q2 2021 | The expression of interest
projects within the expression of submitted project procedure has been completed.
framework of interest procedure | sketches Potential projects and project
IPCEIs participants in Germany have

been identified.

2 1.1.1 Hydrogen Milestone Issuance of first Grant decisions - - - Ql 2022 | Grant award decisions have been
projects within the grant decisions issued issued to recipients/applicants by
framework of the Federal Ministry for Economic
IPCEIs Affairs and Climate Action

(BMWK) and the Federal
Ministry for Digital and Transport
(BMDYV) enabling the start of the
implementation of the selected
projects.

3 1.1.1 Hydrogen Target Commitment of at - EUR million 0 500 Q2 2024 | Atleast EUR 500 000 000 have
projects within the least been committed to hydrogen
framework of EUR 500 000 000 projects in line with grant
IPCEIs decisions issued.

5 1.1.1 Hydrogen Target Commitment of - EUR million 500 1411 Q2 2026 | Atleast EUR 1411 722 000 have been
projects within the EUR 1 411 722 000 committed to hydrogen projects in line
framework of IPCEIs with grant decisions issued.

6 1.1.1  Hydrogen | Target Electrolysis - Megawatt 0 200 Q2 2026 | Atleast 200 MW of electrolysis
projects within the capacity capacity shall be installed and
framework of connected to the electricity grid.
IPCEIs




Quantitative indicators (for

Indicative

Related L targets) timeline for
q Qualitative completion A ]
Seq. Measure Milestone / o 3e p Description of each milestone
Name indicators (for
No. (Reform or Target . and target
milestones)
Investment) Unit of
Baseline | Goal Quarter | Year
measure

7 1.1.2 Support Milestone Entry into force Entry into force - - - Ql 2021 | The guideline has entered into
programme for of funding of funding force, enabling companies to
decarbonisation in guideline guideline submit applications.
industry (Forderrichtlinie)

for
decarbonisation
in industry

8 1.1.2 Support Target Issuance of grant - Number 0 19 Q4 2024 | Grant decisions have been issued
programme for decisions to recipients/applicants, enabling
decarbonisation in the start of the selected projects.
industry Only projects resulting in

emissions substantially below the
EU Emissions Trading System
(ETS) benchmarks shall be
eligible for support under the
measure.

9 1.1.2 Support Target Disbursement to - EUR million 0 55 Q2 2026 | Atleast EUR 55 000 000 of funds
programme for the supported have been disbursed to the
decarbonisation in projects recipients.
industry

2 Where the activity supported achieves projected greenhouse gas emissions that are not substantially lower than the relevant benchmarks an explanation of the reasons why this is
not possible should be provided. Benchmarks are established for free allocation for activities falling within the scope of the Emissions Trading System, as set out in the Commission
Implementing Regulation (EU) 2021/447.
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Quantitative indicators (for

Indicative

Related o targets) timeline for
Seq. Measure Milestone / _ Qualitative completion Description of each milestone
Name indicators (for
No. (Reform or Target . and target
milestones)
Investment) Unit of
Baseline | Goal Quarter | Year
measure
11 1.1.3 Pilot scheme | Milestone Completion of Companies - - - Q4 2021 | The expression of interest
for climate action expression of submit procedure has been completed,
contracts based on interest procedure | expressions of with companies having expressed
the principle of for climate change | interest for their interest in receiving support
Carbon Contracts contracts climate change for their projects through climate
for Difference contracts to the change contracts and projects
Federal Ministry having been selected.
for Economic
Affairs and
Climate Action
(BMWK)
12 1.1.3 Pilot scheme | Milestone Funding guideline | Entry into force - - - Q3 2022 | The guideline for a pilot
for climate action (Forderrichtlinie) | of funding programme on climate change
contracts based on for a pilot guideline contracts based on the principle of
the principle of programme on Carbon Contracts for Difference
Carbon Contracts climate change has entered into force, enabling
for Difference contracts based on companies to submit applications.
the principle of
Carbon Contracts
for Difference
14 1.1.4 Project- Target Approval of - Number of 0 45 Q4 2021 | The climate-related research
related climate applications for applications projects selected under the call for
protection support of climate- approved tender have been approved for
research related research funding.
projects
16 1.1.4 Project- Target Availability of - Number 0 45 Q4 2025 | Final reports describing the
related climate climate research results of 45 collaborative
protection project reports projects have been made available
research to the project promoters.




Quantitative indicators (for

Indicative

Related targets) timeline for
o Qualitative completion o 4o .
Seq. Measure Milestone / o 3e p Description of each milestone
Name indicators (for
No. (Reform or Target . and target
milestones)
Investment) Unit of
Baseline | Goal Quarter | Year
measure

17 1.1.5 Flagship Milestone Publication of Publication of the - - - Q2 2020 | The competition, including the
projects for the competition competition on the eligibility conditions, has been
research and “Idea Federal Ministry published on the homepage of the
innovation in the Competition of Education and Federal Ministry of Education and
context of the ‘Hydrogen Research’s Research and opened for
National Republic homepage applications.

Hydrogen Germany’”

Strategy (Forderaufruf
zum
Ideenwettbewerb
,, Wasserstoffrepu
blik
Deutschland®)

18 1.1.5 Flagship Target Issuance of grant - Number of grant 0 150 Q2 2022 | Grant decisions have been issued
projects for decisions decisions issued to recipients/applicants, enabling
research and the start of the implementation of
innovation in the the selected projects.
context of the
National
Hydrogen
Strategy

19 1.1.5 Flagship Target Availability of - Number 0 150 Q2 2026 | Final reports describing the results
projects for hydrogen research of 150 projects have been made
research and project reports available to the project promoter.
innovation in the
context of the
National
Hydrogen
Strategy




Quantitative indicators (for

Indicative

Related o targets) timeline for
. Qualitative completion s i
Seq. Measure Milestone / o 3e p Description of each milestone
No. (Reform or Target Name mdl.cators (for and target
Tyestaient) milestones) .
Unit of .
Baseline | Goal Quarter | Year
measure
21 1.1.5 Flagship Target Commitment for - EUR million 0 665 Ql 2025 | Of'the EUR 700 000 000 allocated to
projects for flagship research the flagship projects, at least
research and and innovation EUR 665 000 000 have been
innovation in the projects committed.
context of the
National
Hydrogen
Strategy
21A | 1.1.6 Federal Target Signing of grant - Grant decisions 0 200 Q4 2023 | The implementing authority,
support for decisions BAFA (Bundesamt fiir Wirtschaft
efficient heat und Ausfuhrkontrolle), has signed
networks 200 grant decisions for projects in
line with the measure description.
New district heating networks
shall be supported by at least 75%
of renewable energy and waste
heat. No fossil fuels shall be
financed. Support under the
scheme shall be granted only to
heat generation from renewable
energy sources, including
sustainable biomass, and waste
heat.
21B | 1.1.6 Federal Target Submission of - Feasibility studies 0 50 Q4 2024 | At least 50 feasibility studies
support for feasibility studies and/or and/or transformation plans have
efficient heat and/or transformation plans been submitted to the
networks transformation implementing authority, BAFA
plans (Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle).




Quantitative indicators (for

Indicative
timeline for

Related Qualitative targets) !
Seq. Measure Milestone / Name indicators (for completion Description of each milestone
No. (Reform or Target . and target
I frrlent) milestones) .
LIS Unit of .
Baseline | Goal Quarter | Year
measure
21C | 1.1.6 Federal Target Disbursement for - EUR million 0 300 Q2 2026 | Atleast EUR 300 000 000 have
been disbursed for the supported

support for
efficient heat
networks

the supported
projects

projects.




B. COMPONENT 1.2: Climate-friendly mobility

The component of the German recovery and resilience plan addresses the challenge of climate
change mitigation with a focus on the transport sector.

The objective of the component is to contribute to substantially reducing CO, emissions in the
transport sector. It specifically aims to establish alternative technologies in the transport sector in
a sustainable way, to make them more energy-efficient, climate- and environmentally friendly,
thereby further promoting the energy transition in transport.

Support for the market development of electro-mobility and the complementary investment in
sustainable mobility technologies are also intended to support the transition towards a climate-
neutral automotive and supply industry and to help Germany strengthen its economy in the medium
and long term.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation to “focus investment
on the green and digital transition, in particular on sustainable transport”, (...) research and
innovation” (Country Specific Recommendation 2.3 and 2.8 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

B.1. Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

1.2.1 Investment: Support for the construction of charging infrastructure

The objective of the measure is to develop clean mobility solutions to decarbonise the
transport sector. The measure consists of support for recharging points.

1.2.2 Investment: Funding for the development of electro-mobility

The general challenge addressed by this measure is also the need to develop clean
mobility solutions to decarbonise the transport sector. In particular, it targets the further
market development of electro-mobility and, in particular, the development of municipal
and commercial vehicle fleets.

The measure consists of financial support given for the purchase of electric vehicles in
municipal and commercial fleets and necessary charging infrastructure for the operation of
these vehicles. In addition, application-oriented research and development projects, the
development of electric mobility projects (municipal and commercial) and electro-mobility
concepts shall be supported. The support shall take the form of funding a grant scheme to
be operated by the Federal Ministry for Digital and Transport.

The implementation of the measure shall be completed by 30 June 2024.

1.2.3 Investment: Support for the replacement of the private vehicle fleet

The objective of this measure is to lower emissions in the transport sector. The measure
consists of financial support to promote the purchase or lease of zero-emission electric
vehicles and plug-in hybrid vehicles emitting less than 50g CO2/km.

1.2.4 Reform: Extension of the initial registration period for granting the ten-year tax
exemption for purely electric vehicles

The objective of this measure is to support electro mobility. The measure consists of a ten-
year tax exemption for electric vehicles.
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1.2.5 Investment: Support for purchases of buses with alternative propulsion

The objective of the measure is to lower the CO> emissions of transport. It consists in
support for alternatively fuelled buses and related infrastructure and feasibility studies.

1.2.6 Investment: Support to promote alternative rail propulsion

The objective of this measure is to replace rail vehicles to achieve a significant reduction
in CO2 emissions and air pollutants. It consists of financial support for the procurement
of rail vehicles with alternative propulsion and/or the conversion to alternative engines.

1.2.7 Investment: Promotion of the industries involved in hydrogen and fuel cell
applications in transport

The objective of this measure is to support a supply industry for hydrogen and fuel cell
technology to facilitate the decarbonisation of the transport industry. The measure
consists of financial support to projects and Technology and Innovation Centre(s).
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B.2.Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for Indicative timeline
Related o targets) for completion
Sequential Measure Milestone/ . Q.u alitative _ .
Name indicators (for Description of each milestone and target
Number (Reform or Target .
Investment) milestones) Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure
22 1.2.1 Support | Milestone | Entry into force of | Two funding - - Q4 2021 The two funding guidelines are published in the
for the funding guidelines | guidelines Federal Gazette (Bundesanzeiger), enabling
construction of published in the eligible organisations / households to submit
charging Federal Gazette applications to: (1) ‘charging infrastructure for
infrastructure (Bundesanzeiger) residential buildings’ and (2) ‘publicly
accessible charging infrastructure for electric
vehicles.
23 1.2.1 Support | Target Support for - Number of | 0 2 500 Q3 2025 Commissioning notifications
for the publicly accessible publicly (Inbetriebnahmemeldungen) have been issued
construction of recharging points accessible for 2 500 publicly accessible recharging points.
charging recharging
infrastructure points
24 1.2.1 Support | Target Expansion of - Thousand 0 689 Q4 2023 At least 689 000 recharging points have been
for the recharging points in recharging funded through the disbursement of financial
construction of residential points in support from the grant scheme operated by the
charging buildings residential Federal Ministry for Digital and Transport
infrastructure buildings (BMDV).
25 1.2.2 Funding | Milestone | Entry into force of | Entry into force of - - Q4 2020 The funding guidelines covering the
for the the funding funding guidelines development of municipal and commercial e-
development guidelines published in the vehicle fleets and charging infrastructure, as
of electro- Federal Gazette well as related applied R&D (e-mobility
mobility (Bundesanzeiger) concepts/designs) and e-mobility concepts have
been published in the Federal Gazette
(Bundesanzeiger), enabling eligible
organisations / households to submit
applications.
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Quantitative indicators (for Indicative timeline
targets) 3
Sequential I\I/}Z::lst:fe Milestone/ Qualitative : for completion
Name indicators (for Description of each milestone and target
Number (Reform or Target .
Investment) LEIDIEY Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure

26 1.2.2 Funding | Target Commitment of - EUR 0 71.25 Q4 2022 Of the EUR 75 000 000 allocated to the
for the funds million measure, at least EUR 71 250 000 have been
development committed.
of electro-
mobility

27 1.2.2 Funding | Target Expansion of - Numberof | 0 4 000 Q2 2024 Municipalities, companies and other eligible
for the municipal and e-vehicles organisations have received funding
development commercial e- commitments for at least 4 000 e-vehicles with
of electro- mobility fleets support of the grant scheme.
mobility

28 1.2.2 Funding | Target Completion of - Number of | 0 80 Q2 2024 At least 80 electro-mobility preliminary designs
for the electro-mobility completed have been completed for municipalities,
development preliminary electro- companies or other eligible organisations.
of electro- designs mobility
mobility preliminary

designs

29 1.2.3 Support | Target Support for the - Numberof | 0 240 000 Q1 2021 Recipients have received grant support for the
for the purchase of e-vehicles purchase of a total of 240 000 electric vehicles
replacement of 240 000 electric purchased on the basis of the amended funding guidelines
the private vehicles that entered into force on 8 July 2020.
vehicle fleet

30 1.2.3 Support | Target Support for the - Number of | 240 000 | 560 000 Q4 2022 Recipients have received grant support for the
for the purchase of another e-vehicles purchase of a (cumulative) total of 560 000
replacement of 320 000 electric purchased electric vehicles on the basis of the amended
the private vehicles funding guidelines that entered into force on
vehicle fleet 8 July 2020.
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Quantitative indicators (for Indicative timeline
Related o targets) for completion
Sequential Measure Milestone/ . Q.u alitative . . .
Number (Reform or Target Name 1nd1Fators (for Description of each milestone and target
Investment) LEIDIEY Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure
30A 1.2.3 Support | Target Support for the - Number of | 0 399 450 Q1 2025 Additionally to the purchases supported under
for the purchase of electric targets 29 and 30, grant support has been
replacement of 399 450 electric vehicles disbursed to recipients for the purchase (which
the private vehicles purchased includes the purchase or leasing) of 399 450
vehicle fleet electric vehicles, (PHEV, BEV and FCEV) on
the basis of the funding guidelines (BAnz
07.07.2020 B2) that entered into force on
8 July 2020 as well as any subsequent
guidelines and amendments to those guidelines.
31 1.2.4 Extension| Milestone | Entry into force of | Provision in the - - Q4 2020 The amendment to the Motor Vehicle Tax Act
of the initial the Seventh Motor | law indicating the to extend the initial registration period for e-
registration Vehicle Tax entry into force of vehicles to obtain the ten-year tax exemption
period for Amendment Act the Seventh Motor has entered into force.
granting the Vehicle Tax
ten-year tax Amendment Act
exemption for
purely electric
vehicles
33 1.2.5 Support | Milestone | Publication of Publication in the - - Q3 2021 The funding guidelines on the support scheme
for purchases funding guidelines | Federal Gazette for the purchase of buses and coaches for
of buses with (Bundesanzeiger) passenger transport with alternative propulsion
alternative have been published in the Federal
propulsion Gazette(Bundesanzeiger). Funds shall mainly be
used for battery-powered electric buses, battery
trolley buses, fuel cell buses and 100%
biomethane-powered buses.
35 1.2.5 Support | Target Orders of buses - Number of | 0 2 800 Q2 2026 Orders or order confirmations or contracts
for purchases with alternative buses have been issued for at least 2 800 buses with
of buses with propulsion ordered alternative propulsion.
alternative
propulsion
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Quantitative indicators (for Indicative timeline
Related o targets) for completion
. . Qualitative
Sequential Measure Milestone/ . 3. . .
Name indicators (for Description of each milestone and target
Number (Reform or Target .
Investment) LEIDIEY Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure

36 1.2.6 Support | Milestone | Entry into force of | Entry into force - - - Ql 2021 The funding guidelines for the grant scheme to
to promote the funding promote alternative rail propulsion have entered
alternative rail guidelines into force enabling eligible organisations to
propulsion submit applications.

38 1.2.6 Support | Target Order of rail - Number of | 0 200 Q2 2026 Orders or order confirmations or contracts have
to promote vehicles with rail vehicles been issued for at least 200 rail vehicles
alternative rail alternative ordered (locomotives) with alternative (to conventional
propulsion propulsion diesel) propulsion.

39 1.2.7 Milestone | Entry into force of | Publication in - - - Q4 2021 The relevant funding guidelines in the National

Promotion of
the industries
involved in
hydrogen and
fuel cell
applications in
transport

amendment
extending existing
supporting
guidelines
(Forderrichtlinien)
of the National
Hydrogen and Fuel
Cell Technology
Innovation
Programme (NIP)
(or if not
sufficiently covered
by existing
supporting
guidelines, entry
into force of new
supporting
guidelines)

Federal Gazette
(Bundesanzeiger)

Hydrogen and Fuel Cell Technology Innovation
Programme (NIP), currently limited to 30 June
2021, has been extended in time and this
extension has entered into force. If planned
projects under the measure are not sufficiently
covered by existing supporting guidelines,
separate supporting guidelines shall be adopted.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Qualitative targets) for completion
Sequential Measure Milestone/ . 3. .. .
Number (Reform or Target Name 1nd1Fators (for Description of each milestone and target
Investment) RERDICS) Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure
40 1.2.7 Target Projects for - Number of | 0 268 Q3 2025 Grant decisions have been issued for at least
Promotion of hydrogen and fuel projects 268 R&D and market activation projects for
the industries cell applications in hydrogen and fuel cell applications in
involved in transport transport.
hydrogen and
fuel celln
applications in
transport
41 1.2.7 Milestone | Provision of Provision of - - - Q2 2026 [The Technology and Innovation Centre(s) shall

Promotion of
the industries
involved in
hydrogen and
fuel cell
applications in
transport

services via
Technology and
Innovation
Centre(s) for
Hydrogen
Technology

services

provide services for, for example, the
development of fuel cell or electrolysis systems,
subsystems or components; feasibility studies;
market studies; patent research; simulation of
existing components or their assembly;
development of specifications for components or
their assembly; and visualisations of components,

stacks or systems.
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C. COMPONENT 1.3: Climate-friendly renovation and construction

The component of the German recovery and resilience plan addresses the challenge of climate
change mitigation and energy transition with a focus on energy-efficient renovation.

In the building sector, Germany aims to reduce CO2 emissions by around 40% by 2030 compared
to current levels (120 million tonnes of CO equivalent in 2020). By 2050, Germany aims to achieve
net-zero GHG emissions, including for the building stock in Germany. At the same time, it must
be ensured that construction and housing remain affordable.

The climate-friendly construction and renovation component aims at contributing to the
achievement of these objectives by increasing energy efficiency and the share of renewable energy
in final energy consumption for heating and cooling in buildings. Accompanying measures for the
timber construction sector towards digitalisation, circularity and climate- friendly practices shall
also be undertaken as timber is identified as having the potential to constitute a climate friendly
and resource-efficient building material, as well as leading to cost- effective and time-efficient
construction and renovation methods.

The component supports addressing the Country Specific Recommendations related to the green
transition, in particular clean, efficient and integrated energy systems and, indirectly, to making
housing more affordable (Country Specific Recommendation 1 in 2019 and Country Specific
Recommendation 2 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

C.1. Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

1.3.1 Investment: Support programme for the development of a climate-friendly timber
construction

The objective of this investment is to accelerate the development, deployment and
diffusion of innovative technologies, processes, products and services (digital
transformation) to increase the use of timber as a climate-friendly building material. The
measure is also intended to help overcome structural disadvantages and obstacles in order
to be able to establish construction with timber on an equal footing in large- scale, multi-
storey construction. To overcome the challenge of transfer of knowledge, innovation and
technology between research and practice, the measure further aims to improve the
networking between businesses, academia and research institutions related to climate-
friendly construction with timber.

To that end, the measure shall focus support on advisory services (analysis, evaluations and
recommendations) directed towards increasing the use of timber (coniferous/deciduous)
and related to digitalisation, service and business innovation, business optimisation, and
recyclability of construction products. The measure shall also focus on the development
of innovation clusters related to innovation and development of climate-friendly timber
construction. Given the structure of the sector, SMEs are aimed to be the main
beneficiaries of the support.

The implementation of the measure shall be completed by 31 December 2021. This
corresponds to the period during which project owners may apply for support.
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1.3.2 Investment: Municipal living labs for the energy transition

The objective of this measure is to explore and demonstrate solutions for the efficient and
sustainable energy supply of urban neighbourhoods. The measure consists of grants to
municipal living labs for installations related to efficient and sustainable energy supply.

1.3.3 Investment: Building renovation: federal funding for energy-efficient buildings

The objective of this measure is to support the energy-efficient renovation of residential
buildings. The measure consists of renovation programmes with at least a medium-depth
level renovation as defined in Commission Recommendation (EU) 2019/786 on Building
Renovation and in individual measures also including a 10% funding bonus for
exchanging functioning oil/coal-based heating and gas boilers that are older than 20 years.
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C.2. Milestones, targets., indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavyable financial support

Quantitative indicators (for .Indl?atlve
targets) timeline .for
Related Measure . Qualitative completion .. .
Milestone / - Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter | Year

measure

42 1.3.1 Support Milestone Funding Publication in the - - Ql 2021 | The guidelines have been published
programme for the guidelines on Federal Gazette in the Federal Gazette
development of a the promotion of (Bundesanzeiger) (Bundesanzeiger), enabling
climate-friendly climate-friendly and entry into companies and eligible organisations
timber construction timber force of the to apply for funding.
sector construction funding guidelines

43 1.3.1 Support Target Approval of - Number of | 0 17 Q2 2022 | Atleast 17 projects have been
programme for the projects related approved approved, enabling the recipients to
development of a to the projects start their implementation.
climate-friendly development of
timber construction climate-friendly
sector timber

construction

44 1.3.2 Municipal Target Approval of - Number of | 0 4 Q4 2023 | Atleast four joint living labs projects
living labs for the ‘living labs’ approved have been approved through a grant
energy transition projects projects decision, enabling the start of their

implementation.

45 1.3.2 Municipal Target Urban - Number 0 10 Ql 2026 | Energy balance reports of the 10 local
living labs for the neighbourhood energy systems shall be provided,
energy transition projects demonstrating that the systems have

been tested or are being piloted.
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Quantitative indicators (for

Indicative
timeline for

Related Measure . Qualitative targets) completion . L. .
Milestone / . Y. Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter | Year
measure
46 1.3.3 Building Milestone | Funding Publication of - - - Q3 2021 | The guidelines have been published,
renovation: federal guidelines for funding guidelines enabling households and eligible
funding for energy- the support of in the Federal organisations to apply for funding.
efficient buildings energy-efficient Gazette
renovation of (Bundesanzeiger)
buildings
47 1.3.3 Building Target Confirmation after Number of | 0 10 000 Q4 2024 | Confirmation after execution
renovation: federal execution of housing (Bestdtigung nach Durchfiihrung) of
funding for energy- energy-efficient units energy-efficient renovations of
efficient buildings renovations of renovated 10 000 housing units.
10 000 housing
units.
48 1.3.3 Building Target Confirmation after - Number 10 000 40 000 Q2 2026 | Confirmation after execution
renovation: federal execution of (Bestdtigung nach Durchfiihrung) of
funding for energy- energy-efficient energy-efficient renovations of a
efficient buildings renovations of a further 30 000 housing units.
further 30 000
housing units
48B 1.3.3 Building Target Completion of - Completed | 0 145 000 Q4 2024 | Atleast 145 000 individual
renovation: federal individual individual renovation measures have been
funding for energy- renovation renovation completed in total.
efficient buildings measures for measures
energy-efficient
buildings
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D. COMPONENT 2.1: Data as the raw material of the future

The objectives of this component of the German recovery and resilience plan are to support the
transition towards a secure and dynamic data economy through the promotion of data-driven
innovation in the context of the data strategy® adopted by the German federal government on 27
January 2021, as well as through investments in research, development, innovation and first
industrial deployments in strategic technological areas linked to the processing of data
(microelectronics and next generation cloud infrastructures and services) in the context of large
multi-country initiatives.

The component supports addressing the Country Specific Recommendations on investment in the
digital transition (Country Specific Recommendation 1 in 2019 and Country Specific
Recommendation 2 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

D.1. Description of the reforms and investments for non-repayable financial support

2.1.1 Reform: Innovative data policy for Germany

The objectives of the measure are to increase data literacy in government, science and
society and to foster the sharing and use of data. The measure consists of Chief Data
Scientists or Chief Data Officers and data laboratories in the federal administration, as well
as supporting projects or research on data intermediaries, the depersonalisation or
anonymisation of data, and data literacy.

2.1.2 Investment: IPCEI Microelectronics and Communication Technologies

The objective of the measure is to contribute to a cross-border initiative aiming at
endowing the European Union with capabilities in the next generation of low power
trusted processors and other electronic components.

The investment consists of providing support to German participants in projects to be
implemented as part of an Important Project of Common European Interest (IPCEI)*.

2.1.3 Investment: IPCEI Next Generation Cloud Infrastructure and Services (IPCEI
CIS)

The objective of the measure is to contribute to a large-scale cross-border initiative on
smart cloud and edge solutions.

The investment consists of providing financial support to German participants in projects
to be implemented as part of an Important Project of Common European Interest (IPCEI).

3 See https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/datenstrategie-der-bundesregierung-1845632

4 IPCEIs are subject to the notification requirement and stand-still obligation in Article 108(3) of the Treaty on the
Functioning of the European Union. The selection and the specificities of the individual projects may accordingly
require adjustments to ensure compliance with the applicable State aid rules. Only projects approved by a Commission
decision under the applicable State aid rules may receive State aid.
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D.2. Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repayable financial support

Quantitative indicators (for .Indi‘cative . . .
targets) timeline for  |Description of each milestone and target
Related Measure . Qualitative completion
Milestone / =
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for
Investment) milestones) Unit of
Baseline | Goal | Quarter | Year
measure
49 2.1.1 Innovative | Milestone Start of projects Start of all - - - Q4 2022 | All projects and activities of the
data policy for projects measure have started. Wherever
Germany relevant, selection procedures have been
completed and selected projects have
started.
50 2.1.1 Innovative | Milestone Project results and Chief Project results - - Q1 2026 | (i) At least one software tool or library

data policy for
Germany

Data Scientists or Chief
Data Officers and data
laboratories

and Chief
Data
Scientists or
Chief Data
Officers and
data
laboratories

supporting the research-based testing of
data intermediaries has been made
publicly available via public repository
or public webpage.

(i1) Project results on the
depersonalisation or anonymisation of
data have been published in at least one
peer-reviewed scientific publication.

(ii1) A platform for data literacy in
science has been published on a public
webpage.

(iv) A toolbox, i.e. a freely usable digital
platform with tools for working with data
(e.g. coding environment and tutorials),
for data literacy has been published on a
public webpage.

(v) At least 15 federal ministries and the
federal chancellery shall have a Chief
Data Scientist or Chief Data Officer and
a data laboratory.
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Quantitative indicators (for

Indicative
timeline for

Description of each milestone and target

Related Measure . Qualitative targets) completion
Milestone / -
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for
Investment) milestones) Unit of
Baseline | Goal | Quarter | Year
measure
52 2.1.2 IPCEI Milestone Content design of the Completion - - - Q2 2021 | The expression of interest procedure has
Microelectronics planned IPCEI of national been completed. Potential projects and
and call for project participants in Germany have
Communication expression of been identified.
Technologies interest
process to
identify
projects in
Germany
53 2.1.2 TPCEI Target Launch of first projects - Number 0 10 Q4 2022 | Ten grant decisions have been signed.
Microelectronics of
and projects
Communication
Technologies
54 2.1.2 IPCEI Target Budget execution — - EUR 0 1275 Q2 2026 | At least EUR 1425 000 000 have been
Microelectronics disbursement of at least million committed (through signatures of grant
and EUR 1 275 000 000 decisions) and at least
Communication EUR 1 275 000 000 have been disbursed.
Technologies
55 2.1.3 IPCEI Next | Milestone Launch of R&D&I Signature of | - - - Q4 2022 | The grant decisions have been signed for
Generation Cloud projects grant all R&D&I projects covered by the [IPCEI
Infrastructure and decisions for State aid decision. The selection criteria
Services (IPCEI R&D&I have ensured that more than 50% of
CIS) projects these projects address energy-efficiency
as one of their key priorities and comply
with the European Code of Conduct on
Data Centre Energy Efficiency.
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targets)

Quantitative indicators (for

Indicative
timeline for

Description of each milestone and target

Related Measure . Qualitative completion
Milestone / -
Seq. No. (Reform or Taroet Name indicators (for
Investment) g milestones) Unit of
Baseline | Goal | Quarter | Year
measure
56 2.1.3 IPCEI Next | Target Open-source repositories or Repositories | 0 35 Q2 2026 | 3 direct and 8 indirect partners have set

Generation Cloud
Infrastructure and
Services (IPCEI
CIS)

other web resources
containing code

up open-source repositories or other
freely accessible web resources
containing code. At least 35 of these
repositories or web resources have
received at least 350 commits each.
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E. COMPONENT 2.2: Digitalisation of the Economy

The objectives of the component of the German recovery and resilience plan are to support the
digital transition of the German economy and the challenges resulting from it. The component
addresses essential aspects such as research and innovation on digital technologies, and skills. It
also aims at providing specific support to the automotive and rail sectors.

The component supports addressing the Country Specific Recommendations on investment in the
digital transition (Country Specific Recommendation 1 in 2019 and Country Specific
Recommendation 2 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

E.1.Description of the reforms and investments for non-repayable financial support

2.2.1 Investment: Vehicle manufacturer/supply industry investment programme

The objective of the measure is to provide support to the digital and ecological transition
of the automotive industry.

The investment consists of supporting projects in the vehicle sector (excluding targeted
support for fossil fuel combustion engine technologies), for example investments or
research and development for (i) the digitalisation of production processes, (ii) innovative
vehicle technologies and systems for automated driving, efficient electrification or
lightweight material building, or (iii) regional innovation clusters for the transformation
of the vehicle industry.

2.2.2 Reform: Federal programme ‘Building continuing education and training
networks (CET networks)’

The objective of the measure is to support so-called ‘CET networks’, which are involved
in the organisation of training activities.

The investment consists of supporting CET networks selected under the federal
programme ‘Building CET networks’.

2.2.3 Investment: Digitalisation and Technology Research Centre of the Bundeswehr
(dtec.bw)

The objective of the measure is to support research and innovation activities on strategic
technological areas for the future, in order to contribute to German and European digital
and technological sovereignty.

The investment consists of supporting research, development and innovation activities led
by the Digitalisation and Technology Research Centre of the Bundeswehr (dtec.bw).

2.2.4 Investment: Promoting the digitalisation of rail by replacing conventional
interlocking/fast-track programmes to speed up the roll-out of the ‘Digital Rail
Germany’ (SLP)

The objective of the measure is to support the digitalisation of railway in the context of
the ‘Digital Rail Germany’ initiative and the ‘fast track’ programme aiming at
accelerating it. This initiative gathers public and private stakeholders (including the

Federal Railway Authority (EBA), research and technical organisations and industry,
amongst others) in order to develop standardised, interoperable and modular components
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for the digitalisation of railway operations.

The investment consists of funding seven pilot projects of the programme, aiming at
developing solutions to replace old signal boxes and level crossing protection systems by
security systems of the latest digital generation.

Four of these projects shall enable established firms to certify new solutions in an
operational context, while the other three shall enable additional providers to validate their
solutions in laboratory tests. The new solutions developed by these projects shall be
compatible with the technical specifications of the ‘Digital Rail Germany’ programme.
They are also aimed to be upgradeable and compatible with a subsequent ETCS (European
Train Control System) upgrade by means of uniform system interfaces.

The implementation of the investment shall be completed by 31 March 2023.
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E.2.Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure Milestone/ Qualitative targets) fogcomplesion
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline | Goal Quarter Year
measure

59 2.2.1 Vehicle Milestone | Publication of all | Publication of the - - - Ql 2021 All the funding guidelines for the four types
manufacturers/ funding guidelines | funding guidelines of support measures under the programme
suppliers in the Federal have been published in the Federal Gazette
investment Gazette (Bundesanzeiger) and have become legally
programme (Bundesanzeiger) binding.

60 2.2.1 Vehicle Target Approval of - Numberof | 0 401 Ql 2023 Atleast 401 funding projects (for the three
manufacturers/ projects projects modules) have been approved and have
suppliers approved received a support decision for
investment implementation.
programme

61 2.2.1 Vehicle Target Finalisation - Number of | 0 531 Q2 2026 For at least 531 funding projects approved
manufacturers / of projects final notices between 2021 and 2026, a final notice
suppliers issued (Schlussvermerk or Schlussbescheid) has
investment been issued.
programme

62 2.2.2 Federal Milestone | Publication of the | Publication of the - - - Q2 2020 The funding guidelines have been published
programme funding guidelines | funding guidelines in the Federal Gazette (Bundesanzeiger) and
‘Building further in the Federal have become legally binding.

CET networks’ Gazette
(Bundesanzeiger)

63 2.2.2 Federal Target Active - Number of | 0 200 Q4 2022 At least 200 additional enterprises participate
programme participation of additional in CET networks. These companies
‘Building further additional enterprises participate in the collection of training needs,
CET networks’ enterprises in CET participating the design of new training measures or

networks in CET modules and the use of proposed training
networks measures or modules together with other
companies (use of information and
participation in events only shall not be
considered as active participation). Only
companies that have not already been
designated as cooperation partners at the
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure Milestone/ Qualitative L) for completion
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure
start of the respective skills alliance shall be
taken into account for this target.

64 2.2.2 Federal Target Involvement or - Number of | 0 60 Q4 2024 The CET networks were involved in or
programme contribution of new or contribute to 60 revised or new sub-modules
‘Building further CET networks to revised or training measures (as evidenced for
CET networks’ new or revised measures or example by training materials, needs

training measures sub- assessments or other documents proving
or sub-modules measures CET-involvement).

65 2.2.3 Digitalisation| Target Launch of research - Number of | 0 68 Ql 2021 At least 68 funding grants have been signed
and Technology projects projects and the corresponding 68 projects have
Research Centre of received funding and may start their research
the Bundeswehr activity.

66 2.2.3 Digitalisation| Milestone | Reportonresearch | Publication of a - - - Q4 2023 A report to the Federal Ministry of Defence

and Technology
Research Centre of
the Bundeswehr

and transfer
outputs

report to the
Federal Ministry
of Defence
confirming
successful
progress of
projects

has been published, confirming the progress
of the funded projects in terms of research
outputs, cooperation, knowledge transfer and
technology transfer with at least (overall):
- 200 publications;
- 70 collaborations initiated with other|
research institutes;
- 30 collaborations initiated with
industrial companies and startups;
- 15 collaborations initiated with
agencies of the Federal Armed
Forces and the public administration;
- 10 prototypes of mature
technologies; and
- 10 patent applications.
Additionally, an external evaluation of the

measure by the German Science Council has
also been published.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure Milestone/ Qualitative L) for completion
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure
67 2.2.3 Digitalisation| Target Continuation of - Number of | 0 40 Q2 2024 On the basis of an interim evaluation, at least
and Technology projects projects 40 projects are considered as progressing
Research Centre of assessed as satisfactorily and may continue their
the Bundeswehr progressing activities.
satisfactorily
69 2.2.3 Digitalisation| Target Project outputs Number of | 0 710 Ql 2026 |A report submitted by the Digitalisation and
and Technology outputs Technology Research Centre of the
Research Centre of Bundeswehr to the Federal Ministry of
the Bundeswehr Defence, confirming the following outputs:

- 410 publications;

- 60 doctoral theses submitted;

- 200 collaborations initiated with other
research institutes, companies,
startups or with agencies of the
Federal Armed Forces and the public
administration (as evidenced by, for
example, letters of intent,
confirmation letters, or cooperation
agreements);

- 20 prototypes of technologies;

- 20 patent applications.

70 2.2.4 Promoting Milestone | Signature of Signed financing | - - - Q4 2020 The financing agreement between the
the digitalisation the financing agreement between Federal Government and Deutsche Bahn AG
of railways by agreement for the Federal has been signed.
replacing the ‘fast track’ Government and
conventional programme Deutsche Bahn
interlocking/fast- between the AG
track programmes Federal
to speed up the Government
roll-out of the and Deutsche
‘Digital Rail Bahn AG
Germany’
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure Milestone/ Qualitative L) for completion

Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for Description of each milestone and target

Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure
71 2.2.4 Promoting | Milestone | Interim report Interim report - - Q2 2021 DB Netz AG has submitted a report to the
the digitalisation on submitted by DB Federal Ministry for Digital and Transport
of railways by implementation Netz AG to the (BMDYV) and the Federal Railway Authority
Replacing Federal Ministry (EBA) on the implementation of the
conventional for Digital and programme.
interlocking/fast Transport
- track (BMDV) and the
programmes  to Federal Railway
speed up the roll- Authority (EBA)
out of the on the
‘Digital Rail implementation of
Germany’ the programme
72 2.2.4 Promoting Target Successful - Number of | 0 Q4 2021 Six pilot projects of the programme, aiming

the digitalisation completion of pilot projects at developing solutions to replace old signal
of railways by pilot projects completed boxes and level crossing protection systems
replacing by security systems of the latest digital
conventional generation have been completed
interlocking/fast- successfully, with validation in operational
track programmes conditions for at least three of them, and
to speed up the validation in laboratory conditions for the
roll-out of the others.
‘Digital Rail
Germany’

T2A 2.2.4 Promoting Target Successful - Number of | 6 Q1 2023 The final pilot project of the programme has
the digitalisation completion of pilot projects been completed successfully with validation
of railways by the final pilot completed in operational conditions.
replacing project
conventional
interlocking/fast-
track programmes
to speed up the
roll-out of the
‘Digital Rail
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure Milestone/ Qualitative L) for completion
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure
Germany’
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F. COMPONENT 3.1: Digitalisation of Education

The component of the German recovery and resilience plan focuses on providing financial support
for investments in the digital transition in education. The overall aim is to allow for more and
better digital teaching and learning throughout the different education and training systems in
Germany.

The component addresses the challenge of digital education in Germany. The long identified
challenge has been exacerbated by the COVID-19 pandemic as the related lockdown caused
closure of education sites such as schools, training institutions and universities. With the shift to
online education, suboptimal infrastructure and basic digital skills are putting a break on the
learning processes.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation on focusing the
investment on digital transition, in particular on education (Country Specific Recommendation 2
in 2020 and 1 in 2019) and improving educational outcomes and skills levels of disadvantaged
groups (Country Specific Recommendation 2 in 2019).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

F.1.Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

3.1.1 Investment: Investment programme for teacher devices

The objective of this measure is to contribute to digital teaching and learning in schools.
It consists of equipping teachers with mobile digital devices on a lending basis.

3.1.2 Reform: Education platform

The objective of this measure is to develop a network infrastructure that, with digital
means, supports the development of competences by learners. It consists of a digital
infrastructure to connect learners and educational institutions.

3.1.3 Reform: Educational centres of excellence

The objective of this measure is to institutionalise digital education as part of the
established teacher education and further education framework. It consists of supporting
competence centres for digital education by providing scientific content.

3.1.4 Investment: Modernisation of the Federal Armed Forces’ educational and
training facilities

The objective of the measure is to contribute to the digitalisation of the Federal Armed
Forces (Bundeswehr). It consists of equipping Federal Armed Forces’ educational
institutions with information technology.
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F.2. Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related a0 r for completion
Measure Milestone / . Q.u alitative e or completio Description of each milestone and
Seq. No. Name indicators (for
(Reform or Target . target
Investment) milestones) . q
Unit of measure | Baseline | Goal | Quarter Year
73 3.1.1 Milestone | Administrative Conclusion of the - - - Q1 2021 Publication in the Federal Gazette
Investment agreement administrative (Bundesanzeiger) of the administrative
programme for agreement between agreement between the Federal
teacher the Federal Government of Germany and the
devices Government of governing bodies at Lander level to
Germany and the implement this investment.
governing bodies
at Lander level
74 3.1.1 Target Disbursement of - EUR million 0 475 Ql 2022 Of the EUR 500 000 000 allocated to
Investment at least EUR the measure, at least EUR 475 000 000
programme for 475 000 000 to have been disbursed for the provision
teacher the supported of digital equipment for teachers.
devices projects
76 3.12 Milestone | Entry into force | Publication of the - - - Ql 2022 | Funding guidelines have entered into
Education of the funding funding guidelines force for the development of three
platform guidelines for and call for tenders separate prototypes of the meta-
education in the Federal platform on education, as well as for
platform Gazette cross-compatible research projects,
prototypes and (Bundesanzeiger) accessible by learners and teachers.
procurement Depending on the result of these
launched projects, the key dimensions of the

project specifications are clarified and
the procurement procedure shall be
launched.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related o targets for completion
Measure Milestone / . Q.u EEAD e P Description of each milestone and
Seq. No. Name indicators (for
(Reform or Target . target
L —— milestones) ) )
Unit of measure | Baseline | Goal | Quarter Year

77 3.12 Milestone | Launch of the Launch of beta - - - Q3 2023 A beta version of the education
Education beta-version of | version of the platform shall be online, with all
platform the education platform on the services and functions that have been

platform website of the identified in the functional description

Federal Ministry of as high priority by the Federal Ministry

Education and of Education and Research (BMBF).

Research (BMBF) These functions include access for
information, user profile, collaboration,
identity and access management,
workflows, inbox. The launch shall be
accompanied by additional security and
data protection audits and successful
load tests.

78 3.1.2 Milestone | Evaluation Publication of the - - - Q3 2024 | The evaluation report of the education
Education report on the evaluation report platform has been published, with an
platform education in the Federal assessment confirming that the project

platform Gazette was successful. The project shall be
(Bundesanzeiger) successful if the continuation of the

education platform is recommended or
if key components, for example
“digital certificates”, “wallet”, “digital
identities”, “data space” or
“display/workbench”, are technically
usable as demonstrated by tests or by

their use by other stakeholders.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related . targets for completion
Measure Milestone / . Q.u EEAD e P Description of each milestone and
Seq. No. Name indicators (for
(Reform or Target . target
Investment) milestones) . 3
Unit of measure | Baseline | Goal | Quarter Year

79 3.13 Milestone | Entry into force | Publication of the - - - Q4 2021 Under the lead of the Federal Ministry
Educational of the first first funding of Education and Research (BMBF),
centres of funding guidelines in the the first funding guidelines have
excellence guidelines and Federal Gazette entered into force and have been

call for tenders (Bundesanzeiger) published. A project-executing agency
for a project- and publication of has been chosen based on applications
executing agency | a call for tenders received via a public call for tenders on
for the overall on an award an award platform.

programme platform.

80 3.1.3 Target Approval of at - Number of 0 45 Q3 2022 | At least 45 research projects have been
Educational least 45 research research projects approved by the project-executing
centres of projects approved and in agency and are in progress. Results
excellence progress have been published via the Federal

catalogue of funds (Forderkatalog) and
the BMBF website.

81 3.1.3 Milestone | Entry into force | Publication of the - - - Q3 2022 | Under the lead of the Federal Ministry
Educational of three additional funding of Education and Research (BMBF),
centres of additional guidelines in the three additional funding guidelines,
excellence funding Federal Gazette each of them with a specific thematic

guidelines (Bundesanzeiger) orientation, have entered into force and
been published.

82 3.13 Milestone | Final external Publication of the Q2 2026 The final external evaluation report on
Educational evaluation final external supported research projects has been
centres of report on evaluation report published.
excellence supported

research projects
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related o targets for completion
Measure Milestone / . Q.u EEAD e P Description of each milestone and
Seq. No. Name indicators (for
(Reform or Target . target
L —— milestones) ) )
Unit of measure | Baseline | Goal | Quarter Year
83 3.14 Milestone | Project contract | Project contract - - - Ql 2021 The project contract for the initial
Modernisation signed signed with the phase for assessing the IT systems of
of the Federal IT service the educational and training facilities of
Armed Forces’ provider the Federal Armed Forces
educational (Bundeswehr) has been signed between
and training the Federal Office of Federal Armed
facilities Forces’ Equipment, Information
Technology and In-Service Support
(BBAAINBwW), a civilian higher federal
authority directly subordinate to the
Federal Ministry of Defense (BMVg)
and the IT provider, stipulating key
steps in the future assessment work.
84 3.14 Target Analysis of - Number of 0 60 Ql 2022 | An assessment report has been adopted
Modernisation educational educational by the Federal Ministry of Defence
of the Federal institutions and institutions fully (BMVg). This report shall demonstrate
Armed Forces’ identification of analysed that the IT environments and needs of
educational their IT needs the 60 initially designated educational
and training institutions have been analysed, and the
facilities needs and implementation possibilities
have been identified.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related o targets for completion
Measure Milestone / . Q.u EEAD e P Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Target Name 1nd1Fators (for target
R milestones)
Unit of measure | Baseline | Goal | Quarter Year
85 3.14 Milestone | Final assessment | The Federal Q1 2026 | A final assessment report by the

Modernisation report on the Ministry of Project Manager of the BAAINBw on
of the Federal modernisation of | Defence (BMVg) the results of the modernisation of
Armed Forces’ educational has taken note of educational institutions has been taken
educational institutions the final note of by the Federal Ministry of
and training assessment report Defence (BMVg).
facilities on the

modernisation of
educational
institutions
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G. COMPONENT 4.1: Strengthening of social inclusion

This component of the German recovery and resilience plan mobilises resources to improve
different aspects of social inclusion: (i) labour market inclusion of women and parents in general,
(i1) improving educational outcomes and skills for students with a learning backlog, often from
disadvantaged backgrounds, (iii) safeguarding apprenticeships, thereby supporting the labour
market entry for young people, (iv) protecting take-home pay and jobs by avoiding an increase in
the tax wedge, and (v) increasing transparency throughout all three pillars of the pension system
and thereby access to social protection.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation on focusing
investment-related economic policy on education and on shifting away taxes from labour (Country
Specific Recommendation 1 in 2019), on reducing disincentives to work more hours, on taking
measures to safeguard the long-term sustainability of the pension system while maintaining
adequacy of the pension level at the same time and on improving educational outcomes and skills
levels of disadvantaged groups (Country Specific Recommendation 2 in 2019) and on focusing
investment on education (Country Specific Recommendation 1 in 2019 and 2 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

G.1. Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

4.1.1 Investment: Investment programme ‘Childcare-financing’ 2020/21: special fund
‘Child Day-care Expansion’

The objective of the measure is to create new childcare facilities and refurbish existing
facilities.

It consists of entry into force of legal acts and support to Lénder and local authorities.
4.1.2 Reform: Social Guarantee 2021

The objective of the measure is to avoid that the financial impact of COVID-19 triggers
extensive social security contribution rises, denting take-home pay and increasing labour
costs.

For this purpose, the Federal Government shall provide fiscal transfers for the social
security funds to fill their financing gap, and with this avoid that the contribution rate of
social security contributions exceeds 40% in 2021.

The implementation of the reform shall be completed by 31 December 2021.
4.1.3 Investment: Apprenticeship support

The objective of the measure is to counteract the COVID-19-related reduction in the
number of apprenticeships.

For this purpose, the government shall provide financial support to SMEs that take on
apprentices and that maintain their current level of training, create additional
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apprenticeships, avoid short-time working (Kurzarbeit) for apprentices, or take on
apprentices from companies that have become insolvent.

The implementation of the measure shall be completed by 31 December 2022.
4.1.4 Reform: Educational support for students with a learning backlog

The objective of the measure is to avoid that a temporary learning backlog due to COVID-
19-related disruption becomes entrenched.

For this purpose, the Federal Government shall provide financial support to the Lander so
that these provide additional courses and mentoring to pupils, with a focus on core
subjects and core competences, for example German language, mathematics and science.

The implementation of the measure shall be completed by 30 September 2022.
4.1.5 Reform: Digital Pension Overview

The objective of this measure is to create a Digital Pension Overview, a portal to provide
citizens information about their individual pension provision.

This measure consists in establishing a pension information portal by the German Pension
Fund (Deutsche Rentenversicherung Bund), to which pension providers are legally
required to provide information.
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G.2.

Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related . targets) for completion
Measure Milestone / QUELIZIE
Seq. No. ona T i Target Name indicators (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure
86 4.1.1 InvestmentMilestone | Entry into force of | Provision in the - - Q4 2020 Amendments to the Childcare Financing

Pé(l)lglrgmme ;he Childca;:e ’ law indica?ng thef Act and the Federal Financial Assistance
‘Childcare- inancing Act an entry into force o - :
financing’ the Fedeél Financial ther(}éhildcare Act (K1taF¥nHG) for the extenslon of day-
2020/21: special Assistance Actand | Financing Act and care f(.).r children have entered into force.
fund ‘Child of the implementing | the Federal The Lénder have adopted the federal rules
Day-care regulations at Lander] Financial and made them more specific in their
Expansion’ level Assistance Act as Lénder regulations.

well as the Léander-

specific

implementing

regulations

87 4.1.1 InvestmentMilestone Publication of Publication of = = Q4 2023 An interim report on approved and created
Programme interim report in interim reports childcare places and investments in
‘Childcare- compliance with containing amount equipment (§ 30 (2) and (3) KitaFinHG) has
financing’ KitaFinHG of funding, number been published. The relevant Lénder have
2020/21: special of childcare places, reported to the federal government on the
fund ‘Child type and respective state of implementation, including on
Day-care number of funding, number of childcare places, type
E o equipment in and respective number of investments for
Xpansion

accordance with
the legal
provisions and the
relevant
coordination
discussions
between the
federal government
and the Lander.

equipment, in accordance with the
monitoring and guidance obligations.
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Quantitative indicators (for Indicative timeline
Related L. targets) for completion
Measure Milestone / DL HETAD
Seq. No. Name indicators (for Description of each milestone and target
(Reform or Target 5
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure

88 4.1.1 Investment| Milestone | Submission of the | The Lander have Q4 2025 The Lénder have submitted their reports to
programme Lénder reports on | submitted their the Federal Ministry for Education, Family
‘Childcare- the number of reports on Affairs, Senior Citizens, Women and
financing” childcare places childcare places. Youth. The ministry has issued a report
2020/‘ 21: special confirming that 45 000 childcare places
fund “Child have been funded.

Day-care
Expansion’
89 4.1.2 Social Milestone | Verification ofthe | Total social - - - Q4 2021 The total social security contribution rate
Guarantee 2021 average social security shall be calculated for year 2021 and it is
security contribution rate established that this has not increased above
contribution rate calculated and it is 40%. The total social security contribution
for year 2021 established not rate shall be calculated as the sum of the
having exceeded contribution rates for pensions,

40% unemployment, long-term care (without
childless supplement) and healthcare
insurance including the average additional
contribution rate under § 242a Social Code
V (SGB V).

90 4.13 Milestone | Entry into force of | Publication of - - - Q2 2021 The revised funding guidelines covering the
Apprenticeship the revised funding | revised whole federal programme Ausbildungsplditze
support guidelines for the funding sichern have been published in the Federal

federal programme | guidelines Gazette (Bundesanzeiger), reflecting the
Ausbildungsplitze cabinet decision taken on 17 March 2021.
sichern

91 4.13 Target Outflow of support - EUR million | 0 282 Q4 2022 | Atleast EUR 282 000 000 have been
Apprenticeship for the federal disbursed to recipients under the
support programme programme.

Ausbildungspliitze
sichern
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Quantitative indicators (for Indicative timeline
Related L. targets) for completion
Measure Milestone / DL HETAD
Seq. No. Name indicators (for Description of each milestone and target
(Reform or Target 5
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter Year
measure

92 4.1.3 Target Award decisions on - Number of 0 70 000 Q4 2022 At least 70 000 eligible applications have
Apprenticeship applications for the eligible been awarded funding under the
support federal programme applications programme.

Ausbildungsplitze having been
sichern awarded
funding

93 4.14 Milestone | Agreement between | Lénder and the - - - Q2 2021 The Federal Government and Lander have
Educational the Federal Federal adopted the funding agreement setting out
support for Government and the | Government the conditions of funding learning support.
students with a Lander to provide adopt the funding
learning backlog learning support for | agreement

learners with
pandemic learning
backlogs.

94 4.1.4 Target 1 000 000 students - Number of 0 1 000 000 Q3 2022 | Atleast 1 000 000 pupils have received
Educational have received pupils learning support as part of the programme,
support for learning support receiving as proved by the monitoring report.
students with a support
learning backlog under the

programme

95 4.1.5 Digital Milestone | Entry into force of | Provision in the - - - Q1 2021 The law on the Digital Pension Overview
Pension the Digital Pension | law indicating the (RentUG) has been published in the Federal
Overview Overview Act entry into force of Gazette (Bundesanzeiger) and has entered

the law on the into force.
Digital Pension
Overview

96 4.1.5 Digital Milestone | Completion of the The portal is - - - Q4 2023 The coordination body responsible for the
Pension development and available and has digital pension overview (ZfDR, Zentrale
Overview first operational been tested in a Stelle fiir die Digitale Renteniibersicht) has

phase. first operational provided an evaluation report according to
phase. The § 6 (3) RentUG of the first operational phase,
evaluation report assessing the achieved level of usability and
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related o targets) for completion
Measure Milestone / . Q-u alitative Ao .
Seq. No. (Reform or Target Name 1nd1.cat0rs (for Description of each milestone and target
Investment) milestones) Unit of .
Baseline Goal Quarter Year
measure
on the first implementability for pension providers. The
operational phase report shall clearly identify possible actions
has been submitted for improvements and new functionalities to
by ZfDR to the be further discussed in the steering
steering committee committee.
for further
discussion.
97 4.1.5 Digital Milestone | Entry into force of a| Provision in the - - - Q2 2025 The legal act containing a legal requirement

Pension
Overview

legal act containing
a legal requirement
for pension
providers to provide
information to the
pension portal

legal act indicating
its entry into force

for pension providers to provide
information to the pension has entered into
force.

42




H. COMPONENT 5.1: Strengthening of a Pandemic-resilient Healthcare System

This component of the German recovery and resilience plan aims to increase the resilience of the
healthcare sector, including to shocks induced by pandemics. The specific objectives of the
measures under this component are the digitalisation of the public health offices, which play an
important role in pandemic management in Germany, the digitalisation of hospitals to increase their
efficiency and resilience, and research and development of vaccines against SARS-CoV- 2.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation to mobilise adequate
resources and strengthen the resilience of the healthcare system, including by deploying e-health
services (Country Specific Recommendation 1 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

H.1.Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

5.1.1 Reform: Strengthening of the digital and technical resources of the public health
service

The objective of the measure is to modernise the public health offices. It consists of
increasing the overall level of digital maturity in the public health offices.

5.1.2 Investment: Programme to future-proof hospitals

The objective of the measure is to enable hospitals to invest in their digitalisation. The
measure consists of establishing a fund from which hospitals may receive financial
support for modernisation projects, increasing their overall digital maturity levels.

5.1.3 Investment: Special programme to accelerate research and development of
urgently needed vaccines against SARS-CoV-2

The objectives of the measure are to support the research and development of vaccines
against SARS-CoV-2 in order to reduce the severity and duration of the pandemic. The
investment consists of financial support to German vaccine producers to increase their
development and production capacity, and to increase patient numbers for clinical trial
phases. This aims to strengthen the pharmaceutical/biotech sector in Germany in the long
term and provide a broader base and flexibility to respond to the current and future
pandemics.

The implementation of the measure shall be completed by 31 December 2022.
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H.2.Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators tilllrll(illg::et:l},(;
(for targets) .
Related o completion
Measure Milestone / . Q.u alitative . . .
Seq. No. o Target Name mdl.cators (for Description of milestone or target
Investment) milestones) Unit of Baseli Goal "
measure aseline oal |Quarter| v, .

98 5.1.1 Target Comprehensive - Percentage | 0 100 Q1 | 2021| The competent authorities of the Lander
Strengthening nationwide use of of public are using DEMIS to register persons in the
of the digital the German health context of SARS-CoV-2 and to discharge
and technical Electronic offices the reporting requirements under § 8 (1)
resources of Reporting and using (2) of the Infection Protection Law?>.
the public Information System DEMIS
health service for Infection

Protection
(Deutsches
Elektronisches
Melde- und
Informationssystem
fiir den
Infektionsschutz,
DEMIS)

99 5.1.1 Target Progress of public - Percentage | 0 35 Q1 | 2024| At least 35% of public health offices have
Strengthening health offices improved their digital maturity by at least
of the digital towards digital two levels by the end of Q4 2023 in at
and technical maturity least two categories in the employed
resources of digital maturity system, as compared to
the public their digital maturity level of 2021.
health service

3 Gesetz zur Verhiitung und Bekdmpfung von Infektionskrankheiten bei Menschen (Infektionsschutzgesetz — IfSG), 20 July 2020 (BGBI. I p. 1045)
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Quantitative indicators

Indicative
timeline for

Related Qualitati (for targets) completion
. ualitative
Seq. No. (11{\: ::::::fir M}l{j‘itg();e/ Name indicators (for Description of milestone or target
Investment) milestones) Unit of Baseli Goal rt
measure aseline oal |Quarter|y....

100 5.1.1 Target Progress of public - Percentage | 35 70 Q3 | 2025| At least 70% of public health offices have
Strengthening health offices increased their digital maturity by at least
of the digital towards digital two levels by Q3 2026 in at least three
and technical maturity categories in the employed digital maturity
resources of system, as compared to their digital maturity
the public level of 2021.
health service

101 5.1.2 Target Applications - Volume of | 0 2 700 Q2 | 2022| Ofthe EUR 3 000 000 000 allocated to the
Programme to submitted to the funding (in measure, applications of at least
future-proof Federal Office for million EUR 2 700 000 000 in volume have been
hospitals Social Security for euro) for submitted to the Federal Office for Social

at least applications Security for hospitals’ projects under the

EUR 2 700 000 000 submitted Programme to future-proof hospitals by
to the the deadline for the applications of 31
Federal December 2021. By 31 March 2022, the
Office for Federal Office for Social Security shall
Social publish the requested volume of funding.
Security
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Quantitative indicators

Indicative
timeline for

Related L. (for targets) completion
Measure Milestone / Qualitative
Seq. No. Name indicators (for Description of milestone or target
(Reform or Target 5
milestones) .
Investment) nto! Baseline | Goal |Quarter
measure Year
103 5.1.2 Target Increase in the Percentage | 1) 0 1) 80 Q2 2026 | At least 80% of the hospitals whose
Programme to digital maturity of ii) 0 i1) 60 application for funding under the
future-proof levels of hospitals hospitals “Programme to future-proof hospitals”
hospitals with was approved have increased their digital
increased maturity in at least two categories related
digital to the “Programme to future-proof
maturity 1) hospitals” by at least two digital maturity
in at least levels in the employed digital maturity
two system compared with the evaluation from
categories 30 June 2021 and at least 60% of the
and ii) in at hospitals whose application for funding
least three under the “Programme to future-proof
categories hospitals” was approved have increased
their digital maturity in at least three
categories related to the “Programme to
future-proof hospitals” by at least two
digital maturity levels in the employed
digital maturity system compared with the
evaluation from 30 June 2021.

104 5.1.3 Special | Milestone | Approval of a first | Recommendation - - - Q4 | 2020| Approval recommended by the European
programme to vaccine against for authorisation Medicines Agency for a vaccine against
accelerate SARS-CoV-2 by the | by the European SARS-CoV-2 developed by one of the
research and regulatory authority | Medicines three companies supported through
development Agency of a measure 5.1.3.
of urgently vaccine against
needed SARS- CoV-2
vaccines developed by
against one of the three
SARS- CoV- companies
2 supported
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Seq. No.

Related
Measure
(Reform or
Investment)

Milestone /
Target

Name

Qualitative
indicators (for
milestones)

Quantitative indicators

(for targets)

Indicative
timeline for
completion

Unit of
measure

Baseline

Goal

Quarter e

Description of milestone or target

106

5.1.3 Special
programme to
accelerate
research and
development
of urgently
needed
vaccines
against
SARS- CoV-
2

Target

Disbursement of at
least

EUR 561 450 000
to vaccine research
supported by this
special programme

EUR 0
million

561.45

Q3 | 2022

Of the EUR 591 000 000 allocated to the
measure, at least EUR 561 450 000 (95%
of the total funding) have been disbursed to
the recipients for vaccine research.

107

5.1.3 Special
programme to
accelerate
research and
development
of urgently
needed
vaccines
against
SARS- CoV-
2

Milestone

End of programme

Completion and

conclusive audit

of the utilisation

reports and of all
final reports

Q4 | 2022

All final reports on the utilisation of funds
have been submitted and audited.
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I. COMPONENT 6.1: Modern Public Administration

The component of the German recovery and resilience plan addresses the challenges of
modernising Germany’s public administration. The objective of the component is to advance the
digitalisation of the public administration decisively and reduce the administrative burden for
companies and citizens when interacting with the government.

The component supports addressing the Country Specific Recommendation on improving digital
public services across all levels (Country Specific Recommendation 2 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

I.1.Description of the reforms and investments for non-repavyable financial support

6.1.1 Reform: European identity ecosystem

The objective of the measure is to create a digital ecosystem that verifies identities and
personal documents online.

The measure consists of making application cases for the identity ecosystem available
online.

6.1.2 Reform: Digitalisation of the administration — implementation of the Online
Access Act (0ZG)

The objective of the measure is to make public services digitally available. The measure
consists of digitalising service bundles that fall within the implementing competency of
the Lander and the Federal Government as well as the publication of quality requirements
and definition of architectural specifications and the entry into force of the Ordinance on
Standards for Online Access to Administrative Services.

6.1.3 Reform: Digitalisation of the administration — modernisation of registers

The objective of the measure is to enable a simple, secure and digital exchange of data
stored in various German registers, to allow citizens and companies to submit their data
only once.

The measure consists of the standardised technical system (The National Once-Only
Technical System, NOOTS) being ready to be connected with registers, the entry into
force of the legal basis for connecting registers, the connection of use cases to the
technical system and the testing of additional connections to the technical system within
a readiness check.
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1.2. Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for targets)

Indicative timeline

o for completion
L ERUETIN BEENTE Milestone / . Q.u alitative oF COMPIEHO Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones)
Unit of Baseline | Goal | Quarter Year
measure
108 6.1.1 European Target Launch of one - Number of 0 100 Q3 2021 A pilot project has been put into
identity pilot project for hotels with operation, allowing employees of
ecosystem digital hotel digital check-in four large German companies to
check-in check-in digitally to three large
German hotel chains, with at least
100 hotels participating. The pilot
provides first technical
components as well as insights for
the further development of the
ecosystem.
109 6.1.1 European | Target Additional - Number of 1 5 Q4 2024 Following the first pilot application

identity
ecosystem

application cases

application
cases

case, at least four additional
application cases for the identity
ecosystem are available online,
each with at least 10 000 users.
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Quantitative indicators (for targets)

Indicative timeline
for completion

G i COSUIED Milestone / . Q.u A Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones)
Unit of Baseline Goal | Quarter Year
measure

110 6.1.1 European Target Additional - Number of 5 10 Q4 2025 At least ten application cases for
identity application cases application the identity ecosystem are
ecosystem cases available online with at least

10 000 users each.

111 6.1.2 Target Completion of - Number of 0 14 Q3 2021 At least 14 individual agreements
Digitalisation of individual individual to implement the Online Access
the administration agreements agreements Act have been concluded between
—Implementation between the lead the lead department and the lead
of the Online department and federal state, in which the
Access Act the lead Land operational arrangements are
(0ZG) defined. The implementation shall

be in accordance with the one-for-
all principle. The individual
agreements provide the legal basis
for cooperation and work-based
implementation.

112 6.1.2 Target Go-Lives of online - Number of 0 70 Q4 2021 At least 70 public service bundles
Digitalisation of access act service service bundles are live (available online to the
the bundles going live general public).
administration— (Onlinezugangsge
Implementation setz-Leistungen)
of the Online
Access Act
(0ZG)
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Quantitative indicators (for targets)

Indicative timeline

ot for completion
LGB MGG Milestone / . Q.u alitative P Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Target Name indicators (for target
Investment) milestones)
Unit of Baseline Goal | Quarter Year
measure
113 6.1.2 Target Widespread - Number of 0 215 Q4 2022 At least 100 of the most
Digitalisation of digitalisation of service bundles important administrative services
the administrative implemented of the Lander are implemented as
administration— services one-for-all services, as well as an
Implementation additional 115 Federal
of the Online Government services.
Access Act
(0ZG) A service, as set out in the

description of this target, shall be
understood as equivalent to
“service bundle” (OZG-
Leistung). A service bundle shall
be considered digitalised and
implemented in line with the
Online Access Act
(Onlinezugangsgesetz, OZG)
and maturity model version 1.1
if it achieves maturity level
(Reifegrad) 3 or it achieves
maturity level 2 and service
users are able to initiate, sign
(where signature is required) and
submit their application digitally
and they are not asked to provide
supporting evidence offline.
Service users may exceptionally
be asked to provide supporting
evidence offline.

A “service bundle” (OZG-
Leistung) shall be considered as
one of the most important
services of the Lander if it has
been included into priority
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Quantitative indicators (for targets)

Indicative timeline
for completion

G i COSUIED Milestone / . Q.u A Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones)
Unit of Baseline | Goal | Quarter Year
measure
categories 1, 2, or 3 in the
“Online Access Act
implementation catalogue with
service objects”
(OZGUmsetzungskatalog mit
Leistungsobjekten). A one-for-
all service bundle (einer-fiir-alle
0OZG-Leistung) is a service
variant that is developed by one
Land or a group of Lander and
can then be adopted by other
Linder.
113A 6.1.2 Target Services of the - Number of 0 40 Q2 2025 At least 40 administrative
Digitalisation of Lander services services of the Lander are
the available for available for submitting
administration— submitting applications digitally in at least 8
Implementation applications Lénder as one-for-all services.
of the Online digitally
Access Act
(0ZG)
113B 6.1.2 Milestone | Publication of Quality - - - Q2 2025 Publication of quality requirements
Digitalisation of quality requirements (DIN SPEC 663366) and
the requirements and | have been definition of architectural
administration— definition of published and specifications (IT Architecture
Implementation architectural architectural Directive V1.9) that address the
of the Online specifications specifications standardisation for IT components
Access Act have been of the services of the Lander.
(0ZG) defined
113C 6.1.2 Milestone | Entry into force of | Provision in the - - - Q3 2025 Entry into force of the Ordinance
Digitalisation of the Ordinance on | law indicating on Standards for Online Access to
the Standards for the entry into Administrative Services.
administration— Online Access to | force of the
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Quantitative indicators (for targets)

Indicative timeline
for completion

G i COSUIED Milestone / . Q.u A Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones)
Unit of Baseline Goal | Quarter Year
measure

Implementation Administrative Ordinance on

of the Online Services Standards for

Access Act Online Access to

(0ZG) Administrative

Services

114 6.1.3 Milestone | Completion of End of pilot and - - - Q4 2023 Completion of a pilot project to test

Digitalisation of pilot projects to assessment pilot registers, in accordance with

the test pilot registers | document the implementation of the

administration— compiled Identification Number Act

modernisation of (Identifikationsnummerngeset®) and

registers the Register Modernisation Act

(Registermodernisierungsgesetz’).

115 6.1.3 Milestone | Standardised The standardised - Q2 2026 The standardised technical

Digitalisation of technical system is | technical system system (National Once-Only

the administration ready to be is ready to be Technical System, NOOTS) is

—modernisation connected with connected with ready to be connected with

of registers registers registers, the registers. The legal basis for

legal basis has
entered into
force, use cases
have been
connected to the
technical system
and additional
connections to
the technical
system have
been tested.

connecting registers has entered
into force.

Three use cases, each consisting
of a register and an online
service, have been connected to
the technical system. For twelve
additional registers and six
additional online services, the
connection to the technical
system has been tested within a
readiness check.

® Identifikationsnummerngesetz, 28 March 2021 (BGBL. I p. 591)

7 Registermodernisierungsgesetz, 28 March 2021 (BGBI. I p. 591)
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J. COMPONENT 6.2: Reduction of barriers to investment

This component of the German recovery and resilience plan addresses barriers to investment,
which have been slowing public and private investment in Germany. Reducing barriers to
investment enables the timely spending of funds and facilitates investment in the green and digital
transition. Furthermore, it increases Germany’s resilience to economic shocks and contributes to
stimulating domestic demand, with potential to narrow the current account surplus, which has been
repeatedly identified as a macroeconomic imbalance for Germany.

The component supports addressing the Country Specific Recommendations on achieving a
sustained upward trend in private and public investment, and to enhance investment (Country
Specific Recommendation 1 in 2019 and Country Specific Recommendation 1 in 2020).

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the DNSH Technical Guidance (2021/C58/01).

J.1. Description of the reforms and investments for non-repayable financial support

6.2.1 Reform: Joint programme of the Federal Government and the Linder for an
efficient administration that benefits citizens and businesses

The objectives of the measure include to accelerate planning and approval procedures, to
increase the outflow of grants, to accelerate housing construction, and to increase the
number of successful transfers of business ownership to the next generation.

The measure consists of establishing a working group comprised of the federal level and
the Lander to adopt proposals to simplify public administration procedures.

6.2.2 Reform: Expansion of consulting services of PD - Berater der éffentlichen Hand
GmbH

The objective of the measure is to enable municipalities and other public entities to better
integrate public funding programmes into their investment projects, as well as advance
the rollout of IT investments in schools.

The measure consists in consulting work supporting municipalities and other public
entities in navigating funding programmes, creating consulting concepts for the
digitalisation of schools and advise school authorities.

6.2.3 Reform: Acceleration of planning and approval procedures in the transport
sector

The objective of the measure is to accelerate the planning and approval procedures in the
transport sector, increase the capacity of transport routes and facilitate the expansion of
climate-friendly modes of transport.

The measure consists of adopting laws that accelerate planning and approval procedures
in the transport sector.

54



J.2. Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavable financial support

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure | )0 tone _ Qualitative targets) for completion Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones) Unit of
neo Baseline Goal Quarter Year
measure
117 6.2.1 Milestone First progress First progress - - - Q2 2021 The first report to the heads of

Joint programme of
the Federal
Government and
the Lander for an
efficient
administration that
benefits citizens
and businesses

report for the
Conference of
Minister-
Presidents
(MPK)

report published

government of the Federal
Government and the Lander has
been published and shall

encompass a list of those measures
from the Federal/Lander
programme of measures which

shall be further examined and
processed. The starting point of the
report are the following eleven
areas of action:

—Accelerating the outflow of grants;
—Identifying obstacles to the
outflow of grants and reporting
them to the Federal Ministry of
Finance;

—Improving the financial support of
municipalities;

—Streamlining and making grants
from the Federal Government to the
Lander and municipalities as
uniform as possible;

—Improving transfer of business
ownership through a dedicated task
force;

—Revising the model building code
(Musterbauordnung)?;

8 Musterbauordnung — zuletzt gedndert durch Beschluss der Bauministerkonferenz, 277 September 2019
(http://www.bauministerkonferenz.de/verzeichnis.aspx?id=991&0=75909860991)
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Seq. No.

Related Measure
(Reform or
Investment)

Milestone /
Target

Name

Qualitative
indicators (for
milestones)

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

targets) for completion
Lot Baseline Goal Quarter Year
measure

Description of each milestone and
target

—Strengthening planning and
approval authorities;

—Improving recruitment of skilled
staff and ensuring an improved
staffing situation;

—Accelerating planning, in
particular rail, local public and
private transport;

— Streamlining the consultation
process and public participation
procedures and simplifying
participation through digitalisation;
—Further accelerating planning and
approval processes.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure | \pu,cone / _ Qualitative targets) for completion Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones) Unit of
nit o Baseline | Goal Quarter Year
measure
118 6.2.1 Joint Milestone Second Second - - - Q2 2022 The published progress report shall
programme of the progress progress report identify the measures that shall be
Federal report for the published implemented under the leadership
Government and Conference of the Federal Government and/or
the Lander for an of Minister- the Lander. The progress report
efficient Presidents shall contain the following
administration that elements: The name of the
benefits citizens measure; status (started, completed,
and businesses not yet started); next milestone;
expected end date.
119 6.2.1 Joint Target Completion of - Percentage 0 80 Q1 2025 Completion of the implementation
programme of the measures in the of measures of at least 80% of the measures
Federal progress report completed identified in the second progress
Government and report.
the Lander for an
efficient
administration that
benefits citizens
and businesses
120 6.2.2 Expansion of | Milestone Start of PD Agreement - - - Q4 2022 Suitable funding programmes have
consulting services consulting with the federal been identified by PD jointly with
of PD- Berater der services for ministries on the relevant federal ministries, and
offentlichen Hand selected selection of the consulting project to improve
GmbH funding funding the calibration of these funding
programmes programmes programmes to the needs of the
recipients has started.
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Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure | \pu,cone / _ Qualitative targets) for completion Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones) ]
R Baseline | Goal Quarter Year
measure
121 6.2.2 Expansion of | Target Consultation Number of 0 100 Q3 2024 For 100 consultations, a certificate
consulting services certificates consultation of conclusion of consultations
of PD- Berater der issued certificates (signed by the beneficiary) has been
offentlichen Hand issued issued.
GmbH
122 6.2.2 Expansion of | Target Concepts Concepts 0 4 Q3 2024 Concepts for funding programme
consulting services for for funding revisions have been issued for four
of PD - Berater der revision programe funding programmes.
offentlichen Hand of funding revisions
GmbH programes
issued
123 6.2.2 Expansion of | Milestone Publication of | Funding Guide - - - Q2 2026 Publication of a Federal Ministry
consulting services a funding of the Federal of Finance Funding Guide on how
of PD Berater der guide Ministry of to design public funding
offentlichen Hand Finance programmes for public
GmbH published infrastructure measures.
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Related Measure

Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Milestone / . Q.u alitative targets) for completion Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones) ]
i Baseline | Goal Quarter Year
measure

124 6.2.2 Expansion of | Target Consultation - Number of 100 400 Q2 2026 For at least 400 consultations, a
consulting services certificates consultation certificate of conclusion of
of PD -Berater der issued certificates consultations (signed by the
offentlichen Hand issued beneficiary) has been issued.
GmbH

125 6.2.2 Expansion of | Target Roll-out and - Number of 0 5 Q4 2022 At least five consulting projects for
consulting services pilot consulting school authorities on school IT have
of PD- Berater der consulting projects started.
offentlichen Hand projects on carried out
GmbH school IT

126 6.2.2 Expansion of | Milestone Model Model Q3 2024 A model concept for school IT has
consulting services concept for concept been created and IT-related
of PD- Berater der school IT for educational materials have been
offentlichen Hand school IT published on a website (which may
GmbH created include, but is not limited to,

checklists and guides).

127 6.2.2 Expansion of | Target School IT - Number of 5 50 Q3 2024 Certificates of conclusion of
consulting services consulting consulting consultations (signed by the
of PD - Berater der projects certificates beneficiary) have been issued for
offentlichen Hand issued consultations on school IT of 50
GmbH school authorities.

59




Quantitative indicators (for

Indicative timeline

Related Measure | \pu,cone / _ Qualitative targets) for completion Description of each milestone and
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . target
Investment) milestones) Unit of
e o Baseline Goal Quarter Year
measure
128 6.2.3. Milestone Entry into Provision in the - - - Q4 2020 The Investment Acceleration
Acceleration of force of the law indicating Act, the Planning Acceleration
planning and Investment the entry into Act III, and the measure-act-
approval Acceleration force of the preparatory-act
procedures in the Act, the Investment (Investitionsbeschleunigungsges
transport sector Planning Acceleration etz,
Acceleration Act, the Planungsbeschleunigungsgeset
Act 111, and Planning z 11,
the measure- Acceleration MafSnahmengesetzvorbereitungs

act-
preparatory-act

Act ITI, and the
measure-act-
preparatory-act.

gesetz) have entered into force.
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K. COMPONENT 7.1: REPowerEU

The objective of the REPowerEU component of the German recovery and resilience plan is to
support the energy transition by integrating security of supply, affordability, resource conservation
and environmental compatibility with innovative and intelligent climate protection. The
component aims to address the contribution of the heating and cooling sector to greenhouse gas
emissions by promoting the decarbonization of buildings through energy efficiency measures. The
component also aims to promote climate-friendly freight transport, targeting a substantial
reduction in emissions by incentivising the adoption of electrically powered vehicles and
supporting the necessary infrastructure development. In addition, facilitating planned hydrogen
infrastructure projects is identified as crucial for meeting decarbonization goals. The expansion of
wind energy, both offshore and on land, is further introduced to reduce dependency on fossil fuel
imports and accelerate progress towards climate neutrality. Legislative reforms are proposed to
streamline permitting procedures, ensuring sustainable and responsible use of renewable energy
resources.

The REPowerEU component contributes to addressing Country-Specific Recommendations, in
particular CSR 2022.4 and CSR 2023.4.

Several measures are expected to have an indirect cross-border impact, including the scale-up of
the federal funding for energy-efficient buildings, which aims to reduce the reliance on fossil fuels.
Additionally, a digital platform to accelerate application and approval procedures could eventually
facilitate the access of other EU companies to the German market by simplifying administrative
processes and therefore reduce the reliance on fossil fuels, as the platform is intended to speed up
the establishment of a core hydrogen grid. Direct cross-border impacts are also anticipated with the
reform of the Wind Energy on Land Act and the Offshore Wind Energy Act, as the additional
electricity obtained from wind energy can have an impact on the demand-supply balance in
Germany and across several countries and affect cross-border flows.

It is expected that no measure in this component does significant harm to environmental objectives
within the meaning of Article 17 of Regulation (EU) 2020/852, taking into account the description
of the measures and the mitigating steps set out in the recovery and resilience plan in accordance
with the ‘do no significant harm’ Technical Guidance (2021/C58/01).

K.1.Description of the reforms and investments for non-repavable financial support

7.1.1 Scaled-up investment: Building renovation: federal funding for energy-
efficient buildings

The objective of this measure is to scale up investment 1.3.3 ‘Building renovation: federal
funding for energy-efficient buildings’ under Component 1.3. The scaled-up part of the
measure consists of supporting 190 000 individual renovation measures, in addition to
those financed from the non-repayable support as part of the investment 1.3.3.

7.1.2 Investment: Support programme for light- and heavy-duty Zzero-emission
transport

The objective of this measure is to increase zero emission road transport. The measure
consists in the registration of zero-emission commercial vehicles and the commissioning
of electric charging stations.
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7.1.3 Investment: Digital platform for processing authorisation requests for the
hydrogen core network

The objective of this measure is to accelerate the planning and approval process of energy
infrastructural projects for the hydrogen core network. The measure consists in a platform
that processes authorisation requests for the hydrogen core network, for example through
automated completeness and plausibility checks or drafting proposals for justifications
and approval decisions.

7.1.4 Reform: Wind Energy on Land Act

The objective of this measure is to accelerate the deployment of onshore wind energy
power plants.

The act shall define each federal state (Land)’s land-use target for wind energy. The act
shall also contain provisions to change the Construction Code to enable federal states
(Lénder) to designate additional areas as suitable for onshore wind generation. The
implementation of the reform shall be monitored by a joint committee of the federal level
and federal states (Ldnder) (EEG-Bund-Linder Kooperationsausschuss).

The implementation of the measure shall be completed by 31 March 2023.
7.1.5 Reform: Offshore Wind Energy Act

The objective of this measure is to accelerate the deployment of offshore wind energy
power plants.

The reform shall increase the expansion targets for offshore wind energy in Germany
from 20 GW to at least 30 GW by 2030, and to reach 40 GW by 2035 and 70 GW by
2045 (previously: 40 GW by 2040). It shall also contain provisions to streamline
planning and approval procedures and bundle the review of applications.

The implementation of the measure shall be completed by 31 March 2023.
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K.2. Milestones, targets, indicators, and timetable for monitoring and implementation for non-repavyable financial support

Indicative
Quantitative indicators timeline for
Related M litati for targets :
clate casure Milestone / L Q-u alitative ( gets) completion Description of each milestone
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target ) and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter | Year
measure
130 Investment 7.1.1 Target Grants awarded - Grants 145 000 335 000 Q2 2026 | Grants shall be awarded for
(scale-up): Building for individual awarded 335 000 individual renovation
renovation: federal renovation for measures.
funding for energy- measures for individual
efficient buildings energy- efficient renovation
buildings measures
131 Investment 7.1.2: Target Interim target for - Zero- 0 670 Q4 2024 | 670 zero-emission commercial
Support programme registration of emission vehicles, including at least 190
for light- and' hc?avy- Zero- emission commercial vehicles of class N3, have been
duty zero-emission . . .
commercial vehicles registered.
transport .
vehicles
132 Investment 7.1.2: Target Zero- emission - Zero- 670 2139 Q2 2026 | 1 139 zero-emission vehicles,
Support programme commercial emission including at least 529 vehicles
for light- and heavy- vehicles and commercial of class N3, have been
duty zero-emission . . . .
D recharging vehicles and registered and commissioning
P stations recharging certificates
stations (Inbetriebnahmeprotokolle)
have been issued for 1000
electric charging stations. The
registered vehicles may include
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Related Measure

Quantitative indicators

Indicative
timeline for

litati for targets .
Milestone / L Q-u alitative ( gets) completion Description of each milestone
Seq. No. (Reform or Name indicators (for
Target . and target
Investment) milestones) Unit of
Baseline Goal Quarter | Year
measure
vehicles purchased and rented.
135 Investment 7.1.3: Milestone Platform Digital platform - - - Q4 2025 | The digital platform processes
Digital platform for enabling the for prqces§ing authorisation requests for the
IDUEEIN digital authorisation hydrogen core network, for
authorisation requests . requests for the
processing of example through automated
for the hydrogen core o hydrogen core o
authorisation completeness and plausibili
network th : network plet d plausibility
requests for checks or drafting proposals
the hydrogen for justifications and approval
core network decisions.
136 Reform 7.1.4: Wind Milestone Entry into force of| Provision in - - - Ql 2023 | The Wind Energy on Land Act
Energy on Land Act the Wind Energy | the legal act (Wind-an-Land -Gesetz) has
on Land Act indicating the entered into force.
(Wind-an-Land - .
Gesetz) entry into
force of the
legal act
137 Reform 7.1.5: Milestone Entry into force Provision in - - - Ql 2023 | The Offshore Wind Energy
Offshore Wind of the Offshore the legal act Act  (Wind-auf-See-Gesetz)
Energy Act Wind Energy Act | indicating the has entered into force.
(Wind- auf-See- entry into
Gesetz) force of the
legal act
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Estimated total cost of the recovery and resilience plan

The estimated total cost of the recovery and resilience plan of Germany, including
the REPowerEU chapter, is EUR 30 336 828 678. The estimated total cost of the

REPowerEU chapter of Germany is EUR 2 410 896 431.

SECTION 2: FINANCIAL SUPPORT

1. Financial contribution

The instalments referred to in Article 2(2) shall be organised in the following manner:

1.1 First instalment (non-repayable support):

Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
1.1.1 Hydrogen projects within the ) Completion of expression of
1 framework of IPCEIs Milestone interest procedure
Entry into force of funding guideline
7 1.1.2 Support programme for Mileston (Forderrichtlinie) for
decarbonisation in industry estone decarbonisation in industry
1.1.3 Pilot scheme for climate action Completion of expression of
11 contracts based on the principle of Milestone interest procedure for climate
Carbon Contracts for Difference change contracts
) _ ) Approval of applications for
» 1.1.4 Project-related climate protection Tareet support of climate-related research
research g projects
Publication of the competition “Idea
1.1.5 Flagship projects for research Competition ‘Hydrogen Republic
17 and innovation in the context of the Milestone Germany’” (Forderaufruf zum
National Hydrogen Strategy Ideenwettbewerb
»Wasserstoffrepublik Deutschland*)
1.2.1 Support for the construction of ) Entry into force of funding
22 charging infrastructure Milestone guidelines
1.2.2 Funding for the development of ) Entry into force of the funding
25 electro-mobility Milestone guidelines
1.2.3 Support for the replacement of Support for the purchase of 240 000
29 the private vehicle fleet Target electric vehicles
1.2.4 Extension of the initial
31 registration per19d it i A ten- Milestone Entry into force of the Seventh
year tax exemption o sy Elesing Motor Vehicle Tax Amendment Act
vehicles
1.2.5 Support for purchases of buses
33 with alternative propulsion Milestone Publication of funding guidelines
1.2.6 Support to promote alternative ) Entry into force of the funding
36 rail propulsion Milestone guidelines
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Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
Entry into force of amendment
extending existing supporting
guidelines (Forderrichtlinien) of
1.2.7 Promotion of the industries the National Hydrogen and Fuel
39 involved in hydrogen and fuel cell Milestone Cell Technology Innovation
applications in transport Programme (NIP) (or if not
sufficiently covered by existing
supporting guidelines, entry into
force of new supporting guidelines)
1.3.1 Support programme for the Funding guidelines on the promotion
42 development of a climate-friendly Milestone of climate-friendly timber
timber construction sector construction
o ) Funding guidelines for the support
16 1.3.3 Building renovation: fede;ra@ Milest of energy-efficient renovation of
funding for energy-efficient buildings Rt buildings
2.1.2 IPCEI Microelectronics and Content design of the planned
52 Communication Technologies Milestone IPCEI
2.2.1 Vehicle manufacturers/suppliers ) Publication of all funding
59 investment programme Milestone guidelines
2.2.2 Federal programme ‘Building Publication of the funding
62 further CET networks’ Milestone guidelines
2.2.3 Digitalisation and Technology
65 Research Centre of the Bundeswehr Target Launch of research projects
2.2.4 Promoting the digitalisation of ) .
railways by replacing conventional Signature of the financing
70 interlocking/fast-track programmes to | Milestone agreement for the “fast track”
speed up the roll-out of ‘Digital Rail programme between the Federal
Germany’ Government and Deutsche Bahn
2.2.4 Promoting the digitalisation of
railways by replacing conventional
71 interlocking/fast-track programmes to | Milestone Interim report on implementation
speed up the roll-out of ‘Digital Rail
Germany’
2.2.4 Promoting the digitalisation of
railways by replacing conventional . .
72 interlo};kinyg/ fazt—tracgk programmesto | Target Suc.cessful cegpiiogotinlios
speed up the roll-out of ‘Digital Rail projects
Germany’
3.1.1 Investment programme for
73 teacher devices Milestone Administrative agreement
Entry into force of the first funding
. . guidelines and call for tenders for a
79 3.1.3 Educational centres of Milestone . .
excellence project-executing agency for the
overall programme
3.1.4 Modernisation of the Federal
83 ?rme d Forces? educational and training Milestone Project contract signed
acilities
Entry into force of the Childcare
411l restimne pres e Financing Act and the Federal
86 . Milestone Financial Assistance Act and of the

‘Childcare-financing’ 2020/21: special
fund ‘Child Day-care Expansion’

implementing regulations at Ldnder
level

66




Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target

Verification of the average social

89 4.1.2 Social Guarantee 2021 Milestone ;%C;rlty contribution rate for year
Entry into force of the revised

90 4.1.3 Apprenticeship support Milestone If:;gg;glgn i‘; elcfi;nbisl;j;;};; nggzral
sichern
Agreement between the federal

. government and the Lander to
4.1.4 Educational support for students . . .

93 . . Milestone provide learning support for

with a learning backlog 1 . . .

earners with pandemic learning
backlogs.
Entry into force of the Digital
95 4.1.5 Digital Pension Overview Milestone Pension Overview Act

Comprehensive nationwide use of
the German Electronic Reporting

5.1.1 Strengthening of the digital and and Information System for

98 technical resources of the public health | Target Infection Protection (Deutsches

service Elektronisches Melde- und
Informationssystem fiir den
Infektionsschutz, DEMIS)

5.1.3 Special programme to accelerate ) .

104 research and development of urgently Mileston Approval of a first vaccine against
needed vaccines against SARS-CoV- estone SARS-CoV-2 by the regulatory
o) authority

Launch of one pilot project for

108 6.1.1 European identity ecosystem Target digital hotel check-in

S Completion of individual

1 6.1.2 Digitalisation of the Tarcet agreements between the lead
administration —Implementation of e department and the lead federal
the Online Access Act (OZG) state (Bundesland)

6.1.2 Digitalisation of the Go-Lives of online access act

112 administration— Implementation of Target service bundles
the Online Access Act (OZG) (Onlinezugangsgesetz-Leistungen)
6.2.1 Joint programme of the federal )

117 government and the Lénder for an Milest First progress report for the
efficient administration that benefits riestone Conference of Minister-Presidents
citizens and businesses (MPK)

Entry into force of the Investment
6.2.3.1 Acceleration of planning and ) Acceleration Act, the Planning

128 Milestone ’

approval procedures in the transport
sector

Acceleration Act II1, and the
measure-act-preparatory-act

Instalment amount

EUR 4 344 763 676
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1.2 Second instalment (non-repayable support):

Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
1.1.1 Hydrogen projects within the ) .
2 framework of IPCEIs Milestone Issuance of first grant decisions
Funding guideline
1.1.3 Pilot scheme for climate action . (Forderrzchtlznze) v Lo
12 o Milestone programme on climate change
contracts based on the principle of o
Carbon Contracts for Difference SO ER B i e p.rlnc1ple off
Carbon Contracts for Difference
1.1.5 Flagship projects for research and
13 innovation in the context of the National Tarcet Issuance of erant decisions
Hydrogen Strategy £ &
1.2.2 Funding for the development of
26 electro-mobility Target Commitment of funds
1.2.3 Support for the replacement of Support for the purchase of another
30 the private vehicle fleet Target 320 000 electric vehicles
1.3.1 Support programme for the Approval of projects related to the
43 development of a climate-friendly Target development of climate-
timber construction sector friendlyntimber construction
2.1.1 Innovative data policy for
49 Germany Milestone Start of projects
2.1.2 IPCEI Communication
53 Technologies Target Launch of first projects
2.1.3 IPCEI Next Generation Cloud . .
33 Infrastructure and Services (IPCEI CIS) gt Ll Gif IR 5 1D) ¢ L prg el
2.2.2 Federal programme ‘Building Active participation of additional
63 further CET networks’ Target enterprises in CET networks
2.2.4 Promoting the digitalisation of
railways by replacing conventional .
72A interlo}ékinyg/ faP;t—tracgk programmes to | Target Sugcessful GommplElom aif il
speed up the roll-out of ‘Digital Rail project
Germany’
3.1.1 Investment programme for DSl Gt
74 teacher devices Target EUR 475 000 000 to the
supported projects
Entry into force of the funding
76 3.1.2 Education platform Milestone e T TETn p iy
prototypes and procurement
launched
3.1.3 Educational centres of Approval of at least 45 research
80 excellence Target projects
3.1.3 Educational centres of ) Entry into force of three additional
81 excellence Milestone funding guidelines
3.1.4 Modernisation of the Federal
Armed Forces’ educational and Analysis of educational institutions
84 training facilities Target and identification of their IT needs
Outflow of support for the federal
91 4.1.3 Apprenticeship support Target prograthme Ausbildungspldtze
sichern
Award decisions on applications for
92 4.1.3 Apprenticeship support Target jl;st[;ei?;;{gls);(l)gtr;n;?iern
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Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
4.1.4 Educational support for students 1 000 000 students have received
94 with a learning backlog Target learning support
Applications submitted to the Federal
5.1.2 Programme to future-proof Office for Social Security for at least
101 hospitals Target EUR 2 700 000 000
Disbursement of at least
5.1.3 Special programme to accelerate EUR 561 450 000 to vaccine

106 research and development of urgently | Target research supported by this special
needed vaccines against SARS-CoV-2 programme
5.1.3 Special programme to accelerate
research and development of urgentl .

e needed vaccines agaIi)nst SARS—(gDOV—yZ il Bt prggrmne
6.1.2 Digitalisation of the ) S

13 administration— Implementation of Tareet Widespread digitalisation of
the Online Access Act (OZG) g administrative services
6.2.1 Joint programme of the federal

118 government and the Lander for an Milestone Second progress report for the
efficient administration that benefits Conference of Minister-Presidents
citizens and businesses
6.2.2.1 Expansion of consulting ) )

120 services of PD: Effective Funding Milestone Start of PD consulting services for
Support Management selected funding programmes
6.2.2.2 Expansion of consulting Roll-out and pilot consulting

125 services of PD: School IT consultancy | Target projects on school IT

Instalment amount

EUR 7 522 077 413
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1.3 Third instalment (non-repayable support):

Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
1.1.1 Hydrogen projects within Taroct Commitment of at least
3 the framework of IPCEIs 2 EUR 500 000 000
1.1.6 Federal support for efficient . .
21A heat networks Target Signing of grant decisions
1.2.1 Support for the construction Taroct Expansion of recharging points in
24 of charging infrastructure & residential buildings
1.2.2 Funding for the development Tareet Expansion of municipal and
27 of electro-mobility & commercial e-mobility fleets
1.2.2 Funding for the Taroct Completion of electro-mobility
28 development of electro-mobility £ preliminary designs
1.3.2 Municipal living labs for the 1o ,
44 ey imasiien Target Approval of ‘living labs’ projects
2.2.1 Vehicle
60 manufacturers/suppliers investment| Target Approval of projects
programme
22 izl o orod) . Report on research and transfer
66 Technology Research Centre of Milestone S
the Bundeswehr
2.2.3 Digitalisation and
67 Technology Research Centre of the| Target Continuation of projects
Bundeswehr
_ 1 Launch of the beta-version of the
77 3.1.2 Education platform Milestone education platform
4.1.1 Investment programme Milestone
g7 ‘Childcare-financing’ 2020/21: Publication of interim report in
special fund ‘Child Day-care compliance with KitaFinHG
Expansion’
o ) . 1 Completion of the development and
96 4.1.5 Digital Pension Overview Milestone first operational phase
Ll Strepgthemng oI i i e Progress of public health offices
and technical resources of the Target . .
99 : . towards digital maturity
public health service
] 3 Dlgltghsatlon ofth§ . . Completion of pilot projects to test
administration—modernisation of | Milestone . .
114 . pilot registers
registers
) 1 Entry into force of the Wind Energy
136 7.1.4: Wind Energy on Land Act | Milestone on Land Act
} 1 Entry into force of the Offshore Wind
137 7.1.5: Offshore Wind Energy Act | Milestone Energy Act
Instalment amount EUR 7 059 109 790
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1.4 Fourth instalment (non-repayable support):
Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
1.1.2 Support programme for o
8 decarbonisation in industry Target Issuance of grant decisions
1.1.5 Flagship projects for research and . .
innovation in the context of the National Commitment for flagship research
21 Hydrogen Strategy Target and innovation projects
1.1.6 Federal support for efficient heat Submission of feasibility studies
21B networks Target and/or transformation plans
1.2.1 Support for the construction of Support for publicly accessible
23 charging infrastructure Target recharging points
1.2.3 Support for the replacement of Support for the purchase of
30A the private vehicle fleet Target 399 450 electric vehicles
1.2.7 Promotion of the industries .
involved in hydrogen and fuel cell Proj .ects'for hydrogen el sl el
40 ST Target applications in transport
applications in transport
e 1.3.3 Building renovation: federal T gﬁ;gﬁ?gg?eiftreernixve;?éfsnooff
. _ . . . ar et -
funding for energy-efficient buildings g 10 000 low st s
153 Biikifisy romovaion: S Completion of individual renovation
43B funding for energy-efficient buildings | Target ek e pc e
buildings
299 Federal Programme ‘Buildin Involvement or contribution of the
64 ﬁ'l ﬁher CET ne tw%) ks’ & Target CET_networks to new or revised
training measures or sub-modules
. Evaluation report on the education
78 3.1.2 Education platform Milestone e
Entry into force of a legal act
. . : ) containing a legal requirement for
97 4.1.5 Digital Pension Overview Milestone e ey A o v
information to the pension portal
5.1.1 Strengthening of the digital and .
100 technical resources of the public health | 7406t HTOETERS (?f pubhc hez.llth sl
service g towards digital maturity
109 6.1.1 European identity ecosystem Target Additional application cases
6.1.2 Digitalisation of the . . .
113A administration— Implementation of Target Serv1ge§ T Laqder ava 1-lable o
the Online Access Act (OZG) submitting applications digitally
6.1.2 Digitalisation of the Publication of quality requirements
113B administration— Implementation of Milestone and c.leﬁni-tion of architectural
the Online Access Act (OZG) specifications
6.1.2 Digitalisation of the Entry into force of the Ordinance on
113C administration— Implementation of Milestone Standards for Online Access to
the Online Access Act (OZG) Administrative Services
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Sequential Related Measure Milestone / Name
Number (Reform or Investment) Target
6.2.1 Joint programme of the federal
government and the Lander for an Completion of measures in the
119 efficient administration that benefits Target progress report
citizens and businesses
6.2. Expansion of consulting services
121 of PD: - - Berater der 6ffentlichen Target Consultations certificates issued
Hand GmbH
2R O] cqpsultlr}g SCIVICES Concepts for revision of funding
122 of PD - - Berater der 6ffentlichen Hand Target .
programmes issued
GmbH
6.2.2 Expansion of consulting services
126 of PD x- Berater der 6ffentlichen Hand | pilestone Model concept for school IT
GmbH
6.2.2. Expansion of consulting services
127 of PD: - Berater der 6ffentlichen Hand | Target School IT consulting projects
GmbH
Zhl(izﬁezup?gi P ;Z%;?g;?:sifg; light- Interim target for registration of
131 vy-auty Target zero-emission commercial vehicles

transport

Instalment amount

EUR 4 953 033 425
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1.5  Fifth instalment (non-repayable support):

Sequential Related Measure Milestone /
Number (Reform or Investment) Target AT
1.1.1 Hydrogen projects within the )
5 framework of IPCEIs Target Commitment of EUR 1 411 722 000
1.1.1 Hydrogen projects within the . .
6 framework of IPCEIs Target Electrolysis capacity
1.1.2 Support programme for Disbursement to the supported
9 decarbonisation in industry Target projects
1.1.4 Project-related climate Availability of climate research project
16 protection research Target reports
1.1.5 Flagship projects for research
19 and innovation in the context of the Tareet Availability of hydrogen research
National Hydrogen Strategy & project reports
1.1.6 Federal support for efficient Disbursement for the supported
21C heat networks Target projects
1.2.5 Support for purchases of buses Orders of buses with alternative
35 with alternative propulsion Target propulsion
1.2.6 Support to promote alternative Order of rail vehicles with alternative
38 rail propulsion Target propulsion
1.2.7 Promotion of the industries Provision of services via Technology and
41 1nvollvec.1 in hydrogen and fuel cell Milestone Innovation Centre(s) for Hydrogen
applications in transport Technology
1.3.2 Municipal living labs for the . .
45 ey rmsition Target Urban neighbourhood projects
o ) Confirmation after execution of
1.3.3 Building renovation: fede.ra! energy-efficient renovations of a
48 funding for energy-efficient buildings | Target further 30 000 housing units
2.1.1 Innovative data policy for Prg] ec.t s s apd Chigf D
3 Scientists or Chief Data Officers and
50 Germany Milestone -
data laboratories
2.1.2 IPCEI Microelectronics and Budget execution — disbursement of at
>4 Communication Technologies Target least EUR 1 275 000 000
2.1.3 IPCEI Next Generation Cloud o
) Open-source repositories or other web
Infrastructure and Services (IPCEI .
56 CIS) Target resources containing code
2.2.1 Vehicle manufacturers/suppliers o )
61 investment programme Target Finalisation of projects
2.2.3 Digitalisation and Technology Proiect outbuts
69 Research Centre of the Bundeswehr Target . P
20 3.1.3 Educational centres of Taroet Final external evaluation report on
excellence & supported research projects
3.14 Modemifation of the Federal Final assessment report on the
85 Armed Forces’ educational and ileseie modernisation of educational
training facilities institutions
4.1.1 Investment programme
38 ‘Chi!dcare-ﬁflanf:ing’ 2020/21: Target Submission of the Lander reports on
special fund “Child Day-care the number of childcare places
Expansion’
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Sequential

Milestone /

Related Measure Name
Number | Reform or Investment) Target

103 5.1 .2_ Programme to future-proof Toract Increassz in the digital maturity levels
hospitals of hospitals

110 6.1.1 European identity ecosystem Target Additional application cases projects

15 6.1 3 Digitglisation ofthe. ) Milest Standardised technical system is ready
administration — modernisation of IS to be connected with registers
registers
6.2.2 Expansion of consulting

123 services of PD - Berater der Milestone Publication of a funding guide
offentlichen Hand GmbH
6.2.2 Expansion of consulting
services of PD - Berater der . . :

124 Sffentlichen Hand GmbH Target Consultation certificates issued
7.1.1 (scale-up): Building renovation: Grants awarded for individual

130 federal funding for energy-efficient Tareet renovation measures for energy-
buildings & efficient buildings.

132 7.1.2: Support programme for light- Target Zero- emission commercial vehicles
and heavy-duty zero-emission transport and recharging stations
7.1.3: Digital platform for Platform enabling the digital

135 processing authorisation requests for | Milestone processing of authorisation requests for

the hydrogen core network

the hydrogen core network

Instalment amount

EUR 6 445 680 778
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SECTION 3: ADDITIONAL ARRANGEMENTS

1. Arrangements for monitoring and implementation of the recovery and
resilience plan

The monitoring and implementation of the recovery and resilience plan of Germany shall
take place in accordance with the following arrangements:

- A coordination unit in the Federal Ministry of Finance shall monitor the
implementation of Germany’s recovery and resilience plan. The unit shall
coordinate the monitoring and reporting of progress on milestones and targets
and on relevant indicators, perform qualitative controls on all financial data
and submit payment requests. The coordination unit shall be further
responsible for identifying and correcting early on any potential undesirable
developments. It shall serve as a coordinating body also for the monitoring
and implementation of the audit and control measures.

- The coordinating function of the unit is based on established national
mechanisms and regulations. The relevant national legal provisions and
national mechanism for monitoring and control shall be applied, including
the corresponding reporting obligations. The disbursement of funds for the
measures in the recovery and resilience plan to the final recipients shall be
carried out in compliance with the legal basis of the general funding
guidelines (Férderrichtlinie) for the respective measure in accordance with
the General Administrative Regulations, and on the basis of individual
funding decisions (administrative acts) in favour of the final recipients.

- The coordination unit consists of a team of economists and budgetary and
controlling experts with the relevant experience and specialist knowledge.
Specialist expertise from other units of the Federal Ministry of Finance or
other line Ministries shall be called in as needed. The mandate of the
coordinating unit is set out in the distribution-of-business plan of the Federal
Ministry of Finance.

2. Arrangements for providing full access by the Commission to the underlying
data

The Federal Ministry of Finance, as the central coordinating body for Germany’s recovery
and resilience plan and its implementation, is responsible for overall coordination and
monitoring of the plan. In particular, it acts as a coordinating body for monitoring progress
on milestones and targets, for monitoring and, where appropriate, implementing control
and audit activities, and for providing reporting and requests for payments. It coordinates the
reporting of milestones and targets, relevant indicators, but also qualitative financial
information and other data, such as on final recipients. The data encoding is taking place in
decentralised IT systems throughout different ministries, which are obliged to report the
required data to the Federal Ministry of Finance.

In accordance with Article 24(2) of Regulation (EU) 2021/241, upon completion of the
relevant agreed milestones and targets in Section 2.1 of this Annex, Germany shall submit
to the Commission a duly justified request for payment of the financial contribution.
Germany shall ensure that, upon request, the Commission has full access to the underlying
relevant data that supports the due justification of the request for payment, both for the
assessment of the request for payment in accordance with Article 24(3) of Regulation (EU)
2021/241 and for audit and control purposes.
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BT-S-Frage-AbNr_0490-2026-06-30

in T€
Ressort Kapitel / Titel Einzelplan/Sondervermégen Zweckbestimmung Hinweis 2025 (Soll) 2026 (Soll)
0903/ 68301 Epl. 09 Energieforschung 486.114|/
6092 / 68302 KTF Energieforschung bis 2025 0903 683 01 543.112
Reallabore der Energiewende
0903 / 68608 Epl. 09 (ab 2026: Strukturwandel durch Reallabore der Energiewende) 83.968
6092 / 68610 KTF Reallabore der Energiewende bis 2025 0903 686 08 94.283
6002 /893 43 Epl. 60 MaRnahmen zur Stérkung der Kohleregionen Strukturstérkungsmittel 49.355 54.259
BMWE 6092 / 68304 KTF MaRnahmen zur Weiterentwicklung der Elektromobilitat 8.353 4.376
(Projektférderung) 6092 / 68616 KTF CO2-Vermeidung und -Nutzung in Grundstoffindustrien 6.069 2.000
In 2025 Erl. Nr. 3.1 und
6092 / 89203 KTF Umsetzung der Nationalen Wasserstoffstrategie 4.1 (F&E Wasserstoff) 32.260 33.667
6092 / 89303 KTF Transformation Warmenetze 18.000(/
6093 / 89332 SVIK Um- und Neubau klimaneutraler Warmenetze bis 2025 6092 893 03 29.000
6092 / 89304 KTF Industrielle Fertigung fiir mobile und stationére Energiespeicher 35.000 34.759
6093 / 89351 SVIK Transferoffensive Energieinnovationen, Explorationsinitiative Geothermie 2.000 22.000
inkl. StStG Mittel um die
der Titel aufgestockt
Grundlagenforschung Energieeffizienz, Erneuerbare Energien und Fusion, Griiner |wurde - ohne StStG
3004 / 68541 Nr. 1 Epl. 30 Wasserstoff Mittel: 246.604 266.862 0
3004 / 68541 Nr. 2 Epl. 30 Nachwuchsférderung nukleare Sicherheitsforschung 14.000 0
6092 / 68502 KTF Anwendungsorientierte Grundlagenforschung Griiner Wasserstoff 159.671 0
Beitrag zur Nationalen Wasserstoffstrategeie und zum 7.
BMETR 6092 / 68504 Nr. 1 KTF Ene.rgieforschungsprogramm der Bundesregierung (BMFTR) enthalten PT-Kosten 0 354.971
(Projektforderung) 6092 / 68504 Nr. 2 KTF Fusion i . enthalten PT-Kosten 0 120.000
6092 / 68504 Nr. 3 KTF Nukleare Sicherheitsforschung enthalten PT-Kosten 0 14.000
6092 / 68504 Nr. 4 KTF Geothermie 0 2.700
3004 / 68542 Epl. 30 Ressourcen, Kreislaufwirtschaft, Geoforschung 746 2.932
6093 /89451 Nr 4 SVIK Investitionen in die Hightech-Agenda - Aufbau von Infrastrukturen; Fusion 0 50.000
Hier nur Werte des vom
BMFTR
bewirtschafteten
6092 / 89601 KTF Wasserstoffstrategie AulRenwirtschaft - Internationale Kooperation Wasserstoff Objektkontos 03950758 18.000 11.000
0901/68531 & Deutsches Zentrum fiir Luft- und Raumfahrt e. V. — Betrieb &
BMETR 0901 /89431 Deutsches Zentrum'ﬁJr Luft- und Raumfahrt e. V. — Investitionen HGF Energy 73.000 62.000
o 3004 / 68570 & HGF-Zentren — Betrieb &
(Institutionelle 3004 / 89470 HGE-Zentren — Investitionen HGF Energy 284.930|  287.278
Forderung) 30037685 40 & MPG — Betrieb &
3003 /894 40 Epl. 30 MPG — Investitionen nur Fusion (IPP) 119.092 122.582




Anlage 1 zur SF 6/0445 MdB Gottschalk-An die GIZ fir MaBnahmen im Jemen abgeflossene Bundesmittel, jahrlich seit 2011 (in Euro)

Urspringlicher

Projektbezeichnung Auftragswert 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
Landeranteil Jemen des Globalvorhabens
e . . . " 5.860.000 0 0 0| 4.400.000 0 0 950.000 510.000 0 0 0 0 0 0 0
Erndhrungssicherung und Resilienzstarkung
Starkung der Resilienz und Partizipation
. 52.500.000 0 0 0 0 0 0 0 0| 1.335.777| 2.195.038| 6.446.238| 9.168.228| 12.189.587| 7.914.124| 5.535.282
auf lokaler Ebene im Jemen
Verbesserung der Erndhrungssicherung zur
. g 21.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 5.271| 3.602.994( 3.183.208| 1.319.757
Starkung der Resilienz in Jemen
Verbesserung des Zugangs zu sozialen
Basisdienstleistungen fiir Binnenvertriebene
R . 24.050.000 0 0 0 0 0 120.391| 1.108.798| 1.361.681| 1.536.948| 2.235.721| 1.400.010| 3.398.427| 2.100.563| 1.749.472| 2.227.799
und lokale Bevoélkerung in zentralen
Aufnahmeregionen im Jemen
Starkung von sozialer und wirtschaftlicher
Teilhabe von Binnenvertriebenen und 4.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 16.098 67.988
lokaler Bevélkerung im Jemen
Erhohung der Beschaftigungsfahigkeit
. . 6.000.000 0 0 0 0 751.226 913.634| 1.015.780| 1.046.985| 1.130.058 513.809 10.360 71 0 0 0
von Jugendlichen im Sekundarschulalter
Unterstitzung des Rechnungshofes 1.725.909 234.030 63.305 -81 40.389 -14.399 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Forderung des Privatsektors 6.711.680 44.427 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Programm zur Verbesserung der
Allgemeinbildung 9.600.000( 2.634.449 103.556 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Erndhrungssicherung Jemen 12.018.670| 2.041.095| 3.001.696| 2.049.958 574.253 18.730 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Dezentralisierung der Abfallwirtschaft 2.000.000 391.951 32.061 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Forderung des Privatsektors 4.100.000( 1.297.045| 1.445.139 336.167 -79.113 6 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Good Governance 3.765.000 921.487| 1.283.790 179.951 15.130 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Programm reproduktive Gesundheit 4.315.640| 1.229.344| 1.805.162| 1.156.936 15.640 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Wirtschaftliche Entwicklung historischer Stadte 2.012.716 795.230 440.392 0 21.380 -8.664 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Institutionelle Entwicklung des Wassersektors 22.319.510| 5.437.760| 4.322.003| 3.778.961 304.327 58.672 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
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Ursprunglicher

Projektbezeichnung Auftragswert 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
Biodiversitatsforderung 6.000.000 13.775 206.399 633.224( 1.217.317 994.301( 1.134.238| 1.014.983 759.453 1.875 0 0 0 0 0 0
Forderung des Privatsektors 8.065.000 0 0] 1.092.942( 1.907.058| 1.919.276] 1.767.062| 1.084.864 33.784 -289 3.654 0 0 0 0 0
Good Governance 3.501.290 0 4.399| 1.142.870( 1.313.295| 1.001.592 5.928 1.112 0 0 0 0 0 0 0 0
Programm zur Verbesserung der
i 4.500.000 1.349| 2.233.753| 1.764.897 449.611 0 37.135 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Allgemeinbildung
Qualifizierung und Beschaftigung 2.238.000 2.243 29.394 447.329 794.432 728.520 178.491 11.025 0 0 0 0 0 0 0 0
Unterstitzung des Transformationsprozesses 5.369.871 0 0 2.415.893 1.819.908 1.020.841 45.479 657 -2.554 69.648 0 0 0 0 0 0
Anschaffung und Nutzung von zwei
. 679.209 0 371.462 303.538 4.209 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
sondergeschiitzten Fahrzeugen
Gesundheitssystemstarkung mit
Schwerpunkt Mutter- und Kindgesundheit 8.000.000 0 0 350.693| 1.648.467| 1.245.614 907.933 799.134| 1.003.197 28.350 5.454 341 27 -7.445 0 0
und Familienplanung
Programm zur Verbesserung der
. 6.000.000 0 0 0] 1.991.957| 2.305.598| 1.696.952 -8.604 26.300 -16.867 0 0 0 0 0 0
Bildungsqualitat
Programm Institutionelle Entwicklung
10.500.000 0 0 0| 1.925.408| 2.706.581| 2.151.509 596.617 76.322 -2.803 222 -57.705 0 0 0 0
des Wassersektors Il
Friedensforderung im Jemen 8.600.000 0 0 0 0 0 891.354] 1.160.279( 1.216.402 629.252 635.912 630.334( 1.926.973 -33.174 3.921 6.254
Good Governance 6.000.000 0 0 0 0 52 806.069| 1.072.444| 1.206.046| 1.440.532] 1.259.999 214.859 -19.599 0 -20.183 0
Programm zur Verbesserung der
. 8.500.000 0 0 0 0 0 65.328| 1.863.789| 2.150.487| 1.933.476| 1.896.098 344.527 646 -33.402 3.450 0
Bildungsqualitat
Institutionelle Entwicklung des Wassersektors
. 9.000.000 0 0 0 0 0 0| 1.049.225| 2.423.323| 2.211.021| 1.748.816 362.162 23.180 0 0 0
Il - Sicherstellung der Grundversorgung
Gesundheitssystemstarkung im Jemen 6.600.000 0 0 0 0 0 0 0 4.625| 1.043.511| 1.663.453| 2.227.624] 1.556.662 43.893 -4.991 1.192
Forderung von Privatwirtschaft und
Beschaftigung 10.056.648 0 0 0 0 0 0 0 0 331.236 924.379| 1.476.311| 2.639.818| 2.459.213 974.223 26.408
Institutionelle Entwicklung des Wassersektors
. 9.200.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 750.111( 3.470.684| 2.857.965| 1.629.224 124.358 120.076
IV - Sicherstellung der Grundversorgung
Programm zur Verbesserung der
. 15.900.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 4741 2.651.645| 4.979.571| 4.161.035| 1.916.706 441.104
Bildungsqualitat 11l
Unterstitzung der friedlichen Koexistenz
6.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 314 690.834| 2.107.178| 1.724.449 319.636

im Jemen
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Urspringlicher

Projektbezeichnung Auftragswert 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
Good Governance 6.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 647.826| 1.314.863| 1.689.881| 1.238.870 362.050
Gesundheitssystemstarkung IlI -

Qualititssicherung im Jemen (HSSP I11) 6.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 795.264| 1.063.896 991.842| 1.004.270
Starkung der Resilienz des Wassersektors

im Jemen 8.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 460 1.873| 1.147.725 724.941
Forderung von Privatwirtschaft und

Beschaftigung 4.900.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 474.576 995.164
Berufliche Bildung im Jemen 2.000.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 97 591.146
Unterstiitzung von Partizipation und Dialog

im Jemen 2.800.000 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 97 626.717
Landliche Regionalentwicklung Al Mahweet

(AR) 21.158.831 25.932 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Studien- und Fachkraftefonds (SFF) 13.399.192 203.534 80.328 214.197 601.931 -241.652 11.865 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Stadtentwicklung von Shibam in Hadramaut 2.702.172 77.640 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
KV-Programm reproduktive Gesundheit 5.300.000 -93.800 39.648 12.577 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Studien- und Fachkraftefonds (SFF) 15.000.000 0 0 0 0 -17.958( 1.272.494| 1.496.623 622.920 719.358 629.705 691.575 526.614| 1.656.159( 2.616.451| 1.965.188
Sicherheitsrisiko-Management 8.400.000 0 0 0 0 0 0 851| 1.232.853| 1.452.968| 1.291.990| 1.379.406| 1.856.521 852.613 15.154 795
Netzwerkbildung zur Verbesserung

der Jugendférderung im Jemen 350.000 0 0 0 47.641 302.358 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0
Unterstitzung des Stabilisierungsprozesses

im Jemen durch die Forderung von 9.500.000 0 0 0 0 0 o| 200000 775.000| 679.526| 1.390.808| 1.566.005| 3.025.046| 1.123.647 0 0
KleinmafRnahmen lokaler

Stabilisierung lokaler Verwaltungen

und Dienstleistungen im Jemen 2.298.901 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 950.000|] 1.348.900
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